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Das vorliegende Heft ist konzipiert worden als Themenheft 
zum Regionalismus. Daß eine Reihe von Artikeln über dieses 
Thema hinausgehen, hat mehrere Gründe: dazu gehört, daß 
nur ein begrenzter Kreis von Leuten dieses Heft zusammen- 
gestellt hat; ein Großteil der Aufsätze, die wir geplant hatten, 
ist nie geschrieben worden — dazu gehört aber auch, daß wir 
nicht mehr sicher sind, ob es diese Zeitschrift auch weiterhin 
geben wird und in der bisherigen Form geben soll. 

Wir haben uns deshalb entschlossen, den Rahmen eines The- 
menheftes zu sprengen und Beiträge, deren Diskussion uns 
dringend wichtig erscheint, mit aufzunehmen. Zusammen mit 
den anderen deuten sie eine Richtung an, in der wir uns eine 
weitere Arbeit an der Autonomie’ vorstellen können. 

Auf S. 2 schreibt Barni Geröllheimer über Industrieansied- 
lung und Arbeitsmarktpolitik an der Unterelbe. Er beschreibt 
einen „Regionalismus des Kapitals”, das auf die Krise der ar- 
beitsintensiven Industrie sowohl mit einer neuen Technologie 
der Stammbelegschaften und des Atomstroms als auch mit ei- 
ner regionalen Dezentralisierung des Arbeitsmarktes reagiert. 
Die AKWs in Stade, Brunsbüttel usw. sind demnach nicht nur 
eine Zerstörung der Ökologie und der Landschaft, nicht nur 
eine Bedrohung für Gesundheit und Leben, sondern zugleich 
ein Angriff auf die Unterklassen der Städte. 

Jürgen Klein stellt in seinem Beitrag auf S. 13 die Frage, 
ob der „Regionalismus’’ ein von außen übernommener Hut, 
ein neuer Mythos oder eine neue Perspektive sei. Er überprüft 
an Beispielen, welche Bedeutung der Regionalismus in der 
deutschen Geschichte seit den Bauernkriegen gehabt hat. 

Ahlrich Meyer schreibt auf S. 21 über „Moralische Ökono- 
mie’’ -— über die Aneignung der lebensnotwendigen Güter im 
Frühindustrialismus nicht nach den Kategorien des Lohns, 
sondern nach den Lebensbedürfnissen. Vor diesem historischen 
Kontext rezepiert er die Frühsozialisten. Die Bewegung der 
Aneignung ist immer regional gewesen. Es wäre die Frage zu 
diskutieren, ob nicht die Kategorien der moralischen Ökono- 
mie im Zeitalter unseres gesellschaftlichen Reichtums eine 
größere Explosionskraft haben als die Ökonomie des Wert- 
gesetzes. 

Claus und Nils Bolbrinker, Bernd Westphal und Roswitha 
Ziegler haben einen Beitrag zusammengestellt (S. 29), in 
dem Bewohner des Wendlandes zu Wort kommen: mündliche 
Überlieferung der Gegenwart aus einer Region, von der viele 
nicht mehr kennen als den Bauplatz in Gorleben... 

Eine Autorengruppe schreibt auf S. 46 über Claus Heim, 
den Exponenten der schleswig-holsteinischen Landvolkbewe- 
gung, der die Bewegung der Bauern gegen die Zwangsverstei- 
gerungen ihrer Höfe mit demonstrativen Sprengstoffanschlä- 
gen eskaliert hat. Sie fragt, welche regional autonomen Mo- 
mente diese Bewegung gehabt hat, die bisher meist als „‚rechts- 
radikal’’ entlarvt und dann abgetan worden ist. 

Diesen Beiträgen zum Themenschwerpunkt folgt ein Do- 
kument: eine Rede Egon Bahrs (S. 75) auf einer Tagung in 
Freudenberg, in der er zu den „Deutschen Jusos” Klartext 
spricht. 

Karl Heinz Roth schreibt auf S. 78 über die Gebärstreik- 
debatte in Berlin vor dem 1.Weltkrieg: einige jüdische sozial- 
demokratische Ärzte propagierten offen, was die Proletarie- 
nerinnen längst schweigend taten: die Zahl der Kinder zu be- 
grenzen. Sie sahen sich einer Front gegenüber von der Gene- 
ralität über Friedrich Naumann, den rechten Flügel der SPD, 
der offen rassistisch-darwinistisch argumentierte, bis zur offi- 
ziellen Frauenbewegung Zetkins, die sich dagegen verwahrte, 
„die Schlafzimmer in die Politik’’ zu ziehen. Dazu 9 Dokumen- 
te zur Gebärstreikdebatte. 


„Auf keinen Fall darf die Aufmerksamkeit erlahmen’”’ — 
diese Zusammenstellung aus „Der Sicherheitsberater’”’ , einer 
Zeitschrift für Unternehmensleitungen, zeigt, daß das Netz 
sozialer Kontrolle gegen Sabotage oder Aneignung immer en- 
ger geschlossen wird; zugleich dokumentiert sie Formen des 
Widerstandes, die immer noch den Herrschenden weit besser 
bekannt sind als uns. 

Das Referat Maihofers, das auf S. 120 auszugsweise abge- 
druckt ist, wurde auf einer gemeinsamen Sitzung des Innen- 
und Rechtsausschusses nach dem Attentat auf Buback gehal- 
ten. 


I. 

Die bisherige Art, die ‘Autonomie’ zu machen ist — in un- 
seren Augen — in eine Krise gekommen. Es wird im Moment 
in der Redaktion und sonstwo viel darüber diskutiert, es gibt 
eine Menge Gerüchte. Im Herbst soll es auf jeden Fall ein Tref- 
fen geben, auf dem über die weitere Zukunft der ‘Autonomie’ 
entschieden werden soll. In diesem Heft steht auf S.12 eine Er- 
klärung des Trikont-Verlages zur Auseinandersetzung innerhalb 
der ‘Autonomie’. — Wir, die Redaktion dieses Heftes, wollen 
kurz darlegen, warum wir es ablehnen eine Zeitschrift wie die 
bisherige ‘Autonomie’ weiterzumachen. 

Die ‘Autonomie’ entstand einmal in dem Moment, als die 
linksradikalen Gruppen, die sich als Versuch der organisierten 
Fortsetzung und Umwandlung der sozialrevolutionären Bewe- 
gung gegen Ende der 60er Jahre verstanden, auseinanderfielen. 
Die Entdeckung der Vielfalt, die die ‘Autonomie’ von Anfang 
an kennzeichnete, war nicht gedacht als Aufgabe des revolutio- 
nären Impulses. Ausgangspunkt war damals vor etwa drei Jahren 
die Einsicht, daß die Gruppen nicht nur an der repressiven Re- 
alität der BRD zerschellt waren: daß sie vielmehr auch keine 
angemessene, weil beschränkte und ärmliche Antwort auf den 
umfassenden Prozeß sozialer Neuzusammensetzung waren. So 
waren die Diskussionen um die community, den Regionalismus, 
um die Mikrophysik der Macht und anderes erste tastende Ver- 
suche, uns von dentheoretischen und politischen Versteinerun- 
gen, die wir 68 ff. erlebt und mitgetragen haben, wieder freizu- 
schaufeln und uns an ein Verständnis der modernen Klassenre- 
alität und ihrer noch fast gänzlich unerforschten Geschichte her- 
anzutasten. 

Später kam es anders: die Vielfalt nahm selbstgenügsame Zü- 
ge an, sie wurde zum gepflegten Pluralismus. Wo eine aktuelle 
revolutionäre Perspektive nötig gewesen wäre und die Vielfalt 
hätte in sie einfließen müssen, bewirkte der selbtgenügsame Um- 
gang mit den einzelnen Bausteinen dieser Vielfalt etwas anderes: 
es entstand eine Ideologie hart an der Grenze der Philosophie 
der Bewegungslosigkeit — der neuentdeckte Reichtum (der frei- 
lich weit ärmer ist als er tut) machte den Gegner und auch die 
Frage der Macht vergessen. Die ‘Autonomie’ hatte an diesem 
Prozeß teil. Ihr Fehler war es, daß sie gegenüber dem Prozeß 
der (sicher nur teils selbstgewählten) Abschottung der linksra- 
dikalen und alternativen scene blind war; daß es sie nur wenig 
interessierte, daß hier eine sozialrevolutionäre Bewegung in’s 
Ghetto und die Nutzbarmachung abgedrängt wird. 

In dieser Situation wird eine brauchbare Zeitschrift erst 
einmal ein vollständig minoritäres Projekt sein. Sie kann keine 
Revue der Repräsentanz sein, sie muß sich aus der klappernden 
Vielfalt zurückziehen, die herrschenden Strömungen in der Lin- 
ken werden ihr zumindest nicht freundlich gesonnen sein. — Wir 
stehen erst am Anfang der Diskussion um ein solches Projekt 
und sparen uns daher an dieser Stelle programmatische Erklär- 
ungen, die nur Leerformeln sein könnten. 

Die Redaktion dieses Heftes 
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Der folgende Artikel ist aus der Arbeit der Industriegruppe 
der BUU (autonom) hervorgegangen. Dennoch gibt er keines- 
wegs die Meinung dieser Gruppe wieder. Inhaltlich wie sprach- 
lich hat er eher etwas mit der Hamburger Autonomie-Redak- 
tion zu tun. Als ich (der Aufschreiber) ihn in der Industrie- 
gruppe diskutierte, wurde vor allem die Abstraktheit der Spra- 
che und die Kategorien selbst kritisiert. Wir haben z.B. sehr 
lange über die Begriffe "Klasse” und Klassenkampf’ geredet. 
Ich mußte erst mal erklären, was ich mit “Klasse” im Gegen- 
satz zu Arbeiterklasse meinte. 

Die These von der“Proletarisierung”’ der Leute im Dienstlei- 
stungsbereich wurde akzeptiert, was die Tatsachen betrifft, 
aber nicht, was meine Ausdrucksweise mit "Proletarisierung’’ 
angeht. Die anderen meinten, diese marxistischen Begriffe sei- 
en verbraucht, man sollte lieber genauer beschreiben, was man 
damit meint. Ähnlich war es mit “Klassenkampf” bzw. “Klas- 
senauseinandersetzung’’. Die meisten assoziieren mit dem Begrif- 
fen nur so traditionelle Kampfformen wie Streiks, Demonstra- 
tionen und Aufstände. 

Daß Kündigungen, Fernbleiben vom Dienst, Anmotzen oder 
Verweigerung gegenüber Vorgesetzten auch Klassenkampf ist, 
und zwar eine weitverbreitete Form, mußte ich erst erklären. 
Für viele Genossen oder Typen’ in der Sponti-Scene, die ja 
sehr zahlreich auch aus ML-Organisationen stammen, ist eben 
keineswegs mehr klar, was wir meinen, wenn von ”Kampffor- 
men des Massenarbeiters’’ die Rede ist. In der Industriegruppe 
der BUU hatten wir die Unterelbe-Industrialisierung bisher 
hauptsächlich unter ökologischen und allgemein-menschlichen 
Aspekten diskutiert; theoretisch sind wir eher linke Technolo- 
gie-Kritiker als Theoretiker des Klassenkampfes. 


2. 

Wyhl und Brokdorf waren für viele ein neuer Beginn. Die ge- 
meinsamen Erfahrungen in der Anti-AKW-Bewegung, bei De- 
monstrationen und ihrer Vorbereitung haben bei vielen zu neu- 
en politischen Einsichten geführt. 

Die kapitalistische Technologieentwicklung ist von Grund 
auf fragwürdig geworden. Einige Spontis suchen theoretisch 
nach Alternativen zur kapitalistischen wie marxistischen Fort- 
schrittsideologie der Produktivkräfte. (Den “Dickson’” vom 
Trikont-Verlag kenne ich allerdings noch nicht.) Alternativ- 
technologie und Möglichkeiten dezentraler Entwicklung wer- 
den als konkrete Utopien ausgemalt. Ob diese konkreten Uto- 
pien zur Beseitigung des kapitalistischen Systems führen und 
sich dadurch überhaupt erst verwirklichen lassen, wird aber 
meist nicht gefragt. Mir scheinen diese Ansätze recht fragwür- 
dig, wenn ich die Technologen des Systems Kongresse über 
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Solartechnik veranstalten sehe oder von den Windmühlenpro- 
jekten zur Energieerzeugung in Dithmarschen höre. 

Ein anderer Teil der Linken, SB und Jusos, diskutiert ziem- 
lich abgehoben den Zusammenhang zwischen Energie und 
Zahl der Arbeitsplätze. !) 

Um praktisch weiterzukommen in der Anti-AKW-Bewegung, 
schlage ich vor, diese Frage konkret zu stellen: Wie ist der Zu- 
sammenhang zwischen den AKW’s und der Entwicklung der 
Region (was über die reine Arbeitsplatzfrage hinausweist). Der 
springende bzw. Ausgangspunkt ist: Im Zusammenhang mit 
den Besetzungsversuchen waren wir auf ein neues Subjekt” 
im Kampf gestoßen — die Bauern nämlich. Soweit ich sehe, 
(im norddeutschen Raum) hatte mensch sie aber nur unter tak- 
tischen Gesichtspunkten, Frage nach dem Verständnis für Mili- 
tanz usw. berücksichtigt. 

Ihre Interessenrichtung war für uns klar. Mensch sah sie als 
von Landschaftszerstörung und Atomgefährdung Betroffene, 
zumal natürlich, wenn ihre Existenzgrundlage bedroht war. 
Das paßte übrigens gut zu einer verbreiteten Romantisierung 
des neuentdeckten Lebens auf dem Lande, weniger zu den har- 
ten Existenzbedingungen vor allem der Arbeiterbauern. Ich 
meine, daß die sogenannte ansässige Bevölkerung tatsachlich in 
einem zweideutigen Verhältnis zu den AKW’s steht, weil sie 
sich Vorteile von neugeschaffenen Verdienstmöglichkeiten er- 
hofft und an der Unterelbe für jedermann sichtbar einige neue 
Werke entstanden sind. Die Veränderungen, die durch die In- 
dustrialisierung der Unterelbe entstehen, sollten wir uns aller- 
dings genauer ansehen, weil sie die Bevölkerung weit mehr be- 
treffen als nur durch Umweltzerstörung. 

Bei allen Darstellungen des "neuen Ruhrpotts’ an der Unter- 
elbe ging es fast immer um die gigantische Zerstörung der bis- 
herigen Umwelt: Aufwärmung und Verschmutzung der Elbe, 
Zerstörung der Obstkulturen durch die Fluoremissionen der 
Aluminiumwerke, Luftverpestung durch Raffinerien und Che- 
mieproduktion, Vernichtung ganzer Dörfer (Altenwerder, 
Moorburg, Büttel) durch den riesigen Flächenbedarf der Kon- 
zerne. 

In der Gruppe haben wir uns gefragt, wie wir das zusammen- 
bringen: Unseren Widerstand gegen Umweltzerstörung und 
AKW’s auf der einen Seite und die Situation, daß neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden, so wenige und so schlecht diese auch 
sein mögen, auf der anderen Seite. Diese neuen Arbeitsplätze 
bestimmen ganz wesentlich die Widerstandsbereitschaft der 
Leute in der Region; zweitens betreffen sie auch die Hambur- 
ger, weil die neuen Bedingungen in der Region etwas mit den 
Arbeitsverhältnissen in der Metropole zu tun haben. Die Frage 
in diesem Artikel lautet: wie sieht das neue Verhältnis zwi- 


schen Stadt und Land für Arbeitende und Nichtarbeitende 
aus? Gibt es Berührungspunkte in der sozialen Situation des 
Freaks aus Ottensen (Stadtteil in Hamburg-Altona) und des 
Arbeiterbauern aus Stade, die für einen gemeinsamen Wider- 
stand diskutiert werden müßten? 

Zunächst habe ich ein paar Informationen zur Unterelbein- 
dustrialisierung aus dem Material der Industriegruppe zusam- 
mengesucht, um dann auf die Frage eines veränderten Pro- 
gramms der Herrschenden für die Stadt-Land Beziehung einzu- 
gehen. Die Umweltzerstörung will ich in diesem Beitrag nicht 
darstellen. 


3; 

Brunsbüttel und Umgebung, der Raum von Stade bis Droch- 
tersen und das Hafenerweiterungsgebiet von Hamburg sind bis- 
lang die Schwerpunkträume der regionalen Entwicklungspoli- 
tik, wo das Kapital seine spektakulärsten Investitionen vorge- 
nommen hat. 

Von Hamburg bis zur Elbmündung ziehen sich beiderseits 
der Elbe 100km lange sog. Entwicklungsachsen hin, Verkehrs- 
achsen als Rückenmark von Arbeit und Industrie. Schwer- 
punkträume und ”zentrale Orte” auf den Achsen sollen den 
Ballungsraum Hamburg “entlasten” und in einem Gefüge von 
großen und kleinen ”Agg/omerationen” eine neue Industriali- 
sierung und vor allem auch “Urbanisierung’’ der Region ein- 
leiten. 

Herzstücke dieser geplanten Verstädterung des Landes sind 
die Energieversorgungszentren in Gestalt der AKW’s Stade, 
Brunsbüttel und Brokdorf und die von ihnen gespeisten voll- 
automatisierten Chemie- und Aluminiumkombinate. 
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In BRUNSBÜTTEL baut der Bayer-Konzern auf einer Flä- 
che von 3,75qkm sein größtes Werk — die Fläche ist größer 
als die vom Stammwerk in Leverkusen. Es ist überhaupt der 
erste Neubau eines solchen Chemiegroßwerkes in Deutschland 
nach dem 2. Weltkrieg. 

Insgesamt sollen dafür 1200 Menschen umgesiedelt werden. 
Das Dorf Büttel wird völlig von der Landkarte verschwinden. 
Die ansässigen Bauern wurden zunächst vom Staat mittels des 
Städtebauförderungsgesetzes enteignet, mit relativ großzügi- 
gen Entschädigungen abgefunden, und der Boden dann an Bay- 
er weiterverkauft. Die vorangegangene Aufstellung des Flä- 
chennutzungsplans war anscheinend kein Punkt der Auseinan- 
dersetzung. Widerstand gegen die Enteignungen wurde kaum 
geleistet. Zumeist beschränkte er sich darauf, durch Prozesse 
den Verkaufswert der Grundstücke heraufzusetzen. Man woll- 
te seinen “Schnitt” machen — politische Leute, die einen Zu- 
sammenschluß angestrebt und gefördert hätten, waren damals 


nicht vorhanden (um 1970). 

Heute sieht es etwas anders aus. Die Leute sagen, sie hätten 
keine Ahnung von der Reisenhaftigkeit der Anlagen gehabt. 
Es werden Einwendungen wegen der Umweltverschmutzung 
gemacht. Einige Bauern spielen eine führende Rolle bei der 
Grünen Liste im Kreis Steinburg (der benachbarte Kreis mit 
Brokdorf). Die Genehmigung für die Wasserverschmutzung hat- 
te sich BAYER übrigens vorsichtshalber schon für sämtliche 
zukünftige Anlagen als Gesamtgenehmigung eingeholt, bevor 
die Bevölkerung wußte, worum es eigentlich ging. 


Als Produkte werden Desmodur T 80 (Schaumstoffprodukt) 


mit einer Jahreskapazität von bis zu 60000 t, Polyurethan, 
Glasfaser und andere chemische Vorprodukte hergestellt. 

Bis 1975 hat Bayer 350 Millionen Mark ausgegeben, für die 
nächsten Jahre sind weitere 500 Millionen geplant. Das Geld, 
das Bayer ausgibt, stammt vom Staat, sei es in Form direkter 
Subventionen aus dem Fond "Gemeinschaftsaufgabe des Bun- 
des und der Länder ‘Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur” oder indirekt durch Kredite von Staatsbanken. Die 
notwendigen Infrastrukturmaßnahmen, wie der Ausbau der 
Hafenanlagen, haben bisher 900 Millionen Mark gekostet. 

Wenn heute ein Arbeitsplatz in der Chemischen Industrie 
1 Million Mark kostet, kann man sich ausrechnen, daß es mit 
der Schaffung von Arbeitsplätzen reichlich schwierig ist. Das 
ursprünglich angestrebte Ziel, 11.000 — 14.000 Arbeitsplätze 
im Brunsbütteler Raum neu zu schaffen, wurde inzwischen 
wegen der “ungünstigen gesamtwirtschaftlichen Bedingungen” 
auf 4.200 — 5.000 heruntergeschraubt. Trotz aller Investitio- 
nen wird für das Jahr 1985 im Planungsraum IV (Steinburg 
und Dithmarschen) mit einem Arbeitsplatzdefizit von 17.000 
gerechnet. Das sind amtliche Informationen, die einem fast die 
Sprache verschlagen, wenn mensch sich gleichzeitig die ewige 
Propaganda mit der Schaffung von Arbeitsplätzen anhören 
muß, die die Umweltzerstörung rechtfertigen würde.2) Was 
mit den Arbeitslosen geplant ist, davon weiter unten. 

Ähnlich wie bei AKW’s wird dies Argument immer vorge- 
bracht, wenn Genehmigungen für die Umweltverpestung 
durchgezogen werden sollen. 

Das zweite chemische Großwerk in Brunsbüttel baut die 
VEBA: Auf einer Fläche von 2,8qkm sollen in zwei Ölraffine- 
rien 5,5 Millionen t pro Jahr produziert werden. Das Rohöl 
wird an einem neuen, für 100.000 t Tanker benutzbaren 1100 
m langen Pier gelöscht. Nach dem Hauptgutachten der Landes- 
anstalt für Immissionsschutz und Bodennutzungsschutz vom 
21.4.71 sollen nach dem Endausbau allein von der VEBA fol- 
gende Mengen von Gasen und Dämpfen täglich an die Umge- 
bung abgegeben werden: 264 t Schwefeldioxyd, 5,04 kg gas- 
förmige Fluorverbindungen, 96 t Schwefelwasserstoff, organi- 
sche Dämpfe und Gase, 6,48 t Kohlenmonoxid, 1,92 t Chlor- 
wasserstoff, 238 kg Ammoniak, 120 kg Chlor. 


Außer VEBA und BAYER siedeln sich in Brunsbüttel noch 
andere Chemiefirmen an: Kalichemie, Condea, Solvay, Oleo- 
naphta und die Bayer-Tochter Schelde-Chemie. Alle werden 
zusammen mit BAYER und VEBA ein Verbundsystem in der 
Produktion bilden. Das Endprodukt der einen Firma dient der 
nächsten als Ausgangsprodukt. Die Firmen sind also nicht un- 
abhängig voneinander zu sehen — sie bilden einen gemeinsa- 
men, integrierten Produktionskomplex. Ziel ist, eines Tages 
die ganze chemische Produktionspalette vom Kunstdünger bis 
zum Plastkeimer herstellen zu können, mindestens aber die be- 
nötigten Rohmaterialien. 
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In STADE gibt es drei neue Großbetriebe: die DOW CHEMI- 
CAL (durch die Napalmherstellung berüchtigt), die Vereinigten 
Aluminiumwerke (VAW) und die Aluminium-Oxid-Stade 
(AOS). Es soll hier nicht noch einmal die wahnsinnige Art 
der Finanzierung dieser Kombinate im einzelnen aufgeführt 
werden. Bemerkenswert ist jedenfalls, daß die beteiligten Kon- 
zerne fast nichts an Eigenmitteln aufbringen müssen, das Land 
Niedersachsen und andere staatliche Stellen geben Zuschüsse 
oder leisten die Bürgschaften für Kredite in Milliardenhöhe. 
DOW allein hat 1 Mrd. Mark Kreditlienie bei der Niedersäch- 
sischen Staatsbank. Falls die Werke nicht den erwarteten Pro- 
fit erwirtschaften trägt der Steuerzahler die Verluste, wie es 
beispielsweise im Fall Reynolds-Aluminium in Hamburg schon 
eingetreten ist. 

Die drei Werke werden direkt an der Elbe auf einem teilwei- 
se neuaufgespülten Gelände gebaut. Das Gebiet der DOW um- 
faßt 5,6qkm; davon sollen 3,5qkm als Werksgelände genutzt 
werden, der Rest ist Pufferzone. Der Gestank, den die DOW 
produziert, und die Gefährlichkeit der Dämpfe machen jedes 
menschliche Leben in der Nähe des Riesenwerkes unmöglich. 
Ein gigantischer Produktionskomplex ist entstanden, der Stück 
für Stück um weitere Anlagen erweitert wird. Ebenfalls hängt 
alles im Verbundsystem zusammen, Als Produkte werden her- 
gestellt: 

Zunächst Chlor aus Salz und Ätznatron, beide auf elektroly- 
tischem Wege. Dann — Lösungsmittel, Epichlorhydrin, Methyl- 
chlorid, Methylzellulose (7.500 t/a), Propylenoxid (150.000 
t/a), Venylchlorid, Äthylenoxid, Äthylenglykol, Trichloräthy- 
len, Methylenchlorid, chlorothene Lösungsmittel. 

Wegen des hohen Bedarfs an Kohlenwasserstoffen soll auch 
noch eine sog. Naphta-Crackanlage gebaut werden, die jährlich 
(durch eine Pipeline versorgt) 6 Mio. Tonnen Rohöl zu 
400.000 t Äthylen verarbeiten soll. Darüber hinaus erwägt die 
Firma das Projekt eines Magnesiumwerkes, wenn der Markt so- 
weit ist. 

Der Hauptrohstoff Salz wird aus eigenen Bohranlagen der 
DOW aus dem Stader Salzstock aus einigen hundert Metern 
Tiefe gefördert und über eine 15 km lange Rohrleitung ins 
Werk befördert. Für diesen Transport wird unheimlich viel 
Grundwasser benötigt, so daß der Grundwasserspiegel allmäh- 
lich absinkt. Aus diesem Grund ist die zukünftige Trinkwas- 
serversorgung der Bevölkerung in Frage gestellt. 

Die bundeseigene VAW baut bei Stade das größte Alumini- 
umwerk der BRD. In der ersten Ausbaustufe ist eine Jahres- 
produktion von 80.000 t vorgesehen. Die geplante Endkapa- 
zutät beträgt 240.000 t — die Hälfte der Gesamtkapazität der 
BRD im Jahre 1971 (483.000 t). 

Für das Aluminiumwerk macht der Strompreis rund 30% der 
Produktionskosten aus, da die Aluminiumherstellung auf ei- 
nem Elektrolyseverfahren aufgebaut ist. Das schon arbeitende 
Kernkraftwerk Stade wird den Bedarf von 600 MW der Hütte 
bei Erreichen der Endkapazität nicht mehr decken können, so 
daß VAW auf den Atomstrom aus Brunsbüttel oder Brokdorf 
(?) angewiesen sein wird. VAW bezahlt für den Strom nur 2,4 
Pfg/KWh im Vergleich zu 13 Pf/KWh, die wir bezahlen müs- 
sen. Das dritte Werk stellt ebenfalls einen Superlativ dar. Die 
AOS wird oder ist die größte Tonerdefabrik Europas. Als ge- 
meinsame Tochter von VAW und Reynolds Aluminium stellt 
sie den Ausgangsstoff Tonerde aus Bauxit her. Die dafür not- 
wendige Natronlauge fällt bei DOW als Nebenprodukt an (Ver- 
bundsystem). 


3c 
Im Hamburger Hafenerweiterungsgebiet wurde im Septem- 
ber 1970 mit dem Bau von Reynolds, einem Werk des ameri- 
kanischen Aluminiumkonzerns, begonnen. Ein integriertes Hüt- 
ten- und Walzwerk für Aluminium mit 1.200 Arbeitsplätzen 
sollte gebaut werden. Fast die gesamte Bausumme finanzierte 
der Staat Hamburg durch direkte Subventionen über die regio- 


nale Wirtschaftsförderung oder über die indirekten Subventio- 
nen mittels Staatskrediten. Genauso wie Werke in Brunsbüttel 
oder Stade bekam Reynolds die neuen Infrastruktureinrich- 
tungen aus Steuergeldern umsonst geliefert. Zum Skandal wur- 
de die Ansiedlung, als die in der Nähe wohnende Bevölkerung 
bei den Genehmigungs- und Anhörungsverfahren, die erst kurz 
vor Fertigstellung abgewickelt wurden, massiven Widerstand 
leistete. Damit war nicht mehr gerechnet worden, da das Werk 
ja nahezu fertig war und die Produktionsaufnahme bevorstand. 
Obstbauern erreichten, daß die Eröffnung um ein halbes Jahr 
herausgeschoben werden mußte. Der amerikanische Experte 
Gordon hatte bestätigt,.daß Fluor die Obstplantagen dermaßen 
schädigen würde, daß innerhalb weniger Jahre ein Obstanbau 
nicht mehr möglich sein würde. 

Schließlich wurde Ende 1973 eine Betriebsgenehmigung mit 
215 Auflagen erteilt. Die Fluor-Emissionen wurden auf 80 t 
pro Jahr beschränkt. Reynolds begann mit der Produktion, 
ohne sich an die mit hohem Kostenaufwand verbundenen Auf- 
lagen zu halten. Ein halbes Jahr später stellte das Hamburger 
Verwaltungsgericht auf eine Klage der Bauern hin fest, daß 
"die Reynolds-Werke z.Zt. ohne gültige Genehmigung produ- 
zierten.” Ein harter Schlag für die Industrieansiedlungspolitik 
des Hamburger Senats. Im folgenden Prozeß vor dem Oberver- 
waltungsgericht wurde die Produktion bei Reynolds auf zwei 
Drittel der Kapazität reduziert. Anfang 1975 dann entschloß 
sich die Konzernspitze von Reynolds, das Hamburger Werk 
zu verkaufen, da es auf dem Weltmerkt ein Überangebot von 
Aluminium gebe. Die "gute Zusammenarbeit mit dem Ham- 
burger Senat’ war beendet. Im Werk sollte es Kurzarbeit und 
Entlassungen geben, die gegen den Widerstand des linken Be- 
triebsrates nur z.T. durchgeführt werden konnten. Der Bet- 
triebsrat hatte während der gesamten Auseinandersetzungen 
übrigens eine Spaltung zwischen den Interessen der umliegen- 
den Bevölkerung und denen der Belegschaft verhindert. Nach 
langwierigen Verhandlungen kaufte dann der Hamburger Staat 


zusammen mit der bundeseigenen VAW (produziert in Stade 
Aluminium) das Hüttenwerk, während Reynolds das Walzwerk 
weiterbetrieb. 

Im Juni 1976 kam es zu einem wilden Streik der Türken ge- 
gen Lohnverschlechterungen und gegen die Arbeitsbedingun- 
gen. Nach zwei Tagen Streik wurde mit dem Eingreifen der Po- 
lizei gedroht, worauf der Betriebsrat für eine Beendigung des 
Streiks sorgte. 


4. 

Ich habe bis jetzt eine Reihe von Produktionsanlagen in der 
Unterelberegion aufgezählt für die Schwerpunkte Brunsbüttel, 
Stade und Hamburger Hafenerweiterungsgebiet. Damit habe 
ich zwar den Kern der Industrie erfaßt, aber keineswegs schon 
dargestellt, was im Zusammenhang damit an neuen Siedlungen, 
Qualifikationseinrichtungen und Verkehrsanlagen entsteht 
bzw. entstanden ist. Genaueres Material dazu fehlt mir. (Zum 
Thema Energieversorgung könnte mensch noch eine extra Ab- 
handlung schreiben). 

Eine kleine Aufzählung von Großprojekten, die im Hambur- 
ger Großraum in den letzten Jahren das Gesicht der Region 
verändert haben, sei noch hinzugefügt: 


— die westliche Autobahnumgehung mit dem Elbtunnel (Ver- 
giftungsgefahr bei dichtem Verkehr) 

— der neue Erzhafen Hansaport (Tilgung von Altenwerder) 

— der Elbe-Seiten-Kanal (schon gebrochen) 

— die Köhlbrandbrücke zum Anschluß des Hamburger Hafens 
an die westliche Autobahn (die Seile der Brücke sind ange- 
rostet und müssen sämtlich ausgewechselt werden) 

—der Rangierbahnhof Maschen (größter Europas); 


geplant sind: 
— Küstenautobahn mit neuer Elbbrücke bei Stade 


— Hochspannungsleitung über die Elbe bei Stade mit 200 m 
hohen Masten 

— Tiefwasserhafen Neuwerk-Scharhörn (auf 44qkm jetzigem 
Vogelschutzgebiet) 

— Untertunnelung des Nord-Ostsee-Kanals 

— Autobahnen von Hamburg bis Cuxhaven und bis Heide in 
Dithmarschen 

— schwimmende Kraftwerke in der Nordsee (das erste auf der 
Doggerbank (auf Erdölbasis) 

— weitere Vertiefung der Elbe. 


Dazu beschränkt sich die Industrialisierung der Umgebung 
Hamburgs nicht nur auf die Unterelberegion; das Entwick- 
lungsmodell für Hamburg sieht neben den beiden Industriali- 
sierungsachsen an der Unterelbe 5 weitere Entwicklungsachsen 
vor bzw. sind an diesen schon seit langem dezentrale Produk- 
tionsstätten angesiedelt — allerdings hauptsächlich an der Pe- 
ripherie Hamburgs. Das sind die Achsen: 

Hamburg-Kaltenk irchen-Neumünster 
Hamburg-Bad Oldesloe-Lübeck 
Hamburg-Geesthacht-Lauenburg 

Hamburg-Winsen-Lüneburg 
Hamburg-Buchholz-(Rotenburg-Bremen) 

An der Peripherie Hamburgs angesiedelte Betriebe, die den in 
der Presse oft genannten Schwund von Bevölkerung und Pro- 
duktionskapazität hervorbrachten, gehören aber nicht zu mei- 
nem Thema. Es sind Verschiebungen innerhlab des Ballungsge- 
bietes, oder auch Ausuferungen, noch nicht das Neue, die In- 
dustrialisierung ländlicher Gebiete, um die es hier geht. 


5. 

Wenn mensch nach den Gründen für die Unterelbeindustria- 

lisierung fragt, stößt mensch in bürgerlichen wie in linken Ver- 
öffentlichungen dazu gleichermaßen auf die sogenannten 
Standortvorteile, die die Bewegungen des Kapitals hervorgeru- 
fen hätten. Für den Raum Stade werden beispielsweise ge- 
nannt: 
1. seeschifftiefes Fahrwasse an der Elbe; 2. Salzstock im Raum 
Harsefeld; 3. große zusammenhängende unbebaute Flächen; 
4. Kühlwasser in ausreichender Menge (Elbe); 5. Arbeitskräfte- 
reservoir; 6. billige Energie. 

Ich halte die Erörterung der Standortvorteile für einen fal- 
schen methodischen Weg, das Zustandekommen der Unterelbe- 
industrialisierung zu erklären. Mensch würde damit den von 
den Klassenkämpfen abgetrennten Selbstlauf der Kapital- 
und Produktionsmaschinerie voraussetzen, so wie das einige 
tun, wenn sie die “polit-ökonomische Analyse der Kapitalver- 
verwertungsschwierigkeiten” betreiben. Ich gehe davon aus, 
daß Kapitalbewegungen, Technologieentwicklung und — in 
diesem Fall — regionale Umstrukturierungen, Antworten des 
Kapitals auf die Kämpfe und das Verhalten der Massen sind. 
Damit behaupte ich nicht, daß die einzelnen Standortfaktoren 
keine Bedeutung hätten; sie haben ihre Bedeutung aber erst 
auf einer nachgeordneten Ebene. 

Ich habe zwar keine Industrialisierungsprojekte in anderen 
Regionen näher untersucht, jedoch ist ziemlich deutlich, 
daß es bei den Industrieansiedlungen in den letzten Jahren 
übergreifende Gemeinsamkeiten gibt, die aus den Klassenaus- 
einandersetzungen in der BRD abgeleitet werden müßten. Vor 
allem geht es um die Frage, warum das Kapital seine Investitio- 
nen mehr und mehr in bislang unterentwickelte agrarische Re- 
gionen lenkt, wo sehr teure Infrastrukturkosten anfallen neben 
den sowie so schon ungeheuren Summen, die der Neubau von 
Riesenproduktionskomplexen mit Verbundsystem verschlingt. 
Wir sehen, daß das Kapital seine Inyestitionsvorhaben grund- 
sätzlich aus der Stadt aufs Land verlagert hat. Das bedeutet 
aber, daß das Kapital jeweils versucht, die regionalen Klassen- 
verhältnisse neu zu strukturieren. Regionale Neuzusammen- 
setzung der Klasse also — das ist die Verlagerung der Beschäf- 
tigungschancen für die einzelne Arbeitskraft, die das Kapital 


dazu benutzt, Lohnhöhe und Kampfverhalten der Klasse zu 
kontrollieren. (Zur ’'Klasse”’ gehören wir inzwischen alle!) 


Dann käme ich zu der Erklärung der Unterelbeindustrialisie- 
rung, daß das Kapital damit auf Kämpfe in den Ballungsgebie- 
ten antwortet, um seinen Profit durch regionale Neuzusam- 
setzung zu sanieren. Leider habe ich kein internes Material der 
Konzerne zu diesem Thema. Es gibt aber eine Unzahl von 
Schriften zur regionalen Wirtschaftspolitik und zur Raumord- 
nung, die diese Neuorientierung des Kapitals beschreiben. 


6. 

Das Projekt der Industrialisierung ländlicher Räume, die all- 
gemein als strukturschwache Gebiete bezeichnet werden, wur- 
de in wissenschaftlichen Publikationen seit Mitte der 60er Jah- 
re diskutiert (Harald Jürgensen: Produktivitätsorientierte Re- 
gionalpolitik als Wachstumsstrategie, Hamburg, 1965). Im 
Boom der auf die Krise 1967/68 folgenden Jahre kam unter 
der sozialliberalen Koalition die praktische Umsetzung — es 
wurden riesige Investitionssummen in neu konzipierte Ent- 
wicklungsregionen gepumpt. Die‘Jahre 1969 bis 1972 werden 
heute als die bisher erfolgreichsten Jahre der regionalen Ent- 
wicklungspolitik gefeiert. Der zeitliche Zusammenhang mit ei- 
ner neuen Kampfbereitschaft der Arbeiter und der damaligen 
Massenbewegung dürfte kein Zufall gewesen sein. Ab 1973 
wurde durch die Weltwirtschaftskrise der Entwick lungssprung 
modifiziert, da eine langfristig andauernde strukturelle Ar- 
beitslosigkeit abzusehen war, die den Übergang von einer nur 
quantitativ betriebenen zur qualitativen Arbeitsmarktplanung 
erforderte. 

Das Ziel ist die Umorganisation des Arbeitsmarktes der 
Großstädte, die unter dem Schlagwort “Entballung’’ auf wei- 
tere Konzentration von Arbeitskräften in den ”Verdichtungs- 
gebieten‘ verzichtet. Eine solche Strategie setzt die langfristi- 
ge Abstimmung von Investitionen in Städtebau und Infrastruk- 
tur voraus, offensichtlich ein schwieriges Unterfangen. Seit 
1968 wurde von Bund und Ländern die bisherige Form der 
Subventionierung von Industrieansiedlungen nach reinen Not- 
standsgesichtspunkten aufgegeben und in gezielte regionale 
Entwicklungspolitik überführt. Regionale Aktionsprogramme 
hatten die Aufgabe, Investitionen der Konzerne für neue 
Wachstumsindustrien grundsätzlich aufs Land zu ziehen, um 
so den “Entballungsprozeß” zu fördern. 

Dabei wurde von vornherein betont, daß diese Politik nur 
dann erfolgreich sein könne, wenn sie gleichzeitig mit der In- 
dustrieansiedlung die Urbanisierung, also eine Planung von 
Siedlungsgebieten, Infrastruktureinrichtungen und Verkehr 
mit umfasse. Überall in der BRD - vielleicht mit Ausnahme 
Bayerns — wurden Pläne für “Entwicklungsachsen’’ und "zen- 
trale Orte’’ ausgearbeitet und eine “dezentrale Konzentration” 
in der Region konzipiert. Für das Gebiet Hamburg und Um- 
land stellte der Kernplan von 1970 (nach dem ehemaligen 
hamburger Wirtschaftssenator Kern) ein Konzept der Entwick- 
lungsachsen vor, die sternförmig von Hamburg ausgehend sich 
in die Region nach allen Richtungen hin ausdehnten. (S. Ab- 
schnitt 4) 

Die zukunftsträchtigsten waren zweifellos die beiden Achsen 
längs der Elbe mit der Atomenergieproduktion als Ausgangs- 
punkt für energieintensive automatisierte Betriebe. 


7% 

Wieso ist nun “Entballung” und "dezentrale Konzentration” 
eine ANTWORT auf die KLASSENKÄMPFE, was sich ja sehr 
bombastisch anhört? 

Unter “Kämpfe” verstehe ich nicht nur große Streiks, Demos 
usw., sondern vor allem auch das unangepaßte Verhalten der 
vielen einzelnen, was den Kapitalisten Kosten verursacht. (Je 
mehr Kosten wir verursachen, desto besser!) Ich gehe von der 
Krise der Arbeitsmoral in der traditionellen, also arbeitsinten- 
siven Massenproduktion aus. Alle arbeitsintensiven Industrie- 


zweige sind zum Sterben verurteilt! Der Angriff auf die Be- 
schäftigung ist überall dort seit längerem in Gang, wo gleichzei- 
tig der Lohnanteil an den Produktionskosten zu hoch, die Ar- 
beitsdisziplin aber am gefährdetsten war. 

Angefangen hat es in den 50er Jahren bei den überalterten 
Belegschaften des Steinkohlebergbaus (wo pro Mann weniger 
Schichtleistung erbracht wurde als 1938); seit 1973 sind fast 
alle arbeitsintensiven Branchen vom Automobilbau, Werften, 
Maschinenbau bis hin zu den Bürotätigkeiten betroffen. Ich 
kann natürlich keine Analyse der Weltwirtschaftskrise leisten, 
jedoch behaupte ich, daß es da einen starken Zusammenhang 
gibt zwischen der Krise der arbeitsintensiven Industrie, die ja 
eine Industrie der großen Städte und Ballungsgebiete ist, und 
der Neuorientierung des Kapitals aufs Land hin mit technolo- 
gisch höherentwickelten Produktionssparten. 

Der Zusammenhang mit der Region liegt darin, daß die Krise 
der arbeitsintensiven Produktion nicht nur die Krise innerhalb 
des Betriebes ist, sondern gleichzeitig eine in der Gesellschaft. 
Die Herrschenden sehen sehr genau, daß sie die Kontrolle über 
das Verhalten während der Arbeit mit der sozialen Kontrolle 
der Nichtarbeitszeit verbinden müssen. 

Gerade das undisziplinierte Verhalten der Arbeiterjugendli- 
chen seit dem Ende der 60er Jahre war sehr stark durch kultu- 
relle und politische Bewegungen in der Gesellschaft unterstützt 
worden. 

Die großen Arbeiteransammlungen der Städte hatte man 
zwar durch Isolation in den Vierteln, durch Trennung der Fa- 
milien mittels Konsumkonkurrenz zu kontrollieren gewußt, 
gleichzeitig aber war ein neues Kampfverhalten entstanden, das 
als individuelles Verhalten vieler einzelner die Produktivität 
ernsthaft beeinträchtigte. Was wir unter den Kampfformen des 
Massenarbeiters kennengelernt haben — Krankfeiern, häufige 
Betriebswechsel, Arbeitsunlust, Angreifen der Vorgesetztenau- 
torität, Pfeifen auf Sitte und Anstand bis hin zu einer Musik 
der Revolte - waren Symptome der Krankheit der Stadt. Der 
alte Vorteil, einen großen und flexiblen Arbeitsmarkt zur Ver- 
fügung zu haben, der die ständigen Schwankungen des Absatz- 
marktes, also fällige Entlassungen und Neueinstellungen ver- 
kraftete, begann in sein Gegenteil, eine Unkontrollierbarkeit 
umzuschlagen. Zu deutlich wurden auch die Grenzen einer 
”Sanierung”’ der Städte sichtbar. 

Neue Formen der Kontrolle durch Neubau von Stadtteilen, 
Umorganisation des Verkehrs, Planung der sozialen Zusam- 
mensetzung in den Stadtteilen, Förderung der Zufriedenheit 
und Gesundheit durch Umweltschutz erforderten einen enor- 
men Kostenaufwand. Besondere Schwierigkeiten waren im 
Zusammenhang mit der Massenmotorisierung aufgetreten. Die 
vordem geförderte “Entmischung” der Funktionen Produkti- 
on, Dienstleistungen und Wohnen, die ja die Autokonjunktur 
blühen ließ, hatte den Nachteil zusätzlicher und kaum noch zu 
bewältigender Infrastrukturkosten mit sich gebracht. Außer- 
dem begann sich Widerstand gegen die Luftverpestung, uner- 
träglichen Lärm und Stadtzerstörung zu formieren und sich 
mit anderen Klassenkonflikten zu verbinden. Die allgemeine 
Steigerung der “social costs’’ machte Überlegungen notwendig, 
inwieweit Aufwendungen und volkswirtschaftlicher Ertrag 
noch in einem angemessenen Verhältnis zueinander standen. 
So wurde die Parole der “Entballung” seit der Krise 67/68 als 
Antwort auf die Unregierbarkeit der Stadt massiv ins Spiel ge- 
bracht. 


8. 

Auf der anderen Seite fand die Krise der Stadt ihre Entspre- 
chung in einer völlig anderen Krise der Agrarregionen. Fortlau- 
fend wurden in der Landwirtschaft Arbeitskräfte freigesetzt, 
die auf dem Lande keine Arbeit mehr fanden und ebenso wie 
die aufstrebende Drofjugend in die Städte abwanderten. Die 
Entleerung der Regionen verhinderte zunehmend jegliche 
punktuell betriebene Industrieansiedlung, da die erforderlichen 


Arbeitskräfte fehlten. In den Jahren von 1950 bis 1970 verlies 
sen 2,7 Millionen vollbeschäftigte Familienarbeitskräfte und 
über 600.000 ständige Lohnarbeitskräfte die Landwirtschaft. 
Zwischen 1949 und 1973 ging die Zahl der Bauernhöfe von 
1,65 Millionen auf 970.000 zurück. Von den verbliebenen Hö- 
fen waren 1973 knapp 40% Nebenerwerbbetriebe, d.h., daß 
sie vorwiegend von Leuten betrieben wurden, die in der Indu- 
strie oder im Handwerk arbeiteten, also Arbeiterbauern waren. 


Nun wundert man sich, daß die Konzerne angesichts einer so 
hohen Arbeitskräftefreisetzung auf dem Lande nicht eher be- 
gonnen haben, dort den Schwerpunkt für die wachsenden In- 
dustriezweige zu legen. Der Grund liegt wohl darin, daß letzt- 
lich bis heute die großen Ballungen noch immer wesentliche 
Vorteile für die Industrie boten. Wenn man einmal von der 
notwendigen Größe eines im Sinne des Kpaitals funktionieren- 
den Arbeitsmarktes absieht, so bestehen in der Stadt die bes- 
seren Infrastruktureinrichtungen des Verkehrs, der Ausbildung 
für qualifizierte Arbeitskräfte, die Transportnähe zu anderen 
Betrieben, ein Kommunikationsnetz mit den Dienstleistungs- 
zentren des Staates, der Verwaltung usw. Trotzdem hat es 
eine "Industrie aufs Land”’-Politik in verschiedener Form auch 
früher in der BRD gegeben. 


Als Ende der 50er Jahre die Arbeitskräfte knapp wurden und 
die ausländischen Arbeiter noch nicht angeworben wurden, 
schlug diese Politik allerdings fehl. Die Leute, die weg konn- 
ten, zogen lieber in die Stadt. Dann gab es als Vorläufer der 
heutigen regionalen Wirtschaftsförderung schon immer die 
Subventionierung von Industrieansiedlungen in sog. Notstands- 
gebieten, wozu vor allem das Zonenrandgebiet, die bayerischen 
Armutsgebiete und Ostfriesland gehörten. Es wurden Indu- 
striebetriebe angesiedelt, aber ohne daß dies mit einem Ausbau 
der Infrastruktur und neuer Siedlungen verbunden wurde. Es 
handelte sich meist um Zweigbetriebe von Großfirmen, die ih- 
re Stammwerke in den Städten hatten. Die “Wirtshaussaalbe- 
triebe’‘, wie sie auch genannt werden, hatten einfach die Auf- 
gabe, zusätzliche billige Arbeitskraft für die im Boom ausgewei- 
tete Produktion zur Verfügung zu stellen. Schrumpfte die Pro- 
duktion, wurden die Arbeiter und Frauen wieder entlassen. 
In den Armutsgebieten Bayerns waren es gerade die konjunk- 
turabhängigen Firmen aus der Textil- und Elektrobranche, die 
diese Methode anwandten. Die CSU förderte in Bayern in 
Bayern jegliche Industrieansiedlung bis hin zum kleinsten Dorf 
und verhinderte damit auch bewußt eine Konzentration in 
den Landstädten. 

Eine langfristig angelegte Schaffung von Arbeitsplätzen, wo- 
für ein Konzentration der Förderung auf Schwerpunktorte 
notwendig gewesen wäre, war gar nicht beabsichtigt. Das hätte 
möglicherweise das Wahlverhalten der aus den Kleingemeinden 
verstärkt abwandernden Dorfbasis der CSU beeinflußt. 


Aber nicht nur die überschüssige Dorfbevölkerung, die in 
schnell aufgemachten Zweigbetrieben arbeitete, auch die indie 
Stadt einpendelnden Arbeiterbauern waren in den 60er Jahren 
(neben den Frauen) traditionelle Reserve auf dem Arbeits- 
markt. In den Rezessionen 1962/63 und 1967/68 waren sie 
die ersten, die in den Großbetrieben rausflogen. An sie brauch- 
te wegen ihres Nebenverdienstes in der Landwirtschaft ja kein 
Arbeitslosengeld gezahlt zu werden. Bis zum Ende der 60er 
Jahre war das Land also ständiges Krisengebiet, dessen Bevöl- 
kerung die Aufgabe zufiel, im Boom eine Pufferfunktion auf 
dem Arbeitsmarkt zu spielen, und damit den Aktionsraum der 
städtischen Klasse zu begrenzen. 


Hier signalisiert die regionale Entwicklungspolitik des Kapi- 
tals eine Umkehr. Neue Schwerpunktzentren in der Region sol- 
len die großstädtischen Ballungen als Zuwanderungsgebiete 
ablösen; die Arbeitskraft wird regional neuzusammengesetzt, 
d.h. mit dem Angriff auf den städtischen Massenarbeiter wird 
dieser sich ebenfalls — wie der existenzvernichtete Bauer — 
an den neuen regionalen Akkumulationsgebieten zu orientie- 
ren haben. 


9. 

Die Krise der Stadt und die Entwicklung der Region ist 
gleichzeitig der Übergang zu einer technologisch höher entwik- 
kelten Produktion. Nur diese ist in der Lage, mit den relativ 
verkleinerten Arbeitsmärkten auszukommen. Während die 
neuen Technologien einen verringerten Bedarf an lebendiger 
Arbeit haben, die nur noch für ermüdende Überwachungs-, 
Kontroli- und Instandhaltungsarbeiten benötigt wird, kommt 
im Gegenzug der Energieversorgung eine herausragende Bedeu- 
tung zu. 

Gerade die Unterelbeindustrialisierung zeigt, wie die am wei- 
testen automatisierten Betriebe aus der Chemie- und Metall- 
branche die Energie an den Anfang ihrer Projekte stellen. Da- 
bei können wir die Energieproduktion selbst als den Industrie- 
zweig betrachten, der als Prototyp für eine arbeitskräftespa- 
rende neue Technologie dasteht. Wie früher das Ruhrgebiet 
mit der Steinkohleförderung und der daran anschließenden 
Stahlproduktion das entscheidende Zentrum .der kapitalisti- 
schen Mehrwertproduktion war, so soll in Zukunft um die fast 
vollautomatische Energieerzeugung der Atomkraftwerke her- 
um eine arbeitskräftesparende, dafür aber. um so energieinten- 
sivere Industrielandschaft entstehen. 


Wenn das Unterelbegebiet als “neuer Ruhrpott” bezeichnet 
wird, so ist das auch in Hinsicht auf diesen Modellcharakter zu- 
treffend. 

Entscheidendes Kriterium für den Modellcharakter ist die 
Vernichtung von Arbeitsplätzen — also genau das Gegenteil 
von dem, was die offizielle Propaganda behauptet. 


“Je MEHR Energie ein Industriezweig verbraucht, um so 
WENIGER Arbeitsplätze liefert er. In den USA verringerte die 
Stahlindustrie zwischen 1959 - 1969 ihre Arbeitsplätze von 
450.000 auf 100.000, während die Produktion um 45% und 
der Energieverbrauch sogar um 120% anstieg... Amerikanische 
Computerexperten haben errechnet, daß mit der Elektrizität 
von jedem weiteren größeren Atomkraftwerk 45.000 Arbeits- 
plätze wegrationalisiert werden””. 

Im Unterelbegebiet sind der Kernenergie zunächst solche In- 
dustriezweige zugeordnet, die selbst ebenfalls am weitesten 
automatisiert sind und infolgedessen den höchsten Strombe- 
darf verzeichnen. Auf jede Arbeitsstunde einer menschlichen 
Arbeitskraft kam 1974 folgender Strombedarf: 


Aluminiumhütten (Elektrolyse!) 282,9 kWh 
Chemische Industrie 67,3kWh 
Elektrotechnische Ind. 4,0 kWh 
Maschinenbau 3,6 kWh 


Je mehr Arbeiter durch Roboter und Maschinen ersetzt wer- 
den, desto mehr Strom wird benötigt. Deswegen ist der Strom- 
verbrauch je Arbeiterstunde ein Indikator für Freisetzung von 
Arbeitskräften durch Automation. In der Industrie der BRD 
stieg der Verbrauch elektrischer Energie je Arbeiterstunde von 
7,4 kWh auf 14,6 kWh zwischen 1964 und 1974.4) 


Die Energie ist der Hebel, der gegen die aufsässige Arbeitskraft 
in der alten arbeitsintensiven Massenproduktion eingesetzt 
wird. Nun entwickelt sich die neue automatisierte Produktion 
aus gesellschaftlichen Gründen an Orten mit kleineren, besser 
zu kontrollierenden Arbeitsmärkten, dort also, wo bisher die 
Arbeitskraft abwanderte. Gleichzeitig sind in diesen bisher vor- 
wiegend agrarischen Gebieten die günstigsten Orte für die 
Kernkraftwerke, z.B. die Flußmündungen an Elbe, Weser und 
Ems. Es ist natürlich ein ungeheurer Vorteil für die Unterneh- 
mer, wenn dort die Umwelt bisher noch nicht besonders stark 
belastet war und sie diese Tatsache geschickt für sich zu nutzen 
wissen. 

Dabei wäre für den Charakter des heutigen Systems als Merk- 
mal herauszuarbeiten, daß die Konzerne als private Institutio- 
nen nicht in der Lage waren, diesen gewaltigen Schritt in eine 
Zukunft ohne Arbeitermassen selbst zu finanzieren. Karl Heinz 
Roth weist in einem bisher unveröffentlichten Manuskript 
nach, wie bei der Entwicklung der “friedlichen Nutzung” der 


Atomenergie der Staat zunächst selbst von der Forschung bis 
zu den Versuchsreaktoren alles koordiniert und finanziert hat, 
bis dann, als eine Serienreife der Reaktoren erreicht war, den 
Konzernen die profitable Nutzung der neuen Technologie 
überlassen wurde. 


10. 

Es werden zwar neue Arbeitsplätze geschaffen, aber, wie sich 
jetzt herausstellt, nicht zusätzliche zu den bestehenden in den 
Städten, sondern an deren Stelle. Andererseits sind es bei wei- 
tem nicht so viele, wie sich das Kapital das zu Zeiten des 
Booms vorgestellt hat. Es wird also auch in den neuen Zentren 
an der Unterelbe strukturelle Arbeitslosigkeit geben bzw. es 
gibt sie schon. In Stade sind z.Zt. sogar eher mehr Leute ar- 
beitslos (prozentual) als in Hamburg. 

Jetzt komme ich zu den Berührungspunkten zwischen Arbei- 
terbauern in Stade und Freaks in Ottensen, die ich oben an- 
sprach. Sie sind nämlich gleichermaßen Objekt einer verfeiner- 
ten, regionalisierten Arbeitsmarktpolitik der jetzigen Weltwirt- 
schaftskrise. Sie gehören zur Reserve auf dem Arbeitsmarkt, 
der jetzt durchgängig ”dualisiert”, d.h. zweigeteilt wird: auf 
der einen Seite Arbeitslose UND unständig Beschäftigte der 
Randbelegschaften, auf der anderen Seite die gutbezahlten An- 
gehörigen der Stammbelegschaften, die im Prinzip keine große 
Angst vor Arbeitslosigkeit zu haben brauchen. Damit wird die 
alte Herrschaftsmethode der Spaltung der Belegschaft hinaus- 
verlagert in die Arbeitsmarktregion. Ein dualer, abgeteilter Ar- 
beitsmarkt war z.B. schon immer der für Frauen, mit den Ar- 
beitsplätzen, die geringe Qualifikation erforderten und noch 
schlechter bezahlt wurden als die Massenarbeiterjobs der Män- 
ner. : 

”Segmentation der Arbeitsmärkte meint ... die bei einem Un- 
ternehmen feststellbare Spaltung der Gesamtbelegschaft in ei- 
ne weitgehend stabile Stammbelegschaft mit größeren betriebs- 
spezifischen Qualifikationen, die vorwiegend Adressat der be- 
triebsinternen Qualifizierungsmaßnahmen ist, und eine instabi- 
le Randbelegschaft, die nur geringeren Qualifikationsanforde- 
rungen genügen muß, ...” 


Die Spaltung der Belegschaften charakterisiert auch die Per- 
sonalpolitik der Konzerne an der Unterelbe. Die Stammbeleg- 
schaften wurden meist aus anderen Betrieben übernommen — 
vom Betriebsleiter bis herunter zu den Vorarbeitern und Mei- 
stern. Aus der ortsansässigen Bevölkerung-wurden nur die un- 
qualifizierten Funktionen der Randbelegschaft rekrutiert und 


selbst diese stark gesiebt. DOW ist besonders scharf: es sollten 


Persönlichkeitstests bei der Einstellung durchgeführt werden, 
die so unverschämte Fragen enthielten, daß der Fragebogen 
nach Protesten geändert werden mußte. Selbst die Ärzte soll- 
ten von ihrer Schweigepflicht entbunden werden. Lehrlinge 
wollte man erst gar nicht im Betrieb haben und unterstützte 
eher eine überbetriebliche Ausbildung im Berufsbildungszen- 
trum in Drochtersen. Die Filterung der Einstellungen durch 
Zusammenarbeit mit dem Verfassungsschutz wurde vor einiger 
Zeit ebenfalls aufgedeckt. (Bei den ‘Hamburger Stahlwerken’ 
und der ’Lufthansa‘) 

Bei den türkischen Arbeitern griff man stattdessen auf das 
Militärzeugnis zurück. Nur diejenigen. wurden eingestellt, de- 
ren Zeugnis durch Bewertungen wie “treu”, “fleißig” usw. auf 
Bereitschaft zur Unterordnung und zur Arbeitsdisziplin schlies 
sen ließ. 

Bei der AOS (Aluminiumoxid Stade) konnte die Jahrespro- 
duktion von Tonerde innerhalb von wenigen Jahren von 
320.000 t auf 520.000 t gesteigert werden, obwohl gleichzeitig 
die Stärke der Belegschaft von 620 auf 560 vermindert wurde. 
Die Entlassungen bewerkstelligte man einfach dadurch, daß 
überraschend während der Nachtschicht (4-Schicht-Betrieb) 
Kontrolleure durch den Betrieb gingen und jeden notierten, 
der beim Alkoholgenuß angetroffen wurde. Das war dann ein 


Kündigungsgrund ohne formale Schwierigkeiten. Wird im 
Raum Stade jemand bei einer Großfirma entlassen, so hat er 
kaum Gelegenheit in einem der anderen Großbetriebe unterzu- 
kommen, da die Personalbüros untereinander in Verbindung 
stehen. Das Krankfeiern wird dadurch unter Kontrolle ge- 
bracht, daß man nach einer gewissen Zeit der Betriebszugehö- 
rigkeit sog. ""Dienstaltersvergütungen” zahlt, die aber sofort 
wegfallen, wenn jemand länger als zwei Tage im Monat fehlt. 

Die besondere Selektion der Unterelbebetriebe ermöglichte 
auch, daß gerade ein herausragender Umweltverpester und Na- 
palmhersteller wie DOW CHEMICAL die erste Anti-Umwelt- 
schutz-Demonstration der BRD unter dem Motto "Gefährdung 
der Arbeitsplätze” durchführen konnte. Bei DOW haben aus- 
nahmsweise die Gewerkschaften nicht mitgemischt, weil DOW 
sich gar nicht an Tarifverhandlungen beteiligt und nur Einzel- 
verträge mit den Arbeitern "nach Leistung”’ abschließt. (Die 
Vorzüge der deutschen Sozialdemokratie kennt dies amerika- 
nische Unternehmen anscheinend noch nicht). 


Eine weitere Technik der Abspaltung von Randbelegschaften 
bewerkstellige man durch den Einsatz von Fremdfirmen. 
DOW läßt alle Arbeiten, die nicht unmittelbar mit der Produk- 
tion zusammenhängen, über Projektverträge von anderen Be- 
trieben ausführen. Dazu gehören: Tankwaschanlagen, Baufir- 
men, Betriebe der Materialprüfung u.a. Auf jeden DOW-Arbei- 
ter kommen rund zwei Vertragsfirmenarbeiter. 1974 war das 
Verhältnis 560 DOW-Arbeiter zu über 1000 Fremdfirmen-Ar- 
beiter. Die Fremdfirmen lassen ebenfalls in Nacht- und Ak- 
kordarbeit arbeiten, da sie bei Überschreitung der von DOW 
festgelegten Fristen Schadensersatz leisten müssen. 


11. 

Regionalplanung, Industrieansiedlung und Bau von Atom- 
kraftwerken gehören zusammen und zielen letztendlich auf 
eine durch regionale Neuzusammensetzung veränderte Kon- 
trolle über die Arbeitskraft. Regionalpolitik des Kapitals ist 
im Kern Arbeitsmarktplanung. Das zeigt sich auch daran, daß 
durch die Aufteilung der BRD in Arbeitsmarktregionen die 
bisherige Unterteilung nach Kommunen, Regierungsbezirken 
und Ländern mehr und mehr hinfällig wird und die wichtigsten 
Planungsentscheidungen in Hinsicht auf die Arbeitsmarktregi- 
onen gefällt werden. 

In den Planungen wird immer vom quantitativen Aspekt der 
Anzahl neuer Arbeitsplätze ausgegangen, wobei sie versuchen 
langfristige Prognosen aufzustellen. Sofort aber kommt bei den 


‚Planern die-Erweiterung in den gesellschaftlichen Bereich: Der 


“Wohn- und Freizeitwert”” für die Arbeitnehmer muß ebenfalls 
genau vorprogrammiert werden, weil sonst die Rechnung nicht 
aufgeht. Die gewoliten Wanderungen der. Arbeitskräfte würden 
nämlich nicht stattfinden, wenn beispielsweise die Mieten 
durch fehlende Wohnungen in einem Zuwanderungsgebiet zu 
hoch wären. Genauso ist es mit allen anderen Einrichtungen 
sozialer und kultureller Art. 

Das sind die Aufgaben, denen sich vorzugsweise dei gewerk- 


schaftliche Sozialplaner der Neuen Heimat und anderer ”ge- 
meinnütziger’” Wohnungsbauunternehmen widmen. Kapitalisti- 
scher Wildwuchs in einer Art Gründerfieber steht in der Un- 
terelberegion keineswegs an. 

Zum Beispiel soll in Stade nicht der Charakter einer gemüt- 
lichen Landstadt zerstört werden. Im Gegenteil — das Ziel wä- 
re verfehlt, wenn die Planer das Milieu gegenseitiger kleinbür- 
gerlicher Kontrolle zerstören oder die gesellschaftlich so wert- 
volle Tätigkeit des Eigenheimbaus und der Gartenpflege durch 
totalen Hochhausbau verhindern würden. So sollen zwar 60% 
der Altstadtwohnungen in Stade verschwinden und “höherwer- 
tigen Nutzungen” weichen, aber der Sanierungsvorgang wird 
sehr vorsichtig von den gewerkschaftlichen Unternehmen ge- 
steuert. Spekulation von Einzelkapitalisten und Zerstörung des 
Gesamtbildes wird nicht zugelassen. 

Die Interessen der großen Kaufhauskonzerne an maximaler 
Abschöpfung der neugewonnenen Kaufkraft kommen nicht 
in einem protzigen architektonischen Gewande daher, sondern 
sozusagen auf Zehenspitzen. Wenn der Stadtkern in seiner öko- 
nomischen Funktion “leistungsfähiger” gestaltet wird, merken 
das zwar die kleinen Ladenbesitzer, weil die Mieten plötzlich 
nicht mehr zu bezahlen sind. Die Konsumenten merken es we- 
niger, wenn ihnen das Angebot nun nach wissenschaftlichen 
Methoden der Erregung von Aufmerksamkeit nahegebracht 
wird. 


Gerade das krasse Nebeneinander von gigantischen Industrie- 
projekten und friedlicher Idylle — die Kuh neben dem AKW — 
ist ein Teil des neuen Programmes. Die Landschaft bleibt — 
entleert ihrer sozialen Bezüge — als Moment der regionalen Un- 
tergliederung und der Spaltung des Arbeitsmarktes erhalten: 
auf den Achsen bewegen sich die mobilen, dequalifizierten 
Randbelegschaften und Teilzeitarbeiter, während die Land- 
schaft selber der Steigerung des Wohn- und Freizeitwertes für 
die stabilen Stammbelegschaften und ihrer nationalen “Hei- 
matidentifikation” dienen soll. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß durch die Industrie- 
ansiedlungspolitik und die Entballungspolitik eine regionale 
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Neuzusammensetzung der Klasse erzeugt wird, die sich vor al- 
lem in veränderten Formen der regionalen Mobilität der Ar- 
beitskraft äußern wird. Die Pendlerströme aus den Vorstädten 
in die Leistungsfabriken des alten Zentrums werden zum Teil 
in die entgegengesetzte Richtung zu den dezentralen neuen 
Schwerpunkten fließen. 

Die aus den verödenden Zwischenachsengebieten abwandern- 
den Jugendlichen werden sich ebenfalls zu neuen Berufsbil- 
dungszentren in der Region, und nicht mehr in die Stadt bege- 
ben. Dafür wird sie dann eine neue Szene mit "Grünspan’’And 
ähnlichem auf dem Lande entschädigen. Die arbeitslosen Leh- 
rer pendeln jetzt schon als Teilzeitbeschäftigte bis nach Stade 
und Neumünster von Hamburg aus. Hamburg und sein Um- 
land — die Region Unterelbe — werden zu einer einheitlichen 
Arbeitsmarktregion verschmelzen, in der die Verkehrsströme 
der Pendler nicht einseitig in Richtung Hamburg laufen wer- 
den. 

Für die Anti-AKW-Bewegung heißt das, daß die "ortsansässi- 
ge Bevölkerung” nicht nur als Bauern zu betrachten sind, de- 
ren Interesse auf die Erhaltung der Landwirtschaft gerichtet 
ist. Vielmehr geht es darum, mit der ortsansässigen Bevölke- 
rung zu klären, inwieweit man gemeinsam Teil der austausch- 
baren, mobilen Randbelegschaften der Firmen in der Gesamt- 
region ist und ob sich daraus weitergehende gemeinsame 
Kampfinhalte ergeben. 
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JOBBERER UND JOBBERINNEN — LEISTUNGS- 
TREIBER, EDELRESERVISTEN AUS DER AR- 
BEITSLOSENARMEE? 

Auszug aus: Stadtstreicher, Zeitung in Mannheim, Nr.12 (1978) 


Vor einigen Wochen auf der Suche nach einem gutbezahlten Job, 
bin ich bei der Marine-Union gelandet — 3-Schichtbetrieb, die Job- 
ber-innen, wenn sie gar Student-inn-en sind, Spitzenverdienste beschert: 
an die 2000,- netto. Scheißarbeit, aber die Kohlen stimmen, wenn man 
in kurzer Zeit ohne Rücksicht auf Verluste Geld verdienen will. 

Nun hatte ich denn auch noch das „‚Glück’’, mit ner Gruppe anderer 
Jobber-inn-en, jener, wie es mir schien, unnützen Arbeit zugeteilt zu 
werden, die darin bestand, fertig verpackte Kartons mit 20 Bechern 
a 500 g Rama von einer Palette runterzunehmen, aufzureißen und in 
einen neuen großen Karton 960 Becher aufzuschichten und neu zu 
verpacken. ... . Sonderangebotsaktion — Rama, wohl hauptäschlich 
für die Supermärkte. 

Kurz abgescheckt, was denn so die übliche Tagesleistung wäre, 
bei einem, der schon länger dort war und 'n vernünftigen Eindruck 
machte, 4 Paletten, also 4 große Kartons, maximal fünfe, war seine 
Antwort. Doch gleich in den ersten Tagen gingen die Troubles mit den 
Meistern, gleich drei verschieden hohen Ranges liefen ein, wir würden 
zu wenig arbeiten. ... . die „Arbeitswirtschaft”, d.h. die Leute mit 
den Stopuhren hätten errechnet etc. pipapo. .. Na ja, taube Ohren 
sind trumpf, dachten wir, sprachen uns ab, was bei Aushilfen soweit 
meine Erfahrungen gehen, leider viel zu seiten passiert (!) und zogen 
eine Woche lang sowas wie einen kleinen verdeckten Arbeitskampf 
durch. Unsere Arbeitsleistung lag pro Tag und Nase zwischen 4 und 
5 Paletten. Allerdings mußten wir einigen von uns arg auf den Schlips 
treten, mit ihnen reden und diskutieren, bis sie kapierten, um was es 
ging; nach einiger Zeit waren sie sogar echt angeturnt, keinen Finger 
mehr als nötig zu rühren, hatten doch früher die Leute von der Stamm- 
belegschaft erheblich weniger gemacht als die, wie es mir schien, ar- 
beitsgeilen Aushilfskräfte, was wir inzwischen in Erfahrung gebracht 
hatten. 

Die Aushilfskräfte hatten inzwischen tatsächlich das Arbeitssoll 
auf 5 -6 Paletten erhöhen können, mit dem Trend zu mehr, eine hervor- 
ragende Ausgangsbasis für die von den Bütteln (Meistern) und Ober- 
bütteln geforderten 7 -8 Paletten!| 

Die Leute von der Stammbelegschaft standen, soweit ihnen klar 
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war, was da ablief, dieser Entwicklung und somit auch den Aushilfen 
kritisch und auch ablehnend gegenüber, wußten sie doch, wer am Ende 
die Sache ausbaden bzw. jenes Arbeitssoll zu erfüllen hatte, sie selber 
und nicht die Leute, die „ausgeruht’’ mal 4 Wochen oder etwas länger 
arbeiten. 

Solidarität mit den Leuten vom Stamm oder gar zuerst einmal mit 
den anderen Aushilfen, darüber scheint’s bei vielen Jobber-innen, 
seien es Student-inn-en oder richtige (professionelle/berufsmäßige) 
Jobber-innen, wenig Bewußtsein zu geben. Das meine ich, mit der 
eingangs gebrauchten Rede vom Geldverdienen „ohne Rücksicht auf 
Verluste’’. 

Kontakt zum Stammpersonal suchen sie im allgemeinen nicht, 
umgekehrt allerdings meist auch nicht, und verstärken damit ihre eh 
isolierte Situstion, haben und kriegen z.B. keine Informationen, die 
einfach nötig sind, um sich halbwegs selbstbewußt verhalten zu kön- 
nen. 
Die Aushilfskräfte sind billig, denn die Betriebe zahlen keine Sozial- 
versicherung, und erst wenn mann/frau „mehr als 4 Wochen” 
(Lohnfortzahlungsgesetz) arbeitet, hat mann/frau im Krankheitsfall 
Anspruch auf Lohnfortzahlung — 4 1/2 Wochen sind schon mehr als 
2... .| In kleinen Klitschen kann mann /frau sich manchmal den niedri- 
gen Stundenlohn etwas aufbessern, keine Scheu vor dem Gang auf's Ar- 
beitsgericht! Die Großbetriebe stellen deswegen oft nur genau 4 Wo- 
chen ein. Weiter erhalten die Betriebe für die Einstellung von Aushilfs- 
kräften irgendwelche Zuschüsse vom Arbeitsamt (genauere Informatio- 
nen fehlen mir hier). Da es sich bei den Aushilfsarbeiten meistens um 
schnell erlernbar oder unqualifizierte Arbeit handelt, die wenig manuel- 
le und intellektuelle Ausbildung erfordert, sind die Jobber-innen 
außerordentlich disponibel (d.h. billig oder kostengünstig), sie können 
entsprechend kurzfristig eingesetzt und hin-und-her geschoben werden. 

Gerade diese Sache scheint sich, unter den Bedingungen der steigen- 
den und permanent werdenden Arbeitslosigkeit, in den Betrieben einer 
immer größer werdenden Beliebtheit zu erfreuen. 

Das ständig größer werdende Heer der Jobber-innen wirdspalterisch 
gegen die Arbeitslosen und Noch-abeit-habenden eingesetzt, von den 
finanziellen Gewinnen gar nicht zu reden... .. geschickt eingesetzt 
von den Betriebsleitungen gegen die Stammbelegschaften, können sie 
den steigenden Leistungsdruck verstärken und können aus ihnen ma- 
ximale Leistungen herausgeholt werden, sie sind relativ ausgeruht, 
bei vergleichsweise hohem Lohn sogar noch motiviert, und in der 
Regel unerfahren, wenig widerständlerisch und rebellisch. 


Erklärung des Trikont zu Ent- 
wicklungen in der Autonomie’ 


Dies ist die letzte Nummer der ““Autonomie’’, die institutio- 
nell im Trikont-Verlag erscheint. Wir werden auch weiterhin 
versuchen daran mitzudiskutieren, ob und wie eine solche Zeit- 
schrift politisch sinnvoll geführt werden kann. 

Dieses Ergebnis hat Gründe und Geschichte(n). Schon lange 
wurde die Zeitschrift faktisch vom Frankfurter Teil der Redak- 
tion gemacht. Diese Verlagerung auf eine Stadt hatte - was uns 
anbetrifft - keine politischen Gründe, sie war im Gegenteil ge- 
tragen von einem politischen Vertrauen, gewachsen aus ge- 
meinsamer Geschichte und dem Akzeptieren verschiedener 
Ansätze und Interessen als gemeinsamen politischen Bezugs- 
rahmen. Von uns aus gesehen war die Verlagerung in erster 
Linie eine Frage unserer Kraft und Zeit: die Bewegung der 
letzten Jahre bezog sich viel mehr als früher auf Institutionen 
wie Stadtzeitungen und eben auch Verlage, was uns immer 
stärker auf den Verlag konzentrierte und uns überforderte (wo- 
zu vor allem die jahrelange Kampagne um das Bommi-Buch 
kam). Andererseits verstärkte die frankfurter Redaktion das 
praktische Auseinanderleben - sicher nicht mutwillig -, indem 
sie immer weniger Anstrengungen unternahm, aus sich heraus- 
zutreten (So bekamen wir als Teil der Redaktion Artikel fast 
immer erst zu Gesicht, wenn das Heft schon gedruckt war). 

Wir waren zunächst eher Zuschauer als seit Herbst des letz- 
ten Jahres Auseinandersetzungen und Streitigkeiten in der 
Frankfurter Redaktion aufbrachen, in die sich dann die Ham- 
burger mit einschalteten und wir zunehmend einbezogen wur- 
den. Die ganze Form der Gerüchte und indirekten Informatio- 
nen machte uns deutlich, daß unter den politischen Kernen 
dieser Auseinandersetzungen eine ganze Schicht persönlicher 
Interessen und ’familiären’’ Clinches lagerte. Wir hörten dann 
von Absichten in Frankfurt einen eigenen Autonomie-Verlag zu 
gründen. Da wir zu diesem Zeitpunkt keinen prinzipiellen Un- 
terschied in den Inhalten von Autonomie und Verlagspro- 
gramm sahen (und auch perspektivisch nicht sehen) und auch 
nicht die Tiefe der Gräben ahnten, die sich da aufgebaut 
hatten, machten wir einen Vorschlag: die Frankfurter Redak- 
tion übernimmt auch die gesamte technische und finanzielle 
Abwicklung in eigener Verantwortung, die Autonomie er- 
scheint weiter im Trikont, der wie bisher einen monatlichen 
Zuschuß gibt, der die Verluste ausgleicht. Auf diese Weise 
sollte nach unserer Absicht unnötiger bürokratischer Zusatz- 
aufwand vermieden werden, sowie gelegentliche ärgerliche 
Reibereien, die resultierten aus der Trennung von Redaktion 
und technischem Apparat, und damit der Weg frei sein für eine 
inhaltliche Neuorientierung der Autonomie als einer gemeinsa- 
men Initiative. 

Damit zum inhaltlichen Kern der Auseinandersetzung. Seit 
Mitte des letzten Jahres gab es ein Unbehagen innerhalb der 
Autonomie und zur gleichen Zeit Diskussionen im Verlag über 
das Programm. Im Trikont (und soweit wir das begriffen: auch 
in der Autonomie) kamen wir zu folgendem Konsens: 

Das einfache Ausdrücken neuer, vorher verdrängter oder ab- 
gewehrter Inhalte und autonomer Bewegungen, wie sie die 
letzten Jahre charakterisieren, ist an einer Grenze angelangt. Es 
reicht nicht mehr nur diese Inhalte aufzuzählen, unverbunden 
nebeneinander stehen zu lassen wie in einem Warenhaus, ein 
anschauendes und literarisches Verhältnis zu diesen Segmenten 
von Leben und Welt zu haben. Das fördert auf Dauer nicht nur 
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die Unfähigkeit zu politischer Initiative, sondern macht die 
einzelnen Partikel auch anfälliger für Integrationsoffensiven 
der Gegenseite. Die Folge ist sichtbar auch Resignation, Be- 
wegungslosigkeit, Ästhetisierung politischer Fragen, Pazifizie- 
rung offensiver Fähigkeiten. 

Wir wollten versuchen, in die vielfältige und fruchtbare Sze- 
nerie der letzten Jahre Initiativen einzubringen, um ihre Zu- 
schüttung in passive Ghettosituationen und Fluchtbewegungen 
zu durchbrechen. Mit den neuen Einsichten und Lebenszu- 
sammenhängen sich wieder dieser Welt stellen; fremde Realität 
erforschen, der anderer Klassenschichten sich wieder annähern; 
die einzelnen Inhalte und Bewegungen miteinander konfron- 
tieren; das Bedürfnis nach gesellschaftlicher Kraft dieser Bewe- 
gungen artikulieren; die Tabus brechen, die über den Begriffen 
von Macht und Radikalität sich ausbreiten. 

So in aller Kürze ungefähr unser Konsens. Allerdings waren 
das zunächst nur Absichtserklärungen, die Realisierung neuer 
politischer Initiativen ist offensichtlich allenthalben etwas 
schwieriger. In dieser Situation können wir Äußerungen von 
Thomas Schmid aus Frankfurt und den Hamburgern, die Auto- 
nomie könne nicht mehr im Trikont erscheinen, da sein Pro- 
gramm zu pluralistisch sei, nur als Projektionen auf uns ver- 
stehen, geboren aus der gemeinsamen Schwierigkeit und Un- 
fähigkeit bisher einen solchen gewünschten neuen Zustand her- 
zustellen. 

Wir wollen nun unsererseits angesichts dieses Vertrauensent- 
zugs von Teilen der Redaktion als /nstitution die Autonomie 
nicht mehr tragen, wozu noch kommt, daß auch innerhalb der 
übrigen Frankfurter Redaktion starke Spannungen herrschen. 
Wir sind demgegenüber trotzdem bereit, an dieser Zeitschrift in 
dem charakterisierten Sinne weiter mitzuarbeiten. Wir halten 
auch das vorliegende Heft - das im wesentlichen von den Ham- 
burgern allein gemacht wurde und von ihnen als konzeptionelle 
Neuorientierung verstanden wird - für einen wichtigen Teil 
dieser notwendigen Diskussionen und Arbeiten und es ist eine 
absichtsvolle Unterstellung, daß wir solche Positionen nur 
dulden würden. 

Man kann einen solchen Anfang allerdings auch dadurch 
gleich wieder zuschütten, wenn man sich den Grenzen, die die- 
ses Heft gerade in der Frage des Regionalismus hat, nicht stellt 
und einen weiteren Diskussionsprozeß darüber nicht zuläßt. 
Das sind die Gefahren, die wir sehen für die weitere Ent- 
wicklung und die Bedenken, die wir haben: es wird mit der 
negativen Aura des Begriffs Pluralismus im Augenblick auf 
sehr unkonkrete Art Politik gemacht. Pluralismus wird iden- 
tifiziert mit einer Art Wahllosigkeit, mit bewußter Unent- 
schiedenheit, mit dem reinen Goutieren von Inhalten. Nun 
dieses Hemd zieht sich ja niemand an. Wenn damit also mehr 
gemeint sein soll: die Verweigerung gegenüber der Tatsache, 
daß lebendige Situationen vielschichtig sind, daß sie nicht nur 
aus einer Hauptseite bestehen, daß da ein Sinn sein muß fürs 
Nebenbei, für Minderheiten, für Unbeachtetes, für sich als 
Eigenes Separierendes - dann wird sich das allerdings selbst 
bedeutungslos machen. Die Revolution wird nie mehr nur eine 
Sprache sprechen, sondern viele. Daß sie sich bewegen muß 
und daß sie sich im Leben und im Kampf vereinen muß, das 
ist offensichtlich das Problem, um das es geht. 

Trikont - Verlag 


% 


Regionalismus 
in Deufschland: 


Ein neuer Mythos? — Eine neue revolutionäre Perspektive? — Oder: Eine bisher kaum beachtete Bewegung? 


„Trachtet am ersten nach Nahrung und Klei- 
dung, so wird euch das Reich Gottes von selbst zufal- 
len.” (Hegel 1807) 


„Der Klassenkampf, der einem Historiker, der nach Marx 
geschult ist, immer vor Augen steht, ist ein Kampf um 
die rohen und materiellen Dinge, ohne die es keine fei- 
nen und spirituellen gibt. Trotzdem sind diese letztern 
im Klassenkampf anders zugegen denn als die Vorstel- 
lung einer Beute, die an den Sieger fällt. Sie sind als Zu- 
versicht, als Mut, als Humor, als List, als Unentwegt- 
heit in diesem Kampf lebendig und sie wirken in die 
Ferne der Zeit zurück. Sie werden immer von neuem 
jeden Sieg, der den Herrschenden jemals zugefallen ist, 
in Frage stellen. Wie Blumen ihr Haupt nach der Sonne 
wenden, so strebt kraft eines Heliotropismus geheimer 
Art, das Gewesene der Sonne sich zuzuwenden, die am 
Himmel der Geschichte im Aufgehen ist. Auf diese un- 
scheinbarste von allen Veränderungen muß sich der 
historische Materialist verstehen.” 

Walter Benjamin: Über den Begriff der Geschichte, in: 
Illuminationen st. Frankfurt/M 1977,S. 252 


Im dritten Heft der Autonomie, das im April 1976 erschien, 
griffen wir eine Diskussion auf, die in den letzten Jahren 
auch bei uns immer mehr in den Mittelpunkt des Interesses ge- 
rückt ist: Es geht um die Frage: Welche Bedeutung hat der Re- 
gionalismus für die revolutionären Bewegungen? Entzündet 
hatte sich bei uns die Diskussion an einem Artikel von Etienne 
de Saint Laurent mit dem Titel: ‚„‚Für eine revolutionäre Ideo- 
logie der Region’ ' , aus dem Jahre 1972, den wir im vollen 
Wortlaut abdruckten, ergänzt durch eine Zusammenfassung 
unserer Redaktionsdiskussion und durch eine Zusammenstel- 
lung von Nachrichten über Kolonialismus und Separatismus 
in Sardinien. j 

Thomas Schmid leitete die Zusammenstellung von Nach- 
richten über Sardinien mit der Feststellung ein, daß „separa- 
tistische Kämpfe und Bewegungen .... in der Linken weithin 
als skurrile Randerscheinungen des internationalen Klassen- 
kampfes’’ gelten. „Schon wenn wir ‚Minderheitenbewegung’ 
sagen, kommt dieser Hochmut und dieses Unverständnis zu 
Tage: das ist der Rand, nicht das ‚eigentliche’ Zentrum des 
Kampfs. Großmütig nehmen wir diese Minderheiten zur Kennt- 
nis, wenn sie — wie die Basken oder die Korsen — den offenen 
und bewaffneten Kampf führen: trotz aller ‚objektiv reaktio- 
närer’ Momente dieser Bewegungen kämpfen sie ja immerhin 
gegen Kapital und Staat, verschärfen die Instabilität der Sys- 
teme.'’ < Diese Haltung scheint sich in der westdeutschen Lin- 
ken seither zumindest teilweise geändert zu haben. Geht man 
heute beispielsweise in einen Buchladen und fragt nach Litera- 
tur zum Thema Regionalismus, so werden einem meist gleich 
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soviele Veröffentlichungen serviert, daß man der These von 
Thomas Schmid kaum mehr zu glauben vermag. Und dennoch 
scheint sie weitestgehend ihre Gültigkeit behalten zu haben. 
Warum? — 

Die angebotene Literatur kann in verschiedene Kategorien 
aufgeteilt werden: Da gibt es zunächst einmal die vor allem in 
der Wagenbach-Taschenbücherei erschienenen Dokumentatio- 
nen beispielsweise über die „Kommune der Wiedertäufer”, ein 
„Bericht aus der befreiten und belagerten Stadt Münster 
1534°' von Horst Karasek; über „‚Frankenhausen, ein Lehr- 
stück aus dem Bauernkrieg’”’ unter dem Titel: „Die Schlacht 
unter dem Regenbogen‘, ‚Belege, Berichte und Ansichten 
zusammengestellt von Ludwig Fischer’‘; über „Die Salpete- 
rer’, „Freie, keiner Obrigkeit untertane Leut’ auf dem Hot- 
zenwald’’, herausgegeben von Thomas Lehner, eine Befreiungs- 
bewegung im Südschwarzwald von 1254 bis 1934; über Johan- 
nes Bückler, den „Schinderhannes’’, eine „Kriminalgeschichte, 
voller Abentheuer und Wunder und doch streng der Wahrheit 
getreu” aus dem Jahre 1802; oder über Friedrich Hecker, 
eine Chronik einer verlorenen Revolution über den Bürgerkrieg 
in Baden 1848 - 1849. Sie alle sind sehr lesenswert, aber sie 
bringen uns kaum einer Antwort näher zu unserer aktuellen 
Frage über die Bedeutung des Regionalismus für die revolu- 
tionären Bewegungen heute. Sie geben uns zwar Auskunft 
über regional begrenzte, revolutionäre Bewegungen vergan- 
gener Zeiten, aber sie kranken alle, ausnahmslos daran, daß sie 
uns nur einzelne Helden dieser Bewegungen, manchmal über- 
haupt nur individualistische Sozialrebellen, hinter denen sich 
vielleicht auch revolutionäre Bewegungen vermuten oder erah- 
nen lassen, vorführen; und sie mangeln daran, daß sie uns in 
unserer politischen Perspektive nicht weiterhelfen können. 
Wenn wir uns dann an Eric J. Hobsbawms Bücher über die 
„Sozialrebellen’’ oder über „Die Banditen’’ ” erinnern und 
nachlesen, was da über das Sozialbanditentum Europas (und 
in allen anderen Kontinenten) steht, können wir uns vor einer 
falschen, nostalgischen Illusion bewahren: „Banditentum be- 
deutet Freiheit, doch können in einer bäuerlichen Gesellschaft 
nur wenige frei sein, während die meisten an doppelte Ketten 
gefesselt sind, die sich gegenseitig noch verstärken: Herrschaft 
und Arbeit. Nicht so sehr ihre wirtschaftliche Schwäche macht 
die Bauern zu Opfer der Obrigkeitsgewalt und der Zwangs- 
herrschaft. ... , sondern vielmehr die Unbeweglichkeit. 

Der Rekrutierung von Banditen sind also wesentliche Gren- 
zen gesetzt.” — Und an anderer Stelle: „Historisch gehören 
Sozialbanditentum und Chiliasmus — die primitivsten Formen 
des Reformismus und der Revolution — eng zusammen. In 
den entscheidenden apokalyptischen Augenblicken mag dann 
nach Zeiten des Leidens und Wartens, in denen die Brigan- 


1 Etienne de Saint Laurent: Für eine revolutionäre Ideologie der Re- 
gion (aus: Les Temps Modernes, 29. Jhg., 1973, Nr. 324/5/6, 
S. 405-440) in: Autonomie Nr. 3/April 1976, S. 19-38 

2 Thomas Schmid: Sardinien — eine Kolonie?, in:ebenda, S. 42-45 

3 Eric J. Hobsbawm: Die Banditen, st 66, Frankfurt/M. 1972 


tenbanden stets größeren Zulauf erhalten, unvermerkt eine 
Verwandlung statfinden. .. . Wenn das Banditentum ... . in 
einer größeren Bewegung aufgeht, wird es Teil einer Kraft, 
welche die Gesellschaft zu verändern in der Lage ist und dies 
auch tut. Da jedoch der Horizont der Sozialbanditen kaum 
weniger beschränkt ist als der der Bauernschaft selbst, mag 
es durchaus möglich sein, daß ihre historischen Interventions- 
versuche nicht zum erwarteten Erfolg führen und vielleicht 
sogar das Gegenteil ihrer Hoffnung zeitigen.'’ * Was immer 
kritisch zu diesen Ausführungen bemerkt werden kann, Hobs- 
bawm hat damit die sozialrevolutionären Grenzen seiner 
Banditen und zum größten Teil damit wiederum auch der oben 
genannten Dokumentationen deutlich aufgezeigt. 

Die zweite Gruppe von Veröffentlichungen, die uns vorge- 
legt wird,behandelt vor allem die berühmten Beispiele regio- 
nalistischer Bewegungen aus dem Baskenland, Irland, Okzi- 
tanien, der Bretagne, Korsika, Sardinien usw. Hierzu sollen 
exemplarisch herausgegriffen werden: der Band 10 der Wagen- 
bach-Reihe „Tintenfisch’’, herausgegeben von Lars Gustafs- 
son, mit Beiträgen über Schweden, Norwegen, Lappland, 
die australischen Ureinwohner, Minderheiten in China, über 
Okzitanien, Katalonien und den schweizerischen Jura; ein 
Buch über das Elsaß, das ebenfalls im Verlag Wagenbach er- 
schienen ist und in Frankreich bereits bei seinem ersten Er- 
scheinen Furore machte und verboten wurde, weil es Frank- 
reichs „nationales Interesse’ gefährde ” ; von demselben Ver- 
fasser, einem „Jean’’, ein Buch „vom Freiheitskampf der Kor- 
sen”, das „eine politisch-historische Reisebeschreibung” sein 
will; und schließlich von Katarina Mondner und Oliver Barlet 
über Okzitanien, mit dem Titel „Autonomie und Abhängig- 
keit einer alten Stammesregion” °, 

In diesen Veröffentlichungen tauchen Begriffe auf wie 
„Europas Indianer’”’ oder „Kolonialismus’’ in Europa. Auch 
wenn diese Begriffe in einigen Regionen geprägt worden sind 
und verwendet werden, geben sie zunächst einmal nur sehr 
ungenau die jeweilige regionalistische Wirklichkeit und ihre 
Probleme an. Dennoch übernehmen besonders westdeutsche 
Linke, wenn sie über den Regionalismus schreiben oder disku- 
tieren, bereitwillig solche Begriffe, und — was noch fragwür- 
diger erscheint — sie projizieren sie auf Verhältnisse, die man 
nicht ohne weiteres mit denen anderer Regionen vergleichen 
kann. Denn: jede Region zeigt ihre besonderen Eigenheiten, 
hat ihre besondere Geschichte und Tradition. 

Worin besteht nun der Nutzen dieser zuletzt genannten Ver- 
öffentlichungen für unsere Diskussionen? — Zunächst werde 
ich den Verdacht nicht ganz los, daß viele Linke bei uns ge- 
neigt sind, nicht nur solche Begriffe, sondern solche Verhält- 
nisse insgesamt, wie sie im Elsaß, auf Sardinien, auf Korsika, 
in der Bretagne, in Okzitanien usw. zu beobachten sind, auf 
die deutschen Regionen zu projizieren, ja, in den verschiede- 
nen deutschen Regionen — in Baden, Ostfriesland, Dithmar- 
schen, Hessen usw. — Ansätze ähnlicher Bewegungen zu se- 
hen. Das scheint mir solange völlig verfehlt, solange die einzel- 
nen regionalen und regionalistischen Eigenheiten nicht ana- 
Iysiert und belegt worden sind. Das ist für deutsche Regionen 
bisher jedoch nur sehr unzureichend geschehen. Und vorerst 
sieht es noch so aus, als gäbe es in Deutschland keinen mit 
der Bretagne, Korsika, Sardinien usw. vergleichbaren Regio- 
nalismus. 

Schließlich gibt es aber noch eine dritte Kategorie von Li- 
teratur, die auf den ersten Blick ziemlich bunt durcheinan- 
der gewürfelt scheint: Angefangen bei den inzwischen zahl- 
reichen Büchern, Broschüren, Flugschriften, Zeitungen usw. 
über Wyhl und die Kaiserstühler, über Brokdorf, Grohnde, 
Gorleben, kurz: über die Bürgerinitiativen in deutschen Pro- 
vinzen gegen Kernkraftwerke, dann beispielsweise über „But- 
jadingen‘’, das Land zwischen Weser und Jade in einem „Por- 
trait einer Landschaft’’ von Klaus Dede oder in einer Samm- 
lung von „Biographien aus dem Widerstand’’ mit dem Titel 
„Ostfriesland’’ von Onno Poppinga, Hans Martin Barth und 
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Hiltraut Roth, über „Bauern und Politik’’ von Onno Poppin- 
ga, über die „innerstaatliche ungleiche Entwicklung als Problem 
der historischen Forschung’ von Gert Zang, bis hin zum Kurs- 
buch Nr. 39 mit Beiträgen über das „Leben in der Provinz’’, 
die Provinzstadt Peine, über „Lehrlinge in der Provinz’, 
„Provinz als politisches Problem’’ und mit einem Gespräch 
„über Ungleichzeitigkeit’’ mit Ernst Bloch, und so weiter. Die- 
se Literatur eröffnet uns — insgesamt betrachtet — Erkennt- 
nisse und Einsichten, die ein Neuverständnis der gesamten 
Klassengeschichte erahnen lassen, ähnlich wie es sich bereits 
durch die Einbeziehung der „anderen’’ Arbeiterbewegung 
in unsere Geschichtsbetrachtungen, in unser Bewußtsein ab- 
zeichnete und inzwischen mehr und mehr durchsetzt: auch 
die Historie in den Regionen, auch die regionalistischen Be- 
wegungen erweisen sich als Bestandteil der Unterklassenge- 
schichte. 

Ernst Bloch hat in seinem 1935 im Exil veröffentlichten 
Buch „Erbschaft dieser Zeit’ ” und erneut 1974 in dem im 
Kursbuch Nr. 39 abgedruckten „Gespräch über Ungleichzei- 
tigkeit’’ auf die Bedeutung der Unterschiede zwischen den 
Großstädten und den Industriezentren auf der einen Seite 
und den Klein- und Mittelstädten und den ländlichen, agrari- 
schen Provinzen auf der anderen Seite vor allem in der deut- 
schen Geschichte hingewiesen. ‚‚Ungleichzeitigkeit’’ nennt 
er das widersprüchliche Nebeneinander von entfalteten kapi- 
talistischen und zurückgebliebenen vorkapitalistischen Produk- 
tionsverhältnissen und mitgeschleppten Ideologien. „Un- 
gleichzeitigkeit’’ kommt am deutlichsten in den Unterschieden 
zwischen dem „Kleinbürger in der Großstadt von dem in einer 
Kleinstadt’ zum Ausdruck: „Der Kleinbürger, der sein Hand- 
werk oder seinen Laden oder einen kleinen Ackerbau betreibt, 
ist zweifellos in einer... Kleinstadt wenn nicht in seinem Un- 
terbau, so doch gewiß durch seinen Überbau anders beschaf- 
fen’’ als in einer Großstadt, in einem „Ballungszentrum”. 
Wie weit die „Ungleichzeitigkeit’’ durch das Bewußtsein zu- 
tage tritt, macht er an zwei Beispielen deutlich, die uns zu- 
gleich zeigen, welch ein kapitaler Fehler es war und auch 
heute immer noch ist, wenn die Linke „durch ihre politische 
und propagandistische Fixierung auf die ‚gleichzeitigen’ 
Widersprüche die große Masse der ‚ungleichzeitigen’ Klein- 
bürger und Bauern’’ den Rechten überläßt ° : 

1. In den zwanziger Jahren machte Bruno von Salomon, der 
spätere Kommunist ( er entstammte der Landvolkbewe- 
gung und trat 1932 der KPD bei) mit Texten von Thomas 
Müntzer in Thüringen und von Georg Büchner in Hessen 
erfolgreich Propaganda, „fast ohne Kommentar. Und die 
Bauern in zurückgebliebenen oder besser: entlegenen Ge- 
bieten haben ihn verstanden.” Er verwendete „also eine 
Sprache, die der alten Ungleichzeitigkeit entspricht, wäh- 
rend die andere, die übliche Parteisprache (das Parteichine- 
sisch. ... .) keinen Zuhörer, kein Verständnis, keinen Adres- 
saten gefunden hat.” 10 

2. Anfang der dreißiger Jahre, vor der Machtergreifung der 
Nazis fand in Berlin im Sportpalast eine Veranstaltung statt, 
auf der ein Kommunist und ein Nazi hintereinander gespro- 
chen haben. Der Kommunist redete von sehr wichtigen und 
richtigen Dingen, vom Grundwiderspruch und von der 
Durchschnittsprofitrate usw., „die Versmmelten aber ver- 
standen kein Wort.'’ Der Nazi hingegen wischte all diese 
Ausführungen schnell fort, indem er seine Zuhörer mit den 
ihnen verständlichen und das heißt, für sie richtigen Worten 
ansprach, um sich dann in inhaltslosen aber allen geläufi- 


4 ebenda, S. 27 und S. 26 

5 "Jean’': Elsaß; Kolonie in Europa. Mit einem Vorwort über Occita- 
nien, Korsika, Wales und Jura; Wagenbach, Berlin 1977,S.5 ff. 

6 die beiden letzten Titel erschienen im Trikont Verlag München 1978 

7 Ernst Bloch: Erbschaft dieser Zeit. (1935), BS, Frankfurt/M 1977 

8 Ernst Bloch: Gespräch über Ungleichzeitigkeit, in: Kursbuch Nr. 39, 
S. 1-9 

9 ebenda. 

10 ebenda. 


gen Phrasen zu ergehen: 

höherem Auftrag!’’ usw. 

war auf seiner Seite! 

Etwas später erläutert Bloch in diesem Gespräch dazu: 
„Diese Parolen waren also frei für den Einmarsch des National- 
sozialismus — daher sagte ich: Was die Kommunisten nicht ge- 
tan haben, das war falsch —, das Nichtgemachte konnte be- 
setzt werden und zeigte seine außerordentliche Anziehungs- 
kraft. Welch ein Magnet liegt für das Volk in dem Wort ‚Blut 
und Boden’, in dem Wort ‚Führer‘, in der Unterscheidung der 
Menschen nach Rang, nicht allein nach Kapital, denn das hat 
keinen Rang, sondern ist bloß durch Zahlen ausgedrückte Pro- 
fitmaximierung. Und an dem Rückzug ins Vergangene war 
auch etwas dran: Es sah doch ziemlich anders aus bei dem al- 
ten Handwerker als bei dem Fabrikarbeiter und gar dem, der 
an dem mechanischen Werkstuhl und erst recht ans Fließband 
gestellt worden ist. Es gab z.B. Handwerkerideologien und 
Handwerkerlieder — die Handwerker konnten noch singen, 
was die Proleten weniger tun und können. Das haben die 
Nazis, befangen in Ungleichzeitigkeit, auszubeuten gewußt. 
Dagegen die proletarische, die revolutionäre Widerspruchs- 
linie: hier ist das Widerspruchsziel gleichzeitig, up to date, 
auf der Höhe der Zeit. Wenn nun von der Höhe der Zeit her 
gesprochen wird, kann die nicht auf der Höhe der Zeit befind- 
liche, sondern von Natur aus (nicht durch Literatur erst) 
romantische Beziehung zur Vergangenheit nicht ausgenutzt 
werden, sie kann dann keine Sprache finden und folglich 
auch keine Adressaten. Die Nazis aber haben an die Vergan- 
genheit appeliert: Das waren noch Zeiten, das waren noch 
Kerle, das waren noch Männer, die gehandelt haben, im Ge- 
gensatz zu den Dreckskerlen von Proletariern und der Schwatz- 
bude in Berlin... 12 

Wie wichtig — und in bezug auf die westdeutsche Linke — 
wie aktuell dieses alles ist, zeigt sich nicht nur an dem oft 
skeptischen oder gar ablehnenden Verhalten der „heimischen’ 
Bürgerinitiativen in Baden, im Wendland (Gorleben), in der 
Wilster Marsch (Brokdorf) usw. gegenüber den von überall 
her anreisenden organisierten Linken, wenn sie sich mit mehr 
oder weniger klugen „Ratschlägen’’ anzubiedern versuchen, 
nur um für ihre Organisation oder ihre bundesweite „revolu- 
tionäre’' Politik auch in der Provinz die Rolle der Avantgarde 
durchzusetzen; die Aktualität der Ausführungen von Ernst 
Bloch kommt vielmehr auch ganz besonders darin zum Aus- 
druck, daß sich eben diese „heimischen’’ Bürgerinitiativen 
immer wieder auf ihre eigenen Kampf- und Widerstandstradi- 
tionen berufen, auf Erfahrungen, die ihre Vorfahren gemacht 
haben, und — wie selbstverständlich — häufig auf Symbole 
zurückgreifen, die speziell in ihrer Heimat vor Jahrhunderten 
— etwa im Bauernkrieg der Bundschuh — eine Rolle gespielt 
haben. Als 1974 der Bevölkerung in der Wilster Marsch 
bekannt wurde, daß die Schleswig-Hosteinische Landesregie- 
rung dem Bau eines Kernkraftwerks in Brokdorf an der Elbe 
zugestimmt habe, veranstaltete die sich sofort daraufhin ge- 
gründete „Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbe’”’ aus 
Wewelsfleth in allen von dieser Zukunft bedrohten Dörfern 
eine „Jahrmarktsrevue’’ mit dem Titel: ‚Sein oder Nichtsein.’’ 
Diese Jahrmarktsschau war in drei Teile gegliedert: der erste 
Teil behandelte die politische Vorgeschichte des geplanten 
Atomkraftwerks Brokdorf, im zweiten Teil wurden mehrere 
— in der Darstellung teilweise ins Groteske gehende — Situa- 
tionen nach einem GAU (dem „größten anzunehmenden Un- 
fall’’ in einem Kernkraftwerk) vorgeführt, und im dritten Teil 
wurde die Bevölkerung daran erinnert, wie sie sich früher 
„in ähnlichen Situationen verhalten hat.’ Dieser dritte 
Teil wurde in Form einer Moritat dargebracht, in der die 
Schausteller für fast jede Gemeinde der Wilster Marsch ein be- 
sonderes Beispiel des Widerstandes gegen Unterdrückung in 
Erinnerung zu bringen wußten. An der Reaktion der Zuhörer 
konnte man unschwer erkennen, wer ortsansässig und wer 
fremd war: Die vorgetragenen Beispiele aus der Geschichte 


Ich aber spreche zu Euch in 
— Der überwältigende Beifall 


11 


15 


waren den Einheimischen durchaus geläufig, wie ihre Vorfah- 
ren sich gegen Sturmfluten, Steuern, gegen das plündernde 
Heer Wallensteins im Dreißigjährigen Krieg oder gegen die 
Willkür König Christians von Dänemark gewehrt hatten, das 
wußten sie, und das bildete Anreiz und Ausgangspunkt für die 
anschließende Diskussion! — Ein ähnliches Bewußtsein wurde 
auch unter den Kaiserstühlern deutlich, wenn sie von den 
Herren des Badenwerkes und der Landesregierung in Stutt- 
gart meinten: „Die sollen sich einmal Gedanken über unsere 
Tradition machen, daß bei uns nichts läuft!” und: „Das Ale- 
mannenvolk hat sich nur sehr widerwillig unterdrücken las- 
sen.’ 

Unter solchen Voraussetzungen, unter Berücksichtigung 
solcher Kenntnisse muß nicht nur die Geschichte der Regionen 
betrachtet werden, hiermit wird zugleich deutlich, daß es auch 
in der deutschen Geschichte eine ungeheure Fülle von regio- 
nalistischen Bestrebungen und Bewegungen gibt, die bis heute 
von der materialistischen Forschung weitestgehend ausgeklam- 
mert, ja, mißachtet blieb. Sicher können diese „Bewegungen”’ 
keineswegs mit denen in Irland, im Baskenland, auf Sardinien, 
in Okzitanien, in der Bretagne usw. verglichen oder gar gleich- 
gesetzt werden. Aber sie dürfen bei der Betrachtung der deut- 
schen Geschichte insgesamt ebenso wenig außer acht gelassen 
werden wie die Geschichte der Arbeiterbewegung und die der 
„anderen’ Arbeiterbewegung. Dabei eröffnet sich uns sodann 


11 ebenda. 

12 ebenda, S. 5 

13 BUU: Programm zur Jahrmarktsrevue; Sein oder Nichtsein 

14 Lieber heute aktiv als morgen radioaktiv. Wyhl: Bauern erzählen. 
Warum Kernkraftwerke schädlich sind. Wie man eine Bürgerinitiati- 
ve macht. Und wie man sich dabei verändert. Wagenbach, Berlin 
1976,S.62f. 
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eine vierte Kategorie von Literatur, die uns nun allerdings 
nicht im linken Buchhandel im Zusammenhang mit dem 
Thema Regionalismus vorgelegt wird. Es handelt sich einer- 
seits um das breite Spektrum der Lokal- und „Heimat’’-Ge- 
schichte, das bisher fast ausschließlich der traditionellen bür- 
gerlichen (oft unqualifizierten Dorfschullehrer-)Forschung 
überlassen wurde; andererseits um die sogenannte deutsche 
Landesgeschichte, womit die Geschichte der zahlreichen deut- 
schen Kleinstaaten und ihrer Einigungsbestrebungen nicht nur 
bis 1870/71 gemeint ist. In diesem letzten Zusammenhang 
werden wir dann schließlich auch solche separatistischen Be- 
mühungen zu beachten haben, wie sie sich jüngst, vor ein paar 
Jahren, in den Volksbefragungen für eigenständige Bundeslän- 
der in Oldenburg und Schaumburg-Lippe abzeichneten: In 
beiden Gebieten stimmte die Mehrheit der Bevölkerung für 
ein jeweils eigenes Bundesland. 


„Vergangenes historisch artikulieren heißt nicht, es er- 
kennen, ‚wie es denn eigentlich gewesen ist’. Es heißt, 
sich einer Erinnerung bemächtigen, wie sie im Augen- 
blick einer Gefahr aufblitzt. Dem historischen Materialis- 
mus geht es darum, ein Bild der Vergangenheit festzuhal- 
ten, wie es sich im Augenblick der Gefahr dem histori- 
shen Subjekt unversehens einstellt. Die Gefahr droht 
sowohl dem Bestand der Tradition wie ihren Empfän- 
ern. Für beide ist sie ein und dieselbe: sich zum Werk- 
zeug der herrschenden Klasse herzugeben. In jeder Epo- 
che muß versucht werden, die Überlieferung von neuem 
dem Konformismus abzugewinnen, der im Begriff steht, 
sie zu überwältigen. Der Messias kommt ja nicht nur als 
der Erlöser; er kommt als der Überwinder des Antichrist. 
Nur dem Geschichtsschreiber wohnt die Gabe bei, 
im Vergangenen den Funken der Hoffnung anzufachen, 
der davon durchdrungen ist: auch die Toten werden vor 
dem Feind, wenn er siegt, nicht sicher sein. Und dieser 
Feind hat zu siegen nicht aufgehört.” 
Walter Benjamin: Über den Begriff der Geschichte, a.a. 
0.,S. 253 
Es käme also darauf an, sich in diesem Benjaminschen Sinn 
die deutsche Geschichte umfassend neu anzueignen, so daß die 

Unterklassen überall, nicht nur in den Ballungszentren, son- 

dern eben auch in der Provinz als die Subjekte der Geschichte 

erscheinen. Dabei gilt es gleichermaßen zu beachten: 

— daß die Arbeiterbewegung nicht nur an den Arbeiterorga- 
nisationen abgelesen werden kann, sondern daß es darauf 
ankommt, alle Schichten der Arbeiterklasse so differenziert 
wie möglich zu erfassen; 

— daß man sich nicht nur auf die Analyse der Situation der 
Arbeiter in der Fabrik, am Arbeitsplatz, ihrer Stellung im 
Produktionsprozeß und der Dequalifikation von Arbeits- 
kraft beschränkt, sondern daß es ebenso um die Erfahrung 
zu Hause, in der Familie geht; 

— daß es nicht nur um die Menschen in den Ballungszentren, 
sondern auch um die in der Provinz geht; 

— daß es trotz der scheinbar isolierten Entwicklung in der 
Provinz nicht nur durch die vielfältigen Repressionen der 
Herrschenden auf die Landbevölkerung und nicht nur in- 
folge der sogenannten Landflucht ein reges Wechselverhält- 
nis zwischen Ballungszentren und Landbevölkerung gibt; 

— daß die Ungleichzeitigkeit der Provinz nicht schon vorab 
den Kern des Reaktionären, Nationalistischen, Konterre- 
volutionären in sich birgt; 

— und schließlich, daß die verschiedenen Formen des Wider- 
standes sowohl in den Ballungszentren als auch in den Pro- 
vinzen historisch sich im Zusammenhang mit den eigenen 
aktuellen, politischen Erfahrungen und Gegebenheiten an- 
geeignet werden müssen. 

Eine derart umfassende Geschichtsbetrachtung kann hier 
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selbstverständlich nicht einmal andeutungsweise umrissen wer- 
den; sie wirft naturgemäß so’ viele für uns neue Fragestellungen 
auf und müßte spätestens bei den großen Zunftkämpfen, 
bei den Bauernkriegen und den vielfältigen anderen Unruhen 
des 14. und 15. Jahrhunderst ansetzen, daß damit eine lang- 
jährige intensive Forschung verbunden sein müßte. Daher kann 
es im folgenden nur darum gehen, mit einigen wenigen pau- 
schalen Andeutungen die Richtung zu weisen und zu erläu- 
tern, in die sich eine solche umfassende Darstellung bewegen 
wird. Dennoch soll dabei deutlich werden, worin das Gemein- 
same der verschiedenen regionalistischen Bewegungen in 
Deutschland besteht, und daß eine Detailgeschichte, deren Ab- 
grenzung sich nicht an den historisch gewachsenen, regionalen 
Sonderheiten orientiert, sondern bespielsweise aufgrund ähn- 
licher, vergleichbarer gesellschaftlicher, politischer oder ökono- 
mischer Entwicklungen verschiedener Gebiete vorgenommen 
wird, nur wenig oder oft gar nichts mit Regionalismus zu tun 
hat. Eine Detailgeschichte mit von dem Verfasser gesetzten 
Grenzen, etwa wie sie von Erhard Lucas in seinem Buch "'Ar- 
beiterradikalismus’’ über Hamborn und Remscheid dargestellt 
wurde, ist keine Regionalismusgeschichte. 


Schon die erwähnten Kämpfe des 14. und 15. Jahrhunderts 
müssen im engen historischen Zusammenhang gesehen werden; 
sie tragen zugleich den Keim der regionalistischen Sonderhei- 
ten und der Ungleichzeitigkeit zwischen Stadt und Land in 
sich. Der unfreie, oft leibeigene Bauer wehrte sich beispielswei- 
se bereits lange in den verschiedensten Formen der feudalisti- 
schen Ausbeutung und Unterdrückung. Ehe es zum Ausbruch 
des Bauernkrieges kam, gehörte auch dazu, daß immer wieder 
einzelne BAuern, Tagelöhner, Landarbeiter sich ihrer Abhän- 
gigkeit, ihrer Leibeigenschaft durch Flucht in die Stadt zu ent- 
ziehen versuchten, wo ihnen nach Jahr und TAg die Freiheit” 
winkte, eine Freiheit freilich, die in den meisten Fällen nicht 
viel rosiger aussah als ihre Unfreiheit zuvor. Denn wieder 
konnten sie meist nur als Taglöhner ihr Leben fristen, wieder 
gehörten sie nur der untersten Klasse an. Zwar gab es die 
“rechtliche’’ Möglichkeit auf diese Weise frei zu werden, ein 
Handwerk zu erlernen, in eine Zunft einzudringen, aber das 
gelang nur in den seltensten Fällen, denn die Zünfte verstanden 
es durch ihre eigenen Zunftregeln, durch ihre Zunftgesetze, 
einen solchen Aufstieg für die meisten Landflüchtigen zu ver- 
hindern. 

Zur gleichen Zeit, da sich so in den Städten die unterste 
Schicht, die Zahl der. Tagelöhner, Bettler, Lumpenproletarier 
rasch vermehrte, gelang es den Bürgern, die einen ’"Bürgerbrief’ 
besaßen und sich damit als Angehörige einer Gilde oder einer 
Zunft ausweisen konnten, zunächst ihren Territorialfürsten 
durch Aufstände und manchmal auch langwierige Kämpfe die 
Herrschaft zu entreißen, um dann durch eine eigene Territori- 
alpolitik selbst zu ”"Landesherren’’ mit der gleichen Machtpra- 
xis zu werden. Bei den Kämpfen um ihre Macht hatten sie oft 
Unterstützung durch die untersten Klassen, also durch die 
städtischen Tagelöhner, Bettler, Lumpenproletarier, die land- 
flüchtigen ehemaligen Leibeigenen erhalten; jedoch ohne daß 
diese daraus später irgendwelchen Nutzen ziehen konnten. 


Für die BAuern, die auf diese Weise von der Leibeigenschaft 
eines einzelnen Landesfürsten in die Leibeigenschaft einer 
Stadt geraten waren, änderte sich in der Regel auch nichts. 
Nur: mit der Flucht in die Stadt, winkte jetzt nicht einmal die 
"Freiheit’’; es war jetzt genau so, als wären sie früher als Leib- 
eigene eines Landesfürsten ihrer Freiheit wegen auf das Schloß 
des Landesherren geflohen. Die Bauern wehrten sich aufgrund 
dieser Situation meist sowohl gegen den Landadel als auch ge- 
gen die Städte. Im Bauernkrieg, bei den einzelnen Bauernauf- 
ständen zeigte es sich dann, daß es nur in Ausnahmefällen zu 
einer Art Solidarisierung zwischen den aufständischen Bauern 
und den untersten Klassen in den Städten kam, während eine 
Solidarisierung zwischen Adel und Städten gegen die Bauern 


weit verbreitet war. 

Wenn solche Zusammenhänge nun die Ausgangsbasis für die 
regionalen und regionalistischen Eigenheiten, für die Entwick- 
lung zur Ungleichzeitigkeit der Provinz bilden, sollte gleich- 
zeitig geprüft werden, inwieweit es in den einzelnen Regionen 
berechtigt erscheint, den Vergleich mit dem Kolonialismus des 
18. bis 20. Jahrhunderts zu ziehen. Wenn man unter dem Be- 
griff Kolonialismus nur die ökonomische und politische Be- 
herrschung und Ausbeutung fremder, eroberter Gebiete ver- 
steht, könnte der Vergleich vielleicht für einige Regionen ak- 
zeptiert werden. Jedoch sollte man hier sehr vorsichtig mit sei- 
ner Wortwahl sein. Der europäische Kolonialismus in Afrika, 
Amerika, Asien und Australien hat im Ganzen doch ein völlig 
anderes Gesicht als die mittelalterliche, feudalistische Territo- 
rialpolitik, auch wenn diese Bedingungen geschaffen hat, die 
bis heute bestehen und bis heute von den betroffenen Unter- 
klassen nicht akzeptiert werden können. Die materialistische 
Kritik am europäischen Kolonialismus in Übersee und der 
Kampf gegen den daraus entstandenen Neokolonialismus muß 
demgemäß woanders ansetzen als die Kritik an den Ursachen 
der Ungleichzeitigkeit in den Provinzen und der Kampf gegen 
die Unterdrückung durch die europäischen Zentralgewalten 
in den autonomen Regionen. 

Weit verbreitet ist die Vorstellung, daß es in den agrarischen 
Regionen des deutschen Reiches nach dem Bauernkrieg keine 
nennenswerten Widerstände gegeben habe, bis infolge der 
Französischen Revolution von 1789-99 zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts die Leibeigenschaft fast überall aufgehoben worden 
sei. Diese Vorstellung ist jedoch nicht richtig. Zunächst einmal 
wurde die Leibeigenschaft in deutschen Staaten keineswegs 
infolge der Ereignisse in Frankreich aufgehoben, sondern in- 
folge der Kämpfe und Aufstände der Bauern, der autonomen 
Bewegungen in den Regionen. Zahlreiche Chroniken und auch 
wissenschaftliche Untersuchungen erzählen von diesen Käm- 
pfen und Widerstandsaktionen, die einerseits in der jeweiligen 
regionalen Bevölkerung bis heute in Erinnerung geblieben sind 
und andererseits, sogar in größeren Landstrichen, die lebendi- 
ge Tradition und Pflege der gemeinsamen Sprache, Sitten und 
Bräuche wachgehalten haben. Allein von den rund vierzig'® 
Bauernaufständen in Deutschland zwischen 1535 und 1789 
hat es mindestens acht gegeben, die in ihrem Ausmaß und ih- 
rer Bedeutung dem großen Bauernkrieg in der ersten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts sehr ähnlich waren: 

— In den Jahren 1587 bis 1589 kam es zu einem erbitterten 
und blutigen Bauernkrieg in Schlesien, in dessen Folge trotz 
der Niederlage der Bauern eine "kaiserliche Kommission” 
zwischen den Aufständischen und den Gutsherren vermit- 
teln mußte; 

— zwischen 1604 und 1607 sammelten sich die Bauern in 
Schlesien erneut, um sich gegen ihre Gutsherren aufzuleh- 
nen, diesmal ließen sie sichnicht durch eine "kaiserliche 
Vermittlung” mit Kompromissen abspeisen, so daß sich die 
Gutsherren gezwungen sahen, ein kaiserliches Exekutions- 
heer zu Hilfe zu holen; 

— ähnlich, nämlich durch fremde Hilfe, gelang es nur mit Mü- 
he der Herrschaft Rettenberg im Allgäu den Bauernaufstand 
zwischen 1605 und 1608 niederzuschlagen; 

— im Mai 1626 kam es in Oberösterreich und Bayern zu einem 
Bauernkrieg, der als die größte Erhebung von Volksmassen 
während des Dreißigjährigen Krieges in die Geschichte ein- 
gegangen ist, der zwar im November desselben Jahres nie- 
dergeschlagen wurde, aber in den Jahren 1633/34 mehrfach 
wieder aufflammte; 

— von 1650 bis 1681 dauerte der große Fronaufstand in der 
Grafschaft Schönburg, ihm schlossen sich die Bauern der 
Herrschaften Hartenstein, Glauchau und Lichtenstein an; 

— zwischen 1679 und 1683 wehrten sich aufständische Bau- 
ern unter der Führung von Adam Baumgartner. im Bayeri- 
schen Wald gegen die übermäßigen Fronlasten; dieser jahre- 
lange Widerstand konnte erst durch erbarmungslose Militär- 
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exekutionen gebrochen werden; 

— erneut kam es hier und dann in ganz Bayern 1705 zum Aus- 
bruch eines großen Bauernaufstandes, in dessen Verlauf sich 
teilweise Bauernheere von mehreren 1000 Mann mit den ös- 
terreichischen "'Besatzungstruppen” zahlreiche Gefechte lie- 
ferten und sogar die bayerische Hauptstadt München einzu- 
nehmen versuchten; 

— am 21. März 1716 stürmten aufständische Bauern die Stadt 
Speyer und hielten sie fünfzehn Wochen besetzt; 

— und schließlich muß hier mindestens noch der jahrelange 
Widerstand der Salpetersiedler, der ""Salpeterer”’, gegen jede 
Art von Feudalherrschaft, vor allem gegen die Leibeigen- 
schaft in der Grafschaft Hauenstein im Südschwarzwald ge- 
nannt werden, der in den Jahren 1719 bis 1755 seine be- 
deutendste Ausweitung erfuhr. 

Dieses alles sind die Elemente des langen und kontinuierlichen 

Widerstandes gegen Abhängigkeiten, Zentralgewalt und Über- 

vorteilung durch die Herrschenden. 


Nicht nur in den wenigen größeren Städten, die sich im 
deutschen Reich um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert 
noch wenig von einer provinziellen Kleinstadt unterschieden, 
brachten die Auswirkungen der Französischen Revolution er- 
neut lang angestaute Unzufriedenheit zum Ausbruch: auch in 
vielen Kleinstädten kam es zur Bildung von Jakobiner Klubs. 
Darin sammelten sich zwar zunächst fast ausschließlich die 
"gebildeten Mittelschichten’’ des Bürgertums, aber auch die 
Unterklassen faßten wieder Mut: In den frühen neunziger Jah- 
ren kam es in zahlreichen deutschen Regionen zu erheblichen 
Unruhen und Aufständen, von denen die Kämpfe der schlesi- 
schen Weber im März und April 1793 die wohl größte Bedeu- 
tung erlangten. Während die bürgerlichen Nachäffer des Jako- 
binertums in den meisten Städten unmittelbar an die Ereignis- 
se in Frankreich anknüpften, dieselben Forderungen, Parolen 
und Gedanken übernahmen, hatten die regionalistischen Auf- 
stände mit der Französischen Revolution zunächst einmal 
nichts zu tun. Sie hatten ihre eigenen Ursachen, ihre eigene Dy- 
namik; sie standen in einer langen Tradition von Kämpfen, so 
daß der Sturz der Monarchie in Frankreich, als er bekannt wur- 
de, allenfalls nur wie eine Initialzündung, wie der beühmte 
Tropfen, der das Faß zum Überlaufen bringt, gewirkt haben 
kann. In Schlesien beispielsweise hatte es nach dem Bauern- 
krieg acht nennenswerte Erhebungen gegeben (1587-89; 1604- 
07; 1680; 1765; 1766-67; 1769; 1785 und 1786), die alle im 
ursächlichen Zusammenhang zueinander standen. Der Wider- 


15 vgl. hierzu und zu den folgenden Angaben — Artur Müller: Die Deut- 
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onen. Eine Chronik. München/Basel 1972 


Das Lichten eines Sochwaldes. 


stand der schlesischen BAuern richtete sich gegen Frondienste 
und Leibeigenschaft, gegen Hungersnöte und eine derartige 
Ausbeutung durch die Feudalherren, wie sie die ""Jakobiner”’ 
in den deutschen Städten, auch in den Kleinstädten, nicht 
kannten. Im 18. Jahrhundert waren zu den Problemen der 
Bauern mehr und mehr die der Spinner und Weber hinzuge- 
kommen. 1769 erhoben sich die Einwohner von sieben Spin- 
nerdörfern, weil sie zur Erntezeit 15 Tage Hofdienst leisten 
sollten, was 15 Tage ’"Verdienstausfall’’ als Spinner und damit 
gleich Entzug der ohnehin kargen, nackten Existenzgrundlage 
bedeutete; und jetzt, 1793, waren es 20.000 Weber, die sich 
gegen die rigorose Ausbeutung der Fabrikanten und Gutsher- 
ren zusammen mit den Bauern auflehnten. — Die preußische 
Regierung ließ die Grenzen abriegeln und den Aufstand durch 
Militär brutal niederschlagen. Inzwischen hatte jedoch der Auf- 
stand auf Breslau übergegriffen, wo die Schneider in den Streik 
traten. Polizeiliche Gewaltmaßnahmen lösten daraufhin einen 
Generalstreik aller Gesellen aller Handwerke der Stadt aus. 
Diese Solidarisierung des Breslauer Handwerks zog erneute Un- 
ruhen und Aufstände in den schlesischen Dörfern nach sich, 
wo die Bauern alle feudalen Abgaben verweigerten. Trotz ver- 
stärktem Militäreinsatzes konnte die preußische Regierung den 
Aufstand nicht endgültig unterdrücken. — Hieran wird über 
den autonomen Charakter der regionalistischen Bewegungen 
verschiedenes deutlich: Im Vergleich mit der Jakobinerbewe- 
gung in Deutschland zeichnete sich bereits eine klare Ungleich- 
zeitigkeit in den Provinzen ab; aber diese Ungleichzeitigkeit 
im Vergleich zur Stadt ist noch nicht so groß, daß es nicht 
mehr zu einer Solidarisierung zwischen den Bauern und den 
Unterklassen in der Stadt kommen kann; die Kämpfe in den 
Regionen weisen eine eigene lange Tradition auf — ihre Ursa- 
chen sind in dieser Tradition zu suchen und nicht in der Fran- 
zösischen Revolution, in den Provinzen lag zu dieser Zeit das 
eigentliche revolutionäre Potential. Bis zu diesem Aufstand 
lebten die meisten Spinner und Weber in Schlesien zusammen 
mit den Bauern in ihren Dörfern, sie arbeiteten zu Hause "in 
Heimarbeit’’ und mußten regelmäßig ihre Produkte dem "Fa- 
brikanten”’ in der Stadt oder auf dem Gutshof liefern. Erst 
später errichteten die Fabrikanten Fabrikhallen für die Spin- 
ner und Weber, die sie somit nicht nur von ihren Dörfern, son- 
dern zugleich von der Gemeinschaft mit den Bauern trennten. 
Dieses geschah gewiß nicht allein aus produktionstechnischen 
Profitinteressen, sondern auch, um die bisher traditionsreiche 
Solidarität der Bauern mit den Arbeitern einzudämmen und 
schließlich zu verhindern. 

Einschneidendere Veränderungen brachte dann der durch 
Napoleon erzwungene "Reichsdeputationshauptschluß’, durch 
den im Jahre 1803 viele deutsche Klein- ind Kleinsstaaten ihre 
Eigenständigkeit verloren. Regionen mit autonomen Traditio- 
nen fielen unter die Obrigkeitsgewalt fremder Herrschaft, wur- 
den mit anderen Regionen unter eine neue Zentralgewalt zu- 
sammengezwungen; wieder andere Regionen wurden auseinan- 
dergerissen und durch willkürliche Grenzen voneinander ge- 
trennt. Ein besonders treffendes Beispiel bietet das ""Großher- 
zogtum Baden”: der alten Markgrafenschaft Baden werden 
kleinere Teile abgetrennt, dafür erhält der Regent den Titel ei- 
nes "'Großherzogs’’, die rechtsrheinischen Teile der Pfalz, die 
also gespalten wird, die Bistümer Konstanz, Basel, Straßburg 
und Speyer, später noch den Breisgau, die Ortenau und den 
Hotzenwald. Wie sehr sich einzelne Bevölkerungsschichten ge- 
gen solche obrigkeitsstaatliche, territorialpolitische Willkür auf- 
lehnten, kann besonders am Beispiel der Graftschaft Hauen- 
stein, dem Hotzenwald, nachgelesen werden. 

Zu gleicher Zeit setzt auch in den deutschen Ländern die 
Industrialisierung ein. Die ersten großen Ballungszentren ent- 
stehen, und die Ungleichzeitigkeit der Provinzen wird immer 
deutlicher, immer größer. In den Ballungszentren entsteht eine 
neue Klasse, das Industrieproletariat. Die Ausbeutung und Un- 
terdrückung dieser neuen Klasse nimmt sehr bald bisher nicht 
gekannte Ausmaße an. Das hatte zwangsläufig zur Folge, daß 
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hier in den Ballungszentren nicht nur ein ganz neues Bewußt- 
sein entwickelt wurde, sondern auch zahlreiche neue Wider- 
stands- und Kampfformen auftraten. 


Wieder werden zwei Revolutionen in Frankreich als Initial- 
zündung angesehen: 1. nach 1830 kam es in ganz Europa zu 
Unruhen, Putschen und Aufständen gegen Fremdherrschaft 
oder Absolutismus. 2. nach 1848 wiederholten sich diese Be- 
wegungen, allerdings inzwischen in wesentlich ausgeprägterer 
und damit auch erfolgreicherer Form als 18 Jahre zuvor. Zum 
erstenmal taten sich die Industrieproletarier bei vielen dieser 
Kämpfe besonders radikal hervor. Inzwischen waren die ersten 
Arbeiterorganisationen entstanden: Bildungs- und Unterstüt- 
zungsvereine. Dabei hatte es sich gezeigt, daß auch im Bewußt- 
sein der neuen Klasse regional teilweise erhebliche Unterschie- 
de bestanden. An der Spitze dieser Vereine standen vielfach 
Leute, die gar nicht dem Arbeiterstand entstammten. Solange 
die Vereine in ihrer Mitgliedschaft und politischen Wirkung 
regional begrenzt bleiben, traten kaum nennenswerte inneror- 
ganisatorische Schwierigkeiten auf. Wohl übte man immer wie- 
der Solidarität mit dem Kampf der Brudervereine anderer Re- 
gionen oder Länder, aber von dem Augenblick an, da eine 
überregionale Zusammenarbeit durch überregionale Zusam- 
menschlüsse gefördert werden sollte, kam es immer häufiger 
innerhalb der Organisation zu erheblichen Auseinandersetzun- 
gen. Nicht nur, daß die politischen Unterschiede zwischen Li- 
beralen und Radikalen, genauer: zwischen den intellektuellen 
Führungsspitzen ‘’Ketteler, Hirsch/Duncker, Lassalle/v. 
Schweitzer, Bebel/Liebknecht, Marx/Engels”’” — und weniger 
an der Mitgliederbasis der Arbeiter — deutlicher sichtbar wur- 
den und zu verschiedenen überregionalen Organisationen führ- 
ten. Nicht nur, daß die Fragen: "Partei oder Gewerkschaft?’’, 
"Revolution oder Reformismus?‘ im Vordergrund der Debat- 
ten standen. Oft genug kam es auch infolge regionalistischer 
Sonderheiten zu Auseinandersetzungen, ja, zu Austritten, Aus- 
schlüssen, Spaltungen oder Auflösungen der gerade erst ent- 
standenen Arbeitervereine. Dabei spielte nicht selten der teil- 
weise berechtigte Unmut der Mitgliederbasis die entscheidende 
Rolle gegen taktiererische, manipulierende Praktiken beson- 
ders der "klassenfremden’ Spitzenfunktionäre, die auf Kon- 
gressen großartig zwar "'die Verhandlungen ... . mit parlamen- 
tarischem Tact, als von Leuten, die so etwas schon öfter mit- 
gemacht haben.’ abhielten!?, aber sonst sich gern in vielen 
Punkten über die Köpfe der Mitgliederbasis hinwegsetzten. 
Darüberhinaus steuerten sie in den "Zentralkomitees” der lo- 
kalen Arbeitervereine oft gerade angesichts von Selbsthilfe- 
maßnahmen und “spontaner Auflehnung unorganisierter, wohl 
überwiegend lumpenproletarischer Schichten’’ einen versöhn- 
lichen Kurs18 gegenüber den Staatsorganen, um ihre Organisa- 
tion um jeden Preis zu erhalten. Als Beispiele mag man sich 
hier etwa an die ""Kartoffelrevolte’’ von 1847, an den "'Brot- 
boykott’’, an den ""Zeughaussturm”’ und die Kämpfe der ”’Reh- 
berger” 1848 in Berlin, oder auch an die ""Butterkrawalle” 
1870/71 in Nürnberg, Braunschweig und Wolfenbüttel oder 
1872/73 an die “Bierkrawalle’”’ in Würzburg, Frankfurt am 
Main und Mannheim erinnern. Die jeweiligen ""Arbeiterführer” 
in den Organisationen distanzierten sich meist von diesen Ak- 
tionen und erklärten — wie beispielsweise Wilhelm Bracke in 
Braunschweig 1871: “Wir haben mit Putschen nichts zu thun 
... Es ist unser Stolz, die geschichtliche Bewegung zu begrei- 
ten und einzusehen, was sich vollziehen muß.’ !'? — Hier liegen 


16 vgl. Thomas Lehner (Hrsg.): Die Salpeterer, "freie, keiner Obrigkeit 
untertane Leut’ auf dem Hotzenwald’’, WAT 36, Berlin 1977 

17 Georg Eckert: 100 Jahre Braunschweiger Sozialdemokratie, Band 1, 
Von den Anfängen bis zum Jahre 1890. Dietz, Hannover 1965, 
S. 29 

18 vgl. N. Bartnik und F. Bordon: Die Rehberger. Subkultur der Berli- 
ner Erdarbeiter um 1830. in: Bergmann/Janssen/Klein: Autonomie 
im Arbeiterkampf, Beiträge zum Kampf gegen die Fabrikgesellschaft 
Trikont/Association, München/Hamburg 1978, S. 67-88, S. 74 f. 

19 Georg Eckert, a.a.0., S. 151 


denn auch die frühesten Ursachen für die Entstehung der "an- 

deren’’Arbeiterbewegung, die eigentlich als die erste, die ur- 

sprüngliche anzusehen wäre, um die organisationsgebundene 
richtiger als die in Wirklichkeit "'andere’”’ Arbeiterbewegung 
kennzeichnen zu können. 

Während die Arbeiterführer mit solchen Krawallen und mit 
den in dieser Zeit wieder vorkommenden Maschinenstürmerei- 
en schon oft erhebliche Schwierigkeiten hatten, erwiesen sie 
sich in ihren Bemühungen, auch die Bauern unter ihre politi- 
sche ("’Zentral’’-)Gewalt zu bekommen, als völlig unfähig. Als 
Beispiel hierzu mögen die ERfahrungen von Wilhelm Bracke 
und Leonhard von Bonhorst aus Braunschweig gelten: 1896 
wandten sie sich in ihrer Ratlosigkeit an Karl Marx; sie hatten 
sich vergeblich bemüht, den Bauern ihre Ideen und die Be- 
schlüsse der Internationalen Arbeiter-Assoziation ""mit Honig 
einzugeben’’. '’Es gilt also einen '’deutschen Bauernverein’ oder 
etwas Derartiges zu gründen. ... Nun denken Sie sich aber 
mal so einen alten, knorrigen Burschen, der 3 1/2 Schollen im 
Besitz hat, mit Kind und Kegel, Haus und Hof in Mist und 
Jauche sitzt, nicht über die Gemarkungsgrenz hinauskommt, 
und wenn er so alt wie Methusalem würde! Der könnte doch 
nicht anders, als nach Anhörung unserer Tiraden, gewichtig 
mit seinem Dreimaster (Nebelspalter) schütteln, umkehren — 
und ’halt beim alten bleiben’. Und doch soll und muß dem 
Kerl beigebracht werden: 

1. die Wichtigkeit der Assoziationsidee resp. ERS Durchfüh- 
rung. 

2. Die damit zusammenhängende Umgestaltung der staatlichen 
und gesellschaftlichen Verhältnisse überhaupt. 

3. Soll er aufgrund der nach unendlicher Mühe beigebrachten 
Erleuchtung endlich auch dazu noch veranlaßt werden, ei- 
ner zentralisierten Gewerkschaft beizutreten, die 1 und 2 
auf der FAhne hat. "20 


Ihnen war also die Ungleichzeitigkeit auf praktische Weise 
sehr bewußt geworden. Karl Marx aber bleib bei seiner 1850 
herausgegebenen - Direktive, mit der er den Braunschweigern 
für die Praxis nicht helfen konnte: "'Wie die Demokraten mit 
den Bauern, müssen sich die Arbeiter mit dem Landproletariat 
verbinden. Die Demokraten werden ... entweder direkt auf 
die Föderativrepublik. hinarbeiten oder wenigstens, wenn sie 
die eine und unteilbare Republik nicht umgehen können, die 
Zentralregierung durch möglichste Selbständigkeit und Unab- 
hängigkeit der Gemeinden und Provinzen zu lähmen suchen. 
Die Arbeiter müssen diesem Plane gegenüber nicht nur auf die 
eine und unteilbare deutsche Republik, sondern auch in ihr 
auf die entschiedenste Zentralisierung der Gewalt in die Hände 
der Staatsmacht hinwirken. Sie dürfen sich durch das demokra- 
tische Gerede von Freiheit der Gemeinden, von Selbstregierung 
usw. nicht irremachen lassen. In einem Lande wie Deutsch- 
land, wo noch so viele Reste des Mittelalters zu beseitigen sind, 
wo so vieler lokaler und provinzialer Eigensinn zu brechen ist, 
darf es unter keinen Umständen geduldet werden, daß jedes 
Dorf, jede Stadt, jede Provinz der revolutionären Tätigkeit, die 
in ihrer ganzen Kraft nur vom Zentrum ausgehen kann, ein 
neues Hindernis in den Weg lege ... Wie in Frankreich 1793 
ist heute in Deutschland die Durchführung der strengsten Zen- 
tralisation die Aufgabe der wirklich revolutionären Partei.” 1 


Daß Karl Marx sich hier in vieler Hinsicht irrte, konnte auch 
Friedrich Engels nicht mehr wiedergutmachen, indem er dazu 
bemerkte: "Es ist heute zu erinnern, daß diese Stelle auf einem 
Mißverständnis beruht. Damals galt es — dank den bonaparti- 
stischen und liberalen Geschichtsfälschern — als ausgemacht, 
daß die französische zentralisierte Verwaltungsmaschine durch 
die große Revolution eingeführt und namentlich vom Konvent 
als unumgängliche und entscheidende Waffe bei Besiegung der 
royalistischen und föderalistischen Reaktion und des auswär- 
tigen Feindes gehandhabt worden sei. Es ist jetzt aber eine be- 
kannte Tatsache, daß während der gesamten Revolution bis 


zum 18. Brumaire die gesamte Verwaltung der Departements, 
Arrondissements und Gemeinden aus den von den Verwalteten 
selbst gewählten Behörden bestand, die innerhalb der allgemei- 
nen Staatsgesetze sich mit vollkommener Freiheit bewegten; 
daß diese ... provinzielle und lokale Selbstregierung gerade 
der allerstärkste Hebel der Revolution wurde, . Ebenso- 
wenig aber, wie lokale und provinziale Selbstregierung der po- 
litischen, nationalen Zentralisation widerspricht, ebensowenig 
ist sie notwendig verknüpft mit jener bornierter kantonalen 
oder kommunalen Selbstsucht, die uns in der Schweiz so wi- 
derlich entgegentritt und die 1849 alle süddeutschen Födera- 
tivrepublikaner in Deutschland zur Regel machen wollten.‘ 

Es ist bis heute noch wenig, ja, fast überhaupt nicht beach- 
tet worden, wie sehr die Marxsche Direktive von der unbe- 
dingten Zentralisation, die Versuche ihrer Durchsetzung und 
die deutsche Reichseinigung des vorigen Jahrhunderts einer 
revolutionären Entwicklung in Deutschland entgegengestanden 
haben. Daß es dagegen vielfältigen Widerstand gegeben hat, 
bräuchte nicht besonders hervorgehoben werden, wenn es 
nicht darum ginge, die deutsche Geschichte von unten, also ge- 
rade vom Standpunkt dieses Widerstandes zu verstehen, neu zu 
verstehen. 


Der Widerstreit zwischen Zentralismus und Regionalismus 
sowohl organisatorisch innerhalb der Arbeiterbewegung als 
auch zwischen Ballungszentren und Provinzen zieht sich auch 
nach 1870/71 wie ein roter Faden durch die deutsche Ge- 
schichte. Innerhalb der Arbeiterbewegung trat er vor allem 
nach 1890, nachdem die Sozialistengesetze außer Kraft waren, 
mit der ungeheuren Gründungswelle von gewerkschaftlichen 
Organisationen in Erscheinung. Neben den Zentralverbänden, 
die den Anspruch erhoben, für alle Arbeiter ihrer Branche, ih- 
rer Berufsgruppe im ganzen Reich zuständig zu sein — es aber 
bei weitem nicht immer waren —, gab es zahlreiche regional 
oder sogar lokal begrenzte Organisationen, die ihre Eigenhei- 
ten, ihre Autonomie oft über Jahre hin eifersüchtig verteidig- 
ten. 

Von diesen Organisationen abgehoben kam es immer wieder 
in den verschiedensten Regionen der Ballungszentren zu auto- 
nomen Kämpfen und Selbsthilfemaßnahmen unorganisierter 
Proletariermassen, wie etwa der Artikel über die ’"'Gebärstreik- 
debatte’’ vor dem Ersten Weltkrieg in diesem Heft oder die 


20 ebenda, S. 114 

21 Karl Marx/Friedrich Engels: Ansprache der Zentralbehörde an den 
Bund vom März 1850, MEW Band 7, S. 244-254, S. 252 

22 ebenda, S. 252 f. 
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"Lebensmittelunruhen‘’ in der Pfalz, in München und Bremen 
1920, von Ute und Eckard Brockhaus in Heft 2 der Autono- 
mie beschrieben, belegen. Auf der anderen, der "ungleichzei- 
tigen’’ Seite der Provinzen trat zu den sozialen Problemen 
langfristig immer wieder der Widerstand gegen die "’Fremdver- 
waltung’’, gegen den staatlichen Zentralismus, der seit dem 
Reichsdeputationshauptschluß, verstärkt aber seit der ""Reichs- 
einigung’’ von 1871 und erneut nach dem Zweiten Weltkrieg 
durch die ländermäßige Ordnung der Bundesrepublik jegliche 
autonomen Bestrebungen zu unterdrücken versuchte. Welchen 
Stellenwert im Denken der Menschen in den Regionen gerade 
dieser Widerstand auch heute noch haben kann, brachten 1976 
Bauern in Wyhl folgendermaßen zum Ausdruck: "Wir gehen 
noch mal mit dem Elsaß und Lothringen zusammen und lösen 
uns von Württemberg, das ging gut zusammen, wir hätten al- 
les, ... Aber ich glaub, bevor wir das gründen, gründen wir 
die BFA, nicht die IRA, sondern die BFA, die Badische Frei- 
schärler-Armee.’23 Der Drang zur Autonomie der Regionen, 
zum Separatismus zeigte sich u.a. auch in dem Bemühen der 
Rheinprovinz nach dem ERsten Weltkrieg unter der Führung 
von Konrad Adenauer um eine Trennung von Preußen und 
Schaffung eines selbständigen Gliedstaates des Deutschen Rei- 
ches, nach dem Zweiten Weltkrieg, unmittelbar nach der Kapi- 
tulation in der Gründung eines "Freistaates Braunschweig”, in 
den Unabhängigkeitsbemühungen des ''Freistaates Bayern” 
oder jüngst in den bereits erwähnten Volksentscheiden In 
Schaumburg-Lippe und Oldenburg. 

Ein besonderes Problem des Regionalismus bietet zweifel- 
los die Rätebewegung nach 1918. Sie weist zahlreiche regional 
bedingte Sonderheiten auf. Dabei spielten offenbar sowohl die 
SPD, wie auch die USPD und die KPD eine recht fragwürdige 
Rolle: Wenn die Rätebewegung bisher vielfach als eine prakti- 
kable Möglichkeit, zum demokratischen Sozialismus zu gelan- 
gen, interpretiert und ihr Scheitern dann kaum aus ihren im- 
manenten Widersprüchen heraus erklärt wird, so scheint es 
jetzt angesichts neuerer Arbeiten beispielsweise von Erhard: 
Lucas“ * notwendig zu untersuchen, wieweit nicht gerade die 
Parteien die Arbeiter- und Soldatenräte als Disziplinierungsin- 
strumente gegen regionalistische, autonome, revolutionäre 
Ansätze der "'anderen’” Arbeiterbewegung nicht nur zu benut- 
zen trachteten, sondern auch zu handhaben verstanden. Ohne 
freilich sich diese Fragen gestellt zu haben, gibt Erhard Lucas 
in seiner Arbeit über die '"'Märzrevolution 1920” hierzu etliche 
Hinweise. 


Unter gleicher Fragestellung müssen sodann der linkskom- 
munistische Aufstand in Mitteldeutschland 1921, überhaupt 
der Syndikalismus und Linkskommunismus von 1918 bis 
1923 und die bis 1924 überall im Reich immer wieder aufflak- 
kernden revolutienären Kämpfe betrachtet werden. Das glei- 
che gilt für die zahlreichen, antifaschistischen Gruppen nach 
dem Zweiten Weltkrieg, die überall in Deutschland unmittelbar 
nach den Kampfhandlungen, regional völlig unabhängig von- 
einander die örtliche Verwaltung von Nazis zu säubern und in 
eigener Regie wieder funktionsfähig zu machen versuchten. 
Diese Form von Regionalismus war nicht nur eine Folge des 
Mangels an Kommunikation zu einer Zentrale, sondern auch 
der Versuch autonome regionale Strukturen wieder zu entwik- 
keln oder aufleben zu lassen. Dabei stieß diese ""Antifa-Bewe- 
gung’’ fast überall sofort auf das Unverständnis bei den alliier- 
ten Besatzungstruppen, wurde bald in ihrer Arbeit einge- 
schränkt, behindert und schließlich verboten. Hierzu hat eine 
Gruppe von 12 Historikern 1976 eine sehr materialreiche Stu- 
die mit dem Titel ”Arbeiterinitiative 1945, antifaschistische 
Ausschüsse und Reorganisation der Arbeiterbewegung in 
Deutschland” erarbeitet, herausgegeben von Lutz Niethammer, 
Ulrich Borsdorf und Peter Brandt, eine Studie allerdings, die 
die Arbeiterbewegung ausschließlich unter dem Blickwinkel 
der Arbeiterorganisationen versteht und daher die regionali- 
stischen Probleme dieses Themas überhaupt nicht erkennt. 


Das Verhältnis der Bauern zu den Arbeiterparteien war in 
der Zeit der Weimarer Republik fast durchweg gespalten; zwar 
gab es beispielsweise 1919 in der bayerischen Räterepublik 
und in Schleswig-Holstein von Anfang an auch einen Bauern- 
rat, der aber '’seine Entstehung nicht einer kämpferischen 
Bauernbewegung” verdankte<? und daher auch bald für die 
Räterepublik ohne Bedeutung war; und die Ende der Zwanzi- 
ger Jahre enstandene deutsche "'Landvolkbewegung’” hatte 
kaum irgendeine nennenswerte Verknüpfung mit den Arbei- 
terparteien, eher zur NSDAP, obwohl gerade in ihren Reihen 
äußerst radikale, auch linksradikale Personen, aktiv waren. 
Und wenn wir heute die vornehmlich aus der Antikernkraftbe- 
wegung entstandenen, regionalistischen Bewegungen am Bei- 
spiel der Grünen Listen Umweltschutz beobachten, zeigt sich, 
daß sich nicht viel geändert hat. 


Il. 

Regionalismus in Deutschland: ein neuer Mythos? — Ange- 
sichts der zahlreichen Veröffentlichungen in den letzten Jah- 
ren vor allem über die bekannten regionalistischen Bewegungen 
in der Bretagne, in Okzitanien, auf Korsika, auf Sardinien 
usw., die alle keine genauen Analysen bieten und nur wenig 
von einem Bezug zur westdeutschen Linken erkennen lassen, 
muß man befürchten, daß es sich beim Thema Regionalismus 
um nicht mehr als nur eine Modeerscheinung in den Köpfen 
der Linken handelt. Wenn in der Linken über die Bretagne, 
Korsika, die Basken oder so ähnlich diskutiert wird, um daraus 
zu schließen, daß das gleiche Phänomen auch überall in den 
deutschen Provinzen zu finden ist, so resultiert daraus nur wie- 
der eine geschichtslose, unpolitische, wirklichkeitsfremde, my- 
thologisierte, mit blindem Aktionismus verbundene Schwärme- 
rei, wie wir sie so fatal und unkritisch über den Stalinismus, 
Trotzkismus, Maoismus, Operaismus erlebt haben. 

Regionalismus in Deutschland: eine neue revolutionäre Per- 
spektive? — Diese Frage scheint nach den angestellten Überle- 
gungen falsch gestellt zu sein. Mit Sicherheit handelt es sich 
beim Regionalismus um eine revolutionäre Bewegung, die kei- 
neswegs als Minderheitenbewegung, sondern als zahlreiche 
Massenbewegungen verstanden werden muß. Auch wenn es 
sich für die Linke, zumindest die undogmatische Linke nicht, 
noch nicht so ohne weiteres angeben läßt, welche Bedeutung 
der Regionalismus in Deutschland für sie hat, gilt es, die in den 
Regionen vorhandenen revolutionären Perspektiven und das 
revolutionäre Potential dieser Bewegungen in das politische 
Denken mit einzubeziehen. 

Mit Sicherheit können wir feststellen, daß der Regionalismus 
in Deutschland in den revolutionären Bewegungen eine bisher 
kaum beachtete Rolle gespielt hat. Weitestgehend unbeachtet 
blieb dabei bisher: 

— die Ungleichzietigkeit der Provinzen gegenüber den Bal- 
lungszentren; 

— die regionale Autonomie der Massenaufstände seit Beginn 
der Industrialisierung 

— die langen, reichen Traditionen der Regionen nicht nur in 
der Sprache, den Sitten und Gebräuchen ihrer Menschen, 
sondern vor allem auch in ihren Kämpfen; 

— die Geschichte der einzelnen Regionen und 

— das ausgeprägt geschichtliche Bewußtsein der meisten Men- 
schen in diesen Regionen. 


Wenn es zu einer politischen Solidarisierung mit den regio- 
nalen und regionalistischen Bewegungen in irgendeiner Form 
kommen soll, müssen wir zumindest uns all diese bisherigen 
Versäumnisse bewußt machen, d.h. aneignen, in unser politi- 
sches Denken aufnehmen. SR 
Jürgen Klein 
23 Lieber heute aktiv..., a.a.0., S. 65 
24 Erhard Lucas: Märzrevolution 1920, 2 Bände, Roter Stern Frank- 

furt/M, 1970 und 1973 


25 Onno Poppinga: Bauern und Politik, EVA Frankfurt/M und Köln, 
1975, S. 266 
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MORALISCHE 
ÖKONOMIE 


”In einigen Städten wurden (1816/17) die Bäckerläden ge- 
plündert und die Auslagen der Metzger geraubt. In Mainz ‘trie- 
ben auch die Weiber Unfug auf dem Markte. Sie wollten mit 
Gewalt die Preise herunterbringen‘, so berichtet ein Chronist... 
Da ihnen die Waren nicht zu dem gebotenen Preis gegeben 
wurden, 'machten sie kurzen Prozeß, schütteten die Kartoffel- 
säcke aus, stülpten die Körbe mit Bohnen und anderem Gemü- 
se um, darunter wurden Eier und Butter gemischt und mit Füs- 
sen untereinander getreten’. Der Lärm lockte die Polizei und 
das Militär heran, die ’Ruhe und Ordnung’ herstellten.‘” (W. 
Abel, Massenarmut und Hungerkrisen im vorindustriellen 
Deutschland, Göttingen 1972) 


L 


Gibt es einen Zusammenhang zwischen den Forderungen 
aus den Anfängen der kapitalistischen Produktionsweise und 
den heutigen Forderungen der unteren Klassen nach Wieder- 
aneignung des gesellschaftlichen Reichtums? Verweist dieser 
Zusammenhang auf eine innere Geschichte der bürgerlichen 
Gesellschaft: und des Kapitalismus, derzufolge sich die Rolle 
der außerökonomischen Gewalt und Gesetzmäßigkeit, die Ver- 
elendung und die Aneignungsforderungen am Ende wiederho- 
len? Welche Logik der Vergesellschaftung und des Widerstands 
dagegen liegt dem zugrunde und welches ist insbesondere die 
- geschichtliche Möglichkeitsbedingung einer Ökonomie der Un- 
terklassen, die nicht vom Lohngesetz, sondern von der Frage 
der Bedürfnisse und der Konsumtion ausgeht? Die Geltung der 
Arbeitswertiehre in der Fassung der klassischen politischen 
Ökonomie wie in ihrer ökonomiekritischen Fassung ist offen- 
bar geschichtlich und logisch begrenzt; weder vermag die Ar- 
beitswertlehre das ökonomische Bewußtsein und Verhalten 
der Unterklassen in der Phase der Durchsetzung des Kapitalis- 
mus zu erklären, noch kann sie eine zureichende Begründung 
für die Lohn- und Aneignungsforderungen der Unterklassen 
im entwickelten Kapitalismus liefern. Ich kann nur dazu auf- 
fordern, die sogenannte moralische Ökonomie zum Gegen- 
stand regionaler historischer Untersuchungen zu machen. An 
deren Stelle verweise ich darauf, wie sich die moralische Öko- 
nomie der Unterklassen im Spiegel der frühsozialistischen und 
-kommunistischen Verteilungsgrundsätze, des Bedürfnisprin- 
zips, der Legitimationsproblematik von Eigentum und Dieb- 
stahl sowie der egalitären Anwendung der Arbeitswertlehre 
ausnimmt. — 

Bei der Bestimmung des Werts der Ware Arbeitskraft nach 
den Regeln .der politischen Ökonomie fügt Marx hinzu: “/m 
Gegensatz zu den andren Waren enthält also die Wertbestim- 
mung der Arbeitskraft ein historisches und moralisches Ele- 
ment”; dies gälte, insofern der in die Reproduktionskosten 
eingehende Umfang der sog. natürlichen, notwendigen Bedürf- 
nisse der Arbeiterklasse selbst ein historisches Produkt sei 
(MEW Bd. 23, S. 185). In der Schrift über ”Lohn, Preis und 
Profit” heißt es ebenfalls, der Wert der Arbeitskraft werde aus 
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zwei Elementen gebildet, einem rein physischen und einem hi- 
storischen oder gesellschaftlichen, wozu der “traditionelle Le- 
bensstandard”, die "historische Tradition und gesellschaftliche 
Gewohnheit” eines Landes gehörten (MEW Bd. 16, S. 147 f.) 
Der englische Sozialhistoriker Edward P. Thompson hat in ei- 
nem hier vorliegenden Aufsatz (”The Moral Economy of the 
English Crowd in the Eighteenth Century”, in: Past and Pre- 
sent 50/1971, S. 76-136) den Begriff der moralischen Ökono- 
mie angewendet nicht auf die Lohnfrage als die soziale Frage 
des 19. Jahrhunderts, sondern auf die Frage der Preise und 
der Märkte als der Zentren der Klassenauseinandersetzungen 
des 18. Jahrhunderts und vor der industriellen Revolution. Im 
Gegensatz zur sich herausbildenden bürgerlich-liberalen ‚politi- 
schen Ökonomie besteht die moralische Ökonomie aus einem 
traditionellen Komplex ökonomischer Funktionen innerhalb 
der Community, aus einer lokalen und regionalen Ökonomie 
der Subsistenz, aus lokalem und regionalem Konsumentenbe- 
wußtsein. Dieser Ökonomie entsprechen logische Formen der 
Aktion und des Aufstands der Volksmassen in Zeiten von Teu- 
erung: das massenhafte Festsetzen der Lebensmittelpreise 
("setting the price”, aufgrund einer Vorstellung davon, wie 
hoch der Preis sein ”so//”) , auf dem Markt vor allem durch die 
Frauen, ein ”forced bargaining” mit dem Risiko des des Ver- 
lusts der Waren für den Händler. 


2 


Die Literatur zur Lage der deutschen Unterklassen in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, zu der Frage des Verhält- 
nisses von Arbeitslöhnen und Lebensmittelpreisen, zu den 
Haushaltsbedingungen der arbeitenden Klassen etc. ist — wie 
P. Mombert in einem Bericht des “Archivs für die Geschichte 
des Sozialismus und der Arbeiterbewegung” von 1921 festge- 
stellt hat — auch heute noch ungenügend, weniger was die 
Quellen, als was ihre Aufschließung betrifft. J. Kuczynski hat 
1960 die beachtenswerte bürgerliche und halbfeudale Literatur 
aus den Jahren 1840-47 zur Lage der Arbeiter ausgewählt; eine 
weitere Quellensammlung ist die von C. Jantke und D. Hilger: 
Die Eigentumslosen, 1965; vgl. auch D. Blasius: Bürgerliche 
Gesellschaft und Kriminalität. Sozialgeschichte Preußens im 
Vormärz, 1976; auf die frühsozialistische Literatur und Ideen- 
geschichte gehe ich ein. (Methodische Anmerkung: Freilich 
läßt sich darüber, wie die Menschen — zumal die, die keine 
schriftlichen Mitteilungen hinterlassen konnten — wirklich ge- 
lebt, gearbeitet und was sie gedacht haben, kaum etwas ausma- 
chen; deshalb bestimmten zumeist die eigenen Präsumtionen 
über den Verlauf des Geschichtsprozesses die Sozialgeschichts- 
schreibung, und darin liegt der Grund ihres Mangels. Auf dem 
Gebiet der Beschreibungen der Lage der arbeitenden Klassen 
stellen diejenigen von Engels und Otto Rühle sozusagen die 


Grenze dar zwischen interpretierendem Zugriff und Subtilität 
der Beobachtung/Aufschlüsselung des Materials. ) Vielleicht 


ist angesichts dieser Methodenprobleme eine Untersuchung der 


formulierten Ideologien der Arbeiter und derer, die sich an sie 
wandten, ist ein “Soziologie der Ideen” (E.P. Thompson) und 
Rezeptionsgeschichte sowie eine Dechiffrierung des Realitäts- 
gehalts der Utopien und Arbeiterideologien aufschlußreich ge- 
nug: Die Ideengeschichte, insbesondere auch die Literatur des 
utopischen Sozialismus und Kommunismus, hat ihre eigene 
Qualität, gerade wenn man sie liest als Antwort, Ausdrucks- 
form und vor dem Hintergrund der Klassenrealität, der sozia- 
len Bewegungen und Revolten, wenn man sie liest in ihrem 
Verhältnis "sowohl zu den Disziplinen der Macht wie zu den 
Formen der Praxis und der Organisation der Arbeiter” (J. Ran- 
ciere). ° 

In den zeitgenössischen und neueren Darstellungen werden 
überdies der vorindustrielle ( aus dem Spätfeudalismus bzw. 
der Genesis des Kapitals stammende) Pauperismus, das Bevöl- 
kerungsproblem und die im Fortschritt der kapitalistischen In- 
dustrie/Akkumulation erzeugte Armut und soziale Frage des 
Proletariats miteinander vermengt. Das mag durch die Rück- 
ständigkeit und Ungleichmäßigkeit der kapitalistischen Ent- 
wicklung in Deutschland mitbedingt sein. — 

In Hessen z.B. ist während der 30er und 40er Jahre die Öko- 
nomie der unteren Klassen geprägt durch vorindustriellen Pau- 
perismus: ”/m Jahre 1834”, so beginnt der im Gefolge der hes- 
sischen Bauernaufstäinde von 1830 und als Flugschrift der 
oberhessischen Verschwörung von Georg Büchner und Ludwig 
Weider verfaßte “Hessische Landbote”, ”siehet es aus, als wür- 
de die Bibel Lügen gestraft. Es sieht aus, als hätte Gott die 
Bauern und Handwerker am fünften Tage und die Fürsten und 
Vornehmen/Reichen am sechsten gemacht, und als hätte der 
Herr zu diesen gesagt: ‘Herrschet über alles Getier, das auf Er- 
den kriecht‘, und hätte die Bauern und Bürger zum Gewürm 
gezählt. Das Leben der Vornehmen/Reichen ist ein langer 
Sonntag: sie wohnen in schönen Häusern, sie tragen zierliche 
Kleider, sie haben feiste Gesichter und reden eine eigne Spra- 
che; das Volk aber liegt vor ihnen wie Dünger auf dem Acker. 


Regionalismus 


Tintenfisch 10 
Thema: Regionalismus 

| Herausgegeben von Lars Gustafson. 5 Thesen 
zum Regionalismus v. Robert Jungk, ein Dossier, 
zahlreiche Bestandsaufnahmen. 128 Seiten, 


Lieber heute aktiv als morgen radioaktiv 
' Wyhler Bauern erzählen: Warum Kernkraftwerke 

schädlich sind. Wie man eine Bürgerinitiative 

macht und sich dabei verändert. Herausgegeben 

von Nina Gladitz. 

Politik 65. 176 Seiten. DM 8.50 


„Jean“ 

Elsaß: Kolonie in Europa 

‚Ein Bericht aus elsässischer Sicht. Lieder, 
Berichte, Bilder. Politik 74. 128 Seiten. DM 8.50 


Tintenfisch 12 

Thema: Natur 

oder: Warum einGespräch überBäume heute 
kein Verbrechen mehr ist. Hrsg. Hans Chri- 
stoph Buch. 

Quartheft 87. 128 Seiten. DM 9.80 


Die Salpeterer . - N 
‚Freie, keiner Obrigkeit untertane Leut y- 
auf dem Hotzenwald.’ Eine demokrati- Inf 
sche Bauernbewegung aus dem Süd- Jill \\ 
schwarzwald. Hrs. von Thomas Lehner. 

WAT 36. 160 Seiten. DM 7,50 
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Der Bauer geht hinter dem Pflug, der Vornehme/Reiche aber 
geht hinter ihm und dem Pflug und treibt ihn mit den Ochsen 
am Pflug, er nimmt das Korn und läßt ihm die Stoppeln. Das 
Leben des Bauern ist ein langer Werktag; Fremde verzehren 
seine Äcker vor seinen Augen, sein Leib ist eine Schwiele, sein 
Schweiß ist das Salz auf dem Tische des Vornehmen/Reichen.” 
(Auf die das Bewußtsein der Volksmassen zumeist bestimmen- 
de Phänomenologie der Klassenunterschiede von Arm und 
Reich, auf die hier angespielt wird, gehe ich nicht ein; zu Hes- 
sen vgl. auch B. Hildebrands Rezension der Engels’schen Dar- 
stellung der “Lage der arbeitenden Klasse in England”, Nach- 
dr. in: Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft, 
1922). August Becker hat in den Verhören zum *'Landboten” 
ausgesagt, die Flugschrift habe den Zweck gehabt, "die materi- 
ellen Interessen des Volks mit denen der Revolution zu verei- 
nigen, als dem einzig möglichen Weg, die letztere zu bewerk- 
stelligen’’; und Büchner habe gemeint, “der materielle Druck, 
unter welchem ein großer Teil Deutschlands liege, sei eben so 
traurig und schimpflich, als der geistige; und es sei in seinen 
Augen bei weitem nicht so betrübt, daß dieser oder jener Libe- 
rale seine Gedanken nicht drucken lassen dürfe, als daß viele 
tausend Familien nicht im Stande wären, ihre Kartoffeln zu 
schmälzen usw.” 

An diesen vermuteten Komplex von vorindustrieller Armut 
und sozialer Revolution — Lösung der sozialen Frage unter 
Umgehung der bürgerlichen Revolution und des Kapitalismus 
— knüpft Becker, z.T. auch Wilhelm Weitling, an; in Beckers 
”Volksphilosophie unserer Tage’ (1834) heißt es: “Sprecht 
mit den Bauern der armen Gegenden Deutschlands, und ihr 
werdet bald merken, wo sie der Schuh drückt. Nicht der poli- 
tische Rechtszustand des Staates ist ihnen ein Dorn im Auge, 
sondern vielmehr der privatrechtliche. Schinden und Plagen, 
und Nichts haben! Der Arme kommt zu nichts, — Wer’s hat, 
der hat's — so lautet der Refrain seiner Klagen. Ihr müßt die 
Leute bei ihren wirklichen Interessen anpacken, wenn ihr auf 
sie wirken wollt. Der deutsche Bauer, in den Gegenden wenig- 
stens, wo ich ihn kennenlernte, fühlt sich unglücklich. Redet 
mir nicht von dem gesunden Schlaf und dem besseren Appetit, 
den der Bauer vor dem König voraus habe. Dem ist nicht so. 
Er hat böse Rothkragenerscheinungen im Traum, und die trok- 
kenen Kartoffeln munden ihm herzlich schlecht. Dabei wird er 
von dem mehr oder weniger dunkeln Bewußtsein beherrscht, 
daß er von den andern Ständen ausgebeutet werde. Er hat 
nicht Einsicht genug in das Finanzsystem des Staats, um klar 
einzusehen, daß alle Lasten des Staates zuletzt einzig und 
allein auf die Produzenten fallen; aber er fühlt doch, daß er 
das Lasttier der Nichtproduzenten machen muß. Fühlte er es 
nicht, die besseren Kleider und glätteren Gesichter der Nicht- 
produzenten würden es ihm sagen. Es hat sich eine gewisse, 
düstere, feindselige Stimmung bei ihm eingeschlichen gegen al- 
le, die Kleider nach französischem Schnitt tragen” (S. 32 f.) .— 


Anders als im bäuerlichen Hessen sind das Elend und der 
Aufruhr in Schlesien durch die Existenz eines hausindustriell 
beschäftigten Frühproletariats gekennzeichnet. Wilhelm Wolff 
schreibt im “Deutschen Bürgerbuch für 1845”: "Man ward 
Lohnarbeiter für einen vom hohen Gebieter bestimmten Preis. 
Ward der Lohn verringert, es blieb nur die Wahl, nach dem nie- 
drigen Satze fortzuarbeiten oder zu — hungern. An Bewerbern 
um Arbeit fehlte es nicht. Die Bevölkerung wuchs und wächst 
ja von Jahr zu Jahr. Die unterste Klasse der Proletarier nahm 
auch in den Städten auffallend zu. Häuser- und andere Bauten 
zogen im Sommer die wenig verdienenden Leute vom Lande 
herein. Kam der Winter und versiegte die Arbeitsquelle - man 
war einmal da, man blieb. Die Mädchen und Knechte begaben 
sich nach der Stadt auf’s Dienst; sie machten es billiger und 
gingen nicht wieder zurück. Daneben Steigerung der Miete, der 
Holz- und Lebensmittel-Preise.” (S. 179). 


Insbesondere unterliegen die Spinner und Weber den Auswir- 
kungen der Konkurrenz industriell fortgeschrittener Länder, 
der formellen Subsumtion ihrer Arbeit unter das Kapital. "Die 
Macht über die Weber konzentrierte sich in den Händen der 
reichen Fabrik- und Handelsherren. Von ihnen mehr und mehr 
abhängig, sah sich der Weber gezwungen, für einen Lohn zu ar- 
beiten, welchen ihn mit den Seinigen am Hungertuche nagen 
hieß ... Die Klagen der Weber bezogen sich übrigens weit weni- 
ger auf Arbeitslosigkeit, als auf den jämmerlichen Verdienst, 
den die angestrengte Arbeit eintrug. Aber nicht genug, daß 
fortwährende Herabsetzung des Lohnes die armen fleißigen 
Menschen in täglich größeres Elend stürzte. ... Noch andere Fa- 
brikanten hatten ganz das englische Trucksystem eingeführt: 
Die Weber wurden nicht bar bezahlt, sondern erhielten ihren 
Lohn zum größten Teil in Waren, deren sie bedurften. Meist 
im Vorschuß, mußten sie sich die Preise dieser Waren ebenfalls 
bestimmen lassen” (S. 181 f.) 


Der Weberaufstand von 1844 wird getragen von dem Be- 
wußtsein der Unverhältnismäßigkeit zwischen den Löhnen, 
den Lebensmittelpreisen und dem neuen Reichtum der Fabri- 
kanten; gegen diesen richtet er sich seiner äußerlichen Ver- 
laufsform nach, “die Bäckerläden, gegen welche ebenfalls kei- 
ne günstige Stimmung herrschte, ... wurden verschont” (S. 
193): “Endlich um 2 Uhr nachmittags, den 4. Juni, trat der 
Strom über seine Ufer. Eine Schar Weber erschien in Nieder- 
Peterswaldau und zog auf ihrem Marsche alle Weber aus den 
Wohnungen rechts und links an sich. Alsdann begaben sie sich 
nach dem wenig entfernten Kapellenberge und ordneten sich 
paarweise, und rückten so auf das neue Zwanziger’sche Wohn- 
gebäude los. Sie forderten höheren Lohn und — ein Geschenk! 
Mit Spott und Drohen schlug man’s ihnen ab. Nun dauerte es 
nicht lange, so stürmte die Masse ins Haus, erbrach alle Kam- 
mern, Gewölbe, Böden und Keller und zertrümmerte alles von 
den prächtigen Spiegelfenstern, Trümeaus, Lüsters, Öfen, Por- 
zellan, Möbels bis auf die Treppengeländer herab, zerriß die 
Bücher, Wechsel und Papiere, drang in das zweite Wohngebäu- 
de, in die Remisen, in's Trockenhaus, zur Mange, in’s Pack- 
haus und stürzte die Waren und Vorräte zu den Fenstern hin- 
aus, wo sie zerrissen, zerstückt und mit. Füßen getreten oder, in 
Nachahmung des Leipziger Meßgeschäfts, an die Umstehenden 
verteilt wurden.” (S. 189) 

Militärische Bekämpfung machte dem Aufstand der Weber 
nach drei-Tagen ein Ende. Die Logik dieses Aufstandes liegt 
wohl darin, daß der besonderen Arbeitsbedingungen der Weber 
wegen (sog. 'Kaufsystem’, Vorstufen des Verlags und der de- 
zentralisierten Manufaktur; die Weber waren Eigentümer ihrer 
Produktionsmittel, veralteter Webstühle, und produzierten im 
Hause Baumwollwaren oder Leinwand, die sie bei Händlern/ 
Fabrikanten absetzten) die Zerstörung des entfremdeten 
Reichtums das einzige Mittel im Kampf um den Lohn gewesen 
ist. — Nach dem Weberaufstand und infolge der Zurkenntnis- 
nahme der französischen und englischen sozialistisch-kommu- 
nistischen Literatur breitet sich in Deutschland eine soziali- 
stische Publizistik aus: das ”Westphälische Dampfboot” von 
1845-1848; der von Moses Heß 1845 bis 1846 redigierte ”Ge- 
sellschaftsspiegel’”’, ein Organ zur Vertretung der besitzlosen 
Volksklassen und zur Beleuchtung der gesellschaftlichen Zu- 
stände der Gegenwart, dessen Untersuchungsfeld die Entste- 
hung und Entwicklung des deutschen Proletariats war:“Die La- 
ge der arbeitenden Klassen wird uns vor allem beschäftigen.”’,so 
beginnt das erste Heft, “da sie von allen Übeln der heutigen zi- 
vilisierten Gesellschaft das schreiendste ist”; in diesen Zeit- 
schriften findet sich eine Fülle von Materialien zum Zweck der 
Aufklärung und Vermittlung eines eigenen Lagebewußtseins 
unter den Arbeitern. "Außer der Massenarmut, welche durch 
äußere Einflüsse veranlaßt wird, deren Abwendung nicht in 
der Macht der Gesellschaft liegt, gibt es aber noch eine andere, 
die ausschließlich ihr Entstehen der falschen Gesellschaftsein- 
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richtung verdankt. Ich meine die Not, welche von der Macht 
des Kapitals, der freien Konkurrenz im Handel und Gewerbe, 
der ungerechten Verteilung des Bodens etc. herrühren. Die 
Volksklassen, welche besonders durch die erwähnten Übel Not 
leiden sind gegenwärtig: die Fabrikarbeiter, die Winzer, die 
frohnpflichtigen Bauern.’ (H. Püttmann in: Rheinische Jahr- 
bücher zur gesellschaftlichen Reform, Bd. 1, 1845, S. 334 f.)— 


Im sächsischen Zentrum der Industrialisierung, nahe Zwi- 
ckau, kommt es — nachdem schon aus den Jahren 1821 (s.M. 
Henkel/R. Taubert in: Kursbuch 50/1977, S.. 35 f., 40 f.) bis 
1844 (aus Prag und Böhmen; s. Vorwärts! Pariser. Deutsche 
Zeitschrift, Nr. 56/1844, S. 4; Nr. 59/1844, S. 4) Fälle von- 
Maschinenstürmerei überliefert sind — 1847 zur Zerstörung ei- 
ner Maschinennagelfabrik durch Nagelschmiede, Handarbeiter 
und Bauern aus der Umgebung, wobei der Angriff auf das Pro- 
duktionsmittel und die Produkte hier wie in den übrigen Fäl- 
len aus dem Beharren auf der Äquivalenz zwischen der Produk- 
tivität der Handarbeit und ihrem Lohn begründet zu sein 
scheint. Der Fabrikbesitzer berichtet: ”’Unter wütendem Ge- 
schrei kam jetzt die Rotte angezogen. Als dieselbe etwa fünf- 
zig Schritte von meinem Hoftore, das ich öffnen ließ, und in 
dessen Nähe ein großer Zettel mit den Worten: ‘Schonet das 
Eigentum’! von mir angeschlagen war — entfernt waren, ging 
ich ihnen entgegen, meine Waffe, eine Art Lanze und 1 .Hirsch- 
fänger ablegend, und redete sie mit den Worten an: "Ihr sehet, 
ich empfange Euch friedlich, ohne Waffen, wir wollen uns mit- 
einander verständigen! Was wollet Ihr von mir?’ — Was ich fer- 
ner sagte, wurde mit verworrenem Geschrei unterbrochen, aus 
dem ich nur die Worte vernahm: Wir wollen die Maschinen zer- 
stören, wir wollen deutsche Freiheit! ... Die Gebärden: gegen 
mich wurden immer drohender, meine Leute, die sich anfangs 
am Tore verhalten hatten, erkannten den Moment zu meinem 
Schutze, sie deckten mich mit ıhrem Körper — die Rotte be- 
gann nun den Angriff, drängte meine Leute nach dem Tore 
zurück, die jedoch hier Posto faßten, und der heftigste, erbit- 
terste Kampf begann, unbeschreiblich in der gegenseitigen 


Wut; die Rotte aber wurde tapfer zurückgeschlagen. ... — Nach 
einem Stillstande von vielleicht 3/4 Stunde rückte die Rotte 
neuerdings an. Der Kampf war diesmal heftig und für uns 
höchst bedenklich, da überhaupt von nun an der ununterbro- 
chenste Steinhagel auf uns fiel, wozu nicht nur die in Haufen 
angefahrenen Steine der Chaussee, sondern selbst Mauersteine 
durch Einreißen der Umfassung meines Hofes verwendet wur- 
den. Wir hatten zwar die Meuterer vom Tore wieder zurückge- 
schlagen, fühlten aber wohl bei der sich immer mehr vergrös- 
sernden Menge der Rebellen, und da das Publikum besonders 
durch Werfen, was selbst Frauen und Kinder taten, gegen uns 
mehr und mehr Partei ergriff, ... daß wir nicht durchkommen 
würden. ... — Die Rebellen drangen indessen in das nach der 
Straße zu gelegene Fabrikgebäude ein. Es befand sich hier eine 
Warenniederlage, die gänzlich geräumt wurde. Die Fässer mit 
Waren wurden geöffnet und mit vielen andern Gegenständen 
in den Bach, der mein Werk trieb, geworfen. Desgleichen der 
Bestand der Remise an Wagen, Schlitten usw., die sie in Stük- 
ke zertrümmerten, ja, das Tuch im Wagen und Schlitten zer- 
schnitten und Alles ins Wasser geworfen.” (In: Klassenbuch 1. 
Ein Lesebuch zu den Klassenkämpfen in Deutschland 1756 - 
1850, hg. von H.M. Enzensberger u.a., 1972, S. 149-54; vgl. 
E.J. Hobsbawm: The Machine Breakers. In: Labouring Men, 
1964). 


Was schließlich die Situation in den großen Städten angeht, 
so gibt — neben Ernst Dronkes Berlin-Buch von 1846 — das 
zur bürgerlichen Literatur gehörige Buch von Friedrich Sass 
über “Berlin in seiner neuesten Zeit und Entwicklung” (1846) 
genauesten Aufschluß über die Wohnverhältnisse der arbeiten- 
den Klasse, über die Verhältnisse der Arbeit und des Lohns; 
Sass beschreibt die Verarmung und Erzeugung des Proletariats 
in Berlin aufgrund des zunehmend fabrikmäßigen Betriebs der 
Handwerke, die Nahrungsmittelknappheit und Hungerkrank- 
heiten, das Verhältnis des Diebstahls -bei der Zunahme des 
Pauperismus usw. (Auch Püttmann erwähnt die rasche Zunah- 
me von Eigentumsdelikten in Preußen und Berlin; überdies be- 
nennt er das Verhältnis der Zunahme des Pauperismus und des 
Wahnsinns; a.a.0., S. 344 f.) 


Im Notjahr 1847, in dem "Tausende von Proletariern in der 
Rheinprovinz, Westfalen, Schlesien, Posen und Ostpreußen 
dem Hunger und dem Hungerfiebern erlagen”, brachen — so 
berichtet Wilhelm Wolff in der vom ’Bund der Kommunisten’ 
1847 herausgegebenen “Kommunistischen Zeitschrift” — "in 
Berlin und andernwärts Brotunruhen aus.” (Der Bund der 
Kommunisten. Dokumente und Materialien, Bd. 1, Berlin 
1970, S. 519). Die Berliner Hungerrevolten vom April 1847 
tragen alle Züge der moralischen Ökonomie der Unterklassen 
an sich. N. Bartnik und F. Bordon haben auf den dabei ent- 
scheidenden Lernschritt vom individuellen Diebstahl zur kol- 
lektiven Plünderung verwiesen: “Die Kartoffelpreise wurden 
von Bauern und Händlern maßlos hochgesteigert, bis es zu ei- 
ner spontanen Explosion der Volkswut kam; Arbeiterfrauen 
griffen zur Selbsthilfe: es kam zu Plünderungen der Kartoffel- 
und Brotbestände auf dem Gendarmenmarkt. Die Aktionen 
wurden von einer spontan sich zusammenrottenden Masse, 
welche zu einem großen Teil aus Weibern bestand’ — denn 
diese hatten für die Reproduktion zu sorgen — getragen und 
nach der Plünderung der Marktbestände in Bäcker- und Flei- 
scherläden der Stadt fortgesetzt. Nach erbitterten Kämpfen 
mit Gendarmen und Militär wurde die Bewegung schließlich 
niedergeschlagen.” (Autonomie Nr. 4, S. 54; vgl. MEW Bd. 7, 
S. 15, 423; Bd. 8, S. 22, 610; Sowie M. Henkel/R. Taubert in: 
Kursbuch 50/1977, S. 41; U.Brockhaus/E. Brockhaus über die 
Bremer Lebensmittelunruhen 1920 in: Autonomie Nr. 2, S. 
24-40). — Es ist, allgemein gesprochen, die in der ersten Hälf- 
te des 19. Jahrhunderts in Deutschland vorhandene Koexistenz 
von feudalen, vorindustriellen und industriekapitalistischen 
Produktionsweisen, Lebens- und Bewußtseinsformen, Formen 
der Verelendung usw. einer überaus heterogen zusammenge- 
setzten Arbeiterklasse, aufgrund deren ihre moralische Ökono- 
mie und Aktionen zu sehen sind. «.s es 
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Wilhelm Weitling, der erste deutsche Theoretiker und 
Agitator des Kommunismus, hat — und sei es mangels anderer, 
mehr "wissenschaftlicher” Auffassungen von der Geschichte — 
das Programm einer sozialen Revolution und Gütergemein- 
schaft vertreten, deren Notwendigkeit bzw. Möglichkeitsbe- 
dingungen ebensowohl in der “aufgespeicherten Produktion”, 
im Reichtum der bürgerlichen, industriellen Gesellschaft des 
19. Jahrhunderts, wie im zeitlich definierten, materiellen Inter- 
esse/Bedürfnisse der arbeitenden Klassen daran liegen. In seiner 
1842 erschienenen Schrift “Garantien der Harmonie und Frei- 
heit” heißt es: “Sagen wir darum nicht, die Menschheit ist 
noch nicht reif.... Sie ist zu allem fähig, was geeignet ist, das 
Messer abzuwenden, das ihr das Elend an die Kehle setzt. Was 
braucht es dazu einer langen schulmeisterlichen Aufklärung! 
Das wird doch wohl jeder einsehen, daß ein System der Frei- 
heit für alle besser ist als eines der Sklaverei! Wenn man den 
Armen auf die aufgespeicherte Produktion aufmerksam macht 
und ihm sagt: arbeite! dann aber nimm! so wird er doch wohl 
verstehen, das Etwas besser ist als Nichts!”’ (Ausgabe Stuttgart 
1974, S. 252; vgl. S. 267 und Weitling in: Der Bund der Kom- 
munisten, S. 217 f, 221 f.) 

Im Rahmen dieses sog. Arbeiterkommunismus.und in der 
Tradition des naturrechtlichen Satzes: “Eigentum ist Dieb- 


stahl!” (Brissot de Warville, Recherches philosophiques sur le . 


droit de propriete et sur le vol, 1780; Prodhon, Qu’est-ce 
que la propriete? 1840) sowie unter revolutionstaktischen Ge- 
sichtspunkten (aus Gründen der Erfolglosigkeit des militärisch 
geführten Straßen- und Barrikadenkampfes und “Kriegs gegen 
die Personen’’) entwickelt Weitling ein in der frühen deutschen 
Arbeiterbewegung sofort zurückgewiesenes Konzept: das Kon- 
zept der Verallgemeinerung des Diebstahls als Form sozialen 
Widerstands. Aus der im Sozialismus und Kommunismus gän- 
gigen Kritik -des Privateigentums ("Was ist das, ein Eigentum? 
... Die von Einzelnen betriebene, zufällige, willkürliche, eigen- 
mächtige, listige oder gewaltsame Besitznahme und Benutzung 
eines von der Natur für alle bestimmten Gegenstandes. Der 
Diebstahl ist ganz dasselbe. Überall, wo das Eigentum Über- 
fluß und Bequemlichkeit neben Mangel und Sorge schafft, ist 
es ein Diebstahl gegen die Gesellschaft geworden.” (Weitling 
in: Die junge Generation, 1842, S. 199) zieht er die Konse- 
quenz der “Rechtfertigung des Diebstahls, den der Ärmere ge- 
gen den Reichen begeht” (Garantien der Harmonie und der 
Freiheit, Ausgabe Berlin, 1955, S.355; vgl. Weitling in: Der 
Bund der Kommunisten, S. 224: “Vor allem also muß den 
Darbenden die Befriedigung ihrer Bedürfnisse werden, und dar- 
um müssen wir damit anfangen, dem Proletarier den Respekt 
vor dem Eigentum auszutreiben, ihn gegen das Geldwesen re- 
volutionär zu machen, ihm einprägen, daß er kein Verbrecher 
ist, wenn er aus Notdurft eher stiehlt als bettelt oder darbt, 
sondern ein braver Kerl”). 

Die zunehmende Delinquenz, insbesondere die Eigentumsde- 
likte der unteren Volksklassen, werden von Weitling publizi- 
stisch dokumentiert und als "Szenen vom Kriegsschauplatz” 
inmitten der Eigentumsordnung dargestellt (vgl. Die junge Ge- 
neration, 1842, S. 193; 1843, S. 40 ff, 71 ff), welcher "Krieg 
gegen das Eigentum” durch Mobilisierung des städtischen 
Lumpenproletariats in eine "soziale Anarchie” und Revoluti- 
on voranzutreiben sei: "Die Straßenschlachten werden sich in 
einen Guerillakrieg verwandeln. Der Feind wird in allen Orten 
und Winkeln erscheinen, wo man ihn am wenigsten vermutet, 
und überall in Minuten angreifen, siegen und verschwinden; 
und diese Art dem Eigentum den Krieg zu machen, wird für 
Zuschauer und Kämpfer einen solchen Reiz haben, daß in kur- 
zer Zeit die gräßlichste Anarchie daraus entsteht, welche nur 
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SZENEN VOM 
KRIEGSSCHAUPLATZ 


(Aus: Die junge Generation, März 1843, S. 40 - 43) 


SCHWEIZ 
Arau. Das Elend nimmt hier steigend überhand. Nie gab es 
so viele Vergeldstage als gegenwärtig, die Gefängnisse sind voll- 
gepropft, und merkwürdiger Weise von lauter Armen; kein.ein- 
ziger Reicher findet sich darinnen. 


FRANKREICH 

Lion. Hier ist weder Leben noch Eigenthum mehr sicher. Die 
Angriffe auf das letztere entwickeln sich mit einer solchen 
Frechheit, daß Niemand mehr allein zu Hause bleiben mag. — 
Seit Menschengedenken können wir uns hier eines solchen Zu- 
standes nicht erinnern, eine Menge Geschäfte sind in Folge des- 
sen im Stillstande oder unterbrochen. 

Mehrere tausend Bürger haben deßhalb eine Erklärung unter- 
zeichnet, — worin sie den jetzigen Zustand schildern; und die 
Polizei der Nachläßigkeit und der Untauglichkeit beschuldi- 
gen. Sie verlangen darin eine Absetzung und eine neue bessere 
Organisation derselben. — 


Paris. Die hiesige Polizei welche eine der besten von Europa 
ist, hat in neuerer Zeit bedeutende Entdeckungen gemacht 
Ganze, völlig organisirte Diebesbanden wurden nach einander 
aufgefangen, und die Gefängnisse damit angefüllt, ohne daß 
deßwegen das Eigenthum sich einer größeren Sicherheit zu er- 
freuen hatte, im Gegentheil nimmt die Unordnung eine immer 
entschiedenere gefährliche Richtung an. 


ENGLAND 

Landschaft Gallen. Seit 2 Monaten treibt eine Bande unter 
dem Namen Rebecka ihr Wesen. Die junge Bande besteht aus 
Reitern in Weiberkleidung mit guten Pferden versehen. So- 
bald sie an die Barrieren und Zollhäuser kommen, so fragt der 
Anführer oder die Mutter Rebecka, wie man ihn nennt: Zu 
was nützt der Kram dahier? — Darauf antworten die Uebrigen: 
Zu nichts, Mama, Dann muß man ihn zusammenreißen, ent- 
gegnet die Mutter Rebecka, und alsbald wirft sich die Bande 
darüber her und zerstört die Barrieren und Zollbureaus, ver- 
brennt die Papiere und sprengt mit der Kasse davon. Noch hat 
die Polizei trotz allen Anstrengungen denselben nicht auf die 
Spur kommen können. 


DEUTSCHLAND 
Berlin. Armuth und Verbrechen nehmen hier so reißend 
überhand, daß man nur mit Grauen an die Zukunft denken 
kann. Mehrere Landhäuser sind überfallen und geplündert, und 
einzelne Weiber darin auf eine viehische Weise mißhandelt 
worden. Die Polizei entwickelt die größte Thätigkeit zur Ent- 
deckung der Uebelthäter. — 


SPANIEN 
“ Barcelona. Hier hat man sich bei Gelegenheit der Wahlen in 
der Kirche mit Heiligenbildern und Kruzifixen die Schädel ein- 
geschlagen. Die heiligen Gefäße wanderten während des Kam- 
pfes in die Taschen der Diebe. Das Eigenthum der Kirche ist 
so unsicher in Spahien wie im Aargau. Soll das der Vorrechtler 
heiliger gehalten werden? 


mit der Abschaffung des Eigentums endigen wird.‘ (Die junge 
Generation, 1842, S. 139, vgl. Garantien der Harmonie und 
Freiheit, 1974, S. 249, 252-4; Weitling, Gerechtigkeit. Ein 
Studium in 500 Tagen, Berlin 1977, S. 308, 326: “/ch will, 
daß jeder seinen Kopf und seine Freiheit behält und dafür un- 
ser (!) Eigentum fahren lasse. Meine äußerste Maßregel würde 
sein, womöglich in 24 Stunden im ganzen Land alle Eigen- 
tumsgrenzen, alle Auszeichnungen der verschiedenen Stände 
und Klassen zu zerstören, alles Eigentum zu verwischen, daß 
niemand mehr sein eigenes herauskennt.’’ — Man könnte einen 
sozialgeschichtlichen Vergleich anstellen zwischen dem Kon- 
zept Weitlings, dem Sozialbanditismus, den Praktiken der rus- 
sichen Sozialrevolutionäre und der Expropriationsgruppen 
während des mitteldeutschen Aufstands 1921, Hoelz, Plätt- 
ner). 


Die weitgehende Tabuisierung des Verhältnisses von sozialer 
Bewegung und Delinquenz in der frühen Arbeiterbewegung 
selbst hat vergessen gemacht, daß Weitlings “Diebstahlstheo- 
rie” und der Plan eines “stehlenden Proletariats’’ (Der Bund 
der Kommunisten, S. 158 ff,; vgl. S. 230, 1010) an Aktions- 
formen auf der Grundlage der Bedürfnisökonomie der Unter- 
klassen anknüpft. Diese Bedürfnisökonomie hat in der frühen 
sozialistischen und kommunistischen Literatur ihren utopi- 
schen Ausdruck im Prinzip der kommunistischen Verteilung 
gefunden, das Weitling so formuliert: Hätte einer ”jm Zustan- 
de der gesellschaftlichen Gleichheit sein Tagewerk vollbracht”, 
so hätte er “dann nicht nötig zu erwarten, was (er) dafür be- 
kommt, sondern nur zu nehmen, was (er) braucht”; es ”ar- 
beitet jeder nach seinen Kräften und Fähigkeiten, genießt 
nach seinem Belieben’, welche Verteilung von Arbeit und 
Genuß “den Bedürfnissen und Fähigkeiten eines jeden auf eine 
für alle gleiche Weise entspricht” (Weitling, Das Evangelium 
des armen Sünders. Die Menschheit, wie sie ist und wie sie 
sein sollte. Reinbek 1971, S. 148; Die junge Generation, 1842, 
S. 93, 119 f.). Der Diebstahl ist demzufolge der Probierstein 
jeder gesellschaftlichen Organisation; solange der Diebstahl in 


SZENEN VOM 
KRIEGSSCHAUPLATZ 


SCHWEIZ 
Zürich. Hier in den Ortschaften am See fletscht das Elend ge- 
waltig die Zähne. Man hört hie und da sagen: Das dauert keine 
zwei Jahre mehr so. Wenn die Leute mit dem Kommunismus 
bekannt gemacht würden, könnte es vielleicht in einigen Mona- 
ten anders werden. 


FRANKREICH 
Paris. Hier fängt man endlich an, vor dem Elende mehr Re- 
spekt zu haben als vor dem Eigenthum. Die Gefängnisse sind 
überfüllt, so daß man den willkührlichen politischen Einsper- 
rungen Einhalt thut. Es mangelt an Platz in den Gefängnissen. 
Die Kinder legen sich scharenweise aufs Stehlen. 


DEUTSCHLAND 
Berlin. Hier hat die Sicherheit des Eigenthums so abgenom- 
men, daß 3 Regimenter Soldaten dem Polizeidienst einverleibt 
werden mußten. Eine Kaserne ist theilweise in ein Gefängnis 
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der Gesellschaft möglich ist, solange taugt die Organisation 
nichts; in einer guten Organisation der Gesellschaft wird der 
Diebstahl erlaubt sein bzw. kann eine Bestrafung des Dieb- 
stahls ohne deren Gefährdung wegfallen. (Die junge Generati- 
on, 1843, S. 53; Das Evangelium des armen Sünders, S. 92 f). 


a 


Das kommunistische Verteilungsprinzip, die Verteilung 
der Arbeitsprodukte nach der Bedürfnisökonomie statt nach 
der Ökonomie der Arbeitszeit und -leistung, ist in der sog. so- 
zialistischen und kommunistischen Literatur des 18. Jahrhun- 
derts vorformuliert, im Kommunismus (Neobabouvismus) der 
40er Jahre des 19. Jahrhunderts in Frankreich ausgeprägt und 
schließlich sowohl von den Anarchisten als auch von Marx auf- 
genommen worden (”/n einer höheren Phase der kommunisti- 
schen Gesellschaft, ... nachdem mit der allseitigen Entwicklung 
der Individuen auch ihre Produktivkräfte gewachsen und alle 
Springquellen des genossenschaftlichen Reichtums voller flies- 
sen — erst dann kann ... die Gesellschaft auf ihre Fahne schrei- 
ben: Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürf- 
nissen!” MEW Bd 19, S. 21. 

“Besitz ergreifen, im Namen des revoltierenden Volkes von 
den Getreidelagern, von den Magazinen, welche strotzen von 
Bekleidungsmitteln, von den Wohnhäusern. Nichts zu ver- 
schwenden, sofort sich zu organisieren, jeglicher Notdurft 
Rechnung zu tragen, um allen Bedürfnissen zu genügen, um zu 
produzieren, nicht mehr im Interesse von irgend jemandes Ein- 
künften, sondern zur Sicherung des Lebens und der Entwick- 
lung der Gesellschaft. Fort mit jenen zweideutigen Forderun- 
gen, wie ‘das Recht auf Arbeit‘, mit welchem man das Volk im 
Jahre 1848 gelockt hat und noch heute zu locken versucht 
Ganz anders wird das Resultat sein, wenn die Arbeiter das 
Recht auf den Wohlstand fordern. Sie proklamieren dadurch 


umgewandelt worden. Die tausendjährige mit dem Katechis- 
mus und dem Polizeidegen zusammengehaltene Ordnung könn- 
te jetzt durch einen bloßen Witz von Grund aus zerstört wer- 
den. Es dürften nur einige hundert Spaßvögel darauf dringen, 
eingesperrt zu werden, so hätte man bald nicht mehr Arme 
und Löcher genug um die kühnsten Diebe aufzugreifen und 
einzusperren; der Respekt vor dem Eigenthum würde verspot- 
tet und verhöhnt werden, ebenso wie der Bettler und die Her- 
ren da oben, die Verhöhner und Bekämpfer des Kommunis- 
mus müßten dann selber zum Kommunismus greifen, wenn sie 
in Ruhe leben und genießen wollten. 


Dresden. Die Bewohner des Obererzgebirges gleichen einer 
wandernden Bettlerfamilie, die bei ihren verarmten Nachbarn 
Trost und Hülfe suchen. Sie haben nicht Kartoffeln genug, um 
den dringendsten Hunger zu stillen. Da sage man ja nicht mehr, 
das Elend müsse noch ärger kommen;ärger wird es in England 
kaum sein als bei uns. Das sind mir feige Kreaturen, die war- 
ten wollen mit abhülflichen Maßregeln, bis das Elend den 
höchsten Grad erreicht hat. Nein! denn je größer das Elend, je 
größer die Feigheit. 


NORWEGEN 

Bei Gelegenheit des Königsfestes hatte man in einer Stadt 
dieses Königreiches ein Gastmahl gegeben und nur die Reichen 
mit ihren Familien dazu eingeladen. Das verdroß sämmtliche 
Steuerpflichtige, sie zogen daher mit großem Lärmen durch die 
Straßen und warfen den Umsonstfressern die Fenster ein; als 
wenn dieser Tag in den 25 Jahren der einzige gewesen wäre, 
an welchem sie umsonst gefressen hätten! 


zugleich ihr Recht, sich des ganzen sozialen Reichtums zu be- 
mächtigen, Besitz von den Häusern zu ergreifen und sich in ih- 
nen entsprechend den Bedürfnissen jeder Familie einzurichten, 
die angehäuften Lebensmittel an sich zu reißen, zu genießen, 
damit sie endlich einmal den Wohlstand kennen lernen, nach- 
dem sie so lange sich gesehnt haben. Sie proklamieren ihr 
Recht auf alle Reichtümer — als der Frucht der Arbeit vergan- 
gener und gegenwärtiger Generationen”; Kropotkin, Erobe- 
rung des Brotes, Nachdr. Berlin 1972, S. 22 f.; vgl. S. 28, 58f., 
85, 162 ff.. 


Seiner ideengeschichtlichen Tradition nach ist das Prinzip 
der kommunistischen Verteilung ein naturrechtliches Prinzip; 
es impliziert 1. die Idee einer Wiederherstellung des Naturzu- 
standes bzw. des Naturrechts aller auf alles und der Gleichheit 
im Verhältnis der Bedürfnisse als Zweck der Gesellschaft ("die 
Natur hat allen alles gegeben”; warum. dieser Zustand des Ge- 
meineigentums aufgegeben und das Recht des Privateigentums 
eingeführt worden ist, das versucht die bürgerliche Gesell- 
schaftstheorie und politische Ökonomie seit Hobbes/Locke zu 
beantworten); 2. die Idee einer gesellschaftlichen Organisati- 
on und Harmonie der Bedürfnisse und Fähigkeiten der Men- 
schen (von Arbeit und Genuß, Produktion und Konsumtion) 
als Abbild der Vorsorge und Ökonomie der Natur; 3. die Idee 
der Abschaffung des privaten Eigentums an Naturgütern und 
Arbeitsprodukten, der Ersetzung des Eigentumsrechts durch 
das Recht auf Existenz. (Ebenso geht in die Formel “Eigentum 
ist Diebstahl” das naturrechtliche Argument ein, daß unter der 
Voraussetzung eines ursprünglichen Rechts aller auf alles und 
Gemeineigentums an der Natur das Privateigentum über den 
Umfang der eigenen Bedürfnisse und Arbeit hinaus, die gesell- 
schaftliche Ungleichheit von Arbeit und Genuß, ein Diebstahl 
an den Bedürfnissen des anderen und der Gesellschaft ist; die- 
sem Argument wohnt eine Vorstellung von der geschichtlichen 
Veränderung der Eigentumsformen und der gewaltsamen Ein- 
führung des Kapitalismus, der Trennung von Arbeit und Ei- 
.gentum, inne; s.u.). 
Zunächst ein Prinzip naturaler Ökonomie, gilt das kommuni- 
stische Verteilungsprinzip für eine ontologisch zureichend dis- 
ponierte Welt und für einen Zustand, in dem die Vorsorge der 
Natur für die Bedürfnisse des Menschen zugleich die Reklama- 
tion eines Naturrechts, den Bedürfnissen entsprechend zu le- 
ben, vorwegnimmt. Dies Naturrecht auf Existenz ist also der 
Idee nach nicht an die Entwicklung der Produktivkräfte gebun- 
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den, unter deren Bedingung seine Wiederherstellung gefordert 
wird. Als Voraussetzung der Wiederherstellung des Naturrechts 
im Zustand der Gesellschaft in der Form des kommunistischen 
Verteilungsprinzips gilt vielmehr das Prinzip der Verteilung der 
Arbeit “nach Fähigkeiten” und Attraktionen, wobei allein. der 
je gegenwärtig mögliche Reichtum menschlicher Fähigkeiten 
vorausgesetzt wird. 
Den naturrechtlichen Implikationen des kommunistischen Ver- 
teilungsprinzips entspricht daher ein vorindustrieller bzw. uto- 
pischer Begriff von Arbeit /Produktivität: Arbeit ist attraktive 
Arbeit, Entfaltung produktiver Kräfte des Menschen, Restau- 
ration und Vollendgng der äußeren Welt, nicht Produktivkraft- 
entwicklung als Geschichte der Industrie und Ausbeutung der 
Natur. Wenn aber die geschichtlichen Bedingungen der Indu- 
strialisierung und des Reichtums der Gesellschaft im Konzept 
der Arbeit nach Fähigkeiten und naturrechtlichem Konzept 
mitbedacht werden, dann bekommt das kommunistische Ver- 
teilungsprinzip einen anderen Sinn. Dieser Bedeutungswandel 
läßt sich in der frühen sozialistischen und kommunistischen Li- 
teratur verfolgen: Die Schriftsteller des 18. Jahrhunderts sehen 
die materielle Möglichkeit der Utopie, die jeder nehmen kann, 
“was er braucht”, daß “jeder nach seinen Bedürfnissen nimmt” 
(Morelly, ähnlich Mably u.a.) in der Reproduktion des Reich- 
tums der Natur durch Vergesellschaftung von Arbeit auf dem 
je gegebenen Stand ihrer Produktivität und im Verhältnis der 
Kräfte/Fähigkeiten eines jeden; sie postulieren unter der Vor- 
aussetzung, bürgerliches privates Eigentum sei naturrechtlich 
gesehen Diebstahl, ein Naturrecht der Armen auf fremdes, ent- 
fremdetes Eigentum “im Verhältnis zu ihren Bedürfnissen’ 
(“An Deiner Tür sterben hundert Unglückliche vor Hunger, und 
Du, übersättigt vor Vergnügen, hältst Dich für den Eigentümer; 
Du täuschst Dich: Die Weine in Deinem Keller, die Vorräte in 
Deinem Haushalt, Deine Möbel und Dein Gold — alles gehört 
diesen ausgeraubten Armen: Sie sind Herren über alles. Das ist 
das Naturgesetz.’ (Brissot de Warville); und sie wollen im ° 
Kommunismus ”die Gleichheit an der Fähigkeit des Arbeiten- 
den und am Bedürfnis des Konsumenten ..., nicht an der Inten- 
sität der Arbeit und der Quantität der konsumierten Güter’ ge- 
messen wissen. (Babeuf/Buonarroti). 
Der Übergang zur geschichtlichen, die große Industrie vor- 
aussetzenden Fassung des kommunistischen Verteilungsprin- 
zips zeichnet sich bei den Neobaouvisten, im Arbeiterkommu- 
nismus vor 1848, ab; als Kritiker des saint-simomistischen Lei- 
stungsprinzips (''Jedem nach seiner Fähigkeit, jeder Fähigkeit 
nach ihren Werken‘‘) gehen Lahautiere, Dezamy, Pillot, u.a. 


zwar noch davon aus, daß frei gewählte Arbeit einen Überfluß 
an Produkten über die Bedürfnisse hinaus erbringen werde, daß 
also das Naturrecht, nach Bedürfnissen»zu nehmen, in der 
Kompensation der Fähigkeiten und Bedürfnisse aller wieder- 
herstellbar sei: "jeder arbeitet nach seinen ... Fähigkeiten und 
konsumiert nach seinen Bedürfnissen’ (Villegardelle) ; “die Ar- 
beit aller, jedem nach seinen Fähigkeiten und Neigungen zuge- 
teilt, (befriedigt) die Bedürfnisse aller entsprechend den Wün- 
schen eines jeden” (es gilt daher die Formel “Jedem Arbeit 
nach seinen Kräften, Lebensmittel nach seinen Bedürfnissen, 
Erziehung nach seinen Fähigkeiten”; Lahautiere); andererseits 
sehen die Neobabouvisten in den modernen Produktivkräften 
(in Gestalt der Entdeckungen der Wissenschaft, Mechanik und 
Chemie, Dampfkraft, Eisenbahnen) die Ressourcen des Kom- 
munismus und die Möglichkeit einer Rückkehr zur Natur 
durch die Arbeit der Jahrhunderte hindurch. — 


Dem sozialhistorischen Kontext nach gehört das Prinzip der 
kommunistischen Verteilung einer Übergangsphase an. Hinter 
der Idee der Wiederherstellung des Naturrechts aller auf alles 
bzw. hinter der Problematisierung des Übergangs vom Gemein- 
eigentum zum Recht des Privateigentums verbirgt sich die Er- 
fahrung der ursprünglichen Akkumulation (der gewaltsamen 
Ausschließung ländlicher Bevölkerungsmassen vom Besitz an 
natürlichen Produktionsmitteln) und der Zerstörung der auf 
vorbürgerlichen Eigentumsformen beruhenden Dorfgemein- 
schaft/Communitiy, die Erfahrung des Übergangs von der agra- 
rischen zur industriekapitalistischen Produktionsweise. 

Es erscheint mir daher nicht unzulässig, den Verteilungskom- 
munismus neuerlich zu interpretieren vor dem Hintergrund 
und als einen ideellen Ausdruck der moralischen Ökonomie 
der Unterklassen im 18. Jahrhundert und zu Anfang des 19. 
Jahrhunderts, der Bestrebungen derjenigen, die mit der alten 
Produktions- und Distributionsweise noch verbunden waren. 
(Der kommunistische Anarchismus, in der Tradition des frühen 
Sozialismus und Kommunismus, ist der letzte Widerschein da- 
von). Später wird die Verwirklichung des kommunistischen 
Verteilungsprinzips in die Zukunft verlegt und an die Bedin- 
gung eines Übermaßes industriell produzierten Reichtums ge- 
knüpft (Marx); die Frage der Bemessung des Arbeitslohns wird 
zur sozialen Frage der Gegenwart. 


(5) Die ersten Versuche der sozialistischen Theoretiker, die 
Lohnfrage zu klären, bewegen sich auf dem Boden der bürger- 
lichen politischen Ökonomie. Unter der geschichtlichen Be- 
dingung der Auflösung des Zusammenhangs von Arbeit und 
Eigentum ( der Arbeit als Eigentumslosigkeit, Pauperismus), 
des Klassengegensatzes und der gegensätzlichen Erscheinungs- 
form der gesellschaftlichen Arbeit als Reichtum der Nation 
und Armut des Arbeiters, war die Möglichkeit einer frühen so- 
zialistischen Kritik der Widersprüche der bürgerlichen Eigen- 
tumstheorie und politischen Ökonomie von deren eigenem 
Standpunkt aus gegeben: Die englischen Frühsozialisten, Owen 
u.a., greifen auf, daß die Arbeit als Quelle/Maßstab des Wertes 
der Waren von mehr Wert ist, als ihre eigenen Unterhaltsko- 
sten; sie wenden die Arbeitswertlehre, das Wertgesetz, auf das 
Kapitalverhältnis selbst, auf den Austausch zwischen Kapital 
und Arbeit an in der Form des Postulats der Äquivalenz von 
Arbeitsprodukt und Lohn; sie fordern, der Arbeiter solle dem 
Gebrauchswert seiner Arbeit nach entlohnt werden (sie klagen 
den Gebrauchswert der Arbeit als ihren Tauschwert ein, kriti- 
sieren den Profit als Abzug vom Gebrauchswert der Arbeit), 
d.h. sie fordern das Recht auf den vollen Arbeitsertrag (oder 
einen fairen Anteil daran) für den Arbeiter. 

Es ist dies die von Marx und Engels sogenannte. “egalitäre 
Anwendung” der Arbeitswertlehre, die “Anwendung der Mo- 
ral auf die Ökonomie”, was zwar — wie Engels sagt — ”ökono- 
misch formell falsch”, jedoch "weltgeschichtlich richtig” sein 
konnte (MEW Bd 4,'S. 98, 559, 561), insofern damit die Tat- 
sache der Ausbeutung der Lohnarbeit in das Bewußtsein geho- 
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Das tradeunionistische Bewußtsein der Arbeiter des 19. Jahr- 
hunderts war stets geprägt von dem moralischen Grundsatz 
der Gerechtigkeit, des “gerechten Tagelohns für ein gerechtes 
Tagewerk” ("Entsprechend dem, was man gewöhnlich Gerech- 
tigkeit nennt, müßte der Lohn des Arbeiters aus dem Produkt 
seiner Arbeit bestehen. Aber das würde nach der politischen 
Ökonomie nicht gerecht sein”; Engels, MEW Bd 19, S. 249). 
Diese Forderung, der Arbeiter solle sein Produkt oder mehr 
von seinem Produkt zum Lohn erhalten, ist teils eine vorkapi- 
talistische (durch einfache Warenproduktion) bestimmte Uto- 
pie gewesen, wie sich anhand des Trade-Unionismus im Eng- 
land der 20er und 30er Jahre zeigen ließe; teils war daran die 
reformistische Illusion geknüpft,das Ziel des Sozialismus sei 
eine gerechtere Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums. 


Im revolutionären Syndikalismus und Industrie-Unionismus 
nach der Jahrhundertwende sind Aktionsformen weiterent- 
wickelt worden, die als Formen des Lohnkampfes und Kam- 
pfes gegen die Arbeit und das Arbeitsmittel/Maschinerie aus 
den Anfängen der Arbeiterklassenbewegung stammen (vgl. 
Hobsbawm, sowie Taubert/Henkel, a.a.0.), Aktionsformen, 
die noch auf der Grundlage moralischer Ökonomie (einer Vor- 
stellung davon, was ‘guter’ und was ’schlechter’ Lohn sei) 
funktionieren und die zugleich als Teil direkter Aktionen ge- 
gen das Kapital mit dem Ziel der sozialen Revolution gedacht 
waren: ”/n erster Linie besteht die Sabotage für den Arbeiter 
darin, daß er entsprechend der Bezahlung arbeitet. Für schlech- 
te Bezahlung — schlechte Arbeit!’ (G. Yvetot: ABC des Syn- - 
dikalismus, Nachdr. Hamburg 1973) Die Sabotage ... wird fol- 
gendermaßen definiert: Für schlechten Lohn schlechte Arbeit. 
Ebenso wie der Streik wurde auch sie zu allen Zeiten ange- 
wandt, doch erst seit einigen Jahren hat sie einen wirklich re- 
volutionären Charakter angenommen. Die bisherigen Erfolge 
der Sabotage sind beachtlich. Dort, wo sich der Streik als 
machtlos erwiesen hat, gelang es ihr, den Widerstand der Un- 
ternehmer zu brechen. Ein neueres Beispiel wäre etwa der 
Streik und die darauffolgende Niederlage der Pariser Maurer 
im Jahre 1906: Die Maurer kehrten an die Baustellen mit dem 
festen Vorsatz zurück, den Unternehmern einen Frieden zu 
gewähren, der für sie schrecklicher sein würde, als der voran- 
gegangene Kampf: Und nach einstimmiger, geheimer Überein- 
kunft begann man, die täglichen Leistungen zu verringern; wie 
zufällig wurden Gips- oder Zementsäcke durchnäßt usw. usw.” 
(P. Monatte in: Der Anarchismus, hg. von E. Oberländer, Ol- 
ten/Freiburg 1972, S. 332. Eine Sarmmlung von praktisch an- 
gewandten Beispielen direkter Aktionen, Sabotage, etc. des 
Proletariats gegen das Eigentum der Kapitalisten findet sich in 
A. Rollers Schrift “Die direkte Aktion” von 1903/1912, Nach- 
dr. Berlin 0.J.., in der auch der Zusammenhang zwischen der 
organisierten Maschinenstürmerei anfangs des 19. Jahrhun- 
derts und den direkten Aktionen deutlich wird.)— 


Zusammenfassung: Moralische Ökonomie beruht auf einer 
traditionellen und regionalen Vorstellung der Gerechtigkeit/ 
Angemessenheit von Lebensmittelpreisen und Arbeitslöhnen. 
Das kommunistische Verteilungsprinzip und die Bedürfnisöko- 
nomie; die Rechtfertigung des Diebstahls innerhalb der bürger- 
lichen Eigentumsordnung; und die moralische Anwendung der 
Arbeitswertlehre auf die Frage des Lohns können als ideolo- 
gisch-utopische Ausdrucksformen der moralischen Ökonomie 
der Unterklassen gelesen werden. Eine Verbindung zwischen 
den volkstümlichen -Gesetzwidrigkeiten und Eigentumsdelik- 


. ten, den Aktionen und sozialen Kämpfen nach der Logik mo- 


ralischer Ökonomie (kollektive Eigentumsdelikte/Plünderun- 
gen; ferner Maschinenstürmerei und Sabotage) sowie den Ar- 
beiterideologien/ldeologien der Revolte aus der Frühzeit der 
Arbeiterbewegung ist regionalgeschichtlich zu erforschen. 


Ahlrich Meyer 


Bilder aus dem Wendland 


EINE KLEINE COLLAGE ZUM THEMA: 


"Leben und Überleben 


in Gorleben” 


von: 

Graf und Gräfin von B. 

Oma J., Helga J., Heidrun J. 

Bauer Heini D. 

Herrn Forstbeamten P. im Ruhestand 


... und einigen anderen freundlichen Leuten aus dem Landkreis 


Der Landkreis Lüchow-Dannenberg, auch das Wendland ge- 
nannt, oder unter Insidern kurz ‘Gorleben’, steht seit 1 1/2 
Jahren im Zentrum politischer und wirtschaftlicher Kontrover- 
sen. Dort, wo es echt noch eine relativ intakte Ökologie gibt, 
noch Landschaft, noch Störche und fast schon anachronistisch 
anmutende Gemeinschaftlichkeit in den Dörfern, die vielfach 
als 'Rundlinge’ auch dazu einladen, soll der Stolz der technolo- 
gischen Potenz der Nation "Deutschstadt’ errichtet werden: 
Plutoniumfabrik und Atommülldeponie. 

Geplant als Exportschlager deutscher Technologie, gefeiert 
von Regierung, Industrie und DGB. Wie soll man sich dagegen 
wehren, und wer, und warum? 

Zwei Lager stehen sich jetzt in der Region gegenüber: ’Be- 
fürworter’ und "Gegner’. In der Hoffnung auf Arbeit und Pro- 
fit die einen, in Angst vor Verstrahlung, Zerstörung der Land- 
schaft und Verstädterung die anderen. Die einen haben viel 
Geld und den Machtapparat des Staates hinter sich, die ande- 
ren eine deutsche Linke, die nicht mehr so ganz das rechte ist. 
Nun ja. Der Landkreis ist schon seit den Nazis begehrtes Ziel 
von gefährlichen industriell-militärischen Großprojekten. Hier- 
zu ein Leserbrief aus der Elbe-Jetzel-Zeitung (s. den Kasten auf 
der nächsten Seite). 

Die große Gefahr, die von derartigen Projekten ausgeht, 
dient zur Legitimation staatlicher, halbstaatlicher (Elektrizi- 
tätsunternehmen) und privater Kontrolle und Überwachung. 
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Aufgenommen, zusammengestellt und getippt von: 
Roswitha Ziegler 

Bernd Westphal 

Nils und Claus Bolbrinker 


Daß die DWK, das ist die Deutsche Gesellschaft für Wiederauf- 
bereitung von Kernbrennstoffen mbH, Leute im Landkreis von 
einer privaten Wach- und Schließgesellschaft bespitzeln ließ, 
war allerdings ein Schuß ins eigene Knie: Die Leute waren 
mordssauer und die ganze Sache gewann eine große Publizität; 
so berichtete der ’Stern’ z.B. darüber. Auch die Versuche, 
Landfreaks, Zweitwohnsitzler und andere "Zugereiste’ öffent- 
lich im Landtag zu diskriminieren gelang — jedenfalls auf den 
ersten Blick — nicht. Hierzu eine Stellungnahme der einheimi- 
schen Bürgerinitiative (ebenfalls im Kasten auf der nächsten 
Seite). 


Ein Wort zu uns: 

Seit ungefähr zwei Jahren wohnen wir im Landkreis oder 
pendeln zwischen Stadt (Berlin und Hamburg) und Land. Wir 
haben ihn liebgewonnen, diesen Kreis mit der geringsten Be- 
völkerungsdichte in der BRD. Vielleicht gerade deswegen. Wir 
glauben nicht, wie andere Genossen, an die Kiste von der 
"Schönheit des Landes und der Idiotie des Landlebens’’. (Das 
war ein Originalzitat aus dieser Gazette, ein paar Nummern 
früher). Zu idiotisch gibt es keinen Komparativ, das Leben ist 
hier also nicht mehr und nicht weniger idiotisch als in der 
großen Stadt. Nur anders, zum Teil angenehmer. 

Wir wollen weiß Gott nicht das hohe Lied von Friede, Freu- 
de und Natur singen, aber in diesem Kreis, wo’s schon seit der 


Schon früher gefährliche Projekte 
im Kreis 

In Zusammenhang mit dem Bau der Gor- 
lebener Uran-Fabrik dürfte es für die Bewoh- 
ner dieses Landstriches nicht uninteressant 
sein festzustellen, daß gerade diese Gegend 
auch zu anderen Zeiten anziehend für die Er- 
richtung industrieller Großprojekte gewesen 
ist. Zunächst war in Dragahn während des 
letzten Krieges eine Munitionsfabrik, und heu- 
te befindet sich noch auf diesem Gelände, was 
landschaftlich wirklich schön ist, eine Muni- 
tionsaufbereitungsanlage, in der auch schon 
tödliche Unfälle vorgekommen sind. Hier wird 
tatsächlich ein Stück schönes Wandergelände 
der Allgemeinheit entzogen. Man sieht, eine 
Aufbereitungsanlage ist bereits im Kreisge- 
biet. 


Dann gab es die gewiß sehr vielen noch gut 
bekannten Benzin-Einlagerungsstellen mit den 
riesigen Tanks in Hitzacker durch die soge- 
nannte Wifo. Die nach dem Kriege zu sehen 
gewesenen Anlagen lassen den Schluß zu, daß 
hier ungeheure Mengen Benzin eingelagert 
wurden. Nicht auszudenken, was passiert wä- 
re, wenn damals die Engländer die Tanks 
beim Bombardement getroffen hätten und 
nicht den Bahnhof. 


Dann — last not least — die große Anlage 
in Neu-Tramm zur Zusammensetzung der V 1 
während der Jahre 1940 bis 1945. Hier haben 
auch gewaltige Mengen Dynamit gelagert. Die 
Anlage war sicherlich so geheim, daß viele 
Bewohner dieses Kreises bis heute hiervon 
nichts wissen. Es bliebe zu wünschen, daß man 
dieses auch von Gorleben sagen könnte. 

Dann die Üfest bei Woltersdorf, wo für 
Deutschland bestimmte Telegramme aus aller 
Welt empfangen werden. Die Anlage wurde 
schon lange vor dem Krieg auf einem gewiß 
nicht kleinen Gelände errichtet. 

Der Kreis Lüchow-Dannenberg scheint auf- 
grund seiner Vergangenheit zur Durchfüh- 
rung von Großprojekten sich geradezu anzu- 
bieten. Das in Gorleben beanspruchte Areal 
dürfte in etwa den Flächen entsprechen, die 
je einzeln für Dragahn, Hitzacker und Neu- 
Tramm rekrutiert wurden, die heute noch im 
Staatsbesitz sind. 


(Elbe-Jetzel-Zeitung, 27.6.78) 


ApoZeit Fluchtburgen und Neuanfänge von Freaks und Genos- 
sen/innen gibt, läßt sich’s leben. Und weil wir den Kreis ein 
wenig kennen, und auch die Leute, wollen wir Euch davon er- 
zählen. Was wir weglassen ist das, was woanders schon steht: 
Sachen über die technologisch bedingte Gefährdung einer 
WAA (Wiederaufbereitungsanlage), das Problem der Salzstök- 
ke hinsichtlich einer Endlagerung ... — Aber auch wollen wir 
Euch verschonen mit einer Sammlung objektiver Daten über 
den Landkreis. Dazu nur ein Wort: Zur Zeit leben hier unge- 
fähr 120.386 Schweine, Typ ’deutsche Landrasse’, und ca. 
50tausend Menschen. 

Wir wollen also etwas schreiben. Da wir nun aber durch 
Dokumentarfilmarbeiten über Unmengen von spannenden In- 
terviews mit Leuten von hier verfügen, bot es sich an, die Leu- 
te selber zu Wort kommen zu lassen. Wir sind also keine Auto- 
ren, sondern Monteure des auf Band gesprochenen Wortes. Da- 
mit kann man natürlich im Grunde machen, was man will, mit 
dem Material. Wir haben aber versucht, nicht allzu viel zu 
tricksen, so daß diese Kollage authentisch und repräsentativ 
gedacht werden kann. Sie ist es natürlich nicht, aber sie liegt 
auch nicht total daneben! 


Die Geschichte dieses Landkreises und seiner Bewohner ist 
natürlich — ebenso wie die anderen Gegenden Deutschlands — 
die Geschichte von oben und unten, arm und reich, Komman- 
dierenden und Kommandierten. Nur: die Klassengrenzen sind 


nicht so massiv sinnlich erfahrbar wie etwa in der großen 
Stadt. Es gibt keine Slums im Landkreis, im eigentlichen Sinne 
auch keine ’Villenvororte’ (Ja, wovor denn auch?). 

Herr P. ist einer von den vielen, die die Geschichte als ihre 
Geschichte von unten ge- und erlebt haben. Wichard P. hat 30 
Jahre lang in der Forstverwaltung des Grafen von B. gearbeitet, 
sein Vater war noch Tagelöhner beim Grafen. Er ist heute, mit 
57 Jahren, Frührentner (weil er TBC hatte). Herr P. ist verhei- 
ratet und lebt mit seiner Frau zusammen in einem winzigen 
Haus in B.. Sie haben 3 Kinder, 2 davon sind verheiratet, der 
jüngste Sohn, der noch im Hause lebt, bereits verlobt. 

Herr P. bekommt 950.- Mark Rente im Monat. Das 
schränkt seinen Aktionradius natürlich etwas ein. Er hat viel 
Zeit, um sich um ’aktuelle’ Probleme zu kümmern, er geht re- 
gelmäßig zu Veranstaltungen der Bürgerinitiative und liest auch 
sehr viel zum Thema, um darüber informiert zu sein. 


Zu gleicher Zeit, das heißt 
ab Ostern, wurde die rege Tä- 
tigkeit einiger Autos mit Sta- 
der Kenn-Nummer registriert. 
Grundeigentümer wurden ge- 
fragt, wem die fremden Autos 
auf ihrem Besitz gehören, Hö- 
fe wurden ausgeleuchtet, Pas- 
santen, Spaziergänger etc. 
scharf unter die Lupe genom- 
men. Die BI ging der Sache 
nach, nachdem der Bürgermei- 
ster von Gartow informiert 
wurde. Nach Rücksprache mit 
den. betroffenen Opfern gab 
die Bl den Sachverhalt der 
Presse. Die Aktion wurde von 
der DWK, auf Befragen des 
Gartower Bürgermeisters, be- 
stätigt. Ausrede: einige Grund- 
eigentümer hätten sich be- 
droht gefühlt; die DWK sah 
sich verpflichtet, etwas zu ih- 
rem Schutz zu unternehmen. 

Nach Bekanntgabe unseres 
Berichtes in der Presse folgte 


der Bericht des Nieders. Ver- 
fassungsschutzes, wonach po- 
litische Wohngemeinschaften 
sich im Kreis Lüächow-Dannen- 
berg mit Zweitwohnsitz ange- 


siedelt hätten, um von hier 
aus besser „die Schlacht um 
Gorleben‘ organisieren zu 
können. Nach letzten Mel- 
dungen sollen mehr als 100 
solcher Wohngemeinschaften 
existieren. Die Gruppen kä- 
men vorwiegend aus Berlin, 
Hamburg und Bremen, und 
sind der Neuen Linken und 
den Spontis zuzuordnen 
militante Linksextremisten al- 
so. Der BI ist bisher nicht ei- 
ne solche Wohngemeinschaft 
bekannt. Wir sehen in diesen 
Äußerungen den Versuch der 
Verunsicherung der Bevölke- 
rung und der Diskriminierung 
der Bürgerinitiativbewegung. 

Wir haben in öffentlichen 
Veranstaltungen und in einem 
geschlossenen Seminar mit 
Mitgliedern des BMFT, der 
Landesregierung und der 
„Kommission Gorleben‘ auf 
diese Methoden hingewiesen 
und die Frage aufgeworfen, 
ob diese Methoden an sich 
nicht schon an Verfassungs- 
widrigkeit grenzen. Der Atom- 
staat bahnt sich an! 


Mitglied der Bürgerinitiative ist er allerdings nicht geworden, 
weil: "Da sind Mitglieder drin, Leute, also die Spitzen der Ge- 
sellschaft, wie die Gräfin B. zum Beispiel, oder die Lehrerin B., 
was hab’ ich mit denen zu tun, zu denen gehöre ich nicht.” 
Weiter Herr P.: ''Wir haben in der Garbe gewohnt. Garbe ist 
ein Forsthaus drüben bei Schnackenburg. Meine Eltern waren 
Taglöhner beim Grafen, das stimmt. Und eeh, die haben in der 
Garbe gewohnt, das iss hinter Schnackenburg eine Försterei, 
die da hinter den Wiesen am Wald liegt. Und das gehörte dem 
Grafen. Das ist heute drüben in der Ostzone, der sogenannten 
DDR, und die ham dann auf dem Hof gearbeitet, mein Vater 
hat in der Gärtnerei gearbeitet beim Grafen, meine Mutter 
mußte auf’s Feld mit. Morgens um 4 zum Roggen mähen. 
Mein Vater hat gemäht, sie hat gebunden, nennt man das — 
Stiege aufgesetzt — getragen und zusammen gesetzt. Und jede 
20igste Stiege gehörte meinen Eltern und die 19 Stiege davor 
dem Grafen. Eine Stiege gibt knapp ein Zentner Roggenkorn. 
Es kostete damals ein Zentner Korn etwa 12-14 Mark. Also 
ham se 7 Mark verdient, das war der Gesamtverdienst von mor- 
gens 4 bis mittags 10, 11 — für 2 Personen. Das war normaler 
Verdienst, in der Zeit damals.'’ 


Sein Haß auf den Grafen, der Symbolfigur für alles, was 
Macht, Geld und Glück der Reichen bedeutet, ist sehr ver- 
ständlich: 

Was hamse für ne Meinung zum Grafen, zu den Grund- 
stücksverkäufen und so? 

Ich habe keine gute Meinung zum Grafen, weil ich hier ge- 
boren bin. Ich kern ihn so lange. Ich bin jetzt 56, 57 Jahre 
alt, so lange kenn ich Graf von B. ‚seinen Vater, seinen Groß- 
vater. Ich hab eine sehr schlechte Meinung vom Grafen. Dieser 
iss nich besser wie die anderen davor auch alle waren. Der kann 
nich besser sein, weil er so erzogen worden iss. Wenn se hier 
Angeln gehen wollen, dann müssen se ne Erlaubnis vom Grafen 
haben. Ich frag mich, warum, wieso. Im Larscher See oder ir- 
gendeinem Brack hier am Höhbeck rum — gehört dem Grafen. 
Wir hatten früher 2 Kühe. Wenn sie ein bißchen Heu haben 
wollten, dann war der Graf so gnädig und hat die Kabel durch 
einen Förster verpachten lassen — Förster Harms hieß der da- 
mals, ..., und die ham das dann verpachtet, da konnte man 
ein Graskabel für 40, 60, 80 Mark pachten. Da kriegte man 
dann anderthalb Fuder Heu, das mußte man dann von einem 
Bauern nach Haus fahren lassen. Dafür mußte man dann beim 
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Graf und Gräfin von B. 


Bauern wieder 'n Tag arbeiten, man hatte ja kein Geld zum 
bezahlen. Und das gehörte alles dem Grafen, das gehört ihm 
heute noch, das hat ihm schon 2, 300 Jahre davor gehört. Das 
hat er sich ja auch nur angeraubt wie — die Grafen von Garto- 
ve. Die sogenannten Grafen von Gartove, die sogenannten 
Raubritter, die-ham das ja auch alles geklaut früher. Und ham 
das bis heute behalten! Auch über Hitlers Zeiten hin! Geret- 
tet — bis heute noch hin. Und heute hängen sie ihr Mäntelchen 
wieder nach dem Wind — sind wieder für die Grüne Liste Um- 
weltschutz und — sind mit, halten mit den Atomgegnern, ge- 
hen se gemeinsam, sind auch dagegen. 

Ja, von der Raubritterzeit, angefangen bei den Frondiensten 
meiner Eltern bis heute hin. So hat er alles wieder in seiner 
Hand. Vom Angelschein bis zur Atommülldeponie. Das iss ne 
Tatsache, die kann man nich leugnen. Das iss zu beweisen, das 
iss nich dahergeredet. Wenn Sie hier großgeworden sind, wenn 
Sie hier geboren sind — und dies erleben, dann sehen Sie, daß 
Graf von B. diese irrsinnige Macht hat, diese zig Millionen, 
hunderte Millionen. Man kann eigentlich Milliarden Mark sa- 
gen. Und auch über Leben und Nichtleben, oder Bau der 
Atommülldeponie oder nicht, das hat er in der Hand. Stelln 

Sie sich diese Macht einmal vor, die hat nich einmal der Bun- 
deskanzler, diese Macht, die hat er nich, kann er nich, hat die 
Partei gegen sich, da sind einige Leute, die dagegen stimmen. 
Aber Graf von B. kann ganz alleine ja oder nein sagen. An 
dem liegt es, an dem Mann liegt es, ob hier in Gorleben ne 
Atommülldeponie gebaut wird oder nich. Nur ganz allein an 
dem, zu 99%. 

. Glauben Sie, es spielt ne Rolle, daß er’n Jagdfreund des Mi- 
nisterpräsidenten iss? 

Ja, Herr Dr. Albrecht war ja schon 2 mal zur Jagd eingela- 
den hier. Dem seine Verwandtschaft geht ja bis nach England 
bis nach Wales hin, denn bei Kriegsschluß, und das ist auf- 
schlußreich genug, des 2. Weltkrieges, da iss die Gräfin ja den 
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Engländern entgegengeritten, damit ja das Schloß nicht zusam- 
mengeschossen wird, auf'm Pferd .... — da brannten schon 
n paar Häuser, der Meierhof hat schon gebrannt ... 

Frau P.: Wie romantisch! Uns hätten se gejagt. Lacht..... 
Sie iss mit dem Pferd entgegengeritten den Engländern und mit 
ner weißen Fahne... 

Diese Geschichte der alten Gräfin ist nach Meinung einiger 
Bewohner des Kreises der Grund dafür, daß das Wendland 
nicht zur russischen Besatzungszone geschlagen wurde. So er- 
klärt sich die Geopolitik oder einfach die Nase, die der Kreis 
in die DDR hineinmacht. 


Graf Andreas von B. (35) ist Eigentümer des größten Teils 
der für die Atommülldeponie geplanten Flächen. Seine Familie 
ist seit ca. 270 Jahren im Besitz des Anwesens um GArtow. 
Die Waldflächen, die zum großen Teil seine Vorfahren haben 
aufforsten lassen, stellen heute die größten zusammenhängen- 
den Waldflächen Norddeutschlands dar. Graf von B. hat an der 
Universität Freiburg Forstwissenschaft studiert und leitet heu- 
te das Gut. Seiner gesellschaftlichen Stellung entsprechend ist 
er Mitglied der CDU. Sein Verhältnis zur Atomenergie sieht 
er folgendermaßen: 

"Ich persönlich bin kein grundsätzlicher Gegner der Kern- 
energie. Ich glaube, daß in begrenztem Umfang Kernenergie 
nötig ist. Ich bin bloß der Meinung, daß die Schnelligkeit, mit 
der sich die Anwendung von Kernenergie ausweitet, daß die 
bedenklich ist. In jedem Fall haben wir mit der schwerwiegen- 
den Frage der Entsorgung noch soviel Zeit, daß nicht voreilig 
hier eine Entscheidung getroffen werden muß und hier auch 
eine Entwicklung festgelegt wird, die sich unter Umständen in 
einigen Jahren als Fehlentwicklung erweist.’ 

GRAF ANDREAS sieht die Geschichte seiner Familie nicht 
als die Geschichte eines "'Raubritterclans”, sondern als einen 
kontinuierlichen produktiven Akt, welcher der Physiognomie 


des Kreises Gestalt gab: 

Ja, meine Familie ist hier in Gartow seit 270 Jahren etwa 
im Besitz dieses Waldes. Und dazu muß man gleich sagen — als 
meine Vorfahren hier Gartow gekauft haben, eehhh — da gab 
es hier noch gar keinen Wald. Da bestanden die ganzen Flä- 
chen hier im wesentlichen aus Blössen, aus Moorflächen und 
zum Teil auch aus Ackerflächen. Da, wo jetzt 2 Revierförste- 
reien waren, da lag ursprünglich der Schwerpunkt von land- 
wirtschaftlichen Betrieben, die bis Anfang des 19. Jahrhun- 
derts verpachtet ware. Und nachdem der Pächter sich abgesetzt 
hatte, über die Grenz mit seinem Vieh, weil er offensichtlich 
verschuldet war, eh, haben sich meine Vorfahren entschlossen, 
den Wald aufzuforsten und — eehh, das zog sich dann so 60, 
70 Jahre im 19. Jahrhundert, also von 1830 bis 1880 etwa, 
hin. Und aus diesen Anpflanzungen und Saaten ursprünglich, 
eehh, stammen jetzt die vielen Altholzbestände, die zum Teil 
noch genutzt werden können oder die nach dem Krieg durch 
verschiedene Katastrophen, d.h., hier Engländereinschläge zum 
Beispiel, dann - eehh - Stürme, Waldbrände, und vor allem nach 
dem Krieg eine große Kiefernspinnerkalamität, die etwa 1200 
ha vernichtet hat — eehh, dadurch sind diese Altholzbestände 
zum Teil leider wieder verschwunden. — 


Wenn wir etwas über Leben und Arbeit hier in der Region 
zu Papier bringen, dann scheint es sinnvoll, die bäuerliche Ar- 
beit, die als etwas anderes empfunden wird als schlichtes Geld- 
verdienen, in den Mittelpunkt zu rücken. 

Die Angst vor Arbeitslosigkeit ist im Falle der BAuern und 
Bäuerinnen — die ja weiß Gott mehr als ‘mithelfende Familien- 
angehörige’ sind — die Angst, die Wirtschaft aufgeben zu müs- 
sen. Innerhalb von zehn Jahren ’schrumpfte’ die Zahl der bäu- 
erlichen Wirtschaften im Kreis von ungefähr drei- auf zweitau- 
send Betriebe. Trotzdem arbeiten noch ein Drittel der Er- 
werbstätigen in der Landwirtschaft. 

So die Bäuerin Helga J. aus N. Sie ist ungefähr 45. Der Hof, 
den sie gemeinsam mit ihrem Mann, der Oma und der regel- 
mäßigen Mithilfe der berufstätigen Kinder bewirtschaftet, ist 
ca. 30 ha groß, umfaßt aber noch 20 ha Waldland. Sie betrei- 
ben Veredelungswirtschaft, haben 5 Milchkühe, 6 Sauen und 
züchten Ferkel und Kälber. HELGA will nicht weg, aber sie 
weiß auch nicht, wielange die Wirtschaft noch läuft: 

Wir sind noch in der Landwirtschaft groß geworden, wir 
kennen keine anderen Berufe. Und heut noch — in dem Alter 
einen anderen Beruf zu lernen, das liecht nicht mehr drin jetzt, 
denn die Arbeitslosigkeit iss auch sehr groß und die Jugend 
kriegt keine Arbeit und wenn wir noch würden umsatteln, das 
würde schon gar nicht gehen; ich glaub auch nich, daß wir uns 
in dem Alter noch umstellen würden in einer Fabrik zu stehen 
oder in einem Büro zu sitzen. Ich glaub, da sind wir nich groß 
geworden, wir müssen die freie Luft atmen können, und — eh, 
wenn wir uns in dem Alter dann noch fügen sollen, wenn da 
einer über uns ist, der sagt, jetzt mußt du das machen und jetzt 
müssen se das machen und dann dies, und dann das, ich glaub 
— da würden wir durchdrehen — denn, wir sind eben groß ge- 
worden, wir haben uns unsere Arbeit eingeteilt und wir ma- 
chen das so, wie wir das für richtig halten. Und — eh, wir wer- 
den unsere Jahre, die wir noch haben, bis zum Rentenalter, 
werden wir noch in der Landwirtschaft verbringen. Und, was 
dann nachher kommt, das können wir heute noch nicht sagen. 
Das steht in den Sternen geschrieben. Also — was nach uns 
kommt? 


Für die Bauern, aber auch für die relativ vielen Handwerker 
bis hin zu den seßhaften Haus- und Gartenbesitzenden Fachar- 
beitern der einzigen großen Fabrik, der SKF in Lüchow, be- 
stimmt die Arbeit das Leben. Zwar flucht man häufig darauf, 
"Wer die Arbeit erfunden hat, gehört aufgehängt”, ist einer 
der Sprüche, die Du jeden TAg hören kannst, da jedoch die 
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Tätigkeit (noch) nicht Arbeit sans phrase ist, kann man sich 
schwer vorstellen, ohne sie zu leben. Arbeit ist Handarbeit mit 
geringem Abstraktionsgrad. Als wir dem alten Nachbarn er- 
klären wollten, daß ein Freund Computerfachmann sei, war 
der Opa schier fassungslos: er verstand nicht, daß ein junger 
kräftiger Mann im Büro arbeitet: Na, dann bist du wohl Inva- 
lid?” - 

Oma J. aus N. macht mit ihren 82 Jahren immer noch den 
ganzen Tag die Schweine, hilft beim Rübenhacken, kurz — ist 
den ganzen Tag auf den Beinen. Obwohl, wie sie beteuert, sie 
das eigentlich nicht nötig habe. 


Na, ich muß sagen, ich hab viel arbeiten können, ich bin we- 
nig krank gewesen. Und meine Eltern, die ham mich früher be- 
stimmt, daß ich den Hof übernehmen sollte. Und das ist so 
in Fleisch und Blut übergegangen — ihr Wunsch — hätt ich, 
wollt ich auch gern erfüllen. Meine Schwester — ich hatte auch 
nur eine Schwester, und die war, die war nich so kräftig wie 
cih. Und ich hatte Lust und Liebe zur Arbeit. Meine Mutter 
hat immer gesagt, Lust und Liebe zum Dinge, macht Müh’ und 
Arbeit geringe. Und danach hab ich mich gerichtet. Ich hatte 
aber auch wirklich für Vieh und Landwirtschaft viel über. Für 
Pferde und für — alles, was man denn so gehabt hat. Hat mir 
viel Spaß und Freude gemacht. 

/hre Enkeltochter HEIDRUN hat eine Lehre gemacht. Sie 
kennt beides: Landarbeit und Lohnarbeit. 

Sie lebt noch auf dem elterlichen Hof in N. und muß jeden 
Tag 30 km in das nahegelegene Kreisstädtchen Lüchow Zur Ar- 
beit fahren. Heidrun arbeitet als Zahnarzthelferin und ihre Tä- 
tigkeit selbst macht ihr Spaß, sie arbeitet gerne da. Sie ist mit 
einem Landwirt verlobt, wie schon ihre Mutter und Großmut- 
ter wird sie später efamal auch als Bäuerin arbeiten. Sie freut 
sich schon auf diese Zeit, denn obwohl sie gerne als Zahnarzt- 
helferin tätig ist, kann sie dann doch ’ihr eigener Herr’ sein, 
und sehen, was sie mit ’ihrer Hände Arbeit’ schafft. 

Bei mir gibt es so wie bei jedem Tage, wo man um 8 schon 
denkt, wann ist endlich Feierabend. Aber — im großen und 
ganzen — arbeite ich gern, das heißt. ich lebe nicht für die Ar- 
beit, nich nur für die Arbeit. Arbeite aber wirklich gerne — ich 
weiß, was ich tue, und am liebsten arbeite ich natürlich selb- 
ständig. Das heißt, ich darf auch schon selbst Abdrücke neh- 
men, der Chef guckt nicht zu, der guckt sich nur die hinterher 
an und sagt, — gut, oder sehr gut, manchmal. Oder, wenn der 
im anderen Sprechzimmer behandelt, und man unterhält sich 
mit den Patienten, da kommen also sehr gute Gespräche 
manchmal raus. Und das iss für mich schon wieder 'n Teil Pro- 
vatleben in der Arbeit. Gerade wenn Bekannte da sind, mit de- 
nen man reden kann. 


Aber selbst zu dieser relativ qualifizierten Arbeit mit rela- 
tiver Arbeitsautonomie hat sie auf Dauer keinen Bock: Lieber 
einen Hof bewirtschaften. 

Ja, da wird mir die Arbeit näher stehen, weil — ich nich viel 
Zwischenteilung habe, was ich erzeuge, wird teilweise von mir 
verbraucht und was ich großziehe, wird teilweise auch von mir 
verkonsumiert. Im Gegenteil zu meiner jetzigen Arbeit, wo ich 
am Monatsende nur ein Stück Papier kriege, auf dem eine Sum- 
me steht, die ich dann wieder einlösen muß gegen meine Le- 
bensbedürfnisse. Und das ist eben auch der rasante Unterschied 
finde ich, daß auf der einen Seite dieses Stück Papier und auf 
der anderen Seite diese große Weite — da 'n Feld, und da ne 
Wiese, und im Stall ne Kuh. Das iss also — n paar Zentimeter 
Zettel gegen Kilometer Weite — von denen man lebt. Das iss’n 
wahnsinniger Unterschied, finde ich. 


Das Ausschlaggebende ist das Gefühl, sein eigener Herr sein 
zu können. 


Ich muß bei meiner Arbeit zum Beispiel jetzt immer pünkt- 
lich darauf achten, daß ich immer pünktlich komme. Während 


Helga J. 


in der Landwirtschaft isses doch n bißchen anders. Meine EI- 
tern z.B. frühstücken nach dem Melken und lesen dabei die 
Zeitung. Und wenn die Zeitung eben 2 Seiten dicker ist, dann 
wird eben eine Viertelstunde länger gelesen. Und das kratzt 
keinen und da schreit auch keine Kuh und blökt kein Schwein, 
während sich das wirklich kein Arbeitnehmer leisten kann, zu 
spät zu kommen. Sicher, mal kann es vorkommen, aber doch 
nicht im ständigen Wechsel, wie Lust und Laune ist. — Man ge- 
wöhnt sich an den Rhythmus eines gewissen Zeitplans. Aber — 
irgendwie isses doch schade, daß es — daß so minutenweise 
in so'n Menschen geprägt werden. Finde ich jedenfalls. Man ist 
so gezwungen. Manch einer würde vielleicht morgens eher an- 
fangen und abends eher aufhören. 

Ja, in der Landwirtschaft ist man eben auf 5 Minuten nicht 
angewiesen. Sicher, man kann nich Stunden rumbummeln. 
Aber — wenn ich eben Zeitung lesen will kann ich eben Zei- 
tung lesen. 


Heidruns Mutter Helga sieht die bäuerliche Arbeit nicht 
ganz so euphorisch. Ökonomische Abhängigkeit von Preis- 
schwankungen, Futtermittel/Chemie und Landwirschaftsma- 
schinenindustrie, Kredite bei der BAnk, der Zwang, sich zu 
vergrößern und dazuzupachten — aber auch die hohe Mechani- 
sierung sind das nachgerade Gegenteil von ländlicher Idylle: 

Was unterscheidet Ihre Arbeit noch von so ner industriel- 
len Arbeit? 

Na, teilweise iss in der Landwirtschaft ja auch schon Fleiß- 
arbeit, kann man sagen, denn das geht ja auch alles nach einem 
bestimmten Rhythmus — morgens wird erst gemolken, dann 
wird gefüttert, eh, und so teilt sich das ja auch schon wieder 
ein. Aber man muß nich unbedingt sagen, so, ich muß nun um 
7 dasein zur Arbeit, ich, ich kanns auch um halb 8 tun, oder 
um 8 tun, also das kommt auf ne Stunde nicht an. Bloß die 
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Arbeit, die am Tag vorgesehen ist, die muß getan werden. ..... 
Arbeiter hat nur kurz Mittag, während wir sagen, machen wir 
mal ne Stunde Mittagspause, ja, die Arbeit bleibt da. 

Helga (beim Melken, noch mit der Hand): Die Maschine — 
irgendwie stößt das ja doch bei den Tieren ab, denn das iss ja 
noch etwas unruhiger. Aber man muß eben sehen, daß man 
doch das Verhältnis etwas überbrückt. Aber ganz so wird es 
nich mehr sein. Denn — diese Unruhe, die macht sich auch auf 
den Tieren bemerkbar. Denn das iss ja doch immer, sie müssen 
da ran, damit se gemolken werden. Und son Tier will ja 
schlecht so an die Technik ran. Möchte ja auch am liebsten so 
frei sein wie jetzt hier, nich? Und — da bei der Maschine, da 
sind se angebunden, dann hilft alles nichts, dann müssen se 
stehn. Das glaub ich, empfindet so’n Tier auch wie, na, wie soll 
man sagen, als... was Verlogenes, das iss ja genauso mit den 
Menschen. Diese Technik, die macht uns, nee, wir machen uns 
die Technik nich untertan, sondern sie macht uns untertan. 


Hier fällt HANS-GÜNTHER, Helgas Mann, eine witzige 
Geschichte ein, die den Entwicklungssprung in der Mechanisie- 
rung der Landwirtschaft ganz gut veranschaulicht. Und vor al- 
lem die Auswirkungen auf Arbeit und Alltag: 

Das war’'n Ding. Wie wir den ersten Schlepper hatten, da 
war man auch noch nich so bewandert, wenn man anhalten 
wollte, hat man ohne weiteres ’brrrr’ gesagt, also halt, ne? Und 
— eh, das iss ein paarmal passiert, da hab ich immer noch brrr, 
brrr gesagt. 

Helga: mein Onkel, wie der seinen ersten Trecker kriegte, 
der war schon über 50 Jahre alt. Und dann hatte der den 
Trecker im Schuppen. Stand so in der Scheune, und eh, dann 
fährt er auch an und Scheunentor war zu, und der sagt immer, 
brrr, brrr, brrr, und der Trecker stand ja nicht auf brrr. Wenn 
man bein Pferden brrr sagte, dann standen die still, und der iss 


quer durchs Scheunentor gefahren. Und wie er draußen war, 
da mußt er ja mit dem Gehirn erstmal schalten, ne? Aber heute 
iss das ja nun schon automatisch bei uns. Das iss uns ja schon 
in Fleisch und Blut übergegangen, aber damals, der iss quer 
durchs Scheunentor gefahren. Lachen. Ja, damals hat man 
noch was erlebt im Anfang. Damals bei die Robusten, die 
gingen ja noch nich so schnell kaputt, die gingen kriegten nur 
ne Beule. 

Hans Günther: Man fährt auch leicht in Graben ohne dat 
man det will. 

Helga (lacht laut): Wie Du neulich, nich? Neee, das dürfen 
Se jetzt nich aufnehmen, dann erzähln wer das nich! /acht. 


Das Leben in den kleinen Dörfern, ja selbst in der Kreis- 
stadt Lüchow, besteht aus sehr engen und überschaubaren 
Kommunikationszusammenhängen. Soziale Hilfe und soziale 
Kontrolle sind zwei Pole einer Form von Gemeinschaftlichkeit, 
die noch nicht der Vermassung von Arbeit und Alltag anheim- 
gefallen ist. 

Helga: Einmal wird über den gesprochen, die nächsten paar 
Tage wird über den gesprochen, und dann hat diejenige 'n 
Freund und dann ist da ein Krankheitsfall und da. So weiß 
einer von dem andern Bescheid und also, ich möchte diese 
Freundschaft, Freundschaft isses nicht, Gemeinschaft, nicht 
missen. Denn - man fühlt sich doch nicht so verlassen, da ist 
doch immer - kann man sagen - einer ist für den andern da. 
Wenn wirklich mal Not am Mann ist, dann isses auch in der 
Landwirtschaft so, einer springt für den andern ein. So ist 
zum Beispiel mein Mann, vor 7 Jahren hatte er einen schweren 
Unfall und er lag 12 Wochen in Hamburg, in, eehj, der Klinik, 
und - da war die Gemeinschaft hier im Dorf so, jeder ist, der 
irgend Zeit hatte, ist eingesprungen, und hat uns geholfen, 
damit die Landwirtschaft weiterging. Denn sie konnte ja nicht 


stehenbleiben, unser Sohn war ja damals auch erst 11 Jahre, 
und - und das find ich ganz wunderbar. Aber, wenn in der 
Stadt, wie oft liest man, da ist einer, hat meinetwegen schon 3 
Tage im Bett gelegen und war tot und nicht mal die Nachbarn 
haben das gewußt. Aber das kann hier auf dem Lande nicht 
passieren. Sieht man wirklich einen Menschen 3 Tage nicht... 
so zum Beispiel in der Stadt, da kümmert sich einer um den 
andern nicht, nicht mal die nächsten Nachbarn nicht, und das 
ist hier auf dem Lande, das find ich doch so schön, daß, eehh, 
einer für den andern da ist, wenn Not am Mann ist. Und das iss 
bislang immer so gewesen und ich hoffe, daß es auch noch 
länger bei uns im Dorfe so bleibt. Natürlich, es gibt schon Aus- 
nahmen, in allen Dörfern ist das auch nicht mehr so. Aber hier 
bei uns ist die Gemeinschaft noch sehr groß und das find ich 
sehr schön. 

Heidrun: Ja, die Kontrolle is natürlich viel größer. Was man 
in seinen eigenen 4 Wänden tut, das iss durch die Gemeinschaft 
vielleicht nich so kontrollierbar. Man kann sich vielleicht nich 
immer gern so frei bewegen, wie mans vielleicht gerne möchte. 
Also ich kann nich auf ner Wiese die Hose ausziehn, weil ich 
gern mal mitm Hintern aufm Gras sitzen möchte. Das - das 
hätte aufm Dorf katastrophale Folgen. Da könnt ich mich nich 
mehr sehen lassen, ohne daß mit Fingern auf mich gezeigt 
wird. Sicher, ich könnt das durchaus machen. Totschlagen 
würde mich deshalb keiner. Aber man möchte ja auch mit 
andern Leuten gut .auskommen. Aber ich möchte nich als 
Einzelgänger dastehn und von den andern nich beachtet wer- 
den. Manche können das vielleicht. Aber mich würde das auch 
wieder stören, weil ich die Gemeinschaft suche. Und aufm 
Land muß man sich schon 'n bißchen an den andern anpassen. 
Aber ich würd sagen, die persönliche Freiheit und so, das wird 
so stark auch nicht eingeschränkt. 
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Der Landkreis ist natürlich nicht aus der Welt. Der kapitalis- 
tische Industrialismus durchzieht auch diese Region - subtil 
und doch spürbar. So haben z.B. viele Dorfkneipen dichtge- 
macht, denn die Fernsehgesellschaft verführt dazu, zu Hause 
zu saufen. Auch viele Tante Emma-Läden mußten schließen 
und sind damit als Stätten von Schnack und Beisammensein, 
Kommunikation und als potentieller Knoten von Widerstand 


dahin. 
Oma J.: Früher war das insofern anders, da warn die jungen 


Männer und da warn die jungen Mädchen. Und da gingen die 
also sonntagsabends oder auch alltagsabends im Mai, dann 
gingen wir spazieren nachm alten Dorf raus. Und da wurde 
immer gesungen und das hört man ja heute nu nich mehr. Man 
hört Musik viel, aber es kommt doch nicht von den jungen 
Leuten her, nich? Die singen doch nich soviel wie wir früher 
gesungen haben, das war immer sehr sehr schön. Da ging man 
mehr zusammen und dann saß man auch, die Nachbarn saßen 
vor ihrem Hof und, wir saßen vor unserm Hof und dann letz- 
ten Endes ging man dann zusammen und erzählte sich was, 
vom Wetter, und was alles war, und alles was man sich so er- 
zählt. Und, ehh, wir Kinder haben dann gespielt, und wenn die 
Zeit rum war, sagten die Eltern, nu rein, nu is genug, nein nein, 
laß uns doch noch, ne in morgen früh gehts wieder los. 

Frage: Warum is das anders geworden? 

Oma J.: Ja heute, wenn ich abends nu mal nach Gartow ge- 
fahren bin, da hab ich keinen Menschen auf der Straße gesehn. 
Die sitzen alle am Fernseh, alle, man sieht kaum einen Men- 
schen- und so isses hier in N. auch. Kaum, daß hier jemand 
geht, abends spazieren geht, ganz selten - das iss ja nun mit den 
Feriengästen, die sind ja doch mal eher zu sehen, die wolln mal 
das ja auch hier diese Landschaft und das genießen. Aber 
sonst, in Gartow, da sieht man kaum einen Menschen. Alles am 
Fernseh oder vielleicht in de Lokale auch einige. Man sieht 
keine. 


Der Widerstand im Wendland ist bislang nur in seltenen 
Fällen so fröhlich-militant wie die Schweinemistaktion in 
Gedelitz, wo unbekannte Täter den futuristisch-gigantischen 
Informationsbus der DWK mit Schweinemist ‘düngten’‘. Oder 


als Ministerpräsident Albrecht im Winter in Trebel zu den 


Honoratioren sprach und Jungs ihm die Luft aus’m Reifen des 
Autos ließen. Wen man erwischte, der bekam nun gleich eine 
Anzeige wegen Sachbeschädigung - nicht etwa wegen groben 
Unfugs. 

Auch die fast 18% Stimmen für die GLU zur Landtagswahl 
drücken auf parlamentarischer Ebene ein deutliches Nein zum 
atomaren Entwicklungsplan von Staat und Kapital (und Ge- 
werkschaft) aus. 

Aber man darf nicht vergessen, daß der Widerstand noch 
kein faßbares Objekt hat, mal abgesehen von dem DWK-Büro 
in Lüchow oder dem Informationsbus. 

Schließlich darf man auch nicht vergessen, daß eine große 
Zahl von Leuten für den Bau des ‘Entsorgungsparkes’ ist. Und 
zwar nicht nur Kapitalisten, Bullen oder Politiker. 

So Klaus: Klaus M. ist Maurer. Er arbeitet grade mit unge- 
fähr 10 Kollegen zusammen (aus allen möglichen Handwerk. 
Betrieben) an der Renovierung einer Gastwirtschaft in Peves- 
torf. Unter den Männern herrscht eine witzige Atmosphäre, 
sie machen sich gegenseitig an, das aber durchaus liebevoll. 
Man hat den Eindruck, daß diese Leute ihre Arbeit noch selbst 
bestimmen können, es gibt keine Hektik, keine Stechuhren. 
Höchstens der Polier mahnt, wenn die Mittagspause zu lange 
überzogen wird, weil die Männer alle recht lebhaft in die Dis- 
kussion um das Für und Wider der geplanten Wiederaufbe- 
reitungsfabrik vertieft sind. Die Meinungen sind kontrovers - 
es stellt sich heraus, daß die jüngeren eher Befürworter sind als 
die älteren Kollegen, die der ganzen Geschichte eher skeptisch 
und mißtrauisch gegenüberstehen. 

Die Jungen erhoffen sich Arbeit - sie würden auch gerne in 
einen Kursus der DWK (Wiederaufbereitungsgesellschaft) rein- 
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kommen, weil das ihre Chancen erhöht, beim künftigen Bau 
eine Stelle zu bekommen. 

Klaus: Ich bin dafür, daß diese Anlage gebaut wird. Erstmal, 
das kann für uns Arbeit bringen, daß wir über einige Jahre 
hinaus Arbeit haben. Und zweitens isses so, daß der Landkreis 
also, die jungen Leute, die ziehen immer weiter ab hier, ne? - 
Und das iss, damit iss doch gesagt, daß die jungen Leute hier 
vielleicht doch gehalten werden, daß die hier vielleicht doch 
Arbeit finden, daß die Jugendarbeitslosigkeit hier nachläßt, 
ne? Auch die älteren Leute, daß die hier noch Arbeit finden, 
durch diese Wiederaufbereitungsanlage, ne? 

Ich war schon ne Zeitlang, na richtig zusammengerechnet, 
nen Dreivierteljahr arbeitslos und hab Stütze gekriegt, aber das 
ist nicht viel, das lohnt sich nicht, das waren knapp 700 - 750 
Mark. 

Frage: Wolltest Du je von hier weggehn? 

Klaus: Ja, ich wär weggegangen, wenn ich nicht hätte heira- 
ten müssen - meine Frau hat'n Kind gekriegt. 

Frage: Hast Du es bereut, daß Du geblieben bist? 

Klaus: Ne, hab ich nicht bereut. Es ist doch so, in der Ge- 
samtgemeinde Gartow und im Kreis, daß die Jugendlichen ab- 
ziehn und so, daß hier schlecht ist mit Lernen. Die einzigste 
Industrie, die Fabrik die wir haben, ist ja Lüchow, SKF, ne, 
und da kommen ja auch nicht alle ran. Deswegen. Was glaubst 
Du, wie gefährlich oder wie sicher so ‘'n Ding ist? Das vorauszu- 
sagen ist schlecht, ob das gefährlich ist oder... denn - wenn’s 
irgendwie gefährlich wäre, dann würd es ja auch nicht gebaut 
werden. Ne? Ja, es sind Unfälle passiert, das schon, aber die 
Chancen stehn doch ziemlich gering. Es passieren so und so 
viel Unfälle. 

Jeder hat seine Meinung. Über Ansichten kann man streiten. 

Frage: Wie war das, als Du vor einem Jahr erfahren hast, 
daß das gebaut wird? 

Klaus: Wie solls gewesen sein, ham se sich... normal... 
also ich war irgendwie gleich dafür, daß... ich bin gleich dafür 
gewesen. 

Auch das Lager der Gegner ist nicht einheitlich oder gar 
grundsätzlich gegen die atomare Entwicklung, die soziale Neu- 
zusammensetzung des Kreises und den atomaren Planstaat. 

Zu den ‘gemäßigten Gegnern’ gehören Graf und Gräfin: Der 
Graf ist nicht grundsätzlich gegen den Ausbau von KKW’s, nur 
möchte er den Atommüll lieber im Iran oder auf Grönland be- 
graben sehen, als in den gräflichen Wäldern. 

Ich kann mich einfach nicht damit abfinden, daß dieses Ge- 
biet, das wirklich noch zu den letzten erhaltenen großen Land- 
schaften in Norddeutschland zählt, daß dieses eehh Gebiet 
durch eine riesige Atomindustrie zerstört werden soll. Aber es 
ist ja ganz klar, daß im Gefolge eehhm dieser Wiederaufberei- 
tung, der Atommülldeponie, daß da noch sehr vieles dazu- 
kommt eehh und, es scheint ja auch naheliegend zu sein, daß, 
wenn man erstmal so ein Zentrum der Entsorgung hat, daß 
dann zum Beispiel eehh da vielleicht auch ein Schneller Brüter 
gebaut wird. Auf jeden Fall - diese Brennstab-Plutonium- 
Brennelementefabrik eehh und - das weiß heute keiner, welche 
Ausmaße das ganze einmal annehmen wird... 

Die Gräfin: Ganz abgesehen von der infrastrukturellen Ver- 
änderung, die das mit sich bringen wird, an Zersiedlung und 
ehm Zerschneidung, von riesigen Strom-Überlandleitungen und 
Straßen. 

Ich glaube, daß sich da irrsinnig viel verändert, und daß das 
die wenigsten Menschen hier so sehen können - daß sie - viele 
meinen, das würde sich wirklich beschränken auf diese Fläche 
und das halt ich für vollkommen ausgeschlossen, - ich glaube 
wirklich, daß da sowas ähnliches wie ‘n atomares Ruhrgebiet 
man sich darunter vorstellen muß, ne? 

Der Graf: Ja, wobei viele Leute sehen ja diese infrastruktu- 
relle Veränderung als positiv an und meinen, daß damit auch 
eine wirtschaftliche Entwicklung einsetzt, an der wir bisher 
nicht partizipiert haben, eehh und ich meine, das muß man 
auch akzeptieren, daß die Menschen, die hier leben auch un- 


Klaus M. (2.v.re.) 


terschiedliche Meinungen haben - eehmm - daß die meisten 
Gebietskörperschaften, der Kreis - zum Beispiel, und auch 
viele betroffene Gemeinden - eeh - sich verpflichtet fühlen, 
diese Entwicklung als gut anzusehen -. Warum weiß ich eigent- 
lich nicht genau - vielleicht aus dem Grunde, daß man erwar- 
tet, daß die Infrastruktur sich verbessert -. Das, und das muß 
man auch verstehen, ist die Folge der Tatsache, daß hier 
früher. Alternativen nicht. zur Verfügung gestanden haben 
oder sie nicht wahrgenommen worden sind und hier eine nor- 
male gesunde wirtschaftliche Entwicklung nicht stattgefunden 
hat. 

Grafenhasser Herr P. steht dem gräflichen Widerstand denn 
auch sehr skeptisch gegenüber: 

Die tun das ja nur, um sich einen Namen zu machen. Ernst- 
haft dagegen sind ja nur die Bürgerinitiativen, die um ihre eige- 
ne Sicherheit ..... Sicherheit für uns alle, ja... eigentlich sind 
wir alle Bürgerinitiativen, nicht nur die, die jetzt drin sind und 
die sich hier stark machen, sondern wir alle... 

... Ich hab ja gesagt, solange diese Herrn, diese Firmen, es 
ist der Staat, oder wie man das alles nennen will, bis die Atom- 
forschung und die Atomenergie, die Sicherheit so weit ist, daß 
sie sagen, wir sind 100% in der Lage, gegen jede, auch gegen 
jede Naturkatastrophe, da kann ja auch mal ein Erdbeben 
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stattfinden ..... wer garantiert denn, daß die Salzstöcke, was da 
gelagert wird, nicht in das Trinkwasser gerät und wir trinken 
das dann und trinken schon Atom... 

Frage: Was ist mit dem Restrisiko? 

Herr P.: Ein Restrisiko wäre für mehrere Millionen Men- 
schen tödlich. Wenn der Staat das sagt, dann ist auch der Staat 
oder derjenige dumm. - Weil, Restrisiko, das haben wir in 
Hiroshima und Nagasaki. Da sind heut noch Krüppel, die rum- 
laufen. Das ist ein Restrisiko, wo von einer Bombe 46.000 
Tote waren in einer einzigen Sekunde. Und das Restrisiko ist 
heute noch da, die Krüppel, die Fehlgeburten, die Menschen, 
die jetzt vor die Hundegehn. Restrisiko, Nein! Gar kein Risiko! 

Frage: Was würden Sie machen, wenn die bauen? 

Herr P.: Mit allen Mitteln dagegen kämpfen, und zwar mit 
allen. Mit allen heißt letzendlich auch mit Gewalt. Hört sich 
dumm an, aber für mich ist das ganz, also ganz als Notwehr. Ja, 
ich seh es so. Ich seh das nicht so wie einige, es brauch nicht 
extrem links, extrem rechts zu sein. Das hat mit dem garnichts 
zu tun, das wird nur vorgeschoben. Wenn ich irgendwo demon- 
striere, heißt es, ich bin Kommunist oder ich bin Nazi. Das ist 
völliger Quatsch. Ich tu’s, weil ich hier Frau und Kinder hab, 
drei Kinder, drei Enkelkinder habe. 

Wenn’s normal ist, hab ich mit meiner Frau noch 10-20 


Jahre. Also, ich geh kein Restrisiko ein. Ich würde bereit sein, 
letztlich, in letzter Konsequenz, in allerletzter Konsequenz, 
mit jeder mir zur Verfügung stehenden Möglichkeit, gegen 
diese Staatsgewalt anzugehen, also, das wäre doch sicher mein 
Recht, oder nicht? 

Ich denke, ich hab ein Recht zu leben, so gesund und so 
lange wie möglich, --- weil ich nur einmel lebe --- ich kann es 
mir nicht aussuchen. 

Da Herr P. nun auch nicht über Eigentum als Machtmittel 
verfügt, unterscheiden sich seine Widerstandsmöglichkeiten 
von denen des Grafen. Dieser setzt auf den ‘starken Rechts- 
titel des Eigentums”. 

Graf: Eehh - ja, als vor, als wir vor einem Jahr die Nachricht 
bekamen, daß Gorleben als Standort ausgesucht ist, eehh - und 
nachdem ich die Besprechung mit dem Ministerpräsidenten 
Albrecht hatte - eehh, der mich darauf vorbereitet hatte eehh - 
da ist diese Nachricht zunächst wie - eeeh ein Donner einge- 
schlagen - und, eeh - mmhh es wurde ja über diese ganze Atom- 
mülldeponie schon sehr viel gesprochen vorher - aber - eeh - 
Gorleben stand ja vorher gar nicht zur Debatte - eehh. Und das 
war das allerletzte, was wir erwartet hatten -, daß ausgerechnet 
in unserer Gegend hier die Atommülldeponie gebaut werden 
soll. Und - eeh ich glaube, das erste Gefühl, das man hatte, das 
war einfach eehh emotionale Betroffenheit und irgendwie so 
das Gefühl, daß einem etwas von der Heimat weggenommen 
wird - etwas, was einem grade so wichtig ist, wenn man hier so 
lebt: nämlich die unberührte Landschaft, die Weite, die Groß- 
zügigkeit hier des Raumes eehh und - daß das auf einmal ver- 
lorengehen soll - damit konnte man sich natürlich überhaupt 
nicht abfinden - und - eeh die vielen andern Gedanken, die 
man sich inzwischen gemacht hat. Dazu war natürlich am An- 
fang gar keine Zeit. Und auch eeh - das Verständnis über - eehh 


- die Frage der Atomentsorgung, das fehlte also für mich da- 
mals völlig und man sah es einfach nur als eine große Gefahr, 
die auf einen zukommt, an. Eehh wo man sich verteidigen 
wollte dagegen und wo man ehh, --- eehh seine Macht, die man 
eben hat, oder die Möglichkeit, die man hat, eben auch da da- 
gegen ehh ins Spiel bringen kann. 

Frage: Was ham Sie denn da für Möglichkeiten? 

Graf: Die Möglichkeiten, die wir als Eigentümer haben, das 
betrifft also die andern Grundeigentümer genauso wie mich, 
die liegen natürlich in dem starken Rechtstitel des Eigentums 
und in der Tatsache, daß man ja nicht einfach über Eigentum 
verfügen kann. Eehh und, ich habe damals am Anfang schon 
gesagt, ich werde alle Möglichkeiten, die ich habe eehh -- auf 
der rechtlichen Grundlage des Eigentums gegen diese Planung 
vorzugehen, die werde ich auch ausschöpfen... 


Für Oma J. ist die geplante Anlage ein Glied in der Kette 
selbst miterlebter sozialer Naturkatastrophen. Angst, Hilf- und 
Hoffnungslosigkeit liegen hier ganz dicht zusammen: 

Die Kriege, das war ja wirklich furchtbar, alle beide Kriege. 
Der erste Weltkrieg vor allen Dingen. Ja und auch der 2. Welt- 
krieg, der hat ja auch viel Kummer und Leid gebracht -. Das 
hätte eigentlich alles gar nicht nötig getan wenn wir ein ande- 
res Regiment gehabt hätten. Und - eehh - denn hat man ge- 
dacht, ne Zeitlang erholt sich Deutschland wieder und war ja 
auch wirklich sehr schöne Jahre. Und jetzt taucht der Terroris- 
mus wieder auf. Dies ist auch furchtbar. Wenn manche Men- 
schen so hinterrücks gemordet werden. Man fühlt sich eigent- 
lich gar nich mehr so wohl, trotzdem die uns hier nichts tun, 
aber es iss ja im großen und ganzen für die Allgemeinheit, wie 
die Terroristen darüber denken. Ja das ist ja wirklich wahr. 
Frieden und Freude gibt es ja nicht auf der Welt wenn man 
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daran denkt .... wir wohnen ja an der DDR-Grenze und - ja, 
das iss ja wahr. - - Ja, die beiden Kriege, die waren furchtbar. 
Und - wie man sich nu erholt hat - Friede und Freude gibt es ja 
gar nich auf der Welt, wenn man daran denkt. 

Und dann hinzu kommt ja noch, wir sind ja hier an der 
Grenze der DDR, 1 km von uns, da ham wir auch Land. Und 
da ham se einen Beobachtungsposten gebaut und beobachten 
uns immer. 

Und dann noch hinzu kommt nun noch, das Allerschlimmste 
nu, soll ja nu hier in Gorleben doch mit dem - Atommüll soll 
doch hier gelagert werden. Sonst sind wir hier immer an der 
Grenze gewesen und nu kommense uns noch mit sojyas auch 
noch. Das hat uns ja sehr, sehr beunruhigt, und wir können das 
eigentlich gar nicht fassen. Denn die Wahrheit, die sagen se 
uns ja nich, ob es nun wirklich ungefährlich ist. Aber mit der 
Zeit, mit den Jahren, wie sie das alles sagen, das iss ja eigent- 
lich furchtbar. Also man wird eigentlich ja im Leben nich satt, 
nich froh. Es taucht immer wieder was anderes auf und dies is 
ja nu noch das Schlimmste mit, mit diesem Müll, diesem Atom- 
müll. Wir können da - man geht dagegen, aber man weiß ja 
gar nich, wenn das schon bestimmt ist - da kann unsereiner ja 
gar nix dagegen machen. Aber wir hoffen und wünschen, daß 
das nicht käme. Das iss, das wir das nich haben. Denn wir 
sind ja auch nur 9 Kilometer davon ab, wo das gebaut werden 
soll. Und unten, wer weiß wie tief die gehen. Da sagen die 
doch nichts, vielleicht auch unter N. Das machen die doch 
alles heimlich. Nich, das soll sich doch auf Getreidearten und 
alles soll sich das legen und daß die Menschen nachher krank 
werden und sowas alles. Wenn man das gehört und gelesen hat, 
isses ja furchtbar, was se mit uns vorhaben hier. 

Für die alte Bäurin liegt es außerhalb des Denkbaren, am 
Widerstand teilzunehmen, etwas in einer Bl. Das hat viele 
Gründe, die z.T. in der Struktur der BI liegen, aber unter an- 
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derem auch in der starken ‘es ist uns vorherbestimmt’ - Denk- 
weise, die gerade ältere Leute im Landkreis zu dem Schluß 
kommen läßt: ‘Die daoben machen eh mit uns was sie wollen.’ 

In der BI sind kaum Bauern aktiv, obschon viele mit ihr 
sympatisieren. Zum einen verhindert der bäuerliche Tagesab- 
lauf eine kontinuierliche Teilnahme von Bauern an den Ver- 
anstaltungen, besonders im Sommer - zum anderen ist es die 
Mittelklassenstruktur der BI selbst. 

Aktiv sind neben Schülern vor allem Lehrer, Ärzte, Klein- 
betriebsbesitzer und Zweitwohnsitzler. Viele Stadtflüchtige 
also. Das bestimmt Form und Inhalt von Veranstaltungen und 
Treffen. Auffalend ist der hohe Anteil von Frauen, gerade 
auch in “führenden Positionen’ der Bl. Trotz allem hat bereits 
eine - wenn auch erst punktuelle - Vermischung von Alters- 
gruppen, sozialen Gruppen und politischer Herkunft begonnen. 
Dementsprechend reagieren auch Staat und DWK mit Be- 
spitzelung, Drohung und den verschiedensten Tricks der Dis- 
solidarisierung. 

Dennoch: mit langen Haaren bist Du nicht sofort ein Hippie 
und wenn Du vernünftige Sachen sagst, wirst Du auch akzep- 
tiert. Scheiße ist natürlich manchmal das Verhalten einiger 
Stadtfreaks, die hier die ‘dummen Bauern’ agitieren kommen. 
Nicht daß man sich den Einheimischen anpaßt, aber der Bogen 
des Akzeptierens sollte nicht durch überflüssige Dinge zerbro- 
chen werden. So als bei uns auf dem Hof die Freundinnen aus 
der Stadt mit bloßen Busen Tischtennis spielten, während 
nebenan der Bauer arbeitet. Dazu können wir nur sagen: Hier 
freut sich der Bauer, aber seine Frau ist sauer! 


Zur Entwicklung der BI nun ein längeres Interview mit Inge 
M., 35, Lehrersfrau: 

Frage: Seit wann wohnt Ihr hier? 

Seit eineinhalb Jahren, seit Herbst 75 als die Waldbrände 
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hier auf dem Gelände der Salzstöcke waren. 

Frage: Habt Ihr in einer Organisation mitgearbeitet? 

Nein, wir haben seit September - Oktober 76 in der Bl 
Ülzen mitgearbeitet, weil ja in der Nähe der Standort für eine 
Wiederaufbereitungsanlage geplant war, und weil uns dieses 
Thema eben sehr interessiert, haben wir erst da. mitgearbeitet 
und als dann im November von Albrecht auch der Landkreis 
Lüchow-Dannenberg als möglicher vierter Standort genannt 
wurde, haben wir in der BI Umweltschutz LD mitgearbeitet. 
Dort gibt es seit ungefähr 4 Jahren eine kleine Bl gegen das 
KKW Langendorf, da sich aber um dieses KKW nicht allzuviel 
tat, war die BI ziemlich zusammengeschrumpft. Und erst 
durch die Wahl als 4. möglicher Standort begannen dann erst 
wieder neue Aktivitäten, die von Anfang an von der BI Ülzen 
sehr stark unterstützt wurden und wir haben uns dann auch da 
angeschlossen. 

Frage: Bei der Bekanntgabe, wie haben die Leute reagiert? 

Am 11.11. wurde das bekannt gegeben von Albrecht 
und ich glaube 14 Tage später war eine Großveranstaltung in 
Lüchow. Und da waren ungefähr 150 Teilnehmer und es war 
eine sehr aufgebrachte Atmosphäre. Die Leute waren 
schockiert, kann man wirklich sagen, und damals wurde auch 
gleich der Wunsch geäußert, daß man irgend eine Art von Ver- 
ein gründet in dem man ganz konzentriert arbeitet. Und von da 
an, von November an, sind sehr viele Veranstaltungen gelaufen 
mit Wissenschaftlern, ja mit Wissenschaftlern aus den ver- 
schiedenen Richtungen und der Besuch war eigentlich immer 
sehr gut, also 150 Leute das war eigentlich die Regel. 

Frage: Was für Leute waren das? 

Es waren Leute aus allen Bevölkerungsschichten. Bei diesen 
Veranstaltungen waren sehr viele Schüler, besonders in Lüchow 
waren immer sehr viele Schüler. Ja, sonst Angestellte, Beamte, 
viele Lehrer, auch aus der Landwirtschaft auch aus den SKF 
und Conti-Betrieben hier. Man kann sagen, daß wirklich aus 


allen Schichten und Berufen die Leute Interesse gezeigt haben 
und das ist auch eigentlich so geblieben bis heute. 

Frage: Ist es in Bl auch so vielschichtig? - 

Ja, das kann man sagen, daß wirklich von allen Berufen 
Leute vertreten sind. Was uns natürlich etwas Sorge macht, ist, 
daß die Bauern doch unterrepräsentiert sind. Es bedeutet für 
einen Landwirt doch einen enormen Schritt sich einer Initiati- 
ve anzuschließen, in der hauptsächlich Leute arbeiten, die er in 
seinem täglichen Berufsleben einfach nicht sieht, mit denen er 
wenig Kontakt hat. Die Struktur des Landkreises ist ja doch 
sehr schwach ausgeprägt, und die Bauern leben noch relativ in 
ihrer eigenen Umgebung, in ihren abgeschlossenen Dörfern. 
Und das wirkt sich doch hier sehr aus. Es ist aber trotzdem so, 
daß in der Zwischenzeit doch mancher Kontakt zu den Bauern 
hergestellt wurde und daß sie auch Interesse zeigen. Wir 
müssen natürlich auch erst lernen, sie so anzusprechen, wie es 
notwendig ist. Wir können da nicht mit großen Parolen auf- 
treten, sondern man muß ja - man muß am Stammtisch viel- 
leicht mit ihnen sprechen und auch ihre Sprache sprechen, 
kein Soziologenkauderwelsch. 

Frage: Sie haben sich empört, wogegen ging der Zorn? 

Der Landkreis L-D fühlt sich doch eigentlich seit Jahren 
irgendwie vernachlässigt von der Regierung und benachteiligt. 
Und die erste Reaktion war ‘und jetzt auch das noch’, also, 
daß man sich so als Müllkippe oder als Müllhalde vorkam: ’die 
anderen wollen den Atommüll nicht und den kriegen wir nun 
auch noch hier her’. 

Frage: Wie war Deine persönliche Reaktion? 

Ja, ich war auch, ich war schon sehr betroffen als ich das 
von den anderen Standorten hörte aber hier hat es mich inso- 
fern auch noch besonders betroffen, weil man wirklich die 
letzte Oase die natürliche Landschaft damit noch total zerstört 
und dieser Zwang, das man wirklich stehen lassen kann, ohne 
das jetzt da noch Industrie ansiedeln muß und dann in diesem 


Ausmaß. 

Frage: Geht der Zorn gegen die CDU? 

Ja, da wurde sehr oft die Äußerung laut und wir haben das 
auch sehr oft selber gehört. Nach der vorläufigen Standortent- 
scheidung am 22.2. hatten wir eine Treckerdemo. Dort waren 
etwa 100 einheimische Bauern mit ihren Traktoren gekommen 
und es wurde sehr oft der Ruf laut wir wählen Albrecht nie 
wieder und das macht man nur einmal mit uns und die Em- 
pörung gegen die CDU ist schon erheblich. 

Frage: Hat das Konsequenzen? 

Nein, die Grundeinstellung ist wohl sehr konservativ und 
daran ändert diese Entscheidung auch nichts, vielleicht sogar 
das Gegenteil, denn man befürchtet, daß durch diese Atomge- 
schichte eben sehr viele fremde Elemente in den Kreis herein- 
kommen und hier Radau machen und demonstrieren. Es gibt 
durchaus Bauern, die sagen, lieber die Atomfabrik als die De- 
monstranten, also die Grundeinstellung ist dadurch nicht be- 
troffen, zumindestens nicht in einem spürbaren Ausmaß, 
höchstens im Einzelfall. 

Frage: Wie ging es mit der Initiative weiter? 

Nach der Äußerung von Albrecht im November hatte sich 
ein Kreis von 12 - 15 Leuten gebildet, die ganz spontan ihre 
Mitarbeit anboten. Und wir haben dann bis zum Februar hin 
immer wechselweise in Lüchow und in Dannenberg alle 4 
Wochen eine größere Veranstaltung und immer weiter Leute 
gesammelt, die mitarbeiten wollten. Und nach der Standort- 
entscheidung haben wir erstmal sehr viel zu tun gehabt mit den 
verschiedenen Demonstrationen. 

Und da sind wir jetzt auch noch dabei, die Bl nach örtli- 
chen Arbeitsgruppen aufzuteilen. Der Landkreis ist einfach so 
groß, daß man das nicht von einer Zentrale aus machen kann, 
und auch nicht sollte, wegen der Schwächen von zentralisti- 
schen Organisationen. Und wir haben jetzt in den 5 Gesamtge- 
meinden jeweils eine örtliche größere Gruppe, die ziemlich 
autonom arbeiten, ihre eigenen örtlichen Veranstaltungen ma- 
chen und ziemlich unabhängig sind und durch einen Koordi- 
nationsausschuß mit der Leitung der Bl insgesamt verbunden 
sind. 


Frage: Von wem werden die getragen? 

Ja, das ist örtlich sehr verschieden. Es gibt da konservative 
Ortsgruppen, ich weiß nicht ob man da Namen nennen sollte, 
wie zum Beispiel Gartow, in der wo sich ein starker CDU An- 
teil auch in der BI niederschlägt und dann gibt es andere Grup- 
pen, wie z.B. Dannenberg und Hitzacker, wo eher ein SPD Ein- 
schlag in der BI zu spüren ist. Entsprechend ist dann auch die 
Arbeit etwas anders. 

Frage: Gibt es da Rivalitäten? 

Ja, Rivalitäten ist vielleicht zu stark gesagt, aber es sind na- 
türlich durchaus Meinungsverschiedenheiten, die auch ausge- 
tragen werden. 

Frage: Was war am 12.3.? 

Ich würde schon sagen, daß die Demo am 12. für die BI ein 
Erfolg war. Die Einheimischen hatten unheimliche Angst und 
es hat also wirklich Leute gegeben, die Scheunentore und 
Haustüren zugeriegelt haben, weil sie dachten, da fallen irgend- 
welche Chaoten ein. Und dann die Demo, so friedlich und 
auch so umweltbewußt insgesamt verlief. Auch auf dem Platz, 
man hat, die Demonstranten haben hinterher selber wieder 
aufgeräumt, auch da wurde kein Chaos hinterlassen, das hat 
bei der Bevölkerung doch insgesamt einen guten Eindruck ge- 
macht. 


Heinrich D. (51 Jahre) bewirtschaftet mit 20 ha einen klei- 
nen landwirtschaftlichen Betrieb, ca. 10 km Luflinie vom ge- 
planten Standort entfernt. Ein Bauernhof von dieser Größen- 
ordnung liegt unter der staatlich festgesetzten Förderungs- 
schwelle. Daß der Betrieb trotzdem noch existiert und die 5- 
köpfige Familie ernährt, liegt wohl hauptsächlich an dem 
großen persönlichen Engagement und der überlegten, sparsa- 
men Wirtschaftsweise, sowie der traditionellen Erdverbunden- 
heit seines Besitzers. Der Mangel'an modernen Maschinen muß 
durch arbeitsintensive Handarbeit ausgeglichen werden. Hein- 
rich D. hofft, daß einer seiner Söhne später einmal den Hof 


‚wenigstens als Nebenerwerbsbetrieb weiterführen wird. 


Er gehört nahezu 14 Jahre dem Gemeinderat seines Ortes 
an, ist im Kirchenvorstand tätig und bekleidet das Amt des 
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Realvorstehers. Für die freiwillige Feuerwehr führt er die 
Rechnungsbücher. Er war langjähriges Mitglied der CDU, ist 
dann aber vor ein paar Jahren wegen persönlicher Differenzen 
ausgetreten. Daß er jetzt als Parteiloser über die Liste der SPD 
weiterhin im Gemeinderat sitzt, ist nicht Ausdruck einer poli- 
tischen Wandlung, sondern spiegelt nur das hohe Ansehen wie- 
der, das er bei großen Teilen der Wähler genießt. 
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Seine politische Weltanschauung ist wie die vieler seiner Be- 
rufskollegen hier im Landkreis stark national-konservativ ge- 
prägt. Aus dieser Grundhaltung heraus begründet sich auch 
seine Gegnerschaft zu der geplanten Atommüll- und Wieder- 
aufbereitungsfabrik. Sofern es seine Zeit erlaubt, besucht er 
die Informationsabende der Bürgerinitiative und ist auch bei 
Protestveranstaltungen dabei. 


Heinrich D.: Ich meine, es ist doch unvereinbar für jeden 
Politiker und für jeden, der hier was zu sagen hat in unserem 
Raum, dieses überhaupt soweit zu kommen zu lassen, diese 
friedlichen Menschen, die hier ihre Erholung suchen und sich 
erbauen und freuen sich darüber, wie eine schöne friedliche 
und von der Natur aus gut erhaltene Landschaft hier zu sehen 
ist, wie gesund die Luft ist, wie alles so schön friedlich ist. Die- 
se Menschen haben doch wohl ein Recht darauf, auch in Zu- 
kunft sich erholen zu können und ich möchte mit allem Nach- 
druck nochmal erklären: die beste Lösung das hier Frieden 
bleibt in unserer Ecke, die beste Lösung ist, das diese Anlagen, 
diese giftigen Plutoniumfabriken hier eben nicht gebaut wer- 
den! 

Bauer Heini hat eine hohe Meinung von der BI! Er schreibt 
übrigens Gedichte und hat viel Ahnung vom Bauernkrieg. Er ist 
ein geschichtsbewußter Landwirt. 

Mit dieser Sache, der Atommülldeponie hier im Gartower 
Raum, genau gesagt Gorleben - Trebel, daß ist eine ganz 
schlimme Sach. Die ganze Bevölkerung hier die ist noch tief 
betroffen. Sie kann sich noch gar nicht richtig ein Bild ma- 
chen, was das überhaupt für sie bedeuten soll. Es ist ein Teil 
der Bevölkerung schon wach geworden und die ist sehr inten- 
siv und aktiv gegen diese Sache schon vorgegangen. Aber ein 
Teil ist noch so mißmutig und noch so deprimiert darüber, daß 
diese Bevölkerungsgruppe noch gar nicht weiß, wie sie gegen 
dieses ganze Kram angehen soll. Genau am nächsten Tag 
schon, wo hier im Fernsehen die Nachricht kam, das Gorleben, 
Gartow-Trebel dafür vorgesehen war, genau am nächsten Tag, 
da begannen schon die Demonstrationen. In Gorleben ging es 
los: Am Nachmittag um 3 lief die Bevölkerung schon zusam- 
men. Es wurde in heilloser Verwirrung und Empörung demon- 
striert. Es waren eine große Anzahl Menschen, die sich ganz 


plötzlich zusammengefunden hatte, aus allen Schichten der Be- 
völkerung: Landwirte, Lehrer, Lehrerinnen und Arbeiter. Und 
alles, was so grade aufzugreifen war, beteiligte sich an der 
Kundgebung öffentlich in Gorleben. Dann ging es abends be- 
reits schon weiter. Inzwischen waren nicht bloß die Einheimi- 
schen hier auf’n Beinen, sondern die Bürgerinitiative von Ulzen 
war lebendig, die war vertreten, hatte sich aktiv beteiligt und 
hatten einen richtigen Schwung in die ganze Sache bekommen. 
Dann am Abend in der großen Kundgebung bei Hecht in Gar- 
tow war dann die Sache noch viel vollkommener. Die ganzen 
Straßen waren verstopft in Gartow und so wurde die Sache 
schon am ersten Tag nach der Verkündung schon sehr ein- 
drucksvoll für die Bevölkerung, die hier aktiv sturmgelaufen 
ist gegen diese Sache. Und seitdem ist der Mißmut der Bevölke- 
rung nicht gewichen, sondern hat sich viel mehr verstärkt. Vie- 
le Schichten der Bevölkerung besinnen sich, was haben die ei- 
gentlich mit uns vor, was wollen die mit uns machen? Was wird 
aus uns werden? Und die bittere und tiefe Sorge, die in allen 
Schichten der Bevölkerung im Herzen Platz ergriffen hat, diese 
Sache ist von heut auf morgen ja nicht aus der Welt zu schaf- 
fen. Jedenfalls: die Sache geht erst richtig los. 

Und so war ja inzwischen schon die große Demonstration 
in Gorleben an Ort und Stelle, woran über 10.000 Menschen 
teilnahmen. Das wurde ja auch eindrucksvoll überall in den 
Zeitungen geschrieben, wie diszipliniert sich die Bevölkerung 
verhalten hat. Wir wolln ja niemand was, wir wolln ja nur unser 
Recht verteidigen, das wir hier friedlich und frei weiterleben 
können. 

Nämlich eine Atommülldeponie und überhaupt diese ganze 
Aufbereitungsanlage, die ist ja in der ganzen Welt noch gar- 
nicht mal erprobt und deshalb ist ja die Bevölkerung derart 
verunsichert, weil sie mit Recht befürchtet es könnte auf kurz 
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oder lang ja immer mal was passieren und dann ist die ganze 
Gegend hier erledigt. 

Nun ist das so, die ganzen Bevölkerungskreise - ich erwähn- 
te schon, daß wir nicht alleine stehen. Das niedersächsische 
Landvolk (!) speziell im Gartower Raum ist vertreten gewesen 
in der großen Demonstration in Gorleben, dann die Kirche 
steht und bei uns sind ja überall studierte Wissenschaftler und 
Menschen. Wenn die vom ganzen Herzen diese Sache verab- 
scheuen, dann ist da bestimmt was dran. Und man muß mal 
von dem Standpunkt ausgehen, wir sind in einer Zonenecke, 
in einem Zonendreieck, in einer Zonenspitze eingekeilt. An der 
einen Seite ist der eiserne Vorhang, darüber brauch ich nichts 
berichten, das weiß ja jeder was das bedeutet, die großen 
Mordsanlagen, die Todesschützenanlagen da SM70 oder wie 
sagt man dazu, das ist an einer Seite. Die andere Seite ist, das 
unser Fluchtweg bei einem Katastrophenfall dann blockiert 
wäre, was soll denn aus uns werden, also wir sind auf Gnade 
und Gott dem Schicksal ausgeliefert. Wir sind dem sicheren 
Tode preisgegeben. Es ist ja nicht bloß, das wir das nun sagen 
und Angst haben, nein, es ist auch wirklich so, ich erwähnte 
schon, bei Atomkraftwerken ist ein Restrisiko. 


Wichtig für Befürworter und Gegner ist die Wissenschaft; 
hier der Wissen-Macht-Komplex der Naturwissenschaft, der 
sich in den Gutachten materialisiert. 

Spannend ist nun die Tatsache, daß hier zwei Wissenschaf- 
ten gegeneinander auftreten. So zerrinnt das einheitliche Bild 
einer objektiven, wertfreien Gemeinde frommer Geistesheroen. 
Denn die einen sind bezahlt, von Staat und Industrie und die 
anderen sind ‘unsere Freunde’. Trotzdem: ein akademischer 
Titel zieht so oder so immer noch. Übrigens ungeahnte Mög- 
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lichkeiten: Der Chef der Disko in Lüchow ist Diplom-Politolo- 
ge! 

Doch zurück zu Heini: 

Zum andern hat ihn das Auftreten zahlreicher anerkannter 
Wissenschaftler gegen das geplante Projekt sehr beeindruckt: 
“Ich meine, es steht ja die Bevölkerung wirklich nicht mit 
ihrer Ansicht allein. Ob es nun Prof. Dr. Pestler, Karlsruhe, ist, 
oder Prof. Huster, Direktor des Instituts für Kernphysik der 
Universität Münster oder die vielen Professoren und Wissen- 
schaftler; - man kann sagen, das große Heer der Wissenschaft- 
ler, die alle stehen hinter uns. Und die stehen uns, als Bevöl- 
kerung bei. 

Die grüne Liste Umweltschutz hat im Wendland einen gros- 
sen Erfolg bei den jüngsten Landtagswahlen errungen. In man- 
chen Gemeinden hat sie mehr Stimmen bekommen als die 
CDU. 

Sicher ist es berechtigt, den Zeigefinger zu heben, vor einer 
Parlamentarisierung des Kampfes zu warnen, ja vor einer Spal- 
tung von Bl’s und Grüner Liste. Alles berechtigte Argumente. 
Aber die Parteienstruktur, die Zusammensetzung der Mitglie- 
der und die ideologische Heimat, die die Staatsparteien hier an- 
bieten, sind weit hinter der instrumentellen Haltung Parteien 
gegenüber - wie in den Städten - zurück. Hier ist der Arbeiter 
SPD-Mitglied, Marke Kanalarbeiter, der Bauer CDU. Politikver- 
ständnis und Parteihegemonie der Politik gehören im Kopfe 
der Leute zusammen. Was vielleicht ja auch richtig ist, denn 
Politik ist bürgerliches Medium, selbst wenn sich die Zahl der 
Parteien auf eine reduziert. 

So gefährlich, wie die GLU-Parlamentarisierungspolitik 
auch sein mag - ihr niedersächsischer Vorsitzender ist Beamter 
im Ministerium - so sehr wird sie von traditionellen ‘Politikas- 


tern’ gefürchtet. Etwa vom Grafen: 

Graf: Da nehm ich keine Stellung dazu - ich weiß nicht, 
welche Zukunft diese Grüne Partei hat - eeh und ob sie tatsäch- 
lich in der Lage ist, viele Anhänger zu gewinnen - dan kann ich 
mir ernsthaft nicht vorstellen, daß die Grüne Partei über 5% 
der Stimmen bekommen wird - bei der nächsten Wahl. Und ich 
muß sagen, ich finde es sehr gefährlich und bedenklich, daß 
man sich hier aus den großen Parteien zurückzieht, daß sich die 
Leute, die ein mehr umweltbewußtes Denken haben, daß sich 
die aus diesen Parteien zurückziehen eh und sich in einer neuen 
Partei organisieren. Ich glaube, daß man nur überhaupt irgend- 
etwas machen kann, wenn man in der Partei, also in den gros- 
sen Parteien, die Auseinandersetzung über diese Fragen fördert 


und auch eine Unsicherheit reinbringt. Und wenn jetzt eine 
Grüne Partei gegründet ist - wenn jemand noch Kernenergiegeg- 
ner ist in den Parteien, der wird als Außenseiter hingestellt eeh 
und das halt ich für äußerst bedenklich. 

Anders Bauer Heini: 

Sein Mißtrauen in die Regierenden in Bonn und Hannover 
ist stark. Seine Hoffnung konzentriert sich auf die ‘Grüne Liste 
Umweltschutz’: ‘'Ich hoffe, daß sich alle Menschen, die sich 
damit befaßt haben und die sich bedroht fühlen in ihrer Hei- 
mat, daß die sich alle zusammenscharen, ganz gleich aus wel- 
chen Parteien sie letzten Endes kommen. 

Hier machen wir erstmal Feierabend und verabschieden uns 
mit einem freundlichen: Tschau! 


eo _ 


Abgebranntes Wendland, im Winter 
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Bauern und Bomben 
Claus Seim in der 
fchleswig - bolfteinifchen 


IAUTDIOLRBEWESUNG 


Dorbemerfung 


An der Landvolkbewegung in Schleswig-Holstein 1928-32 
haben uns zuerst die regionalen autonomen Strukturen interes- 
siert; die Steuerstreiks als Verweigerung gegen den Weimarer 
Staat und als Kampf gegen die Wirtschaftskrise, die Notge- 
meinschaften als partielle Gegenverwaltung und schließlich die 
demonstrativen Bombenattentate als Antwort auf die zentrali- 
stisch-bauernfeindliche Politik und die Repression nach den 
ersten Widerstandsaktionen gegen die Zwangsversteigerungen 
verschuldeter Höfe. 

Geschrieben worden ist über die Landvolkbewegung meist 
aus der Feder der nichtbäuerischen Beteiligten, die nahezu alle 
aus dem Kreis der nationalen Sozialisten oder der Frontkäm- 
pferverbände zur Landvolkbewegung stießen: Bodo Uhse, Bru- 
no und ERnst von Salomon, Hans Volck und andere; dazu von 
einer Reihe nationalistischer Ideologen: von Niekisch, Paetel 
usw. 

Falladas “Bauern, Bonzen und Bomben’ und auch Paetels 
Buch! N zeigen — mit schweren Verstellungen — sehr eindrucks- 
voll auf, wie sich ein Konglomerat von Erhard-Leuten, Ober- 
ländern, Stahlhelm-Aktivisten usw. bemühte, die Aktionen der 
Landvolkbewegung in ihr Modell einer “konservativen Revolu- 
tion” einzuschleusen. 


Unsere erste Aufgabe war es deshalb, den bäuerischen auto- 
nomen Kern der Bewegung freizulegen: Wer hat wen benutzt, 
war die erste Frage. Dabei half uns sehr, daß die Familie Heim 
uns den Nachlaß Claus Heims, der wohl interessantesten Figur 
der Landvolkbewegung, zur Verfügung stellte. Damit verschob 
sich freilich auch die Gewichtung unserer Arbeit: die Person 
Claus Heim, des Mitbegünders der Bewegung und des zentralen 
Mannes der Gruppe von Bombenattentätern — der sehr wohl 
Bauer war im Gegensatz zu Falladas Roman — rückte in den 
Mittelpunkt. Erst an seiner Person — und in einem Gespräch 
mit seinem damals ebenfalls aktiven Nachbarn Bur Hennings — 
ist uns klar geworden, wie stark die autonome Tradition der 
schleswig-holsteinischen Westküste, besonders Dithmarschens, 
in der Landvolkbewegung eine Rolle gespielt hat ("’Lewwer 
duad üs Slav’’) und wie sehr die Notlage der Bauern das zün- 
dende Moment gewesen ist: 

"Wir mußten handeln, weil es den Bauern schlecht ging.” 

Wir wurden sensibler für das, was hinter der Ideologie der 
germanischen ”völkischen Erneuerung” an materiellen und 
autonomen Bedürfnissen stand. ”Die Bauern verfügen über eine 
im wesentlichen konservative Sprache; auch ein nicht-konser- 
vatives Bewußtsein muß sich in einem bestimmten Umfang 
dieses konservativen ‘sprachlichen Kleides’ bedienen. Hier 
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heißt es aufgepaßt für den Untersuchenden’’ schrieb Onno 
Poppinga in seinem Buch über BAuern.!2 Das Germanentum, 
der Antisemitismus und Nationalismus, das Völkische und die 
Mittelstandsideologie waren das konservative Kleid der Bewe- 
gung, der es um weit näher liegende Dinge ging: um die Siche- 
rung der freien Existenz als Bauer gegen den zentralistischen 
Krisenstaat der SPD. 

Trotzdem hatten wir immer wieder Alpträume und Schwie- 
rigkeiten, wegen des Antisemitismus und der dumpfen Germa- 
nenmystik uns nicht entsetzt abzuwenden. Die Kriterien einer 
sozialrevolutionären Bewegung: Egalität, unmittelbar materiell 
begründete, antizentralistische Autonomie und die radikale 
Abkehr von Kapital und Staat fanden wir nur in pervertierten 
Ausdrucksformen wieder: die Egalität als “Kameradschaft” 
der Frontkämpfer, den Antikapitalismus als Kampf gegen die 
“Jandfremden Juden und Bolschewisten” und als “Boykott der 
monopolistischen Konzerne”, die Abkehr vom Staat als Huldi- 
gung des “germanischen, bodenständigen Gefolgschaftsverhält- 
nisses”. Daß eine Bewegung mit dieser Ideologie und mit Be- 
wußtseinsformen, wie sie von Theweleit beschrieben worden 
sind, zum großen Teil schon 1931 eine feste Bastion der Nazis 
geworden ist, erscheint nicht weiter verwunderlich. 

Aber gerade die Gruppe der Bombenleger um Claus Heim ist 
nie nazifiziert worden. Einige der nationalistischen Landvolk- 
agitatoren sind im KZ getötet worden oder emigriert. Der Re- 
dakteur der Landvolkzeitung, Bruno v. Salomon, galt Ernst 
Bloch als der mustergültige Praktiker einer “ungleichzeitigen 
Bewegung”. Aber seine Artikel wurden in der ’Norddeutschen 
Zeitung’ der KPD als “faschistisch” bezeichnet. 

Es ist ein Teil der deutschen Misere, daß eine Anzahl sozialer 
Strömungen sich in den abstoßendsten Perversionsformen arti- 
kuliert haben. Aber wir sind nicht die moralischen Saubermän- 
ner der Sozialgeschichte. Es mag hunderte von Personen gege- 
ben haben, für die der Kapp-Putsch die egalitäre Umwälzung 
der Frontkämpfer war, deren Traum vom besseren Leben dann 
in der Radikalität der SA aufging und die dann im Röhm- 
Putsch liquidiert worden sind. Bei alledem aber war ihr Schick- 
sal von einer Widerstandsform der Unterklassen bestimmt. 

Die Tradition der Bauernkriege hat für die Landvolkbewe- 
gung eine wesentliche Rolle gespielt. Sie ist ebenfalls Ausdruck 
einer "ungleichzeitigen’ Ideologie. "Wird Florian Geyers Fahne 
noch einmal über das Hakenkreuz siegen?” — diese Frage löste 
bei der Gestapo sofort eine rege Tätigkeit aus. Es reicht nicht, 
eine Bewegung als 'rechts’ oder "links’ zu klassifizieren und sie 
dann zu verklären oder fallenzulassen. Es hat Zweifel und 
Überwindung gekostet, überhaupt zur Kenntnis zu nehmen, 
wie diese Bewegung mit einer uns völlig fremden Ideologie eine 
Eruption von Aktionen hervorgebracht hat, die in ihrer Quali- 
tät weit über das hinausgehen, was wir an “linken” Aktionen 
auch nur zu träumen wagen! Derweil verfällt Onno Poppinga 
in klassische Bewertungsschemata wenn er schreibt: 


“Allein diese Hinweise (auf unterstützende Rechtsorganisa- 
tionen) machen klar, daß die Landvolkbewegung keine antika- 
pitalistische, sozialistische Perspektive hatte. Sie wurde getra- 
gen von Großbauern, die ihre privilegierte soziale Stellung be- 
droht sahen. Das wird nirgends deutlicher als daran, daß nur 
sehr wenige Landarbeiter an der Landvolkbewegung teilnah- 
men. Vor allem die klassenbewußten Landarbeiter der Marsch 
lehnten die Teilnahme an einer Bewegung, in der die Großbau- 
ern den Ton angaben, ab; es finden sich Hinweise, daß Landar- 
beiter von ihren Bauern nur durch ’mittelbaren Zwang’ zur 
Teilnahme an den Demonstrationen veranlaßt werden konn- 
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ten‘. 


Nicht nur das Vorurteil über eine “rechte’’ Bewegung hatten 
wir aufzugeben, sondern auch genau diese Dimension unserer 
“marxistischen’’ Analytik: die Suche nach den Landarbeitern 
ebenso wie die marxistischen Antworten auf die “Bauernfra- 
ge”. Denn es ging uns nicht um die Suche nach Bündnispart- 
nern für das Proletariat, sondern um die Beschreibung autono- 
mer Widerstandsaktionen gegen die Krise des Kapitals, die auf 
dem Land in Form sinkender Agrarpreise und höherer Steuer- 
bescheide — ideologisiert als Folge der “Schmach von Versail- 
les” — erschien. 
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Die andauernden Kämpfe der Landarbeiter — gegen die feu- 
dalistische Abhängigkeit von den Bauern in Ansätzen sozial- 
demokratische organisiert —, die periodischen Streiks der ”Mo- 
narchen”, die auf den Monarchenmärkten der Erntezeit wie 
Vieh gehandelt wurden, der passive Widerstand des ”Gesin- 
des’ und der Tagelöhner — all das gehört ebenfalls in das sozi- 
ale Netz von Konflikten auf dem Lande, aber in ein anderes 
Kapitel!4, Wir sind uns des Mangels bewußt, wenn wir dieses 
Kapitel vorerst weitgehend unberücksichtigt gelassen haben. 


Zwar hatte es nach den Bauernräten 1918 auch eine "Schles- 
wig-Holsteinische Bauern- und Landarbeiterdemokratie” gege- 
ben, in der jedoch das ständische Moment — Gemeinschaft” 
der “grünen Demokratie” als Unterordnung der Landarbeiter 
— vorherrschte; zwar gab es auch in der Landvolkbewegung 
Ansätze zur Integration der Landarbeiter, die aber über die Be- 
sinnung auf die “Fürsorgepflicht” für die Abhängigen kaum 
hinaus kam — Claus Heims Überlegungen zum Arbeitslosen- 
problem standen auf dieser Ebene® -; bei alledem verhielten 
sich die Landarbeiter im Konfliktfeld der Landvolkbewegung 
weitgehend abwartend und passiv. Diese Feststllung bedarf 
freilich doch der Korrektur: Fallada beschreibt — sicherlich 
richtig — wie Knechte und Mägde sich an einer ”Verfemung” 
eines aus der Front ausscherenden Bauern beteiligten und 


Monarchenmarkt in Wesselburen (Jahrhundertwende) 


Für ein derartiges “nicht-marxistisches” Vorgehen haben wir 
erst in jüngerer Zeit einige Voraussetzungen gewonnen. Die 
Krise von 1929, als Projekt des Kapitals, und sein Bündnis mit 
den ostelbischen Junkern betrafen ein breites Spektrum der 
Unterklassen gleichermaßen. Sie war weniger von den marxisti- 
schen Arbeitern, als von einem sozialen Nezt von Aktionen 
ausgelöst und beantwortet worden, zu dem Arbeitslose, Teile 
der SA, Landarbeiter, Kleinbauern und eben unsere ”mittel- 
ständischen‘ Bauern gleichermaßen gehörten: autonome Ele- 
mente in einem Netzwerk sozialrevolutionärer Bewegungen, 
das noch kaum untersucht ist — Elemente, die wir erst heute 
auch in ihrer Widersprüchlichkeit zu verstehen lernen. 
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Christian Geisslers Rigo17, ein Bäckerlehrling und Hilfsarbei- 
ter, der zum Wehrwolf geht, um gut zu essen, beteiligt sich 
dann an der Westküste — “ein Hilfsmann, der keine Angst hat 
vor Bullen’ — an den Widerstandsaktionen der Bauern: "Die 
Bauern waren hier mit ihm in einer mißlichen Lage. Sie sollten 
sich wehren, jawoll, gegen all diesen Staat, jawoll, aber nicht 
mit einem wie dem, jawoll, bloß hör nochmal, Bonze, wie 
sonst?” Trotzdem gilt wohl, was uns Bur Hennings — aus- 
nahmsweise hochdeutsch sprechend — sagte: "das ging sie ja 
nichts an, es ging um die Erhaltung der Höfe, das war die Sa- 
che der Bauern”; nicht "antikapitalistisch’’, also uninteres- 
sant? 


J Regionalismus und Agrarfrife in 
Schleswig-SHolftein 


i: 

Die Dithmarscher Bauern haben eine besondere Geschichte. 
Im norddeutschen Raum ist ihre Wehrhaftigkeit seit dem Mit- 
telalter bekannt. Damals gab es über hundert Jahre lang (1447- 
1559) eine Bauernrepublik, in der durch eine Volksversamm- 
lung eine aus 48 Bauern bestehende Regierung gewählt wurde. 
Die achtundvierzig Gewählten traten an dedem Sonnabend öf- 
fentlich auf dem Heider Markt zusammen. 

Einem Heer von 13.000 angeheuerten Söldnern des däni- 
schen Königs gelang es nicht, das selbst nur 30.000 - 35000 
Leute starke Volk zu besiegen. Das war die berühmte Schlacht 
von Hemmingstedt (zwischen Heide und Meldorf) im Jahre 
1500. “Pardon wurde von den rasenden Bauern nicht gegeben. 
Die Adeligen blieben ‘unter freiem Himmel nackt und geplün- 
dert im Morast liegen, ein Raub für Raben und Hunde.’.... 
Hier war der Herr des nordischen Großreiches von einem bäu- 
erlichen Gemeinwesen verheerend geschlagen worden.” 

Auch wenn die Republik dann doch noch erobert wurde, be- 
hielten die Bauern ihre weitgehende Unabhängigkeit von Adel 
und Fürsten. Die Leibeigenschaft der Bauern gab es nicht. Bei 
der langen Tradition der Selbstverwaltung spielte der kommu- 
nal-organisierte Bau von Deichen und die Landgewinnung eine 
wichtige Rolle. 

Wenn ich von den Bauern spreche, heißt das nicht, daß es da- 
mals und später keine Klassengegensätze gegeben hätte. Die 
führende Schicht in der Bauernrepublik waren die Großbauern, 
deren Normalhof ungefähr 55 Hektar groß war, einige waren 
auch über 100 Hektar groß. Daneben gab es kleinere Höfe und 
Grundbesitzlose, die als Gesinde und Tagelöhner dienten. Die 
Großbauern waren schon eine Art Aristokratie: “A/s Bauern 
wohl fühlten sie sich gegenüber Adel und Fürst, als Herren aber 
doch, wenn sie ihr Land repräsentierten und wenn es um die 
Kätner und Grundbesitzlosen im eigenen Land ging.’ (Nissen, 
S. 170). Im Unterschied zu den Junkern und Großgrundbesit- 
zern in Ostelbien arbeiteten die BAuern aber auf dem eigenen 
Hof mit, es gab ein engeres Verhältnis zwischen dem Patriar- 
chen auf dem Hof und seinen Untergebenen. Sie waren gebil- 
deter und hatten später eine gewisse Ähnlichkeit mit dem ge- 
hobenen Bürgertum in den Städten. Trotzdem waren es Land- 
menschen, die nicht, wie es in den östlichen Provinzen Preus- 
sens oder auch in England üblich war, die ”Saison’’ in der 
Hauptstadt verlebten. 


Die Dithmarscher waren vorwiegend Marschbauern, die mit 
der Weidemast vor, Schlachtvieh gute Verdienste erwirtschaf- 
ten konnten. Sie mußten im Handel und auf dem Markt be- 
wandert sein, um die günstigen Zeitpunkte für Kauf und Ver- 
kauf abzupassen. Das war eine Art Spekulation, wodurch ih- 
nen etwas kapitalistisch-unternehmerisches anhaftete. Wichtig 
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ist im Unterschied zu Süddeutschland, daß die Höfe nicht ge- 
teilt wurden und daher in ihrer Größe erhalten blieben und 
dadurch wirtschaftlich gesund waren. 

Franz Rehbein schreibt denn auch in seinen Lebenserinne- 
rungen als Landarbeiter, daß er erstaunt über die hohen Löhne 
im Dithmarschen war. Natürlich setzten sich auch die unteren 
Schichten gegen die Großbauern zur Wehr, wenn deren Verhal- 
ten, der Lohn oder das Essen ihnen nicht paßte. Die Höfe, auf 
denen z.B. die Kost zu wünschen übrig ließ, gerieten beim Ge- 
sinde und den Landarbeitern in Verruf und hatten Schwierig- 
keiten, Leute für die Arbeit zu finden. Am Anfang dieses Jahr- 
hunderts spitzte sich der Klassengegensatz von unten allmäh- 
lich zu. In einer Studie aus dem Jahre 1911 steht das sehr 
schön: 

“Vor allen Dingen ist weibliches Gesinde ungemein schwer 

zu beschaffen. Namentlich Feldarbeiten werden von den Mäd- 
chen gescheut, .... Tagelöhner, sogenannte freie Arbeiter wer- 
den zeitweilig überall verwendet. Sie werden in Zeiten ver- 
mehrter Arbeit benutzt, am meisten auch zu Akkordarbeiten. 
Während der Erntezeit finden Wanderarbeiter ohne festen 
Wohnsitz, sogen. ‘Monarchen’ häufig Arbeit; sie werden zur 
Bedienung der Dampfdreschmaschine herangezogen. Im Win- 
terhalbjahr geben diese Wanderarbeiter aber die Landplage für 
unsere Betriebe ab. Fremde Arbeiter, d.h. solche aus dem Aus- 
lande, finden wir in unseren Betrieben nicht... 
Das Gesinde ist jedoch in seinen sittlichen Eigenschaften gegen 
früher erheblich zurückgegangen. Arbeitsfreudigkeit, Pflicht- 
treue und Gewissenhaftigkeit haben bei vielen Gesindeperso- 
nen erheblich gelitten und sind selten gewordene Tugenden. 
Die Rücksicht auf die Anforderungen der dienenden Hausge- 
nossen führt nicht selten dazu, daß der Landwirt tatsächlich 
nicht mehr alleiniger Gebieter in seinem Betriebe ist... . 
Vergnügungs- und Putzsucht sind vorherrschend und ziehen 
unserm Gesinde den letzten Heller aus der Tasche. Jeden Sonn- 
tag sind Männlein und Weiblein im Wirtshaus versammelt, mit 
Trinken und allerlei Singsang wird die Nacht verbracht, so daß 
der nächste Tag leere Taschen und arbeitsunfähige Menschen 
bringt. "2 


2. 


Wenn wir Schleswig-Holstein in der Zeit vor dem ersten Welt- 
krieg insgesamt betrachten, finden wir in den westlichen 
Marschgebieten ähnliche Verhältnisse wie im Dithmarschen; 
also in Nordfriesland, Eiderstedt und den Elbmarschen mit der 
Wilstermarsch, wo in Beidenfleth 1928 die ersten militanten 
Auseinandersetzungen mit der Staatsgewalt bei einer Zwangs- 
versteigerung stattfanden. 


1) Nissen, Nis R.: Bäuerliche Führungsschichten Dithmarschens 
zwischen Bauernkrieg und Bauernbefreiung. In: Franz, G.(Hrsg.): 
Bauernschaft und Bauernstand 1500 — 1970. Limburg 1975, 
S. 165 ff. 

Hinrichs, P.: Die landwirtschaftlichen Betriebsverhältnisse der 
Großbäuerlichen Geest- und Fettweidewirtschaften in Dithmar- 
schen, Arbeiten der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft, 
Heft 188, Berlin 1911, S.55 - 57 


2) 


Die beiden anderen Agrarregionen, Geest und östliches Hü- 
gelland, unterschieden sich geographisch und auch in ihren 
Klassenverhältnissen von den Marschen. Der breite Geestrük- 


ken in der Mitte Schleswig-Holsteins brachte früher, als es noch - 


keine Kunstdünger gab, mit seinen Sand-, Heide- und Moorbö- 
den wenig Ertrag. Es gab Klein- und Mittelbauern, die haupt- 
sächlich Schweinemast, Milchwirtschaft und Rinderverkauf 
(Magervieh) betrieben. "Wie die Marschbauern war die große 
Masse der Geestbauern stets frei, nie leibeigen. Andererseits 
hatten sie keine landwirtschaftliche Selbstverwaltung, wie die 
Eiderstedter und Dithmarscher, sondern waren dem Landes- 
herren unmittelbar untertan, der durch seine Amtsleute (Amts- 
bauern) Dienste und. Abgaben einzog. “3 


”Die Geestbauern waren ... stark abhängig vom Schweine- 
markt mit seinen häufigen Konjunkturschwankungen und von 
den Absatzmöglichkeiten für Magervieh. .... Gegenüber den 
reinen Weidemastbetrieben der Marsch und gegenüber den rei- 
nen Ackerbaubetrieben des Westens und Ostens hatten sie 
aber den Vorteil, mit schnellerem Umsatz rechnen zu können 
(sowohl bei den Schweinen wie bei der Milch); Einnahmen und 
Ausgaben verteilten sich gleichmäßiger über das ganze Jahr. In- 
folgedessen hatten die Geestbetriebe einen geringeren Bedarf 
an Betriebskrediten als die Marschbauern und die Getreidebe- 
triebe des Ostens. ... 

Auch in der Zeit nach der Inflation widerstand der Geestbau- 
er der Versuchung, ‘Intensivierungskredite’ aufzunehmen und 
Spekulationsgeschäfte zu betreiben, besser als der Marschbau- 


Z 


er. 


Hier spricht Heberle schon die Ursachen für die größere oder 
frühere Radikalität der Marschbauern in der Landvolkbewe- 
gung an: deren höhere Verschuldung. Das östliche Hügelland 
Schleswig-Holsteins hatte eine lange feudale Tradition mit Her- 
zögen, reaktionären Großgrundbesitzern und leibeigenen Bau- 
ern. Gutsuntertänige Dörfer gab es bis 1918. 

Nahe beieinander gab es also in Schleswig-Holstein sämtliche 
Formen agrarischer Klassenzusammensetzung, die sonst in 
Deutschland das jeweils typische einer größeren Region aus- 
machten. 


3) Heberle, Rudolf: Landbevölkerung und Nationalsozialismus, 
Stuttgart 1963, S. 92 
4) Heberle,S. 93, 94 


3. 


Nach dem deutsch-dänischen Krieg 1864 wurde Schleswig- 
Holstein preußische Provinz. Allerdings ohne den Willen der 
Bevölkerung. Plötzlich waren die Bewohner Untertanen einer 
Berliner Zentralregierung des preußischen Königs und später 
deutschen Kaisers, mit der sie herzlich wenig anfangen konn- 
ten. Die Berliner Regierung machte sich mit einer als Fremd- 
körper empfundenen Bürokratie und den preußischen Geset- 
zen schnell unbeliebt. 

Von den Bauern wurde der mit der Industrialisierung einher- 
gehende “Sittenverfall” der unteren Schichten wahrscheinlich 
auch als preußisches Übel angesehen. Mit dem Bau des "Kaiser- 
Wilhelm-Kanals’’ quer durch das Land und mit der Aufrüstung 
der Kriegsmarine in Kiel manifestierte sich die neue Ära. Poli- 
tisch äußerte sich die Abneigung gegen die aufgezwungene 
Preußenherrschaft in der Dominanz der liberalen Parteien, die 
in Opposition zu den preußischen Konservativen standen. Die 
Dithmarscher unterstützten die “Freisinnigen”, weil für sie die 
Schutzzollpolitik des Kaiserstaates ein Handelshindernis be- 
deutete. Sie waren am ungehinderten Export ihres Mastviehs 
nach England interessiert (1876: 50.000 Ochsen aus den Mar- 
schen). Währenddessen bekannte sich der konservativ-junker- 
liche “Bund der Landwirte”, in dem auch die schleswig-hol- 
steinischen Großgrundbesitzer organisiert waren, zu den 
Schutzzöllen bzw. forderten sie sogar. Bis zum ersten Welt- 
krieg wählten die Schleswig-Holsteiner stets links bei den 
Reichtagswahlen — die Arbeiter sozialdemokratisch und die 
Bauern liberal. 


4. 

Im Weltkrieg und danach erhielt sich diese Tradition. Wäh- 
rend des Krieges wuchs der Zorn der Bauern auf Berlin, je 
stärker das Kriegsernährungsamt eine regelrechte Enteignungs- 
politik der bäuerlichen Vorräte und Viehbestände betrieb. Die 
Zwangsmaßnahmen sollten die katastrophale Ernährungssitu- 
ation der städtischen Bevölkerung verbessern, die durch die 
Einberufung von 2/3 der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte an 
die Front entstanden war.> 


5) vgl. Aereboe, Friedrich: Der Einfluß des Krieges auf die landwirt- 
schaftliche Produktion in Deutschland, Stuttgart/Berlin/Leipzig 


1927 
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Als Antwort darauf begannen die Bauern sich Anfang 1918 
in Bauernvereinen zu organisieren, um Widerstand gegen die 
Willkür der Planmißwirtschaft zu leisten. Dann kam die Revo- 
lution aus Kiel. Der Rat der Volksbeauftragten, die erste 
Reichsregierung, erließ einen Aufruf an die Landbevölkerung. 
(12.11.18). Er forderte Bauern und Landarbeiter zur gemein- 
samen Bildung von Bauernräten auf, die die Ruhe und Ord- 
nung sowie die Besitzverhältnisse auf dem Lande garantieren 
sollten. Die Reichsregierung wolle die Bauern vor den Eingrif- 
fen Unberufener in die Eigentums- und Produktionsverhältnis- 
se schützen. Es gelte, in gemeinsamer Zusammenarbeit mit 
dem Kriegsernährungsamte und den Arbeiter- und Soldatenrä- 
ten in den Städten alle Gefahren abzuwenden, die eine akute 
Hungersnot über den einzelnen und die Volksgesamtheit her- 
aufbeschwören müßten. 


Die Bauernräte sollten die Bauern also vor der Revolution 
aus den Städten schützen, an eine Enteignung der Großgrund- 
besitzer oder eine Landreform wurde kein Gedanke verschwen- 
det. Der Hauptgegner aus dem kaiserlichen Krieg, das Kriegser- 
nährungsamt, blieb bestehen und wurde durch die Revolution 
nicht angetastet. 

Die Bauernräte existierten nicht lange. Sie trugen zur Aus- 
weitung der Bauernvereine als Vertretung der Mittel- und 
Großbauern bei, während die Landarbeiter sich im Landarbei- 
terverband organisierten. Diese waren den Industriearbeitern 
gleichgestellt worden und bekamen Streikrecht, was sie in den 
folgenden Jahren auch häufig in Anspruch nahmen. 


Dennoch war die Revolution auf dem Land eine Bewegung, 
die noch einen besonderen, regionalistischen Parteiansatz her- 
vorbringen sollte: die Schleswig-Holsteinische Bauern- und 
Landarbeiterdemokratie” (später umbenannt in “Schleswig- 
Holsteinische Landespartei”). "Das Land erwacht!” stand als 
Leitsatz über einem der ersten Aufrufe der neuen Partei. ”/n 
der Stadt herrscht bisher die Ansicht, daß das Land sich auch 
nach den Tagen der Revolution noch in tiefem Schlaf befindet 
und die politische Umwälzung spurlos an den Bauern und Ar- 
beitern vorübergegangen ist. Das Gegenteil ist der Fall,” hieß 
es Anfang Januar 1919.7 

Ein gewisser Iversen formulierte: "Wir... . erheben den An- 
spruch, die Repräsentanten des alten Schleswig-Holsteinischen 
Liberalismus zu sein. Die Demokratie, wie sie in Schleswig-Hol- 
stein verstanden wird, ist etwas vollkommen Verschiedenes 
von Demokratie, die beispielsweise durch das Berliner Tage- 
blatt oder die Frankfurter Zeitung repräsentiert wird. Die 
schleswig-holsteinische Demokratie... . ist eine GRÜNE DE- 
MOKRATIE im Gegensatz zu der goldenen Demokratie.’ 


Die "grüne Demokratie’’'war in großer Eile gegründet wor- 
den, als die ersten Wahlen für Nationalversammlung und Lan- 
desparlament anstanden. Sie wollte die Vertretung des regio- 
nal verwurzelten Bauerntums und der Landarbeiter sein; die 
. regionale Autonomie gegen den Zentralstaat war ein program- 
matischer Punkt. Die Wahlagitation fand vorzugsweise in platt- 
deutscher Sprache statt. Es wurden die Vorzüge des einfachen 
Landlebens gegen den Individualismus und die Kommerziali- 
sierung des Lebens in der Stadt hervorgehoben. Man entwarf 
das Bild eines geeinten Europa, aufgebaut auf stammesweise 
föderalistisch geordneten Staaten. Heberle wertet die Landes- 
partei der Geestbauern und des ländlichen Mittelstandes, die 
“nach 1918 dazu beigetragen hat, die 'rote Welle’ abzufangen 
und statt dessen ideologisch im Bauerntum und ländlichen 
Kleinbürgertum den Boden bereiten half, auf dem später die 
nationalsozialistische Bewegung wachsen konnte.” 


6) Franz, Günther (Hrsg.): Quellen zur Geschichte des deutschen 
Bauernstandes in der Neuzeit, Darmstadt 1963, S. 519 f. 
7) zit. nach: Stoltenberg, Gerhard: Politische Strömungen im schles- 


wig-holsteinischen Landvolk 1918 — 1933, Düsseldorf 1962, S. 33 
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Worin aber bestand die 'rote Welle’ für die Bauern? Das Fort- 
bestehen des Kriegsernährungsamtes, der Weiterbestand des 
alten Großgrundbesitzes, und die sozial-demokratisch-preus- 
siche Bürokratie waren durchaus berechtigte Gründe für eine 
Abwehr. Bei den Wahlen zur Nationalversammlung erhielt die 
Landespartei überall dort viele Stimmen, wo die bäuerliche 
Organisationsbewegung in den Vereinen und Räten stark war: 
Geest 38,4%; Ostholstein 14.3%; Marsch 8,2%; Städte: 0.4% 
(Ausnahmen Flensburg 45%, Rendsburg 27,5% wegen der Nä- 
he zu Dänemark und der ungeklärten späteren Zugehörigkeit); 
in Schleswig-Holstein insgesamt: 7,2%. Da es sich aber um die 
Partei einer Bewegung handelte, gab es keine festen Organisa- 
tionsstrukturen, so daß sie 1921 zerfiel. 


5. 
Bis 1922 bestand die Zwangswirtschaft nach dem Kriege wei- 


ter. ”/n großem Umfang wurden Agrarprodukte von den Er- | 


zeugern zurückgehalten oder es wurde versucht, mit Hilfe des 


Schwarzhandels die staatlich festgesetzten Preise zu umgehen. 
Das führte zu großer Erbitterung bei der hungernden städti- 


schen Bevölkerung. Bisweilen kam es zu Selbsthilfemaßnah- 
men: so wurden wiederholt z.B. in Norddeutschland sogenann- 
te ‘Speckumzüge’ organisiert. Zumeist unter der Führung des 
Landarbeiterverbandes wurden Bauernhöfe von Kolonnen 


von 20 - 30 Personen zum Teil bewaffnet ‘heimgesucht’. Wur- | 


den nicht freiwillig Teile der gehorteten Bestände herausgege- 
ben, so griff man zum organisierten Diebstahl. “10 Erst nach 
Abschaffung der Zwangswirtschaft und mit dem Ende der In- 


flation kam die landwirtschaftliche Produktion wieder in 


Gang. Mit der Inflation war ein Großteil der Bauern die alten 


Schulden losgeworden; die Kreditbelastung fiel insgesamt vom 


Vorkriegsstand von 18 Milliarden RM auf 4 Milliarden RM. Die 
Schulden konnten mit wertlosem Papiergeld zurückgezahlt 
werden, allerdings gab es für die eigenen Produkte auch nichts 
anderes. 

Obwohl es in den Jahren 1924-1926 den Bauern besser zu 

gehen schien und die Produktion einen Aufschwung nahm, wa- 
ren die grundsätzlichen Probleme schon angelegt, die zur 
Agrarkrise als einem Teilbereich der Weltwirtschaftskrise füh- 
ren sollten. 
1. Die Landarbeiter hatten bislang zu den am meisten ausge- 
beuteten Teilen der Arbeiterklasse gehört. Mit dem Ende des 
Weltkrieges war zumindest ihre formale Gleichstellung mit den 
Industriearbeitern erreicht. Jetzt waren sie und das Gesinde 
nicht mehr bereit, die patriarchalischen Herrschaftsformen der 
Hofbesitzer über sich ergehen zu lassen, sie verweigerten Schin- 
dereien und verlangten mehr Lohn in Hunderten von Streiks. 
Besonders für die Großgrundbesitzer und Großbauern stellte 
sich angesichts einer niedrigen Mechanisierung ständig die Fra- 
ge nach der Unterordnung der Arbeitskraft durch veränderte 
Arbeitsorganisation, neue Lohn- und Anstellungsformen und 
der Beherrschung des Arbeitsmarktes. Besonders auf den Gü- 
tern sank bei den Deputatisten, die ständig dort beschäftigt 
waren und auch wohnten, die Arbeitsleistung. Sie konnten 
nicht entlassen werden, weil ihre Wohnungen Teil des Arbeits- 
verhältnisses waren: die Wohnungen waren wegen der Woh- 
nungszwangsbewirtschaftung unkündbar. 

Für ausländische Wanderarbeiter gab es Genehmigungspflicht 
was die Anwerbung fast zum Erliegen brachte. Die Bauern 
mußten Unternehmer werden und ihre Höfe nach kapitalisti- 
schen Rentabilitätsgesichtspunkten organisieren; wenn sie 
nicht rationalisierten, machten sie ‘Pleite’ wie ein Industriebe 
trieb, d.h. sie wurden zwangsversteigert und mußten den Hot 


8) zit. nach Stoltenberg, S. 34 
9) Heberle, S. 147 
10) Poppinga, Onno: Bauern und Politik, Frankfurt und Köln 197 
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verlassen. Nur wegen des relativen Überschusses an Arbeits- 
kräften trat in den 20er Jahren die Problematik der Arbiets- 
kraft noch nicht offen zu Tage. 


2. Die Bauern waren zwar als Sachwertbesitzer in einer günsti- 
gen Situation, sie hatten aber keine Geldmittel für notwendige 
Erneuerungsinvestitionen. Durch den Krieg waren Gebäude 
verfallen, die Geräte kaputt; gleichzeitig mußten Mechanisie- 
rung und Rationalisierung gegen die teurer werdende Arbeits- 
kraft in Gang gesetzt werden. In dieser Hinsicht drohte auch 
ein Rückstand gegenüber dem Ausland, besonders die USA 
konnten aufgrund fortschrittlicher Mechanisierung auf dem 
Weltmarkt billiger anbieten. Ein hoher Kapitalbedarf von Sei- 
ten der Bauern traf auf einen durch die Reparationsleistungen 
ausgepumpten Kapitalmarkt, der die Kredite teuer machte. 
Trotz der hohen Zinsen investierten die Bauern anscheinend 
auf Deubel komm 'raus. Man sprach von der Kreditpsychose, 
D.h., wer immer nur konnte, nahm Hypotheken und Kredite 
auf Grund und Boden auf, um den Hof zu modernisieren und 
konkurrenzfähig zu halten. 


3. Innerhalb kurzer Zeit kam es zu einer beträchtlichen Pro- 
duktionssteigerung. Bei Zuckerrüben und Roggen überstieg 
das Angebot bald die inländische Nachfrage. Nur konnten die 
landwirtschaftlichen Erzeuger keinen wesentlichen Nutzen aus 
der gesteigerten Produktion ziehen, weil die niedrigen Löhne 
der städtischen Massen kaum Preissteigerungen zuließen. Nur 
eine steigende Massenkaufkraft hätte es ihnen erlaubt, über hö- 
here Erlöse auch ihre Schuldenlast zu vermindern. Das Gegen- 
teil trat ein. Es wurde mehr produziert, als die Bevölkerung 
kaufen konnte, so daß die Preise fielen, teilweise sogar unter 
Weltmarktniveau. Mit steigender Arbeitslosigkeit in der Welt- 
wirtschaftskrise und gleichzeitig fallender Massenkaufkraft 
sanken die Preise und der Absatz zwischen 1927 bis 1932 um 
teilweise 50%. 


Die drei genannten Ursachen für die Agrarkrise äußerten sich 
natürlich unterschiedlich bei verschiedenen Betriebsgrößen. 
Während für den Großgrundbesitz das Arbeiterproblem am 
schwerwiegendsten gewesen sein dürfte, fiel den kleineren Be- 
trieben die Bewältigung der Schuldenlast am schwersten. Uns 
machte jedenfalls stutzig, daß in den Äußerungen der Bauern 
aus der Landvolkbewegung nie etwas von Landarbeitern die 
Rede war. Vielleicht waren für sie die Arbeiter tatsächlich kein 
so wesentlicher Kostenfaktor. 

Interessant wäre es, den Nationalismus und den Antisemitis- 
mus der Bauern auf ihre materiellen Hintergründe zu befragen. 
Die sog. konservative Haltung der Bauern hat natürlich mit den 
Einteilungen in ”rechts” und “links’’ schon damals wenig zu 
tun, sondern ist einfach Ausdruck ihrer gesellschaftlichen Posi- 
tion. Die Banken, die die Zwangsversteigerungen betrieben, lei- 
steten, wenn sie in jüdischer Hand waren, dem Antisemitismus 
Vorschub, der im Wesen vielmehr die Feindschaft gegen das 
Bankenkapital war. Während die Bauern produzierten und sa- 
hen, daß trotz eigener Anstrengungen sie ihre Höfe aufgeben 
mußten, kassierten die Geldbesitzer, ohne einen Handschlag 
zu tun, ab. Ebenso dürfte der Nationalismus eher etwas mit der 
Forderung nach Schutzzöllen zur Abschottung des Binnen- 
marktes gegen die ausländische Konkurrenz zu tun haben, we- 
niger mit nationalem Dünkel. 

Wovor die Mehrheitssozialisten der SPD die Bauern hatten 
schützen wollen, vor einer Enteignung durch die Massen, das 
trat nun von Seiten des Kapitals trotzdem ein. Eine massenhaf- 
te Enteignung, allerdings nicht so sehr der Großgrundbesitzer, 
sondern eher der kapitalschwachen Klein- und Mittelbauern, 
die keine Reserven hatten. In den. Jahren von 1924 bis 1932 
wurden über 800.000 Hektar Land zwangsversteigert, 30.000 
Bauern mußten mit ihren Familien die Höfe aufgeben. Wenn 
der Staat Subventionen für die notleidende Landwirtschaft ver- 
ordnete, kamen diese hauptsächlich wieder denen zugute, die 
sowieso schon besaßen und jeweils ein reaktionärer Stützpfei- 
ler der Machthaber gewesen waren: den ostdeutschen Junkern. 


2 Steuerftreits und Rnellpakete 
Chronologie der Ereignisse 1928- 30 


DIE ERSTEN STEUERSTREIKS 


"Am 28.1.28 fanden in allen Kreisstädten Schleswig-Hol- 
steins Bauernaufmärsche statt, um gegen die Notlage in der 
Landwirtschaft zu demonstrieren. In Heide leitete Otto Jo- 
hannsen, Westerndeichstrich bei Büsum den Aufmarsch, zu 
dem wohl an die 6000 Bauern und Handwerker des Kreises 
gekommen waren.'”Der Iniator dieser Protestkundgebungen 
war der Bauer Johs. Möller, Karolinenkoog, der aber nie öf- 
fentlich in Erscheinung getreten ist. Ich nahm nach der Auffor- 
derung von Johannsen, den ich anläßlich eines Besuches bei 
seinem Schwager ... ., meinem Vetter, getroffen hatte, an der 
Demonstration teil. Bei der Kundgebung sprachen wohl 10 
Bauern und Handwerker — ich darunter als zweiter nach Otto 
Johannsen. Die Redner standen auf einem Rollwagen in der 
Nähe der Kirche. Von dort aus konnten wir zum Landratsamt 
hinüber sehen und den Landrat, der ja Regierungsvertreter 
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war und gegen dessen Behörden sich die Kundgebung richtete, 
hinter der Gardine seines Bürofensters uns beobachtend, ge- 
wahren.” 

140 000 Demonstranten hatten sich an diesem Tage in den 
Kreisstädten versammelt. Die Forderungen, die auf diesen Ver- 
sammlungen vorgetragen wurden, waren ein buntes Gemisch 
aus unmittelbar materiellen und ideologisierten Interessen: 
Änderung unserer deutschen Handelspolitik, Übernahme der 
Reichsgrundschuldzinsen auf das Reich, schärfste Kontrolle 
der bestehenden Realkreditanstalten... Weiter dieselbe Kon- 
trolle dem gesamten Genossenschaftswesen ... Die ungerechte 
Gewerbesteuer ist zu beseitigen ... Einwandfrei nachgewiesene 
und ordnungsgemäß geführte Betriebe, die sich als Minusbe- 
triebe ergeben, werden als maßgeblich beachtet. 


18) Andere Veröffentlichungen sprechen von 20 000 Beteiligten, 
Poppinga, S. 160 

19) Heim, Claus: Lebenswogen, S. 58 f. Nachlaß Claus Heim, Fami- 
lienbesitz, unveröffentlicht j 


Von der Presse Vermeidung jeglicher unserem Deutschtum 
abträglichen Fremtümelei, Stärkung des Deutschgefühls, streng 
sachliche Beachtung der Belange deutscher Wirtschaft und wei- 
testgehende Raumgabe für Veröffentlichungen der Belange un- 
serer Wirtschaft. Strengste Vermeidung jeglicher unsachlicher 
Kritik. 

Von den landwirtschaftlichen freiberuflichen Organisatio- 
nen, als Landbund, Bauernverein und Kleinbauernbund, den 
sofortigen Zusammenschluß und die Bildung des Landvolk- 
bundes.... um den Machtfaktor zu bilden, der in unserer Hei- 
matprovinz Wandel in der Notlage schaffen kann und an dem 
man nicht vorübergehen und das Gegeneinander-Ausspielen der 
zersplitterten Kräfte üben kann. «20 

Als die letzte Forderung nach verschiedenen Übergangsrege- 
lungen erfüllt war — im Oktober 28 wurde der “Bauernbund” 
gegründet 21 — waren die freiberuflichen Standesvertretungen 
allerdings von der Landvolkbewegung längst überholt: "Nach 
dem 28. Januar wurde anläßlich einer Zusammenkunft führen- 
der Leute aus allen 17 Kreisen der Provinz beschlossen, in Ber- 
lin bei der Regierung vorstellig zu werden. Mit einem Berufsge- 
nossen aus jedem Kreis erschien Otto Johannsen in Berlin. Der 
Landwirtschaftsminister Steiger der sozialdemokratischen Re- 


strich. Johannsen meinte eine Änderung dürfte bald eintreten, 
zumal man im Begriff stehe, eine neue Berufsorganisation der 
Bauern ins Leben zu rufen. Dagegen hatten wir natürlich gar 
nichts einzuwenden, gaben aber zu bedenken, daß das allein 
auf die Regierung kaum einen nennenswerten Eindruck ma- 
chen würde. Als wir dann von zum Ausdruck zu bringenden 
stärkeren Protesten, Steuerstreiks und ähnlichen Dingen spra- 
chen, lehnte Otto Johannsen diese Auffassung gänzlich ab. 
Nach längerem Hin- und Herreden ereiferte er sich zuletzt so, 
daß er uns die Tür wies, als wir ihm widersprachen.’ Damit 
war für Heim und Hamkens klar, daß die Berufsorganisationen 
— Johannsen war ab Februar 1928 Vorsitzender des gemeinsa- 
men Ausschusses des Bauernvereins und des Landbundes — 
kein Instrument mehr für ihren Kampf war. Eine neue infor- 
melle Organisationsstruktur war notwendig geworden. 

"Wir forderten nun zunächst Berufsgenossen aus der Provinz 
von denen wir gehört hatten, daß sie sich bei den Protestkund- 
gebungen am 28. Januar eingesetzt hatten, auf, zu einer Ver- 
sammlung nach Neumünster in das... Bahnhofshotel zu kom- 
men. Ungefähr 15 Bauern erschienen hier. Es wurde beschlos- 
sen, durch Protestversammlungen in anderen Städten und grös- 
seren Orten auf dem Lande sowie durch nächtliches Anbringen 


gierung empfing die Kommission. Otto Johannsen zeigte dem 
Minister seine schwielige Hand, die gewohnt sei, den Spaten 
zu gebrauchen, mit der er aber auch bereit sei, seinen Hof zu 
verteidigen. Steiger versprach Hilfe. Als ich ihn bei seiner 
Rückkehr in Heide auf dem Bahnhof erwartete, war Otto sehr 
zuversichtlich. ‘Dat ward nun better’, sagte er wörtlich, ‘und 
Du bekommst nun uk mehr för Din Schwien.’ 

Es verstrichen vier Wochen, ohne daß von der Regierung ir- 
gend etwas unternommen wurde, die Lage der Landwirtschaft 
zu ändern. An einem Sonntagmorgen traf ich mit Wilhelm 
Hamkens, Tetenbüttel, im Hotel 'Stadt Hamburg’ in Friedrich- 
stadt zur Besprechung über die allgemeine Lage zusammen. 
Wir kamen überein, Otto Johannsen auf seinem Hof aufzusu- 
chen und ihm unsere Bedenken und Ansichten über die Ver- 
sprechungen der Regierung zu unterbreiten. Mit einer Taxe 
fuhren wir nach vorheriger Anmeldung nach Westerndeich- 
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von Plakaten in allen Teilen des Landes die ländliche Bevölke- 
rung aufzufordern, Schwierigkeiten bei der Beitreibung von 
Steuern zu machen.” 

Regelmäßig trafen sich von nun ab im ersten Halbjahr 28 die 
Vertrauensleute der Demonstration in Neumünster.23In den 
Dörfern waren die angesehensten Bauern — meistens die größ- 
ten — als Vertrauensmänner diejenigen, die über die Versamm- 


20) zit. nach Walter Luetgebrune: Neu-Preußens Bauernkrieg. Entste- 
hung und Kampf der Landvolkbewegung. Hamburg 1931, S. 17 
Hans Beyer: Die Landvolkbewegung Schleswig-Holsteins und 
Niedersachsens. In: Jahrbuch der Heimatgemeinschaft des Kreises 
Eckernförde e.V., Eckernförde 1957 

Claus Heim: Lebenswogen, S. 59 f. 

Stoltenberg, S. 122 


21) 


22) 
23) 


Wer war Claus Heim? 
Claus Heim stammt aus einer alten Dithmarscher Familie, den 
Russebohligmannen, die schon im 15. Jahrhundert ihren Be- 
sitz gegen die Dänen verteidigt haben. Er wurde 1884 geboren, 
ging nach einer längeren landwirtschaftlichen Ausbildung zu- 
nächst auf Wanderschaft nach Dänemark, bewirtschaftete 
dann einen Teil des väterlichen Hofes, den er gepachtet hatte, 
und wanderte 1909 nach Unstimmigkeiten mit seiner Familie 
nach Südamerika aus. In Paraguay erwarb er eine Estancia, die 
er wacker gegen Bürgerkriegstruppen und durch Revolutionen 
verteidigte. Vom Krieg wurde er in Deutschland überrascht 
und war bis 1918 Offizier. Nach dem Krieg ging er nach Para- 
guay zurück; jedoch war seine Estancia nun völlig verschuldet. 
Ende 1926 kehrte er endgültig nach Deutschland zurück und 
bewirtschaftete den Hof in Österfeld. Sofort bekam er die 
schlechte Lage der Landwirtschaft am eigenen Leibe zu spü- 
ren: die gemästeten Schweine brachten kaum mehr als die Fer- 


lungen die Verbindung der Basis mit den Führern der Land- 
volkbewegung herstellten. Oft waren sie gleichzeitig Gemeinde- 
vorsteher. Die ersten Widerstandsaktionen wurden organisiert. 
”Ich selbst ließ nun im Heider Anzeiger eine kleine Notiz ein- 
rücken. ‘Von heute an bezahle ich keine Steuern mehr.‘ Als 
am Nachmittag nach Erscheinen der Zeitung unser Amtsvor- 
steher Dethlefs, genannt Mötjepock, dies las, rief er mich so- 
fort telefonisch an und fragte mich mit sehr erregter Stimme: 
"Wat fallt Se denn in?’ Das sei meine Sache und ginge ihn gar 
nichts an, erwiderte ich kurz.”” 
So fing Claus Heim an. Wilhelm Hamkens schrieb wenig 
später einen Brief 
"An die Herren Gemeindevorsteher des Kreises Eiderstedt. 


Nachdem die Reichsbehörden uns die Niederschlagung 
sämtlicher unmöglichen Steuern zugesichert haben, ersu- 
chen wir sie höflich, uns bis zum 20. November 28 mitzu- 
teilen, ob Sie in Anbetracht der Notlage der Landwirt- 
schaft und des Mittelstandes bereit sind, an Ihre zustän- 
dige Behörde umgehend wie folgt zu berichten: .... 
Die meisten Steuerzahler meiner Gemeinde sind nicht 
mehr in der Lage, Steuern aufzubringen, wenn sie nicht 
gänzlich dem jüdischen Großkapital und der Enteignung 
zum Opfer fallen sollen. Ich ersuche daher, mir Gelder 
zur Aufrechterhaltung des Gemeindeetats auszuweisen. — 
Wir erwarten von Ihnen, daß Sie sich in diesem Sinne für 
Ihre Wähler einsetzen. Ein jeder, der noch Steuern aus der 
Substanz bezahlt oder dazu anhält, handelt unehrlich ge- 
gen sich, seine Familie und den Staat und macht sich mit- 
schuldig an dem Untergange und der Versklavung des 
deutschen Volkes. Die Vertrauensmänner der Landvolk- 
vereinigung des Kreises Eiderstedt. 

1.A. Wilhelm Hamkens.2> 


Nicht umsonst wurde Hamkens von Heim später einmal 
"der kleine Hitler von Tetenbüll’”’ genannt — jedoch enthielt 
dieser Brief die zentrale Parole des neuen Kampfes: “Keine 
Steuern aus der Substanz!” 

”Allmählich setzten nun bei Zwangsversteigerungen Auf- 
märsche von Bauern ein, durch die verhindert wurde, daß 
Kaufgebote abgegeben werden konnten. Die Gerichte verscho- 
ben dann zunächst die Versteigerung. Die Steuereinziehungs- 
beamten versuchten manchmal noch durch Beschlagnahme von 
Vieh, Möbeln und dergleichen ihr Ziel zu erreichen. Auf unse- 
ren Möbeln klebt versteckt überall ein sog. ‘Kukuk’. Als der 
Wachtmeister der Kirchspielgemeinde einmal auf unserer Wei- 
de Tiere beschlagnahmte, fragte ihn der Katasteramtsvorste- 


kel; Heim mußte einen Teil seines Besitzes verkaufen. Jedoch 
ist Heims Beteiligung an der Landvolkbewegung nicht nur 
mit seinen Schulden zu erklären: sein Bewußtsein, eine beson- 
dere Aufgabe erfüllen zu müssen, hat ebenfalls eine Rolle ge- 
spielt. 


Wer war Wilhelm Hamkens? 

Hamkens, 1896 geboren, entstammt ebenfalls einer angesehe- 
nen Eiderstedter Familie. 20-jährig ging er in den Krieg, wur- 
de Offizier, verwaltete ab 1918 den Hof seines Vaters. Als 
Frontsoldat schloß er sich der Organisation Escherich und dem 
Stahlhelm Westküste an, wo er aber bis 1928 nicht weiter her- 
vorgetreten ist. Wie Heim war er zunächst Gegner jeder Partei- 
und Organisationsbildung; er träumte von einer Verbindung 
der Landbewohner mit den städtischen Mittelschichten. Erst 
als die Landvolkbewegung in die Krise geraten war, suchte er 
Bündnisse mit verschiedenen Rechtsorganisationen. 


her, der gerade zu Besuch gekommen war, ob er den Kühen 
den Kukuk am Schwanz festklebe. Wutentbrannt verließ der 
Beauftragte der Ordnungsbehörde das Zimmer. Da ich in der 
damaligen Zeit fast ständig mit dem Auto unterwegs war, kam 
der Wachtmeister eines abends auf Geheiß seines Amtsvorste- 
hers Max Ross gegen acht auf den Hof, um mich zum Steuer- 
zahlen aufzufordern. Ich empfing ihn mit der Zigarrenkiste 
an der Haustür. Als er sich bedient hatte, erklärte ich ihm, für 
Offizielles hätte ich jetzt keine Zeit mehr. Es sei Feierabend. 
Soviel ich wüßte, arbeite sein Chef auch nur bis 6 Uhr abends. 
Ich würde ihm gegenüber aber gern eine Ausnahme machen. 
Morgens vier Uhr, bevor ich gewöhnlich wegfahre, sei ich für 
ihn zu sprechen. Er kam nicht wieder. 

Ein andermal kam ein Wachtmeister aus Friedrichstadt und 
fragte, ob ich zu Haus sei. Als das ihn empfangende junge Mäd- 
chen dies verneinte, zog er sehr befriedigt wieder ab. Er war 
Unannehmlichkeiten aus dem Weg gegangen. Einem Kollegen 
von ihm verweigerte ich den Einlaß mit der Bemerkung, er mö- 
ge mit 10 Mann Verstärkung wiederkommen, mit fünf Mann 
nähme ich es alleine auf. Als eines Nachmittags auf meinem 
Hofe eine Versteigerung angesetzt war, erschien niemand. Nur 
ein vom Amtsgericht geschickter Wachtmeister patroullierte ei- 
ne Stunde auf der Hofstelle und entfernte sich dann. Solche 
und ähnliche Fälle zeigten die Schwäche der Regierung, des 
sog. ‘Systems’. ”” 


In Heims Dorf St. Annen-Österfeld eriegnete sich ein weite- 
rer Vorfall: “Am 25. Oktober 1928 waren bei dem Landmann 
Detlef Haalck ..... für rückständige Steuern sechs Ochsen ge- 
pfändet worden. .... Auf Veranlassung eines früheren Gemein- 
devorstehers wurde von neun benachbarten Landleuten verein- 
bart, daß die Versendung der Tiere verhindert werden müsse, 
da es sich um Magervieh handelte, für das in Husum oder Ham- 
burg, zumal mit Rücksicht auf die Transportkosten, kein an- 
gemessener Preis erzielt werden könne. Es wurde beschlossen, 
die Tiere schon auf dem Weg nach Lunden aufzuhalten und 
sie gar nicht erst auf den Bahnhof kommen zu lassen. Die... 
(Bauern) begaben sich dann auf den Viehtriftweg den angetrie- 
benen Ochsen entgegen, hielten die Tiere auf, trieben sie auf 
eine fremde Weide ab und schlossen das Hecktor hinter den 
Tieren zu. Die Ochsen wurden später von Landjägereibeamten 
auf Veranlassung des Amtsvorstehers gesucht, auf der bezeich- 
neten Weide gefunden und wieder sichergestellt. ”<' Später 


24) Claus Heim: Lebenswogen, S. 60 
25) zit. nach Luetgebrune, S. 27 

26) Claus Heim: Lebenswogen, S. 60 f. 
27) Luetgebrune, S. 31 
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hatten die beteiligten Bauern Geldstrafen zwischen 300 und 
500 Mark zu zahlen — Gegenstand neuer Pfandeintreibungen. 
Es folgte eine Welle von Widerstandsaktionen: “Die Pfandver- 
steigerung eines Ochsen verlief ergebnislos, da kein Gebot gege- 
ben wurde. Wie berichtet wird, ist der Ochse alsbald wieder 
mit behaglichem Gebrüll in den Stall seines Besitzers eingezo- 
gen. Wäre das Tier versteigert worden. so wäre die Nachzucht 
des betroffenen Kleinbauern vernichtet worden.” “Auch in 
Ostenfeld, Ohrstedt und Wittbeck sind Pfändungen und Ver- 
steigerungen ergebnislos verlaufen, da zahlreiche Bauern er- 
schienen waren, die dafür sorgten, daß kein Gebot abgegeben 
wurde. Auf einer großen Bauernversammlung teilte ein Bauer 
mit, daß sich bei einer Versteigerung, die letzthin in Eiderstedt 
stattgefunden habe, tatsächlich ein Mann gefunden habe, der 
mit Geboten aufgetreten sei. Auf entrüstete Zurufe aus der 
Versammlung wurde der Name des Mannes öffentlich bekannt- 
gegeben.” — “Als in einem Dorfe der Pfändungsbeamte .. 
alles zusammengekratzt hatte, was er noch als letzte Substanz 
vorfand, glaubte er besonders schlau zu sein, als er diese herrli- 
chen Gegenstände mit fünf großen Lastwagen in die nächste 
Stadt zur Versteigerung brachte. Aber auch hier fand sich kein 
Bieter außer einer mit 15 Pfennig für eine Wanduhr. Nun for- 
derte der Gemeindevorsteher die Eigentümer auf, sich ihre Sa- 
chen wieder abzuholen, aber niemand rührte sich. Es blieb 
nichts anderes übrig, als mit 100 Reichsmark Transportkosten 
aus der Gemeindekasse alle Sachen wieder zurückzuschaf- 
fen.” 

Sofort waren die Aktionen und Versammlungen der Bauern 
Gegenstand des nicht nachlassenden Interesses des Staats- 
schutzes. Kaum eine größere Versammlung, die nicht von Spit- 
zeln detailliert protokolliert worden ist. Die Lageberichte der 
Politischen Polizei sind voll von Beschreibungen der Aktionen 
und der Gefährlichkeit der Bauernbewegung. Es fällt auf, daß 
den Reden der Bauern selber, insbesondere denen von Ham- 
kens, auch vom Staatsschutz sehr viel mehr Gewicht beigemes- 

. sen wurde als denen der rechtsradikalen Agitatoren, die sich 
bald der Bewegung zugesellten. 


KNALLKÖRPER 


Ein Höhepunkt dieser passiven Verweigerung war der be- 
kannte Vorfall in Beidenfleth. Am 19.11.28 verhinderten 200 
Bauern die Pfändung zweier Ochsen. Fallada hat diese Aktion 
in “Bauern, Bonzen und Bomben” eindrucksvoll geschildert. 
“Die Ochsen waren erst seit kurzer Zeit von der Weide gekom- 
men... Außerdem handelte es sich um Tiere, die noch nicht 
schlachtreif waren. Deshalb beschloß man, die Abholung der 
Ochsen zu verhindern. Kock und Kühl (das waren die beiden 
Besitzer der Ochsen) verständigten sich dahin, daß sie eine 
möglichst große Anzahl der Landleute benachrichtigen woll- 
ten, die bei der Abholung der Ochsen sich . .. einfinden soll: 
ten. Bei dem Hollerschen Gehöft sollte auf der Chaussee ‚die 
die abgeholten Ochsen passieren mußten, ein Strohfeuer ange- 
zündet werden. Kock und Kühl sollten Feueralarm blasen, um 
viele Menschen anzulocken. Die Erschienenen sollten mit For- 
ken, mit Gaffeln und mit Stöcken ausgerüstet werden. 29 Der 
Plan gelang dann auch: die Ochsen fanden ihren Weg zurück 
zu den gewohnten Ställen. Aber anders als vorher griff nun 
die Staatsgewalt hart durch und setzte einen Kumulationspro- 
zeß neuer Konflikte in Gang. Zunächst schickte der Landrat 
eine Gruppe von Landjägern, um die Ochsen zu holen. Das 
Landvolk antwortete mit einem Flugblatt: 


54 


“Gewaltsame Enteignung durch die Regierung. Bei Nacht 
und Nebel wurden den in wirtschaftlicher Not befindlichen 
Bauern Kock und Kühl in Beidenfleth von etwa 30 bis an die 
Zähne bewaffneten Wachtmeistern zwei Ochsen vom Hof ge- 
holt. Die Angst der Behörden vor den Bauern war so groß, daß 
man es für nötig hielt, sämtliche Zufahrtsstraßen und Hausein- 
gänge zu besetzen und den Fernsprecher zu sperren. Die bei- 
den Ochsen wurden dann unter starker polizeilicher Bewa- 
chung mit einem Hamburger Lastauto Nr. H.H. 19 834 auf 
Umwegen nach Hamburg zum Schlachthof entführt. Bauern! 
Erkennt Ihr jetzt das auch vor keiner Gewalt zurückschrecken- 
de jüdische Enteignungssystem? Selbst Eure eigenen Berufsge- 
nossen (!), der Gemeindevorsteher und die Gemeindevertreter, 
haben diesem System bewußt Handlangerdienste geleistet! 
Bauer! So sollst Du mit Deiner Familie von Haus und Hof ver- 
trieben werden! Protestversammlung des schleswig-holsteini- 
schen Landvolkes am Montag, 26. November...” 


Über diese Versammlung, die in Baumanns Gesellschaftshaus 
in Itzehoe stattfand, wurde in der Zeitung berichtet: “A/le 
Redner protestierten gegen den behördlichen Eingriff gegen 
die bäuerliche Substanz. Einige forderten offen zu einer ge- 
waltsamen Gegenaktion auf. Schwere Angriffe wurden auch 
gegen die Gemeindevorsteher gerichtet, die sich zum Büttel 
der Regierung machten und den Berufsgenossen in den Rücken 
fielen...”” 
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In der Nacht nach dieser Versammlung folgten die ersten 
“Knallkörperdemonstrationen”. Kleine Sprengkörper wurden 
vor dem Haus des Beidenflether Gemeindevorstehers Mahl- 
stedt, der Wohnung des Amtsvorstehers Thomsen in Holling- 
stedt und der Autogarage des Amtsvorstehers Ross in Fleder- 
wurth, von dem wir im Zusammenhang mit den Pfändungen 
auf dem Heimschen Hof schon gehört haben, gezündet - aller- 
dings explodierte die letztere nicht. 

Bevor wir aber auf die Geschichte dieser Knallkörper näher 
eingehen, soll erwähnt werden, daß Kock und Kühl ihre Och- 
sen nach drei Tagen wiederhatten: am 29.11. sollten sie in 
Hamburg verkauft werden. “Am Markttage hatten sich schon 
vor Marktbeginn eine Anzahl Landleute auf dem Viehmarkt 
eingefunden, die in erregter Stimmung waren. Die Bauern... 
stellten (dem Geschäftsführer) vor, daß es sicher keinem Land- 
mann aus der Provinz wieder einfallen werde, sich beim Ver- 
kauf von Vieh der Vermittlung der Geschäftsstelle zu bedie- 
nen.”?' So unter Druck gesetzt, kaufte der‘ Geschäftsführer 
den Ochsen, gab ihn seinem Besitzer zurück und überwies den 
Erlös an das Landratsamt, das davon die Schulden deckte. 


zit. nach ebenda, S. 24 f. 

Luetgebrune, S. 32 ff. 

Flugblatt und Zeitungsnotiz zit. nach Luetgebrune, S. 39 f. 
Luetgebrune, S. 43 


Aber zurück zu den Knallkörpern. Welche Vorgeschichte hat- 
ten sie? ”/m Kampfe für die Lebensbedingungen der heimi- 
schen Landwirtschaft erwuchs in dem Angeklagten Heim zu- 
nächst der Gedanke, eine Einrichtung ins Leben zu rufen, wel- 
che die Aufgabe hatte, etwaigen Angriffen auf Haus und Hof 
der Bauern ein wirksames Bollwerk entgegenzusetzen. Heim 
gründete in Ausführung dieses Entschlusses im Oktober 1928 
die Wachvereinigung für Stadt und Land, welche mit dem Sitz 
in Husum in das Vereinsregister dieses Ortes eingetragen wur- 
de. Als Organisator dieser Vereinigung zog Heim den Angeklag- 
ten Volck zu sich heran. Volck hatte im Jahre 1924 durch ei- 
ne Vortragstätigkeit mit rechts gerichteten Kreisen der Provinz 
Schleswig-Holstein Fühlung genommen. Anfang 1928 wurde er 
aus Berlin ... nach Schleswig-Holstein berufen, um den Stahl- 
helm "Westküste” zu organisieren. Hier trat Heim zu ihm in 
Beziehung und gewann ihn für seine Ideen. Volck erklärte sich 
bereit, ... die Wachvereinigung aufzubauen und wurde von 
(Heim) zu einem Monatsgehalt von 800 RM, welches Heim aus 
eigenen Mitteln zahlte, angestellt. Zur Erleichterung der Wer- 
be- und Vortragstätigkeit des Volck im Dienste der Wachverei- 
nigung wurde ihm seitens des Angeklagten Heim ein Ford-Per- 
sonenkraftwagen zur Verfügung gestellt ... Alsbald ... wurde ... 
auch der Angeklagte Nickels zur Tätigkeit für die Wachvereini- 
gung herangezogen. Schließlich ... (wurde) auch ... der Ange- 
klagte Johnsen von Heim im Januar 1929 gegen ein Gehalt 
von 300 RM monatlich für die Wachvereinigung angestellt”"32 


Volck, von Beruf Freikorpsmann, nationalistischer Agitator 
und Schriftsteller wurde allerdings bald aus den Aktionen 
Heims ausgeschlossen: er konnte seinen Mund nicht halten und 
soll im übrigen ein fanatischer Redner gewesen sein, Im Prozeß 
gegen die Attentäter war er dann später ein Hauptbelastungs- 
zeuge gegen Claus Heim. Seine Geschichte hat er in einem ver- 
klärend schwülstigen Buch niedergeschrieben.33Nach dem 
Röhm-Putsch endete er in einem KZ als “Se/bstmörder”. 


Nickels war bei einem Freikorps in Schlesien beteiligt gewesen, 
dort nicht in die Sipo (Sicherheitspolizei) übernommen wor- 
den und als Hilfsarbeiter, später Werkspolizist ins Ruhrgebiet 
gegangen; dort wurde er schließlich als von Thyssen bezahlter 
Agent des “passiven Widerstands’ gegen die französische Be- 
satzung enttarnt, floh in seine Heimat nach Heide und gründe- 
te dort eine Wach- und Schließgesellschaft, bevor er zur 
Wachvereinigung kam. 

Johnsen war Sohn der Vermieterin von Volck und hatte sei- 
ner Mutter in der Gastwirtschaft geholfen. Er sagte später von 
sich: ”’Von Politik verstehe ich, wie ich eingestehen will, nicht 
allzu viel. Ich habe stets rein gefühlsmäßig gehandelt und mich 
auch nach den Worten meiner Führer gerichtet.’ 

An der personellen Zusammensetzung des Kerns dieser 
"Wachgemeinschaften”” wird die Ambivalenz dieser Vereini- 
gung deutlich. Sie verstand sich als Schutz des Eigentums — 
nicht nur gegen die Steuereintreiber, sondern auch gegen die 
“Bolschewisten’” und gegen "rote Krawalle aus den Städten.” 
In mehreren Orten Dithmarschens bestanden derartige Verei- 
nigungen mit 20 - 80 Mitgliedern. In Eiderstedt gründete Ham- 
kens ähnliche Schutzvereinigungen. Die “Jungnordmarkwehr” 
— ebenfalls zur “Abwehr der roten Gefahr”, schloß sich den 
Wachvereinigungen an. Auch in anderen Kreisen, z.B. Plön 
und Steinburg, wurde — allerdings erfolglos — zur Bildung 
derartiger ”’Heimatwehren’’ aufgerufen. 

Derartige Vereinigungen hatten freilich mit den Aktionen 
gegen die Steuereintreiber nichts mehr zu tun. Schon Anfang 
29 waren die Wachvereinigungen nur noch rechtsradikale Pa- 
radeorganisationen. Claus Heim selbst hatte in ihnen keinen 
Einfluß mehr. 


32) Urteilsschrift des Altonaer Schwurgerichts zum Bombenlegerpro- 
zeß gegen Heim u.a., S. 19 

33) Herbert Volck: Rebellen um Ehre. Mein Kampf für die nationale 
Erhebung 1918-1933. Gütersloh 1933 
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Im Sommer 29 lebte der Selbstschutzgedanke mit einer noch 
übleren Tendenz wieder auf: ”Die ‘Monarchen’ streikten, wie 
alle Jahre, und legten die Dreschmaschinen still. Die Bauern 
waren zunächst hartnäckiger als sonst und weigerten sich, hö- 
here Löhne zu zahlen. So geschah es, daß da und dort das Ge- 
treide in Brand gesteckt wurde. und das Feuer der lodernden 
Garben leuchtete in den Nächten über das Krachen der Bom- 
ben hinweg. Die Bauern nahmen die Gewehre aus dem Schrank 
und richteten die Nachtwachen in ihren Dörfern ein. Aber mit 
Gewehren kann man das Getreide nicht dreschen. Als sie fürch- 
teten, daß die Frucht verderbe, gaben sie nach.”” 


Aber der passive Widerstand gegen die Zwangsversteigerun- 
gen mußte effektiver werden. Zwischen dem 1.4.28 und dem 
31.3.29 wurden allein 94 Zwangsversteigerungen durchgeführt. 
In 24 Fällen wurde das Verfahren wegen Widerstands der Bau- 
ern ausgesetzt.”” Aber immerhin 70 Höfe waren versteigert 
worden. Und die Zahl der Pfändungen ging in die Hunderte. 
Eine neue Initiative, um die Wachgemeinschaften wirklich effi- 
zient gegen die Staatsorgane zu machen, konnte Heim nicht 
mehr finanzieren. Eine andere Form der Propaganda mußte 
deshlab entwickelt werden: die Knallkörper. 

"Aus dem bereits angedeuteten Gedanken, der Landvolkbe- 
wegung durch Taten einen stärkeren Antrieb zu geben, ent- 
stand bei dem Angeklagten Heim der Entschluß, unter Anwen- 
dung von Sprengstoff eine auf die beteiligten Kreise der Land- 
wirtschaft, wie auf die Regierung und die ganze Öffentlichkeit 
aufrüttelnd wirkende Propaganda ins Werk zu setzen. Heim un- 
terbreitete seinen Entschluß im Oktober und November 1928 
seinem Mitarbeiter Volck und fand bei diesem eine günstige 
Einstellung für sein Vorhaben. Er entwickelte Volck gegenüber 
zur Begründung und Erläuterung seiner Pläne folgende Gedan- 
kengänge: es ginge mit der von ihm vertretenen Bewegung so 
nicht weiter; kein Mensch gäbe Geld und er selbst sei so ziem- 
lich mit seinen Mitteln erschöpft; man müsse eine möglichst 
breite Reklame machen, damit die Bevölkerung aufmerksam 
würde, angeregt durch ein energisches Vorgehen, sich auch zu 
geldlicher Unterstützung bereit fände... . Heim entwickelte in 
diesem Zusammenhange die Idee, gegen ruppige Gemeindevor- 
steher und Finanzämter vorzugehen und gegen sie Schreck- 
schüsse loszulassen.”” 

Besonders ging es dabei, wie in unserem Gespräch mit Bur 
Hennigs deutlich wurde, um "'Denkzettel’’ für Behördenvorste- 
her, die eigentlich Bauern waren, aber nun auf der Seite der 
Behörden standen. “De Burn früht sik all, wenns knallt” — das 
war für die Beteiligten von vorneherein klar — “ober mitmo- 
ken, dat deit kaum ein’’: das war dann Heims Schwierigkeit, 
Bauern als Mittäter für die Bombenanschläge zu gewinnen. 

Heim schickte Volck zu Bauer Rathjen, der wegen früherer 
Sprengarbeiten auf seinem Gelände noch einen Rest des Ge- 
steins-Sprengstoff Romperit auf seinem Hof lagern hatte und 
sich bereit fand, diesen — abgepackt in 50 und 100 g-Pakete 
— für die Sprengstoffdemonstrationen zur Verfügung zu stel- 
len. Rathjen wollte selber gerne mitmachen, durfte aber nicht, 
"da er als Besitzer von Sprengstoffen leicht in den Verdacht 
der Täterschaft geraten’3 konnte. 

‘Die geschilderte Verteilung der Sprengpakete wurde von 
Volck zur Vorbereitung der für die Nacht zum 27. November 
1928 angesetzten Anschläge ... . vollzogen. Der Tatnacht ging 
am Nachmittag und Abend des 26. November die bereits er- 
wähnte Versammlung in Baumanns Gesellschaftshaus in Itze- 
hoe voraus, in welcher die Erregung der versammelten Bauern 
über die Beidenflether Vorgänge in Angriffen auf die für ver- 
antwortlich erachteten Behörden und Amtspersonen starken 
Ausbruch fanden. Die Stimmung in den beteiligten Kreisen 
nach dieser Versammlung war derart, daß mit Gewalttätigkei- 
ten gerechnet werden mußte. Die Ausführung der Anschläge 
mit den erläuterten Sprengstoffpackungen, zu welcher der An- 
geklagte Heim im Einzelnen Weisung gegeben hatte, geschah in 
der Nacht vom 27. November 1928 in folgender Weise: 
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1. Der Angeklagte Weschke, der die Stellung eines Syndikus 
des Landbundes in Itzehoe innehatte und der Landvolkbewe- 
gung beigetreten war, setzte sich im Anschluß an die Versamm- 
lung in Baumanns Gesellschaftshaus mit dem Angeklagten 
Matthes’’ — einem Hofbesitzer, der als Anhänger der Landvolk- | 
bewegung die Versammlung besucht hatte — "zwecks gemein- 
samer Ausführung des Anschlages in Beidenfleth ins Einverneh- | 
men... Beide fuhren ... nach Beidenfleth,...an dem Hause ., 
des Gemeindevorstehers Mahlstedt in der Dorfstraße von Bei- 
denfleth vorbei. Matthes verließ während der Fahrt den Wa- | 
gen, brachte das Päckchen .... an der vorderen Hauswand... 
an und setzte es ... in Brand. Nachdem die Täter den Tatbe- 
reich verlassen hatten, kam der explosive Inhalt des Sprengpa- 
kets zur Entladung .... Die Eheleute Mahlstedt schliefen z.Zt. 
der Explosion in dem nicht in unmittelbarer Nähe befindlichen 
Schlafzimmer ihrer Wohnung. Während der schwerhörige Ehe- 
mann Mahlstedt von dem Knall der Explosion nichts vernahm, 
wurde seine 63jährige Ehefrau dadurch plötzlich aus dem 
Schlafe aufgeschreckt.... 

2. In der gleichen Nacht brachte ein nicht ermittelter Täter .... 
an dem äußeren Drücker der Haustür an der Wohnung des 
Amtsvorstehers Thomsen in Hollingstedt durch Inbrandsetzen 
der Zündschnur (einen Sprengkörper) zur Explosion. 

3. In der mehrfach genannten Tatnacht wurde ein weiteres.... - 
Romperitpaket ... durch einen nicht ermittelten Täter auf dem 
Fußboden der unverschlossenen Autogarage des Amtsvorste- 
hers Ross in Flederwurth niedergelegt ... ohne daß die Zünd- 
schnur in Brand gesetzt worden war ... 

4. Die beiden letzten von Rathjen hergestellten Sprengstoff- 
pakete bestimmte Heim zur Verwendung im nördlichen Teile 
der Provinz Hannover. Er bezweckte damit eine Ablenkung 
von den Anschlägen, die in der Provinz Schleswig-Holstein ins 
Werk gesetzt wurden ...“°® - Volck und Johnsen, der Hofbe- 
sitzer Vick und der Hofbesitzer Luhmann legten ein Spreng- 
stoffpaket vor der Eingangstür des Finanzamtes in Winsen/Lu- 
he ab, das nicht explodierte. 

“Unter den Sprengstoffattentätern, die zu Beginn der Be- 
wegung kleine Sprengkörper auslegten, gehörte auch Wilhelm 
Hamkens. Er war an der Legung der nicht zur Explosion ge- 
langten Bombe auf dem Hof von Max Ross beteiligt. Später 
beschränkte er sich ausschließlich auf propagandistische Re- 
den. Er mochte gern und konnte auch gut reden. Eine gewis- 
se persönliche Eitelkeit blieb allerdings dabei nicht verbor- 
gen.” 

Bis auf die zwei Angestellten von Heims ‘’Wachvereini- 
gung’‘, Volck und Johnsen,und den Syndikus des Landbun- 
des, Weschke, waren alle Beteiligten dieser ersten Anschläge 
Bauern. Die Ziele der Anschläge waren bäuerliche Amtsvorste- 
her, die nicht Partei für die Bauern ergriffen hatten und die in 
der vorausgehenden Versammlung in Itzehoe scharf angegrif- 
fen worden waren. Rechtsextreme Gruppierungen waren an 
der Vorbereitung und Durchführung dieser Aktionen nicht be- 
teiligt. Die Organisation der Anschläge war vielmehr von einer 
Person ausgegangen: von Claus Heim. 
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DIE NOTHILFE ALS GEGENVERWALTUNG 


Anfang 1929 radikalisierten sich die Aktivitäten des Land- 
volkes sehr rasch. Im Januar wurde von Hamkens und Heim 
die Zeitung “Das Landvolk‘’ gegründet. Sie erschien zunächst 
wöchentlich bei einem völkischen Verleger in Itzehoe. 

“In gleicher Zeit entstand bei den führenden Männern der 
Landvolkbewegung der Plan, die ländliche Bevölkerung ... 
selbst in Versammlungen zu befragen, wie der wirtschaftlichen 
Not gesteuert werden sollte und wie man insbesondere den 
Pfändungen ... begegnen könne.’”'” Am 4. März fanden derar- 
tige Versammlungen in Itzehoe, Garding, Leck, Niebüll, Ek- 
kernförde, Rendsburg und Husum statt. 

In Zeitungsannoncen und öffentlichen Anschlägen, die zu 
dieser Versammlung aufriefen, hieß es: “Sämtliche Pfändungs- 
verfügungen, Einheitswert-, Vermögenssteuer-, Grundsteuerbe- 
scheide usw. sind mitzubringen. Bauern, Arbeiter, Mittelstand 
in Land und Stadt! Heraus zur Tat für Freiheit und Gerechtig- 
keit!’ 

Allein nach Itzehoe kamen 1200 Personen. Eine “Nothilfe‘” 
wurde gegründet und sieben Männer gewählt, die alle Belange 
des Landvolkes den Behörden und Geldinstituten gegenüber 
vertreten sollten. Die Versammlung endete damit, daß am Aus- 
gang ein Mann mit einem Sack stand, in dem alle Steuerbe- 
scheide gesammelt und an die Steuerbehörden zurückgesandt 
wurden, In den anderen Städten spielten sich die Versammlun- 
gen ähnlich ab. 


Die Nothilfe Steinburg gab einige Tage später einen “Aufruf 
an das notleidende Volk des Kreises Steinburg‘’ bekann, das 
mit den Worten begann: 

Durch freien Beschluß der Volksversammlung in Itzehoe ... 

haben wir von jetzt ab die Interessen des in Not befindli- 

chen Volkes dem Verwaltungsapparat gegenüber wahrzu- 
nehmen. Nach Artikel 1 der Reichsverfassung geht alle Ge- 
walt vom Volke aus. Deshalb und weil uns der Beschluß des 

Volkes heilig ist, darf der Verwaltungsapparat ohne Verstoß 

gegen diesen Artikel keine Anordnungen ohne unsere Zu- 

stimmung an das Volk ergehen lassen ...”'42 
Die Behörden wurden darüber mit einem Schreiben informiert: 
Itzehoe, 14.März 1929 
Die Nothilfe des Kreises Steinburg. 


An 
den Verwaltungsapparat des 
Landratsamts Itzehoe 


Am 4. März d.J. hat in Itzehoe das notleidende Volk des 
Kreises Steinburg die unterzeichneten sieben Männer als 
Nothilfe eingesetzt. Das notleidende Volk hat dadurch zum 
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Ausdruck gebracht, daß die Nothilfe von jetzt an allein sei- 
ne Interessen zu vertreten hat. Wir geben Ihnen als Verwal- 
tungsapparat des Kreises davon Kenntnis! Gestützt auf den 
Artikel 1 der Reichsverfassung, wonach alle Gewalt vom 
Volk ausgeht, ordnen wir hiermit an, daß die Verwaltungs- 
organe sich an uns zu wenden haben, wenn sie irgendwelche 
Anordnungen treffen wollen. 

Im Namen des notleidenden Volkes 


des Kreises Steinburg ...’ R 
Der Angriff auf das ‘‘System‘‘ hatte damit einen Höhepunkt 


erreicht. Eine Institution des Landvolkes hatte sich über die 
Behörden gestellt und gleichzeitig war die Zahlung von Steuern 
kollektiv verweigert worden. 

Schon einen Tag nach den Nothilfe-Versammlungen gab es 
auch eine praktische Aktion: es hatte sich das Gerücht verbrei- 
tet, daß ein Malermeister wegen einer geringen Steuerschuld ei- 
nen Offenbarungseid leisten sollte und sich geweigert hatte, 
dies zu tun. Nun wurde der Haftbefehl, der schon im Dezem- 
ber 1928 ausgestellt worden war, vollstreckt. “Eine aufs äußer- 
ste gereizte Menge zog vor das Gefängnis des Amtsgerichts Ho- 
henwestedt, in welchem man den Malermeister eingesperrt hat- 
te. (Sie) ... sprengte die Türen des Kerkers und ließ erst von ih- 
rem Vorhaben ab, als sie nicht feststellen konnte, in welchem 
Teil des Gefängnisses sich der Gefangene befand. ante 

In der Gerichtsverhandlung zu diesem Vorfall sagte einer 
der wegen versuchter Gefangenenbefreiung angeklagten Bauern 
auf die Frage des Richters, ob er den Malermeister tatsächlich 
habe befreien wollen: “Ja, natürlich! Wir sind doch nicht nur 
hingefahren, um Fenster einzuschlagen! Wenn das herrschende 
System immer nur Worte gebraucht, die unsere Not nicht lin- 
dern und jegliche Taten fehlen läßt, dann müssen wir ihm doch 
irgendwie begreiflich machen, daß die Not wirklich groß ist. "45 

Wenige Tage nach dem Brief der Nothilfe wurde eine Hun- 
dertschaft Schupo von Altona nach Itzehoe verlegt. Eine 
zweite Bekanntmachung der Nothilfe war die Folge: 

„Im Interesse der Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung hat sich der Verwaltungsapparat Landratsamt, 
wenn er Anordnungen in bezug auf Schupo und notleiden- 
des Volk treffen will, an die Nothilfe zu wenden... ” 
Während die Nothilfen gegenüber Banken und Finanzäm- 

tern erfolgreich agierten, indem sie Pfändungen und Zwangs- 
versteigerungen abwendeten und Steuererleichterungen oder 
-befreiungen erreichten, hatten sie mit dieser Erklärung end- 
gültig die Kompromißbereitschaft des Staates überschritten. 
Sie wurden mit Verboten, Gerichtsverfahren und sogar der 
Androhung von Hochverratsverfahren *’ überzogen. 

Preußens Innenminister Severing sagte in einer Rede vor 
der Bezirkskonferenz der SPD in Kiel: „/ch bin nach Schles- 
wig-Holstein gekommen, um mich an Ort und Stelle zu in- 
formieren, ob besondere gesetzgeberische Maßnahmen not- 
wendig sind, um solche Vorgänge, wie sie sich in letzter Zeit 
ereignet haben, ein für allemal unmöglich zu machen. Wir 
sind da und wir werden, wenn es darauf ankommt, den Ex- 
tremen zeigen, daß Schleswig-Holstein ein ungeeigneter Boden 
für radikale Experimente ist.” 

Der Regierungspräsident in Schleswig übte Druck auf die 
Staatsanwaltschaft aus, daß das Verfahren gegen Teilnehmer 
der Itzehoer Protestversammlung ‚mit tunlichster Beschleu- 
nigung und so durchgeführt würde, daß die Öffentlichkeit 
Kenntnis von dem Vorgehen der Staatsanwaltschaft ..... be- 
kommt.” 49 Die Landvolkbewegung war zu einem justiz- 
politischen und polizeilichen Problem geworden - ein polizei- 
liches Problem insbesondere deshalb, weil keine Führer zu 
fassen und keine Organisationen zu zerschlagen waren. Und 
die Maßnahmen gegen einzelne Bauern hatten kaum abschrek- 
kende Wirkung gehabt! 

Angesichts der massiven Repression, die sofort eingesetzt 
hatte, zog sich die Landvolkbewegung wieder auf das gewohn- 
te Terrain des passiven Widerstandes zurück. Weiter wurden 
Zwangsversteigerungen durch massiertes Auftreten großer 
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Mengen protestierender Landleute erschwert oder verhin- 
dert. Auf dieser Ebene bleiben auch die Nothilfen mit 
ihren Bekanntmachungen weiterhin aktiv.°1 Die Bauern 
„richteten ihr Regiment bäuerlicher Selbstherrlichkeit über 
einzelne Dörfer hinaus in ganzen Teilen der Provinz auf mit 
dem Erfolge, daß sich dort keinerlei Amtspersonen mehr 
blicken ließen.” 52 Die Zeitung „Das Landvo/k”, seit Anfang 
März von Bruno v. Salomon geprägt, fand immer weitere 
Verbreitung. Auch mehrere kurzfristige Verbote der Zeitung 
änderten daran nichts. 


PROZESSE UND NEUE BOMBEN 


Während die Landvolkbewegung durch das Verbot der 
Nothilfen ihrer politischen Artikulation beraubt war, hielt 
sie also die ursprünglichen Inhalte ihres Kampfes weiterhin 
aufrecht. Und zugleich sorgte die Serie von Prozessen, die 
schon Anfang 1927 eingesetzt hatte, für einen weiteren Auf- 
trieb der Bewegung. Zumeist ging es um Aufreizung zum Steu- 
erstreik und Widerstand gegen die Staatsgewalt. Regelmäßig 
wurden die Verfahren in der Landvolkzeitung, auf Veran- 
staltungen und Demonstrationen bekannt gemacht und für die 
weitere Arbeit genutzt. 

Schon am 3.Januar 29 waren Wilhelm Hamkens und neun 
weitere Bauern wegen Aufrufs zum Steuerstreik zu Geldstra- 
fen — ersatzweise Gefängnis — verurteilt worden. Hunderte 
von Landleuten waren während der Verhandlung nach Husum 
gekommen: es kam zu Drohungen und Steinwürfen gegen die 
Polizeiabsperrungen. 

Ein Höhepunkt dieser Prozeßserie war der Prozeß gegen die 
Bagern, die in Beidenfleth die Pfändung der zwei Ochsen ver- 
hindert hatten. 57 Bauern waren des Landfriedensbruchs, 
der Pfandverschleppung und des Widerstandes angeklagt. 
Eine Reihe nicht angeklagter Bauern, darunter Heim und 
Hamkens, bezichtigten sich selbst der Mittäterschaft. Die 
Urteilsverkündung — von der Justiz als Fanal in Scene gesetzt 
— entwickelte sich zum Spektakel. Zitiert sei hier — ungern — 
Ernst v. Salomon: „Es entwickelte sich der Beidenflether 
Ochsenprozeß zu einem wahren Volksfest. Junge Mädchen- 
hände schmückten die Brust der ob der Ehre beneideten An- 
geklagten mit Blumensträußchen, aus Altona wurde eigens eine 
Schupo-Kompanie herbeibeordert und belebte mit ihren 
schmucken Uniformen das Bild, von allen Seiten nahten die 
Vertreter großer und größter Zeitungen, um Zeuge zu sein, 
.... die Schöffen und die Zeugen schritten würdig und ange- 
staunt durch die Straßen der kleinen Stadt, und es kam Dr. 
Luetgebrune.”’ — Luetgebrune war der Anwalt der Ange- 
klagten, der freilich die Polizisten mit etwas anderen Augen 
sah: „Schon am frühen Morgen des 17.4. war auf den Straßen 
von Itzehoe eine gewisse Erregung spürbar. Auf 12 Uhr war die 
Urteilsverkündung angesetzt. Bis auf zwei Kilometer vor die 
Stadt hinaus reichten die beinahe kriegsmäßig aufgezogenen 
Postierungen von Schutzleuten und Landjägern, die den Zweck 
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haben sollten, Bauern, die das Bedürfnis hatten, ihre für sie 
kämpfenden Berufskollegen nach der Urteilsverkündung die 
Hand zu drücken, den Eintritt in die Stadt zu verwehren. 
‚Geheimbefehle’ schwirrten durch die Gegend. . . .,Von 
zuverlässiger Seite ist bekannt geworden, daß für den Tag der 
Urteilsverkündung überraschende Demonstrationsfahrten nach 
Itzehoe geplant seien. Um unliebsamen Vorfällen vorzubeu- 
gen, sind die erforderlichen Maßnahmen der Polizei getroffen 
worden. Es hat sich bewahrheitet, daß Demonstrationen be- 
absichtigt sind, da von verschiedenen Seiten sich Lastauto- 
mobile mit einer großen Anzahl von Menschen besetzt auf 
Itzehoe zubewegen sollen.’ Fast an jeder größeren Wegkreu- 
zung standen drei bis vier Beamte. Eintreffende Bauern erzäh- 
len, daß bis Meldorf einzelne Posten vorgeschoben sind. In 
Heiligenstedten wurde ein Wagen angehalten und durchsucht, 
der die verdächtige Aufschrift ‚Lunden’ trug. Bordesholmer 
Bauern zwang die Polizei, ihr Lastauto zu verlassen und zu 
Fuß weiterzuwandern. Im Laufe des Vormittags trafen dau- 
ernd Meldungen von Leibesvisitationen und sonstigen Belä- 
stigungen der nach Itzehoe pilgernden Bauern ein... ” 
wer innert sich dabei nicht an Brokdorf/ltzehoe? 

Schließlich wurden 27 Gefängnisurteile und 26 Geldstra- 
fen ausgesprochen. 

Schon im Mai fand der nächste große Prozeß statt: Wegen 
der Vorfälle vom 3.Januar im Zusammenhang mit der Verur- 
teilung von Hamkens und anderen standen 56 Landsleute 
in Husum vor Gericht. 

Der Beidenflether Ochsenprozeß in Husum stand freilich 
noch unter einem anderen Zeichen: Wenige Tage vor der 
Eröffnung der Verhandlung hatte es einen neuen Sprengstoff- 
anschlag gegeben: in Wesselburen waren die Wohnhäuser zwei- 

‘er Bauern, die der Landvolkbewegung gegenüber feindlich 
eingestellt waren, mit Handgranaten beworfen worden. Diese 
stammten aus den Beständen des Bauern Vick, der einen 
Waffenvorrat noch vom Baltikum-Freicorps her auf seinem 
Hof verwahrte. Allerdings war keine der beiden Granaten 
explodiert. 

Am 23.Mai 29 dann kam eine dritte Bombennacht — wie- 
derum im Zusammenhang mit einem Prozeß. Ihre Vorgeschich- 
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te soll ausführlich untersucht werden, denn an ihr läßt sich 
entscheiden, was an den Bomben rechtsradikaler Herkunft, 
und was bäuerlich-autonome Aktion gewesen ist. 

„Die... . Anschläge in Beidenfleth, Hollingstedt, Fleder- 
wurth und Winsen waren die Ergebnisse des von Heim unter 
Mitwirkung des Volck gefaßten Planes, in der Nacht zum 27. 
November 1928 Knalldemonstrationen unter Anwendung 
der von Rathjen hergestellten Romperit-Packungen ins Werk 
zu setzen. Heim war von dem Erfolg seines Vorhabens nicht 
befriedigt. Er äußerte sich dem Volck gegenüber dahin, die 
gewünschte Wirkung sei nicht eingetreten, die Bauern lachten 
über die Sache und bezeichneten sie als Kinderkram; man 
müsse nunmehr stärkere Mittel anwenden.’ — wir erinnern 
uns, daß Heim die Anschläge nicht zuletzt für die Motivation 
der Bauern ins Werk gesetzt hatte, weil die Geldspenden allzu 
schleppend eintrafen. Eine lächerliche Aktion konnte er kei- 
nesfalls gebrauchen. Er erklärte „dem Volck, man müsse 
jetzt zur Ausführung von Anschlägen größerer Wirkung Spreng- 
stoff beschaffen. Volck .... brachte seinerseits vor, die Sache 
hätte nur Zweck, wenn gleichzeitig und schlagartig in mindes- 
tens 6 Provinzen Anschläge ausgeführt würden und zwar mit 
technisch geschulten, nämlich kriminalistisch beweglichen 
Menschen, wie er selbst es sei und unter Verwendung genügen- 
der Geldmittel. Heim stimmte zu, daß man mit Bauernjungen 
solche Unternehmen nicht durchführen könnte.” 

Offenbar versuchte Volck durchaus, die Bombenaktionen 
von rechts ausführen und finanzieren zu lassen. Jedoch wurde 
er bald ausgesteuert: „/ch mußte bald die Erfahrung machen, 
daß Volck .. . keine Geheimnisse bei sich behalten konnte, 
wenn er bei Unterhaltungen mit Freunden der Bewegung 
über Tätigkeit einzelner sich auszusprechen das Bedürfnis 
hatte. Ich gab ihm Geld und bewog ihn, mit seiner Frau zur 
Erholung in die Schweiz zu reisen, was er auch gerne tat. 
Das Auto, das er gefahren hatte, bekam jetzt Nickels.” 
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57) Stoltenberg, S. 134 

58) Urteilsschrift, S. 33 f. 

59) Claus Heim: Lebenswogen, S. 64 


Die Kontrolle über die Anschläge wollte sich Heim keines- 
falls nehmen lassen. Aber klar war, daß eine neue Stufe 
der Aktionen erreicht werden mußte: „Es fehlte anfangs 
eben noch an der erforderlichen Übung, vielleicht auch an 
Kaltblütigkeit und ruhiger Überlegung dazu. Auf die Polizei 
und die Ordnungsorgane der Regierung machten diese kleinen 
Sprengstoffattentate keinen nennenswerten Eindruck. Jeden- 
falls schien uns das so. Es mußte mit ausdrucksvolleren Mitteln 
vorgegangen werden.’ 

„Das Ziel dieser verstärkten Unternehmungen war im we- 
sentlichen das Gleiche wie im November 1928: die Explosion 
der Bomben und die... als Erfolg der Anschläge gewollte 
Gefährdung und Beschädigung der angegriffenen Gebäude 
sollten die Lauen in der Landvolkbewegung aufrütteln, den 
Anhängern der Landvolkbewegung Mut einflößen und die 
Bagteracg, wie die Gegner der Bewegung in Schrecken ver- 
setzen.” ©] 

Als erstes galt es, den erforderlichen Sprengstoff zu be- 
schaffen. Hierfür war Heims Angestellter Nickels von Nut- 
zen: „Durch Polizeihauptmann a.D. Nickels, der ehemaliger 
Ruhrkämpfer gewesen war, erfuhren wir, als er Interesse 
für die Landvolkbewegung zeigte, und wir ihn aufforderten, 
mitzumachen, daß in einem Steinbruch im Ruhrgebiet Dyna- 
mit lagere, den er mit Hilfe von ehemaligen Kameraden aus 
der Ruhrkampfzeit zu entwenden für möglich hielt. Er setzte 
sich mit ihnen in Verbindung, und wir erhielten bescheid, 
und zu holen, was wir haben wollten. Ich wandte mich an den 
heutigen Hofbesitzer Heinrich Wiborg, Karolinenkoog, der da- 
mals in Friedrichstadt eine... Autovermietung unterhielt. 
Er erklärte sich bereit, gegen Erstattung der Unkosten die 
Fahrt nach Mühlheim/Ruhr zu unternehmen. Der Spreng- 
stofftransport wurde unbehelligt und unbemerkt von der 
Polizei oder auch irgendeiner Privatperson ausgeführt. Wiborg 
brachte seine Ladung — ungefähr 450 Kilo Sprengstoff — zu 
dem Bauern Holländer, der in einer einsamen Gegend in der 
Nähe von Leck im Kreise Niebüll einen Hof hatte und ein 
eifriger Landvolkanhänger war.” Holländer — nebenbei 


Mitglied des Stahlhelms — empfing das Auto mit dem Spreng- 
stoff feierlich im dunklen Anzug: er war überzeugt, an einem 
Ereignis von besonderer vaterländischer Bedeutung teilzuneh- 
men. 

„Neben der Beschaffung von Sprengstoffmaterialien war 
Heim gleichzeitig darauf bedacht, zur Herstellung der Spreng- 
körper fähige Helfer zu finden. Er fand solche in... Kap- 
hengst und ..... Schmidt, die beide jüngeren Lebensalters wa- 
ren. Ersterer ein Elektriker, letzterer ein Kunstmaler aus 
Altona, gehörten sie ihrer Herkunft und Betätigung nach 
zunächst nicht zu den Personenkreisen, denen die Anhänger 
der Landvolkbewegung entstammten . . .. Sie waren gleicher- 
weise Mitglied einer Reihe von rechtsgerichteten, zum Teil 
radikal eingestellten Verbänden gewesen. .. ” 

Wie kam Heim auf diese Männer, die bei den Bauern 
„Stadtjungs”” genannt wurden? In seinen Lebenswogen 
schreibt er: „In Berlin lernten wir Kapitän Erhard und seinen 
Adjutanten Plaass kennen. Junge Leute der Brigade ‚Erhard’ 
begeisterten sich schnell für die Landvolkbewegung in Schles- 
wig-Holstein. In... Schmidt und seinem Freund Kaphengst, 
beide aus Altona, fanden wir zwei handwerklich geschickte 
Hersteller von Bomben mit Zeitzündung durch Taschenlam- 
pen-Batterie und Wecker.’ ?? Aber so einfach geht das nicht: 
immerhin ist jener Erhard der Geschichte wohl bekannt, und 
sein Adjutant Plaass war Leiter des Berliner Büros der „Or- 
ganisation Consul”, die nicht zuletzt durch die Ermordung 
Rathenaus von sich reden gemacht hatte. Wieweit hatte sich 
Heim den Rechten ausgeliefert, bis er zu einer funktionssi- 
cheren Höllenmaschine gelangt war? Ein kleiner Exkurs 
erscheint notwendig. 


60) ebenda, S. 63 

61) Urteilsschrift, S. 34 
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63) Stoltenberg, S. 137 

64) Urteilsschrift, S. 45 f. 

65) Claus Heim: Lebenswogen, S. 63 f. 
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EXKURS: 
DIE KONTAKTE HEIMS ZU DEN RECHTSRADI- 
KALEN 


Der Unruheherd Landvolk — in seiner sozialen und ideolo- 
gischen Ambivalenz — war natürlich Gegenstand rechtsradi- 
kaler und nationalsozialistischer Spekulationen — und schließ- 
lich, ab Ende 1928, auch ein Feld für die Agitationszüge der 
KPD. 66 Die Deutschvölkische Freiheitspartei, der Tanne- 
bergbund Ludendorffs, der Stahlhelm, die DNVP 67 , die 
Oberländer und die bündischen nationarevolutionären Jugend- 
verbände, die NSDAP und die SA 69 - alle hofften, auf 
dieser Bewegung ihr Süppchen der „konservativen”, „nationa- 
len’’ oder sonstwelcher Revolution kochen zu können. 

Eine besondere Rolle spielte der DNVP-Reichtagsabgeord- 
nete Soth, der für Heim und Hamkens zahlreiche Kontakte zu 
rechten Organisationen in Berlin vermittelte. Zum „Alldeut- 
schen Verband” und zur „Organisation Consul” bestanden 
— laut Stoltenberg ’” — enge Beziehungen. Freilich scheiterten 
Verhandlungen über eine konkrete Unterstützung der Bewe- 
gung sehr bald. Nachdem Volck von Heim abgeschoben wor- 
den war, schliefen diese Beziehungen völlig ein. 


Auch mit Hitler und mit dem „Ostelbienausschuß” „ be- 
stehend aus Personen des Hugenberg-Flügels der DNVP, des 
Landbundes und der völkischen Verbände, wurden Gespräche 
geführt. 

Claus Heim selber schreibt über seine Kontakte: „Anfang 
1929 fuhren Hamkens, Johs. Möller, Paul Adam Ross und 
ich nach Wismar, wo ein Gremium radikaler Landwirte unter 
der Führung von einigen energischen Großgrundbesitzern, de- 
nen auch die freikonservativen Abgeordneten... nahestanden, 
sich offen gegen die dortige Regierung durch Demonstrationen 
und Steuerstreik aufgelehnt hatten, leider aber wenig Erfolg 
gehabt hatten. Wir wollten uns Ratschläge und Verhaltens- 
maßregeln bei ihnen holen. .. Auf der Rückfahrt am gleichen 
Tage kehrten wir in der Nacht bei dem Grafen von Kielmanns- 
eck in Seester ein, der Mitglied des ‚Alldeutschen Verbandes’ 
war. .. Auf seine Empfehlung fuhren wir dann in der Folge- 
zeit drei Tage im Monat nach Berlin, wo Geheimrat Class, 
der Vorsitzende der Alldeutschen, uns, d.h. Hamkens und 
mich, mit führenden Leuten — jedes Mal von einer anderen 
Provinz ) in den Geschäftsräumen des Verbandes in Verbin- 
dung brachten. In den Versammlungen erfuhren die Teil- 
nehmer, was in der Landvolkbewegung in Schleswig-Holstein 
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wirklich vor sich ging, wovon in der Presse nicht viel eindeu- 
tiges geschrieben wurde. Man versprach meistens, in gleichem 
Sinne bei sich zu Hause zu wirken. Größere Maßnahmen aber 
unterblieben” 

Diese Zeilen zeigen deutlich, worauf es den Landvolk- 
bauern ankam: primär auf die Ausweitung der Bewegung: ihre 
ersten Kontakte waren durch Steuerstreiks und Demonstra- 
tionen ausgewiesen. In der Tat gelang es ihnen auch, im ersten 
Halbjahr 29 in Pommern, Oldenburg, Ostpreußen und Schle- 
sien Vertrauensleute zu gewinnen; auch hier setzten sich die 
bekannten Formen des passiven Widerstandes immer weiter 
durch. 

Die Kontakte zu Plaass und Erhard kamen wohl ebenfalls 
über die Vermittlung des ‚A/ldeutschen Verbandes” zustande. 
Durch sie wurde Heim mit den zwei „Stadtjungens’ bekannt, 
die dann als Bombenbastler tätig wurden. Die Anwerbung 
dieser beiden Personen geschah jedoch von Heim und Volck 
völlig unabhängig von jeglicher Vermittlung. 

Auf die Verwendung der Höllenmaschinen, den Zeitpunkt 
und die Form ihres Einsatzes — darauf hatten aber (bis auf 
einen Fall) nicht einmal sie, geschweige denn sonst irgend 
ein Rechtsextremist Einfluß. Bis auf wenige Ausnahmen war 
für die Planung der Anschläge allein Claus Heim verantwort- 
lich. 


66) Christian Geissler beschreibt sehr eindrucksvoll einen abgehobenen 
Landagitationstag einer KDP-Truppe;S. 55 f. 

Stoltenberg, S. 134 f.; Beyer, S. 23 ff. 

Paetel passim. Paetel erklärt den „Bauern-Enthusiasmus’’ der Na- 
tionalrevolutionäre so: „Man erkannte... deutlich genug, daß 
jeder Revolution in den Städten mit einer Gegenbewegung auf 
dem platten Lande der Garaus gemacht werden könnte, gelang es 
nicht, Bauern und Arbeiter interessenmäßig auf die gleiche Seite 
der Barrikade zu bringen... '’, S. 109 

Zu den nationalrevolutionären Verbänden zählt Paetel u.a. auch 
die Brigade Erhard, den Strasser-Flügel der NSDAP, den Wehrwolf 
und den Bund Oberland. Die sozialrevolutionären Tendenzen die- 
ser Verbände wären in der Tat eine ausführliche Untersuchung — 
aus der Sicht der marginalisierten Unterklassen — wert. 

Beyer, passim; Stoltenberg, S. 142 ff.; Bodo Uhse, passim. Uhse 
war — aus dem Bund Oberland kommend — als Redakteur der 
NSDAP-Zeitung nach Itzehoe gekommen. Seine Arbeit auch in 
der Landvolkbewegung verstand er durchaus als Parteiauftrag 
und hatte sich der Partei Strassers und der SA ständig zu verant- 
worten. Gerade an der Landvolkbewegung radikalisierte er sich 
und wechselte schließlich zur KDP. Neben Bruno v. Salomon, 
der ebenfalls über die revolutionären Bauernkomitees zur KPD 
gelangte, war dies einer der einzigen Erfolge dieser Partei gegen- 
über den Bauern. Uhse hat seinen Werdegang in seinem Buch 
ausführlich beschrieben. 

70) Stoltenberg, S. 135 

71) Claus Heim: Lebenswogen, S. 61 f. 
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Von links stehend: Heim, Willamowitz, Nickels, Bur Hennings; sitzend: 


Johnsen, Dr. Hellmann, Schmidt. 


Willamowitz und Hellmann, 


Angehörige des ‘Werwolf’, verübten während der Haft der Sprengstoff- 
attentäter zwei Bombenanschläge ‘im Sinne Heims’’ und wurden kurz 
darauf ebenfalls inhaftiert. 
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SEIT 1958 ARBEITET der 
48jährige Osnabrücker 
Werner Essing als 
Sprengmelster Sein be- 
rufliches Tätigkeitsfeld be- 
wegt sich im Umkreis bie 
zu 100 Kliometern, wo es 
praktisch kein Bauwerk, 
Sthornstein oder eine 
Brücke gibt, die er noch 
nicht gesprengt hat. 


Wir hatten beschrieben, wie für Heim die kleinen Anschläge 
nicht mehr ausreichten, wie er über seinen Angestellten 
Nickels, den ehemaligen Freicorpsmann, Sprengstoff beschaf- 
fen ließ und wie er die zwei Bombenbastler gewann. 

Am 23.Mai 29 war nach Heims Ansicht der Zeitpunkt 
für eine dritte Bombennacht gekommen. Einen Tag vorher 
war in Husum das Gerichtsverfahren gegen 56 Bauern er- 
öffnet worden. Sie standen wegen der Vorfälle vom 3. Janu- 
ar — bei der ersten Verurteilung Hamkens und weiterer Bauern 
wegen Steuerverweigerung war es zu Angriffen auf Polizeiab- 
sperrungen gekommen — vor Gericht. 45 von ihnen wurden 
zu Geldstrafen verurteilt, 11 freigesprochen. 

Wiederum setzte Heim die Anschläge in einer Phase der 
Empörung über die Justiz gegen die Landvolkbewegung ins 
Werk. Ziel des Anschlags war das Landratsamt in Itzehoe. Der 
uns bekannte Johnsen legte die Bombe in der Zufahrt zum 
Landratsgebäude nieder. Der Zeitpunkt der Explosion war auf 
2 Uhr festgesetzt. „Bei der Wahl dieses Zeitpunktes hatte er 
sich überlegt, daß um diese Zeit die an dem Landratsamt 
vorüberführende Straße bei Berücksichtigung der Ankunft 
der letzten Züge auf dem Bahnhof von Itzehoe menschen- 
leer sein würde.” 7 „Die Explosion war so stark, daß die 
Türfüllung herausgeschleudert wurde, die ins Hauptgebäude 
führte, und in der Bahnhofstraße, in der das Landratsamt 
lag, über tausend Fensterscheiben zersplitterten. Von dem 
Schuppen der gegenüberliegenden Autowerkstatt wurde das 
ganze Dach abgedeckt. Bruno v. Salomon, der in der Nähe 
des Landratsamtes seine Wohnung hatte, war der erste an 
der Explosionsstätte und traf dort mit dem gleich nach ihm 
kommenden Landrat zusammen. Auf die Frage, wer das 
wohl gemacht haben könne, erwiderte Salomon: ‚Herr Land- 
rat, das können doch nur die Glaser gewesen sein, die Arbeit 
haben wollen’. Am anderen Morgen hatten wir eine Bespre- 
chung mit Landvolkfreunden in Johnsens Gasthof in Husum. 
Ein Bauer aus der Wilstermarsch sagte mir leise bei der Be- 
grüßung: ‚Hüt nacht hebt se unsern Landrot en beten ünner 
Föt kittelt.”. Das Ereignis verfehlte natürlich seine Wirkung 
nicht.” 7% Auf verschiedenen Versammlungen gab es eine 
positive Reaktion auf die Knallpakete. „Auf einer Gräser- 
versammlung in Husum, an der auch Claus Heim teilnahm, 
verließen der anwesende Landrat, der Bürgermeister und noch 
einige Behördenvertreter kreidebleich durch eine Hintertür 
den Tagungsraum, als Johannes Rathjen, Bargfeld, während 
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| 
| 
der heftig geführten Diskussion auf die Frage hin, was gesche- 
hen müsse, um Abhilfe für die allgemeine Notlage zu schaffen, 
plötzlich in den Saal rief: ‚Handgranaten drehen!’ — auch die 
Regierung zeigte sich äußerst beunruhigt.” | 


AUSWEITUNG DER BOMBENANSCHLÄGE 


Am 3.6. wurde in Oldenburg auf die Finanzbehörde ein 
Anschlag verübt, der von Schmidt und Kaphengst selbständig 
geplant und ausgeführt wurde. Ein Hamburger Expedient 
namens Rieper beteiligte sich an dem Anschlag; Heim oder 
andere Bauern waren daran nicht beteiligt. Aber auch diese 
Aktion wurde mit dem Ziel, die Landbevölkerung zu stärken 
und den Bauern Mut zu machen, ausgeführt. 

„Die nächste Bombe wurde an das Landratsamt in Niebüll 
gelegt. Mein Nachbar Bur Hennings brachte den Sprengstoff 
zum Bahnhof von Lindholm, wo ihn Schmidt. ... in Empfang 
nahm und an einen Ort brachte, den ich ihm bezeichnet hat- 
te... Durch ein Kennwort und durch eine Blume, die beide 
im Knopfloch hatten, waren Schmidt und Hennings aneinan- 
der geraten. Ich selbst fuhr am Tage vor dem Attentat nach 
Ostpreußen. In erster Linie mußte man darauf bedacht sein, 
daß jeder Beteiligte sein Alibi nachweisen konnte. Dann mußte 
man sich vorher genau überlegen, was die Polizei nach einem 
Attentat zuerst zu unternehmen gedachte.” 76 Dieser An- 
schlag fand am 10. Juli statt. Hennings, Schmidt und Kap- 
hengst brachten die Bombe an ihren Bestimmungsort. Die 
Explosion richtete erheblichen Sachschaden an, Menschen 
kamen — wie bei allen Anschlägen — nicht zu Schaden. 

„In Niedersachsen waren durch das Wirken von Volck 
die Bauern zu Anhängern der Landvolkbewegung gewor- 
den. Unter Führung von Ernst Becker, Franz Luhmann, Aman- 
dus Vick” — alles Hofbesitzer — „und dem Bahnangestellten 
Mahneke beteiligten sie sich an den Gewaltdemonstrationen. 
Die erste Bombe wurde von ihnen an das Haus des bei den 
Bauern sehr unbeliebten Rechtsanwaltes Strauss gelegt.” 
Strauss war ein Jude und deshalb um so leichter Opfer 
eines Anschlages geworden. ‚Eine andere Bombe, die in der- 
selben Nacht an das Krankenversicherungsgebäude gelegt wur- 
de, kam nicht zur Explosion. Darauf wurde an das Rathaus 
in Oldenburg ein Attentat verübt, bei dem u.a. auch verschie- 
dene bunte Glasscheiben der dortigen Kirche in Trümmer gin- 
gen. In Berlin wurde eine Bombe an das Reichtagsgebäude 
gelegt. Der Täter ist unerkannt geblieben. Es war wahrschein- 
lich Walter Muthmann. Dies veranlaßte die Regierung, mit er- 
höhter Anstrengung nach den Tätern zu fahnden. 72 000 RM 
waren ausgesetzt zur Ermittlung und Ergreifung der Bomben- 
leger.... In Lüneburg waren im Polizeipräsidium allein 300 
Geheimpolizisten stationiert. Diesem Gebäude gegenüber lag 
das Regierungspräsidenten-Gebäude. Becker legte nun eines 
Nachts in ein Kohlenkellerfenster, das offen und der Straße zu- 
gekehrt war, einen Bombenkoffer. Als dann zur gegebenen 
Stunde die Bombe explodierte, brach die Kellerdecke zusam- 
men. Der darüber schlafende Regierungspräsident kollerte 
nebst Bett eine Etage tiefer in den Kohlenraum. Wie die Wes- 
pen schwärmten nun die Kriminalisten aus ihrem Polizeihaus 
auf die Straße. Ernst Becker war aus der Stadt hinausgegan- 
gen und kam nun aus entgegengesetzter Richtung wieder hin- 
ein, um nach der Wirkung seines Attentats zu sehen. Beamte 
der Polizei, die er kannte und die ihn begrüßten, fragten nach 
seiner Meinung darüber, wer wohl so frech gewesen sei, direkt 
neben dem Polizeigebäude eine Bombe zu legen... ” 
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Stoltenberg, S. 134 

Urteilsschrift, S. 62 

Claus Heim: Lebenswogen, S. 65 

Klaus-Uwe Bieger: Lebenslauf Claus Heims, S. 41, Nachlaß Claus 
Heim, Familienbesitz 

Claus Heim: Lebenswogen, S. 65 

ebenda, S. 66 f. 
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Die Legende von dem aus dem Bett kullernden Regierungs- 
präsidenten soll hier nicht dementiert werden. Allein die letzte 
Bombe — sie explodierte in der Nacht zum 6.September — 
war durch die Initiative Heims zustandegekommen. Die Ziel- 
objekte von Becker und Co. hatten nicht die gewohnte Stoß- 
richtung gegen Behörden; einen Juden oder eine Krankenver- 
sicherungsanstalt hätte Heim nicht angegriffen. Hier zeigt 
sich die Ambivalenz der Bombengruppe, ihre Befangenheit 
im Antisemitismus und ungezielter Angriffslust. Noch deut- 
licher wird dies an der Bombe, die an den Reichstag gelegt 
wurde. Auch dieses Ziel hatte mit den unmittelbaren Gegnern 
der Bauern nichts zu tun. Der mutmaßliche Attentäter Muth- 
mann — er war vorher der Fahnenträger von Neumünster ge- 
wesen — verstand sich bei dieser Aktion wahrscheinlich eher 
als völkischer Vorkämpfer denn als Bauer. Das war er erst in 
zweiter Linie. Hier liegt ein grundlegender Unterschied zwi- 
schen den Bomben dieser Qualität und den Anschlägen, die 
unter Heims Regie zustande gekommen sind. 

Nach diesen Anschlägen kam eine starke Fahndung in Gang. 
„Der Polizeiapparat wurde in den Monaten April bis Septem- 
ber ständig verstärkt. Mehrere hundert Spezialbeamte kamen 
aus Berlin nach Schleswig-Holstein und Nord-Hannover, es 
wurden stichprobenartige Autokontrollen unternommen, Be- 
sprechungen und Versammlungen beschattet, Fahndungen 
nach den Verdächtigen über das gesamte Reichsgebiet ausge- 
dehnt. Die Polizei zog die Führer der Landvolkbewegung 
sofort in den Kreis der voraussichtlich Beteiligten ein und be- 
obachtete sie sorgfältig. Doch es gelang Heim und seinen 
Freunden, durch geschickte Tarnung ihrer illegalen Unterneh- 
mungen für einige Zeit alle Spuren zu verwischen.”” 78 


NEUMÜNSTER UND DIE BOMBE IN SCHLESWIG 


Die Fahndung nach den Attentätern lief auf Hochtouren, 
als am 1.August 29 in Neumünster der bekannte Fahnenzwi- 
schenfall passierte, den Fallada in seinem Roman so detail- 
liert und farbig beschrieben hat. Wilhelm Hamkens hatte die 
Haftstrafe, zu der er im Januar 29 wegen Aufrufs zur Steuer- 
verweigerung verurteilt worden war, am 1.Juli antreten müs- 
sen. Tausend Bauern hatten Hamkens zum Gefängnis in Hu- 
sum begleitet. „Der Führer Wilhelm Hamkens soll ins Gefäng- 
nis! Und wer den Ruf vernahm, der warf die Forke hin und 
machte sich auf den Weg nach Husum. Was das zu bedeuten 
hat, daß Landwirte während der Heuernte alles stehen und 
liegen lassen, das kann der ermessen, der mit der Landwirt- 
schaft verbunden ist.”” Und auch Hamkens Heuernte wurde 
eingebracht: „da meldeten sich weit mehr Kräfte zu selbst- 
verständlich kostenfreier Arbeitsleistung, als benötigt werden 
konnten.’’!9 Trotz blank gezogener Waffen hatten die Poli- 
zisten den Demonstrationszug nicht aufhalten können, mit 
dem Hamkens zum Gefängnis geleitet worden war. 

Am 1.August sollte nun Hamkens wieder entlassen wer- 
den. „Hierzu hatte das Landvolk eine große Demonstration 
in Scene gesetzt. An die 1000 Bauern aus allen Teilen der 
Provinz erschienen, jeder mit einem Krückstock in der Hand, 
in der Stadt. In allen Gastwirtschaften rund um den ‚großen 
Flecken’ wurden die Teilnehmer kreisweise zunächst einge- 
wiesen. Beim Aufmarsch setzte sich eine Fahnenabordnung 
mit einer ‚schwarzen Fahne’ mit den Symbolen Pflug und 
Schwert, die damals zum ersten Mal gezeigt wurde, an die 
Spitze. Entworfen war diese Fahne von dem Landwirtschafts- 
rat Peter Petersen aus Plön, jetzt Bauer in Ahrenholz und 
seiner ersten Frau. Fahnenträger war Diplomlandwirt Walter 
Muthmann aus Westfahlen. Eine Musikkapelle, mit der voran 
sich die Bauern um den ‚großen Flecken’herum aus ihren Gast- 
wirtschaften heraus angeschlossen hatten, stieß dann in voller 
Ordnung marschierend aud die Fahnenabordnung, der inzwi- 
schen etwas zugestoßen war, was niemand erwartet hatte. 
Während des Auf- und Sammelmarsche um den ‚großen 
Flecken’ hatte sich die Polizei auf die Abordnung gestürzt 
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und mit blanker Waffe auf die Mitglieder derselben einge- 
hauen und ihr die Fahne entrissen. Hierbei war dem Fahnen- 
träger ein Glied von seinem Finger abgeschlagen, weil er sich 
die Fahnen nicht entreißen lassen wollte. Dem Bauern Beer, 
Mettenhof, wurde die Nase vom Gesicht getrennt. Einzelne 
Bauern erhielten kleine Wunden und Verletzungen durch 
Säbelhiebe. Die Fahne beschlagnahmte die Polizei und zog 
damit ab. Der Bauernzug setzte sich in Bewegung zur großen 
Viehhalle der Stadt, nachdem man erfahren hatte, daß Ham- 
kens, den man ja aus dem Gefängnis holen wollte, nach Flens- 
burg befördert worden war, um dort entlassen zu werden. 
In der Viehhalle wurden Reden gehalten und gegen Abend 
wurde Hamkens begrüßt. Die Verwundeten besuchte ich in- 
zwischen im Krankenhaus. Dem Bauern Beer wurde die Nase 
so perfekt wieder angenäht, daß man später sehr wenig von 
einer Beeinträchtigung seines Gesichtes bemerkte. Auf die 
bauerngegnerische Einstellung der Stadtbehörde, die bei der 
Demonstration zum Ausdruck gekommen war, antwortete 
das Landvolk mit einem Kaufboykott an der Stadt. Dieser 
wurde mustergültig durchgeführt, eine einmalige Begebenheit 
in der Geschichte einer Stadt, die doch recht abhängig von 
ihrer Landkundschaft ist,” 80 


78) Stoltenberg, S. 138 
79) Luetgebrune, S. 107 ff. 
80) Claus Heim: Lebenswogen, S. 67 f. 


Gemälde, den Fahnenzwischenfall darstellend 


Die Versammlung in der Viehhalle wurde schließlich von 
der Polizei aufgelöst: „Die natürlich unter den Versammlungs- 
teilnehmern vorhandenen Polizeispitzel (uniformierte Polizei 
war nicht im Versammlungsraum) hatten inzwischen schon 
die Polizei benachrichtigt, denn plötzlich erschienen vier 
große Lastautos mit Kieler Sicherheitspolizei, die in Einfeld 
schon in Bereitschaft gelegen hatte, bewaffnet mit Karabi- 
nern, Maschinengewehren, Maschinenpistolen, Handgranaten 
und den üblichen leichten Waffen und umstellten kriegsmäs- 
sig den Versammlungsraum. Die Versammlung wurde dann 
polizeilich aufgehoben und die Versammlungsleiter verhaf- 
tet... Mit größter Rigorosität wurde dann der Versammlungs- 
raum polizeilich geräumt. Um das Maß der polizeilichen 
Übernervösität voll zu machen, wurden die Teilnehmer auch 
noch auf ‚Waffen’ durchsucht. Draußen ordnete sich die rie- 
sige Teilnehmerschaft zu einem gewaltigen Zuge und zog unter 
Vorantritt der Stahlhelmkapelle zurück zum Bahnhof. Der 
Zug wurde auf seinem Weg durch die Stadt überall auf das 
freundlichste begrüßt. Selbst die auf den Straßen anwesen- 
den zahlreichen Sozialdemokraten und Kommunisten legten 
sich größte Zurückhaltung auf.” 

Der Kaufboykott des Landvolkes ging bis zum Juli 1930. 
Mit einer Sühnezahlung der Stadt an das Landvolk und der fei- 
erlichen Rückgabe der Fahne wurde auf einer Veranstaltung 
der Friede zwischen Stadt und Land geschlossen. Hamkens 
hielt bei dieser Gelegenheit eine seiner füchterlichen Reden. 

Aber an dem Zwischenfall in Neumünster waren nicht nur 
die Stadtbehörden, sondern war auch die Provinzregierung 
beteiligt gewesen. Sie hatte Schupos vor die Stadt verlegt und 
in Falladas Roman kann man nachlesen, wie der Regierungs- 
präsident in Schleswig das Verbot der Demonstration gegen 
die Neumünstersche Stadtverwaltung durchgesetzt hatte. Da- 
mit war auch die Regierung in Schleswig in die Schußlinie 
Heims geraten. 

„Die dritte Bombe war dem Regierungspräsidenten Grimpe 
in Schleswig zugedacht. Mit Johnson fuhr ich einige Tage vor- 
her hin, um seine Privatvilla ... . näher in Augenschein zu neh- 
men. Man mußte über einen Gartenzaun klettern, um an die 
Hausmauer heran zu kommen. Das erschien ihm später... 
doch zu gewagt, wenn jemand im Hause durch irgend ein 
Geräusch wach werden sollte. Er stellte den Koffer daher in 
einer Ecke der Hauslodschia ab. Nachts gegen zwölf Uhr kam 
eine Hausangestellte des Präsidenten von einem Besuch bei 
einer Freundin nach Hause und hörte, als sie in der Lodschia 
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war, das Ticken des Weckers. Da sie in der Presse von Berich- 
ten über Weckerreste, die nach Attentaten gefunden seien, 
gelesen hatte, kam ihr sofort der Gedanke, was dieses Ticken 
auf sich hatte. Den Koffen gewahrend, nahm sie ihn schnell 
in die Hand und brachte ihn 50 Meter weit fort bis an das 
Denkmal. Dann weckte sie ihre Herrschaften. Der Präsident 
wollte sie nun veranlassen, den Koffer noch etwas weiter vom 
Haus weg zu tragen. ‚Das tun Sie nur selbst’, meinte sie. Dem 
fehlte aber scheinbar der Mut dazu. ... Die Polizei, die der 
Präsident dann gleich telefonisch von dem Vorfall in Kennt- 
nis setzte, legte den ganzen Koffer ins Wasser. Die Villa blieb 
so unbeschädigt.” 


81) Luetgebrune, S. 121 f. 
82) Claus Heim: Lebenswogen, S. 66 
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ERFOLG VON POLIZEI UND ENDE DER BEWE- 
GUNG 


Im September hatte die Fahndung nach den Attentätern 
schließlich Erfolg. Aber nicht die hohe Belohnung — auch Hit- 
ler hatte 10 000 RM auf die Ergreifung der Täter ausgesetzt —, 
sondern die Plauderei eines Beteiligten war die Ursache: nicht 
ein Bauer, sondern jener Nickels hatte einen Bauern aus Krem- 
pe getroffen, ihm die Wahrheit über die Bombentäter gesagt 
und auch geprahlt, eine Bombe hinten im Wagen zu haben — 
seine Verhaftung folgte am gleichen Tag. . 

„Die Bewegung selbst begann nach dem Überfall der Po- 
lizei auf die Abordnung der schwarzen Fahne in Neumünster 
am 2.August 1929 sich auch in anderen Teilen der damaligen 

preußischen Provinzen auszudehnen. Wir nahmen Verbindun- 
gen auf mit Landvertretern in Brandenburg, Pommern, Ostpreu- 
ßen, Schlesien, Hannover und Westfahlen bis nach Paderborn. 
In einzelnen Bezirken hatten wir schon mit Aktivisten das 
Legen von Bomben vereinbart, wozu wir ihnen den Spreng- 
stoff liefern sollten. Durch unsere Verhaftung am 10. und 11. 
September 1928 wurde das jedoch unterbunden. Unter den 
Bauern entstand dadurch bald ein Nachlassen des Interesses 
für die Bewegung. Die Lage nutzten die Nationalsozialisten 
sehr geschickt aus, indem auch sie besonders in Dithmarschen 
kleinere Terroraktionen starteten. 

Der Antisemitismus, dem vor allem Hamkens huldigte, wur- 
de nun mehr Vorschub geleistet. In Dithmarschen wie über- 
haupt an der ganzen Westküste herrschte zwar niemals Haß 
gegen die Juden. Im Gegenteil waren z.B. in Husum auf den 
Viehmärkten die jüdischen Viehkäufer gern gesehene Gäste. 
Auch die kleine Zahl der jüdischen Geschäftsleute wie Schlach- 
ter und Kaufleute unterhielten in der ganzen ländlichen Be- 
völkerung rege Verbindungen aufrecht, bis die Nationalso- 
zialisten dies völlig unterbrachen. Auch bis heute ist in Dith- 
marschen kaum ein neues jüdisches Geschäft entstanden.’ 

Mit der Verhaftung der zentralen Aktivistengruppe war die 
Perspektive der Bewegung ,„ ein tendenzielles Machtmittel — 
und ihre regioanle Ausbreitung — gebrochen. „Die Bomben- 
attentate signalisierten nicht nur die Radikalisierung der Heim- 
-Gruppe, sondern zugleich, daß die Landvolkbewegung auf 
Dauer nicht in der Lage war, dem ‚System‘ Paroli zu bieten. 
Bis 1931 kam es immer wieder zu Auseinandersetzungen mit 
Beamten und Behörden, zu Verhinderungen von Zwangsver- 
steigerungen, zu Demonstrationen und Kundgebungen, aber 
der Höhepunkt war überschritten,” schreibt Poppinga in sei- 
nem Buch °*, In der Einordnung der Bombenattentate irrt 


“Poppinga. Die Anschläge und die anderen Aktionen waren 


gemeinsam gewachsen. Die Anschläge signalisierten nicht die 
Krise, sondern den Höhepunkt der Bewegung: erst die Verhaf- 
tung Heims und seiner Gruppe löste in der Landvolkbewegung 
Verwirrung, vielleicht auch Resignation aus. Es ist auffallend, 
daß die Krise der Landvolkbewegung in dem Moment voll 
aufbrach, in dem Heim und seine Gruppe verhaftet worden 
waren, 

„Eine baldige nennenswerte Entspannung im Agrarsektor 
war mit dem Einbruch der umfassenden Weltwirtschaftskrise 
ab Sommer 1929 unwahrscheinlich geworden. In ihrem Ge- 
folge ergriff die Radikalisierung in wachsendem Maße auch 
die städtischen Schichten des Mittelstandes. So war es nicht 
verwunderlich, daß sich die Landvolkbewegung im Winter 
1929/30 trotz des schweren Rückschlags in gewissem Umfang 
regenerierte. Hamkens nahm nach seiner Entlassung aus der 
Untersuchungshaft Ende September sofort seine intensive 
Werbetätigkeit wieder auf. Auf Vertrauensmännerversammlun- 
gen in Rendsburg und Husum reorganisierte er die Bewe- 
gung. "„ 

Wenn es aber selbst 1930 noch einmal zu Aktionen wie in 
der Blütezeit des Bewegung kam, war dies gewiß nicht Ham- 
kens Verdienst. Im September 1930 suchte eine große Zahl 
Bauern noch einmal in Kellinghausen, vor dem Amtsgericht 
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eine Zwangsversteigerung zu verhindern. Das Amtsgericht 
wurde demoliert und bei einer Schlägerei zwischen Bauern 
und Polizei setzte die Polizei am Ende sogar Schußwaffen 
ein. Ähnliche Vorfälle ereigneten sich auch in Ostpreußen 
und Schlesien. Hamken selber jedoch hatte sich nach 1929 
fast zu einem Ordnungsfaktor entwickelt: „/ch habe den 
Eindruck, daß durch den erbetenen Strafurlaub für Hamkens 
ein Ansatzpunkt geschaffen werden könnte, der für die spä- 
tere Beruhigung dieser Gegend von großer Bedeutung sein 
würde. . . Ich sehe sonst eine Jahrzehnte dauernde erbitterte 
Kampfstellung dieser Bauernbevölkerung gegen den Staat 
voraus, die sich nur dämpfen und schließlich umkehren läßt, 
wenn Männer aus der dortigen Gegend wie z.B. Hamkens, 
ihren Einfluß geltend zu machen vermögen.’ 7 So schätzte 
später ein Reichstagsabgeordneter die Arbeit Hamkes ein. 

Lieber als die auf den Dörfern dezentral fortdauernde Tä- 
tigkeit der Nothilfen und der Vertrauensmänner der Landvolk- 
bewegung war den Behörden allemal ein kontrollierbares 
Führungsverhältnis. Und dieses versprach Hamkens zu bie- 
ten. 

Hamkens stützte sich nach seiner Haftentlassung im 
September 1929 stärker auf die völkischen Gruppen des Tan- 
nenbergbundes und des Werwolfs. Damit verspielte er das 
autonome Moment der Landvolkbewegung endgültig. Auch 
in die „Landvolk”-Zeitung schleuste Hamkens — gegen den 
Widerstand Heims aus dem Gefängnis — mehrere Mitglieder 
des Tannenbergbundes: den radikalen Bruno v. Salomon 
hatte er aus der Redaktion herausgedrängt. 

Das „Landesthing’’ am 10.November 29 in Rendsburg, 
auf dem noch einmal 3000 Landleute zusammentrafen, 
war nur noch eine Demonstration ohne Perspektive. Die 
Redner verfielen völlig dem völkisch-germanischen Mythos: 
die Bewegung befand sich schon in der Defensive. Zwar zog 
die Polizei in Rendsburg noch einmal groß ins Manöver: sie 
besetzte den vorgesehenen Versammlungsort. Jedoch kam 
es zu keinen Zusammenstößen. 

In der gleichen Zeit lief der Prozeß gegen die Beteiligten 
der Demonstration in Neumünster. Aber nicht einmal dieser 
Prozeß, in dem das Vorgehen der Polizei weitgehend verurteilt 
wurde, gab der Bewegung neuen Aufschwung: neben den Pro- 
zessen gab es keine neuen offensiven Momente. 

„Neue Prozesse waren auch jetzt der wirkungsvollste An- 
satzpunkt für die Propaganda der Landvolkbewegung. Die 
Kette der Verfahren vor schleswig-holsteinischen Gerichten 
wegen Steuerstreiks, Verhinderung von Pfändungen und belei- 
digenden Äußerungen über die Reichsverfassung und die 
Staatsorgane riß auch im Winter 1929/30 nicht ab. Nachdem 
der erste Schock über die Entlarvung und Verhaftung der Bom- 
benleger verschwunden war, begann ab Januar 1930 allmählich 
weit über Schleswig-Holstein hinaus eine Heroisierung ihrer 
Taten und Haft. Dabei gingen im internen Kreis scharfe 
Kontroversen zwischen den Freunden Hamkens und Heims 
weiter.” 

Von den Verhafteten wurde unter anderen der Bombenfah- 
rer Wiborg aus Lunden freigelassen. In Lunden wurde er von 
der freiwilligen Feuerwehr mit einem Appell und Musik em- 
pfangen. Enrüstung hatte die Bombengeschichte bei Heims 
Bekannten und überhaupt im Dithmarschen nie hervorgerufen. 
Im Gegenteil haben wahrscheinlich mehrere Bauern von den 
Bombenlegern gewußt und trotz der dicken Belohnung den 


Heim, Unter den Sprengstoffattentätern, S. 24 

Poppinga, S. 163 

Stoltenberg, S. 140 

R. Schapke nach Poppinga, S. 163 

Der Reichstagsabgeordnete Lambuch im Juni 1930 an den Ministe- 
rialrat im preußischen Innenministerium, zit. nach Beyer, S. 25 
Stoltenberg, S. 140 

Stoltenberg, S. 141 


Mund gehalten. Wenn von der „Gruppe um Heim” die Rede 
ist, ist nicht nur der kleine Kreis der Bombenleger gemeint, 
sondern die große Anzahl der „Sympathisanten”, „de sik 
all früht, wenns knallt”, die wußten oder jedenfalls ahnten, 
woher die Bomben kamen und die sich durch die Bomben in 
der Tat Mut machen ließen. „/ch und ganz Dithmarschen 
haben von den Anschlägen gewußt”, sagte Hamkens in einer 
Polizeivernehmung; er habe jedoch diese törichten Aktionen 
nicht verhindern können. 

Den moralischen Tiefstand der Bewegung Hamkens zeigte 
eine „Sonnenwendfeier”’ im Juni 1930, auf der Ludendorff 
dem germanischen Mythos frönte. Die von Hamkens eingesetz- 
te „Landvo/k’’-Redaktion hatte zu dieser Veranstaltung des 
Tannenbergbundes aufgerufen. 

Die Krise der Bewegung war nun unverkennbar. Auch das 
finanzielle Fiasko angesichts des teuren Prozesses gegen die 
Bombenleger in Altona spielte hierfür eine Rolle. Die Verur- 
teilung Heims und der anderen lähmte die weitere Arbeit. 
Hamkens konzentrierte sich nun auf die Bildung von „Dorf- 
gemeinschaften’’ und ‚Dorfabenden”, auf denen wirtschaft- 
liche Themen besprochen wurden. Seine führende Stellung 
in der Bewegung hatte er längst verloren. 

Das "'Landvolk’ stellte sein Erscheinen im August ein. Die 
Gruppe in der Landvolkbewegung, die Heim gegen Hamkens 
unterstützt hatte, liierte sich mit B. v. Salomon mit der ‘'Groß- 
deutschen Bauern- und Landvolkbewegung‘, einer in Thürin- 
gen bestehenden Gruppe. Salomon und mit ihm Bodo Uhse 
landeten schließlich beim nationalkommunistischen ‘'Bund- 


3 Claus Heim bewebrt 
seine Autonomie - 


HEIM IN PROZESS UND ZUCHTHAUS 


Nach ihrer Verhaftung wurden die Bombenleger zunächst ins 
Gefängnis nach Altona gebracht, wo man versuchte, sie zu Ge- 
ständnissen zu bewegen, was in den meisten Fällen auch ge- 
lang. Nur Claus Heim stritt zunächst jede Beteiligung an den 
Bombenattentaten ab. Die Aussagen der Mitgefangenen, die 
laut Bur Hennings keine Erfahrung im Umgang mit der Polizei 
hatten (”Wir, dumme Bauernjungs und nix erlebt, haben natür- 
lich alles ausgesagt!”) und umfangreiche Geständnisse ableg- 
ten, zwangen Heim schließlich dazu, alles zuzugeben, was in 
Gegenwart von mehr als einer Person abgemacht worden war. 

“Ich durfte auch in diesem Verhör mich nicht ins Boxhorn 
jagen lassen. ‘Mir wird nun vieles klar,‘ erwiderte ich angriffs- 
bereit, ‘Johnsen gehört zu den Bombenlegern und uns von der 
Landvolkbewegung schiebt man in die Schuhe, Bomben gelegt 
zu haben.’ 

Er wird natürlich gedacht haben:‘So ein frecher Hund!’ 
Aber auf alle seine Fragen konnte ich dem Kriminalrat eine 
Antwort geben, die jede Belastung ausschloß. Da alle Anord- 
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- werden Zwangsvollstreckungen verhindert, aber nun von den 


schuh‘. Aber auch andere derartige Gruppierungen stritten um 
den Nachlaß der Bewegung: der “Deutsche Landvolk-Kampf- 
bund‘ Nietzsches, die ‘‘Deutsche Sozialistische Arbeiter- und 
Bauernbewegung‘’ Baades oder die mit Strasser verbundene 
“Deutsche Arbeiter- und Bauernbewegung”. 90 

Der eigentliche Gewinner der Krise des Landvolkes war 
aber die NSDAP. Ihr stand auch der “'Land- und Bauernbund” 
nahe, die berufsständische Organisation der Bauern, die mit 
der Krise der Bewegung wieder an Einfluß gewann und 
schließlich im Herbst 31 zur ‘Selbsthilfe’ aufrief - eine Besitz- 
schutz-Genossenschaft analog den ehemaligen Plänen Heims 
wurde nun gegründet, aber in den Händen der Nazis. Erneut 


Braunhemden. Und gerade die Bauern der Westküste waren zu- 
nächst die wichtigste Basis dieser Partei. 

“Die Landbevölkerung war tot - das hatte wirklich die Ber- 
liner Politische Polizei erreicht. Mit fliegenden Fahnen stieß 
die NSDAP in das Vakuum. Wo der Bauerngeneral Heim be- 
stimmt hatte, bestimmte jetzt der Gauleiter Lohse, wo sich die 
Nothilfe-Ausschüsse der Landbevölkerung um die bäuerliche 
Ordnung bemüht hatten, herrschen jetzt die Ortsgruppenleiter. 
Das hatte die Berliner Politische Polizei wirklich erreicht, ®' 


90) Hierzu vor allem Beyer, S. 28 f. 
91) E.v.Salomon, zit. nach Beyer, S. 26 


im Gegensatz zur 


Landvolkbewegung 


nungen von mir alleine und nur mündlich und niemals in Ge- 
genwart einer dritten Person an die Bomben legenden Kamera- 
den gegeben waren, galten meine Aussagen genau so viel wie 
die der anderen Seite. Ich bin später auch nur verurteilt wor- 
den, weil sechzehn beteiligte Personen gegen mich ausgesagt 
hatten, ohne einen positiven Beweis liefern zu können, daß sie 
von mir die Bomben erhalten und von mir beauftragt worden 
wären, sie zu legen.” 

Nach acht Tagen wurden die Gefangenen ins Untersu- 
chungsgefängnis Moabit verlegt. Dort wurden sie sechs Wochen 
in Einzelhaft gehalten, wobei die Nachbarzellen entweder un- 
besetzt oder mit fremden Untersuchungsgefangenen belegt 
waren, Einzelfreistunde und keinerlei Kontakt zueinander. 
Durch diese’Besinnungspause’wurde Heim jedoch genausowe- 
nig zum Geständnis bewogen wie durch die Überredungsversu- 
che seines ehemaligen Kameraden Volck, der wohl gehofft hat- 
te, durch Zusammenarbeit mit der Polizei, für sich Strafmilde- 
rung zu erreichen. Bur Hennings erzählte uns, daß der Unter- 
suchungsrichter später alle anderen Gefangenen aus der Grup- 


92) Claus Heim: Lebenswogen, S. 70 f. 
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pe um Heim jeweils einen Tag zu diesem in die Zelle sperren 
ließ, in der Hoffnung, sie würden diesen zu einem Geständnis 
überreden. Die Maßnahme hatte allerdings den umgekehrten 
Effekt, daß schließlich keiner der Beteiligten mehr bereit war, 
in der Hauptverhandlung auszusagen. 

Heim und Volck wurden im Prozeß, der Mitte September 
1930 begann und 10 Wochen dauerte, zu jeweils 7 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, Hennings, Johnson und Becker zu jeweils 
5 Jahren und 3 Monaten. 

Während des Prozesses wurde die Sympathie für die Ange- 
klagten offensichtlich. 

‘Die Staatsanwaltschaft ließ im Laufe des Prozesses ein 
großes Zeugenaufgebot aufmarschieren, das aber längst nicht 
alles gegen die Angeklagten aussagte. So wurde z.B. Professor 
Asmus Petersen aus Kiel statt eines Belastungs- zum Entla- 
stungszeugen, indem er in einer längeren Rede auf die Not der 
Landwirtschaft hinwies, die ja auch letzten Endes Grund die- 
ses Prozesses war. Der Amtsvorsteher Max Ross erklärte bei 
seiner Aussage: ‘Wenn Claus Heim mir eine Bombe gegeben hät- 
te, würde ich sie auch gelegt haben.’ 

Aus dieser Bemerkung läßt sich vielleicht ein bißchen erse- 
hen, daß die volle Anerkennung der Bombenattentate nicht 
unwesentlich zusammenhing mit dem Ansehen, das die Ange- 
klagten und unter ihnen speziell Heim genoß. 

Bei der Auseinandersetzung mit seiner Person in Zusam- 
menhang mit der Landvolkbewegung habe ich in den Büchern 
eigentlich nur etwas verklärende, z.T. geradezu kitschige Hel- 
denstories gefunden. 

Die Erzählungen der Leute drücken meist auch nicht viel 
mehr aus, als daß er als Autorität respektiert wurde. 

Nach Claus Heim befragt, erklärte Bur Hennings:“Hamkens 
war der Mann des Mundes, und Claus Heim war der Mann der 
Tat.” 

Bei der Beschäftigung mit seinen Aufzeichnungen in Form 
von Lebenserinnerungen und Briefen, die er aus dem Zucht- 
haus schrieb, hatte ich einige Schwierigkeiten, die Widersprüch- 
lichkeit des Bewußtseins zu verstehen, das zunächst als ein 
Wirrwarr von moralischen und politischen Einstellungen er- 
schien, so z.B. wenn Heim trotz seiner Ablehnung gegenüber 


allen Parteien und Verbänden etc. des öfteren bedauert, daß es 
ja keine richtigen Führer gäbe oder “ordentliche Kerle’, die in 
die Geschicke des Volkes eingreifen, gleichzeitig aber massiv 
appelliert, das Volk, insbesondere die Bauern, sollten doch 
endlich begreifen, daß sie von Parlamenten und Regierungen 
nichts zu erwarten hätten und sich Grundsätzliches nur ändern 
könne, wenn sie ihre Sache selbst in die Hand nehmen. 

In den Briefen finden sich immer wieder Hinweise auf seine 
Lebenserfahrungen, die ihn zu diesem oder jenem Ergebnis ge- 
bracht hätten (“Wie das Leben klar beweist ...”), so z.B. zu der 
Erkenntnis, daß jeder selbst für sein Schicksal verantwortlich 
sei, alles einer Bestimmung folge und letztlich nur dem Guten 
diene, materielle Dinge im Grunde genommen unwichtig 
seien; Prinzipien, an denen er konsequent, um nicht zu sagen 
stur festgehalten hat. “/ch bilde mir meine Meinung nach den 
Erfahrungen, nach einem gewissen Instinkt, der in mir wohnt 
und nach dem mir eigenen Auffassungs- und Erkenntnisvermö- 
gen für die Dinge, die mich umgeben.” 

Wichtig sind in diesem Zusammenhang vor allem die Er- 
fahrungen, die Claus Heim in Paraguay machte, wo er insge- 
samt ungefähr zehn Jahre gelebt hat, und die vermutlich sein 
Verhältnis zur Gewalt, bzw. zum gewaltsamen Widerstand ge- 
gen die Bedrohung der eigenen Existenz wesentlich beeinflußt 
haben. “Wo jeder, der es sich halbwegs leisten kann, einen Re- 
volver trägt, da sitzt er ganz locker im Gürtel. Das muß man 
wissen und danach sich einstellen. Wer die Waffe am schnell- 
sten ziehen kann, ist immer im Vorteil.” 5 

Außerdem müssen diese Erfahrungen auch Auswirkungen 
auf seine wirtschaftlichen Verhältnisse gehabt haben; an die 
Größenverhältnisse auf seiner Estancia gewöhnt, hat er später 
in bezug auf die dithmarscher Landwirtschfat immer mit min- 
destens einer Null zuviel gerechnet. 

Nach dem Prozeß blieben die meisten der Angeklagten zu- 
nächst noch im Gefängnis Altona, wo die Haftbedingungen 
und die Zensur der Briefe und Zeitungen erheblich weniger 
streng waren als später im Zuchthaus. 


93) ebenda, S. 74 
94) 13.11.31 in einem Brief an Hermann Kröger 
95) Claus Heim: Lebenswogen, S. 48 
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Johnsen und Heim 


“Im Mai 1931 wurden wir alle per ‘Grüne Minna’ nach Celle 
ins Zuchthaus befördert ... . Ich hatte kurz vorher von dem 
Staatsanwalt Gollnick verlangt, da ich zu Zuchthaus verurteilt 
sei, auch ins Zuchthaus überführt zu werden. Das könnte ich 
gar nicht verlangen, erwiderte er, als ich ihn in seinem Arbeits- 
zimmer aufsuchte. Es liefen noch Begnadigungsgesuche, erklär- 
te er. Ob das stimmte, weiß ich nicht. Man sagte damals, daß 
mit Rücksicht auf die Landvolkbewegung man die Bombenle- 
ger nicht ins Zuchthaus stecken wollte. Auf jeden Fall kamen 
wir nun schneller nach Celle.”’ 

Begnadigungsgesuche hat es, wenn vielleicht auch nicht im 
Frühjahr 1931, so doch während der gesamten Haftzeit, die 
bis Juni 1932 dauerte, gegeben, Kommitees und Kampagnen 
zur Freilassung der Bombenleger. 

“Wenn Herr Severing allen Bemühungen, die von Gott weiß 
welcher Seite angestrengt werden, uns frei zu bekommen, ge- 
genüber kalt wie eine Hundeschnauze bleibt, so nehme ich ihm 
das gar nicht übel. Er weiß genau, daß ich sein erbittertster und 
hartnäckigster Gegner bin, und da er nun mal die Macht in 
Händen hat, nutzt er sie aus. Ich würde es genau so machen in 
diesem Falle. - Aus den vorstehenden Sätzen werden Sie wohl 
schon entnommen haben, daß mir die reichlich zwei Jahre im 
Bunker nichts haben anhaben können. In mir hat man gerade 
mal den Rechten zum Einsperren getroffen. Ich eigne mich 
hervorragend dafür. Statt daß die Gegner einen mürbe bekom- 
men, wächst bei mir die Energie und Lebenskraft mit jedem 
Tage der Gefangenschaft.” 97 

Doch auch Innenminister Severing hat sich auf seine Art um 
Heims Freilassung bemüht, indem er ihm mehrfach das Ange- 
bot machte, seine Entlassung aus dem Zuchthaus zu veran- 
lassen, wenn er in Zukunft keine Gewaltakte gegen die Regie- 
rung mehr unternehmen würde. 

Heim erklärte dazu, er wisse nicht, ob er das noch mal tun 
würde oder nicht und würde sich weigern, diesbezüglich irgend- 
welche Verpflichtungen einzugehen. 8 

In den Landvolkbriefen heißt es dazu ziemlich pathetisch: 
“Er kann es nicht verstehen, daß die Bauern da draußen ihn 
noch nicht aus dem Zuchthaus geholt haben. Er kann es nicht 
verstehen, daß die Revolutionierung des deutschen Menschen 
so langsam vor sich geht ..... Er will selbstverständlich die Frei- 
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heit, aber er will keine Gnade, sondern Anerkennung sein 
Rechtsstandpunktes, und wenn dies nicht anerkannt wird, 
sagt er, ist es besser, wenn 15 bis 20.000 Bauern im Zuchthais 
sitzen... 9 i 

Zudem beteuerte er in Briefen mehrfach, daß ihm die Haft 
nicht das geringste ausmachen. “Zur Verbitterung fehlt mit 
ferner jede Anlage. Mein Grundsatz ‘Alles ist gut‘, glaube ich, 
beweist das.Ich habe seiner Zeit Ihrer Gattin doch schon mal 
geschrieben, daß ich mich hier (im Zuchthaus) genauso wohl 
fühle wie draußen. Wenn Sie mir das nicht recht zu glauben 
vermögen, dann kann ich dem allerdings nicht abhelfen.” 1 

Überhaupt stand er auf dem Standpunkt, daß, wenn die 
Zeit reif dafür sei, die Zuchthaustüren schon von selbst sich 
öffnen würden. “Einige Tage nach meiner Einlieferung (ins 
Zuchthaus) hatte mich der Polizeiinspektor zu sich kommen 
lassen und teilte mir mit, daß ich 1936 am 24. August entlas- 
sen werden würde. Ich möge nachrechnen, ob das richtig sei, er 
könne sich vielleicht verrechnet haben, so daß die Möglichkeit 
nicht ausgeschlossen sei, eine längere Haftzeit verbüßen zu 
müssen, als das Urteil mir zugedacht hätte ... Als ich ihm da 
rauf erwiderte, das interessiere mich überhaupt nicht, fragte er 
verwundert nach dem Grund, den er nicht begreifen könne, 
Ich sitze meine Zeit doch nicht ab. Wenn ein anderer politi- 
scher Wind weht, bin ich wieder draußen‘, erwiderte ich ihm, 
‘Na, wenn ein anderer politischer Wind weht, sind Sie wieder 
draußen‘, widerholte er. Als ich dann nach reichlich einem 
Jahr im Juni 1932 entlassen wurde, sagte er, als ich mich von 
ihm verabschiedete, ‘Sie haben damals doch recht gehabt, als 
Sie mir Ki Auffassung von der vorzeitigen Entlassung erklär- 
ten.” 

Auch Reichtagsabgeordnete der NSDAP, der deutschnatio- 
nalen Volkspartei (DNVP) und der KPD bemühten sich mehr- 
fach um die Frailassung der Bombenleger. Dies wurde im Juni 
1932 denn schließlich auch erreicht, indem die Abgeordneten 
der oben erwähnten Parteien ausnahmsweise mal für die glei- 
che Sache stimmten. 

Heim jedoch hat das Interesse der Parteien an seiner Per- 
son, bzw. seiner Freilassung von vornherein als Taktik angese- 
hen. Mit unserer Freilassung hat es also bis auf Weiteres nichts 
mehr auf sich. Ich rechne nicht mehr damit, denn wirklich 
ernst ist es den Nazis überhaupt nicht. Sie haben den Antrag 
nur eingereicht mit Rücksicht auf ihre Wähler in Schleswig- 
Holstein. Da dort aber überhaupt kein ordentlicher Kerl sitzt, 
der sich dahinterklemmt, wird man uns lieber mit der Zeit in 
Vergessenheit geraten lassen. Man weiß ganz genau, daß wir 
ihnen höchst unbequem sind. Die Bauern aber, die sich in un- 
serer Sache ja schon früher mit Ruhm ‘bekleckert‘ haben, brau- 
chen uns überhaupt nicht mehr, da ihnen durch den großen 
Adolf jetzt bald ein paar wirtschaftliche Vorteile in Aussicht 
stehen. ° 102 

"Ein halbes Jahr nach Beendigung unserer Gefängnis- und 
Zuchthauszeit, die im Ganzen 2 1/2 Jahre gedauert hat, kam 
am 30. Jnauar 33 Adolf Hitler an die Macht. Ich habe es abge- 
lehnt, seiner Partei beizutreten, obwohl er mir 1930, als ich in 
Altona im Gefängnis saß, die Spitzenkandidatur in Schleswig- 
Holstein anbot. Damals besuchten mich der Oberbürgermeister 
von Neumünster, Dr. Stahmer und Hinrich Lohse. Ich erklärte 
ihnen, ich sei der Anführer der Bombenleger und würde nie als 
Erster aus dem Gefängnis gehen. Sie möchten ein großes Loch 
in die Mauern dieses Hauses sprengen, damit alle gleichzeitig 
und ich als Letzter das Haus verlassen könnten . Dazu wären 
sie nicht in der Lage, erwiderte Stahmer. Seine Mission war ge- 
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scheitert. Hitler hatte wohl gehofft, mich zum Stimmenfang 
für sich ausnutzen zu können. Er bekam aber auch ohne mich 
vier Reichstagsmandate in Schleswig-Holstein für seine Partei. 
In Dithmarschen wählten mehr als 90% nationalsozialistisch. 
Lohse hätte mich gerne, wie ich später erfuhr, ins Konzentra- 
tionslager sperren lassen. Meine Beziehungen zu anderen Nazi- 
führern scheinen das aber wohl verhindert zu haben.” 


"Über das Trennende muß man gar nicht reden ” — 
Heims Verhältnis zu den Parteien 


Umgekehrt war allerdings Heims Verhältnis zu den diversen 
Parteien nicht weniger taktisch. Im Prinzip interessierten ihn 
Parteien, Bünde, Verbände und sog. Bewegungen, die sich 
nicht bewegten, nicht, da sie nur die Einheit des Volkes im 
Kampf gegen das verhaßte System verhinderten. Von grund- 
sätzlichen Interessenswidersprüchen ging er dabei nicht aus, 
bzw. ignorierte sie. Über seine diesbezügliche Einstellung hat 
er am 10.3.32 ziemlich ausführlich an Friedrich Doepner, den 
Schwager von W. Hamkens, geschrieben: 


“Sehr geehrter Herr Doepner! 


Ich erhielt heute morgen Ihren freundlichen Brief vom 6. d. 
Mts., für den ich bestens danke, und den ich Ihnen sofort Ih- 
rem Wunsche gemäß beantworten werde. Sie verlangen von 
mir eine offene Antwort. Ich pflege immer offen zu sprechen. 
Dann bitten Sie mich, die Bauernsache in die Hand zu nehmen 
und der Bewegung das klare Gesicht zu geben, da sie sonst ver- 
sinkt im Morast der lokalen Streitigkeiten. Solange ich im Bun- 
ker sitze ist in dieser Beziehung gar nichts zu machen. Lokale 
Streitigkeiten werden am besten beseitigt, indem man aktiv 
kämpft. Weil das aber leider nicht getan wird, beschäftigt man 
sich mit allem möglichen Kleinkram und bekämpft die eigenen 
Brüder. . . . Sie möchten am liebsten, ich solle mal wieder in 
den alten Fehler verfallen, den Sie im vorigen Jahr erst mach- 
ten und den jede Partei und Gruppe heute macht, ein Pro- 
gramm mit genau formulierten Forderungen herauszugeben. 
Etwas Törichteres könnte ich überhaupt nicht tun. Jedes Pro- 
gramm dient nur dazu, die Deutschen, die eigentlich zu 97% 
restlos zusammenstehen sollten, auseinander zu treiben. Hinzu 
kommt, daß noch keine Partei ihr Programm hat erfüllen kön- 
nen, wenn sie an die Macht gelangte. Es ist ja auch ganz klar, 
daß dies selbst für den tüchtigsten Menschen unmöglich ist. 


Wenn ich praktische Politik betreiben will, so muß ich den 
unvorhergesehenen Schwierigkeiten Rechnung tragen, auch 


er 


wenn sie meinem ehemaligen Programm zuwiderlaufen, an- 
dernfalls renne ich mich fest. Jedes Abweichen von einem Pro- 
gramm bringt mich aber unweigerlich in den Verdacht der Un- 
ehrlichkeit. Aus diesem Grunde sage ich immer, weg mit allen 
Programmen. Für die Öffentlichkeit ein paar Richtlinien, bei 
deren Auswahl man aber äußerst vorsichtig sein sollte. 

Bei Beginn unseres Landvolkkampfes und solange ich draus- 
sen war, haben wir an diesem Prinzip stets festgehalten. Wenn 
man uns fragte, was wollt ihr denn eigentlich, dann hieß es ein- 
fach, wir setzen uns für jeden Deutschen ein, dem sein Recht 
in unserem Vaterlande genommen ist und zwar durch die Tat, 
und nicht mit Worten und Reden. Das ist heute freilich ganz 
anders geworden. Man hat sich zur Hauptsache auf das Schwat- 
zen verlegt, und da ist es denn kein Wunder, wenn die Bewe- 
gung versandet und Kommunisten, Schwarze Frontleute usw. 
sich ihrer für ihre Zwecke bedienen. . .. Unter uns gesagt, Ihr 
Schwager Hamkens hätte nach unserer Festnahme dafür sorgen 
müssen, daß der Landvolkkampf so weiter geführt worden wä- 
re, wie wir ihn begonnen hatten. Er ist leider ein großer Ver- 
sager gewesen. ... 

Ich trete absichtlich mit keiner Erklärung an die Öffentlich- 
keit. Alles, was in dieser Beziehung geschrieben wird, ist er- 
stunken und erlogen bis auf den letzten i-Punkt hin. Weder in 
“Volk, Freiheit und Vaterland” noch in kommunistischen, na- 
tionalsozialistischen oder anderen Blättern habe ich jemanden 
auch nur autorisiert, etwas über meine Meinung zu schreiben. 
Alles, von ganz rechts bis ganz links geht heute mit meinem 
Namen hausieren. Mich stört das alles aber nicht. Wer das tut, 
beweist damit seine eigene Schwäche. Den Zuwachs, den man 
auf diese Weise für seinen ”Laden’’ gewinnt, gönne ich jedem 
gerne. Er wird ihm allerdings nicht sehr lange viel nützen. ... 

Der Bauer ist mißtrauisch geworden und das ja mit Recht, 
wenn v. Salomon sagt, die schwarze Fahne möge zur roten 
werden usw. oder wenn Uhse vielleicht öffentlich, wie er es 
hier bei mir in Celle das letzte Mal tat, für Kollektivwirtschaft 
eintritt... ... Der Bauer wird kopfscheu und wir kommen nicht 
weiter. Trotzdem breche ich die Beziehungen mit den beiden 
auf keinen Fall ab... Schaden anrichten können die Beiden 
nicht, wie Sie es vielleicht befürchten. Mir kommt es aber dar- 
auf an, auf alle Fälle die Verbindung mit den Kommunisten 
aufrecht zu erhalten. Über das Trennende muß man mit ihnen 
gar nicht reden. Den Arbeiter gewinnen wir nur dadurch, daß 
wir ihm Vertrauen einflößen. Das geschieht nicht mit Worten, 
sondern nur durch Taten. Wenn man mich z.B. auf einer Ver- 
sammlung von seiten der Kommunisten fragen würde, bist Du 
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Landesverrat’’ 


für Kollektivwirtschaft, so würde ich antworten, ich bin für 
das, was alle befriedigen wird: Ein jeder Deutscher, (auch der- 
jenige, der kein Vermögen hat) muß die Möglichkeit besitzen, 
wieder bodenständig zu werden, also Grund und Boden erwer- 
ben können, auf dem er sich und seine Familie ernähren kann. 
Diese Möglichkeit hat ihm der Staat zu verschaffen. Staatsbe- 
sitz, Besitz von GmbH, von Ausländern in erster Linie, und 
wenn das nicht ausreicht, hat jeder je nach der Größe seines 
Besitzes soviel herzugeben, daß dies möglich wird. Genaue Er- 
wägungen und Überlegungen bestimmen im Einzelnen, wie das 
zu machen ist. Für Kollektivwirtschaft wird auch der kleinste 
Bauer nicht zu haben sein, also ist dieser Weg, weil er nie zur 
Einigkeit sondern nur zum Bruderkrieg führt, nicht zu be- 
schreiten.... Auch mit den Leuten der Schwarzen Front bre- 
che ich nicht, obwohl das, was Sie z.B. über Erhard sagen,auch 
meine Meinung ist. Wir brauchen sie alle... 

Wenn Bauern nicht wissen, was sie von mir halten sollen, 
weil Kommunisten und alle möglichen Leute heute sich meiner 
für ihre Zwecke bedienen, dann sagen Sie ihnen nur lakonisch, 
beurteilt ihn doch nach seinen Taten und hört nicht auf das 
elende Geschwätz in der Presse. Fragt man sie, ob ich Kommu- 
nist sei, dann antworten Sie einfach, Sie hätten davon nichts 
gehört; ich müßte ja fürchterlich dämlich sein, mich durch eine 
Partei binden zu lassen. Damit geben Sie auch den Kommuni- 
sten keine Angriffsflächen, und das muß auf alle Fälle vermie- 
den werden, wenn wir weiterkommen wollen. Wenn die Kom- 
munisten Ihnen helfen wollen, so nehmen Sie diese Hilfe stets 
an. Sie verpflichten sich dadurch ja zu nichts.” 


Trotz seiner Ablehnung den Parteien gegenüber willigte Heim 
nach anfänglichem Zögern im März 1932 ein, sich als Reichs- 
präsidentschaftskandidat eines Bündnisses aller “revo/utionä- 
ren’ Gruppen aufstellen zu lassen, wofür man auf die Unter- 
stützung von KPD, DNVP und Nazis hoffte. Jedoch zeichnete 
sich sehr schnell ab, daß dieses Bündnis gegen die SPD-Regie- 
rung in keinem Fall zustandekommen würde, zudem hätte 
Heim sich als Gegner aller Parteien und Parlamente unglaub- 
würdig gemacht, und schließlich hatte man bei diesen Überle- 
gungen außer Acht gelassen, daß Heim, solange er im Zucht- 
haus saß, gar nicht kandidieren durfte. Heim selbst schreibt 
dazu am 3.4.32 an seine Frau: 

“Ich zog bereits am 25.3. meine Einwilligung zurück ... Man 
hatte sehr schlecht die allgemeine Stimmung sondiert, ehe man 
zu mir kam, und zu sehr von sich auf die anderen geschlossen. 
Die Widerstände von allen Seiten waren sehr groß, so daß der 
Zweck der Übung verfehlt war. Mein inneres Empfinden sagte 
mir das schon, als Niekisch bei mir war. Wenn ich mich trotz- 
dem gegen dasselbe entschloß, so lediglich, um zu zeigen, daß 
ich einer guten Sache nicht im Wege stehen wollte. Mich hat 
das Ganze gelehrt, daß gerade in revolutionären Kreisen die 
Uneinigkeit genauso groß ist wie überall.” 


“Rindviecher und Phrasendrescher”’ 


Durch die Verhaftung der Bombenleger vollzog sich in der 
Landvolkbewegung eine entscheidende Wende. Zum einen ge- 
fährdeten finanzielle Schwierigikeiten, in die die Bewegung 
nicht zuletzt auch durch die unverschämten Honorarforderun- 
gen des Hauptverteidigers Dr. Luetgebrune geriet, die weitere 
Arbeit. 

Zum anderen wurde durch die Verhaftung der Gruppe um 
Heim die Bewegung wesentlicher Aktionsformen beraubt. 
Während Heim im Zuchthaus saß, setzte sich vor allem durch 
Hamkens ein "'gemäßigter ”’ Kurs in der Bewegung durch: Re- 
den, Kundgebungen, Demonstrationen. Seine Enttäuschung 
und Kritik an dieser Entwicklung (und z.T. auch an den Bau- 
ern) hat Heim gegenüber Freunden und Besuchern oft zum 
Ausdruck gebracht, sah sich aber nicht dazu in der Lage, vom 
Zuchthaus aus entscheidende Veränderungen herbeizuführen: 
"Daß man (aber) noch immer zu den alten nichts helfenden 
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und abgedroschenen Mitteln von Massenversammlungen und 
Protesten seine Zuflucht nimmt, wundert mich. Der Bauer, 
der ja dauernd mit Rindviechern verkehrt, ist selbst schon halb 
ein solches geworden, sonst könnte es m.E. gar nie angehen, 
daß man noch hinter diesen Phrasendreschern herläuft, die in 
all ihrem Tun und Handeln nur von dem Befürfnis nach Befrie- 
digung ihrer Eitelkeit und ihres Ehrgeizes getrieben werden. 
Anstatt sie alle zum Teufel zu jagen, diese so sich selbst dazu 
aufdrängenden Führer, jubelt man ihnen noch immer wieder 
zu und klatscht ihren hohlen Phrasen Beifall. 

Gestern erhielt ich von Köhler, Bünsdorf ein Schreiben, in 
welchem er mir die Grüße der Land- und Bauernbundversamm- 
lung aus Segeberg übermittelt. 1500 Mann sollen da mal wie- 
der zusammengekommen sein. Daß man immer noch nicht 
gemerkt hat, daß solche Versammlungen gerade im Interesse 
des Kapitalsystems liegen! Es tritt dadurch stets eine Beruhi- 
gung ein, weil man erstmal hofft, es könnte nun doch anders 
werden. Man geht also nach Hause und legt sich aufs Ohr bis 
zur nächsten ”kraftvollen” Kundgebung. ... Genau so blind 
wie die Bauern sind die Arbeiter, die sich von den auch alles 
andere als Führer seienden Hetzern der kommunistischen Par- 
tei brauchen lassen. Sie merken ebenso wenig, welcher Schind- 
/uder mit ihnen getrieben wird. Aber gerade durch die Uneinig- 
keit kann der Gegner überhaupt existieren. Darum heißt es zu- 
nächst mal Einigkeit in die ganze Abwehrfront des Kapitalis- 
mus _hereinzubringen..... 

Wenn wir den Arbeiter für uns gewinnen wollen, und das 
müssen wir, denn ohne ihn kommen wir ebenso wenig ans Ziel 
wie er, wenn er uns bekämpft „ (müssen wir) ihn zu uns heran- 
ziehen. Mit der Taktik des Schädeleinschlagens erreicht man, 
wie die Erfahrung täglich zeigt, das Gegenteil”! 04 


Am ehesten glaubte er vielleicht noch Einfluß nehmen zu 
können durch Appelle an Gleichgesinnte, "die Geschichte end- 
lich selbst in die Hand zu nehmen”, zu handeln, was für ihn 
nach wie vor bedeutete, mit illegalen Mitteln gegen das ""Sys- 
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tem’’ zu kämpfen. Dazu schreibt er am 13.12.31 an Carl Baa- 
de: “Sie wollen dann von mir Ratschläge haben. Sehr geehrter 
Herr Baade, die kann ich Ihnen nicht erteilen, denn wenn ich 
es täte, so würde der Brief die Zensur nicht passieren können, 
weil die Mittel, die ich für die einzig noch nützenden halte, il- 
legal sind. Aucn kenn ich Sie ja nicht einmal und weiß daher 
nicht, ob Sie gewillt sind, die Gefahren, die damit verbunden 
sind, auf sich zu nehmen. Gefängnis etc. ist nicht jedermanns 
Sache. Alles andere ist nach meinem Dafürhalten von Anfang 
an zwecklos. ... Mit Bauernvereinen usw. habe ich — nebenbei 
bemerkt — überhaupt keine Fühlung und Verbindung. ... 

Ich rufe auch Ihnen wie allen Freunden zu, handeln Sie anstatt 
zu reden, Vereine und neue sog. Bewegungen zu gründen.” 


In seinen moralischen Appellen beklagte Heim vor allem die 
mangelnde Opferbereitschaft und fehlende menschliche Grös- 
se, bzw. den ”Matrialismus und Egoismus”, der dazu führe, 
daß sich niemand mehr mit wirklicher Energie für die Belange 
des ganzen Volkes einsetze. In diesem Sinne versuchte er auch 
zur Lösung des Problems der Arbeitslosigkeit beizutragen mit 
einigen eher karitativen Vorschlägen, die er in einem Brief an 
einige ”einsichtige Landsleute” darlegte, der am 7.11.31 in 
den "'Husumer Nachrichten’’ und im "'Heider Anzeiger” veröf- 
fentlicht wurde. 


"Dusendüwelswarf” und Nazis 


Ungefähr ein halbes Jahr nach seiner Entlassung aus dem 
Zuchthaus versuchte Heim noch einmal Einfluß auf die Land- 
volkbewegung auszuüben, bzw. dieselbe wieder zu beleben 
durch die Wochenzeitung ""Dusendüwelswarf”, benannt nach 
dem Hügel, an dem 1500 die Schlacht bei Hemmingstedt ge- 
schlagen wurde, '"im Geiste der Landvolkbewegung herausgege- 
ben von Claus Heim’, Verantwortung und Verwaltung für die 
Nummern 1 bis 29 Bur Hennings, für die letzten 6 Nummern 
Claus Heim. Das Erscheinen der Zeitung fiel fast genau mit 
dem Datum der faschistischen Machtübernahme in Deutsch- 
land zusammen, einem Zeitpunkt, zu dem, wie erwähnt, mehr 
als 90% in Dithmarschen nationalsozialistisch wählten. Heim 
selbst hat die NSDAP nie gewählt, was die Nazis am Orte ver- 
anlaßte, an seinem Hof in der Nacht vor der Wahl ein Transpa- 
rent mit der Aufschrift ‘'Nicht-Wahl ist Landesverrat’’ anzu- 
bringen. Für Heim ergaben sich in dieser Situation gewisse 
Schwierigkeiten. Von den Nazis, insbesondere von "diesem 


eitlen Hitler, dessen ganze Größe bisher doch nur im großen 
Mund bestanden hat”\05 hielt er nichts bzw. sah er bei einer 
Nazi-Regierung die Gefahr, daß dadurch die “revolutionäre 
Bewegung” zum Stillstand käme. Dazu heißt es in einem Brief 
an L. Paschen vom 1.4.32: “Für mich ist Hitler geradezu eine 
Gefahr für unser Volk. Ich wünschte aufrichtigen Herzens, daß 
er in keiner Weise Einfluß auf die Regierung, was vorläufig nur 
für Preußen Bedeutung hat, denn die Präsidentenwahl ist ja 
längst entschieden, gewinnt. Wer es wirklich gut mit unserem 
Vo/k meint, der muß Hindenburg wählen, weil nur seine Wahl 
die Garantie bietet, daß der Kampf gegen dieses ‘System’ un- 
unterbrochen weitergeführt wird. Hätte Hitler gesiegt, dann 
würden sich so und so viele gute revolutionäre Kräfte erstmal 
aufs Warten gelegt haben, um zu sehen, wie denn nun regiert 
werde. Daß dem einen oder anderen Teil der Spießerwelt 
durch Hitler sicherlich einige untergeordnete materielle Vortei- 
le entstanden wären, bezweifle ich nicht. Darauf kommt es 
aber nicht an.” 

Dementsprechend finden sich in der ""Dusendüwelswarf”’ Ar- 
tikel immer wieder mit Aufforderungen an die Bauern, sich 
nicht auf Berlin zu verlassen, wenn auch die Regierung sicher- 
lich die besten Absichten habe. Man müsse endlich über die ei- 
gene Kirchturmssichtweite hinausgelangen und auch das erfor- 
derliche Verständnis für die Belange der Arbeiter aufbringen, 
der ja der beste Konsument des Bauern sei. “Bringen es ir- 
gendwelche Umstände mit sich, daß eine wirtschaftliche Ein- 
schränkung erforderlich ist, dann hat der Bauer nicht seine 
Arbeiter zu entlassen, sondern muß in erster Linie selbst den 
Schmachtriemen enger schnallen, um weiter alle auf dem Hof 
ernähren zu können. 10 

Die Zeitung ging in erster Linie mal von den Interessen der 
Bauern aus, die nationale Wirtschaft und den Binnenmarkt zu 
stärken. Durch die Abschottung gegenüber dem Ausland, ver- 
bunden mit Deutschtums- und Blut-und-Boden-Ideologie soll- 
te die ”"Gesundung’’ von Wirtschaft und Volk erreicht werden. 

— Insofern fehlte es auch nicht an Anerkennung für die Nazi- 
Regierung. (Ob sich die Mitarbeiter der Zeitung in ihrer Hal- 
tung der NSDAP gegenüber einig waren, ist nicht richtig auszu- 
machen, aber unwahrscheinlich, da in diesem Punkt starke Un- 
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terschiede zwischen einzelnen Artikeln existieren. Es ist wohl 
eher anzunehmen, daß mal wieder über Differenzen und Wider- 
sprüche hinweggegangen wurde, um der Einheit willen.) 

Auch die Gleichschaltung wurde begrüßt, insofern sie als de- 
monstrative Einigkeit nach außen verstanden wurde. Dagegen 
wurde betont, daß man sich im Innern unbedingt die Vielge- 
stalt erhalten müsse, daß Kritik erlaubt sein müsse und man 
endlich vom Zentralismus weg zur Selbstverwaltung kommen 
müsse. “Die Sehnsucht nach SELBSTVERANTWORTUNG 
UND SELBSTVERWALTUNG ist riesengroß ... Die ganze 
Entwicklung der letzten Jahrhunderte ging GEGEN diese For- 
derungen, die immer mehr oder weniger im Bauerntum leben- 
dig gewesen sind. Es scheint ja heute fast so, als ob diese ”Ent- 
wicklung” in einer formalstaatlichen, zentralistischen Verwal- 
tung gekrönt werden sollte. Deshalb, solange es noch nicht zu 
spät ist, betonen wir in aller Freimütigkeit: Der Versuch einer 
faschistischen Lösung der deutschen Lebensfrage ist eine Fehl- 
lösung.” 

Die NSDAP-Regierung wurde an deri Versprechungen ge- 
messen, die sie den Bauern gemacht hatte und vor allem in die- 
sem Rahmen kritisiert (wenn auch, wie bereits erwähnt, gele- 
gentlich darauf hingewiesen wurde, daß es nicht ausreiche, daß 
der Bauer allein auf seinem Hof wieder "rum kommt’”); Zwei- 
fel daran, daß die NSDAP die Bauern in ihrem Kampf gegen 
das “internationale Finanzkapital”’ unterstützt, werden zum 
ersten Mal deutlich in dem Artikel ”‘Gegen die Wucherzinsen’ 
der Düngerindustrie”” 08 geäußert: 

“Wie uns aus sicherer Quelle mitgeteilt wird, ist die neue 
Reichstagswahl unmittelbar durch die Tatsache veranlaßt wor- 
den, daß das Kalisyndikat der NSDAP drei Millionen Wahlgel- 
der angeboten hat. ” Dabei wird jedoch noch in Betracht gezo- 
gen, daß Hitler die Wahlgelder nur aus taktischen Gründen an- 
genommen haben könne. Deutlicher wird die Kritik dann bei 
der Enttäuschung über den Hugenbergschen Entwurf des land- 
wirtschaftlichen Entschuldungsgesetzes: “Wer den Zins auf- 
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recht erhalten will, wird für die kommende Zeit immer den 
Bauern als Gegner haben. ... Zinsen sind unmoralisch. ... 
Ausbeutungsobjekt nicht arbeitender Kapitalisten zu sein, 
lehnt der Bauer von nun an grundsätzlich ab. “r 


Kapitalismuskritik aus Sicht der Bauern wurde vor allem an 
den Profiten der Banken und an der "fehlgeleiteten’’Produk- 
tion geäußert: "Wo liegt des Übels Kern? — Die Arbeit des 
Volkes wird nicht durch Rentabilität im volkswirtschaftlichen 
sondern im kapitalistischen Sinne bestimmt: d.h. maßgebend 
ist nicht der Nutzen für die: Allgemeinheit, sondern der Profit 
für den Einzelnen, mag er noch so sehr auf Kosten der Gesamt- 
heit gehen. ... Man meint, Arbeit ist gleich Arbeit, gleichgül- 
tig, ob man Kartoffeln pflanzt oder Zigaretten dreht, ob man 
Arbeitsschuhe besohlt oder seidene Strümpfchen für Halbwelt- 
damen macht, ob man eine Dreschmaschine aufstellt oder 
Tisch-Telephone für einen Vergnügungspalast. 

Auch von der Fehl- und Schundproduktion leben ja Millio- 
nen von Arbeitern, Handwerkern und Angestellten, und alles 
Geld bleibt im Lande, kreist und nährt wieder seinen Mann — 
Wunderschön! Wenn es nur darauf ankommt, dann kann im 
Namen der Volkswirtschaft alles, aber auch alles gemacht wer- 
den, wenn es nur Geld bringt, und es ist beim besten Willen 
nicht einzusehen, warum dann nicht jährlich so viele Gebäude 
in Brand gesetzt werden, wie nötig sind, um alle Arbeiter und 
Handwerker zu beschäftigen.” 

Vor allem wurde die fehlgeleitete Produktion natürlich da 
kritisiert, wo sie die Landwirtschaft betraf, nämlich bei der 
Produktionssteigerung durch Kunstdünger, vor der eindring- 
lichst gewarnt wird: “Bauer, suche nicht Deine Rettung von 
außen! Verlasse Dich allein und nur auf Dein schöpferisches 
Tatdenken! Vor allem lasse ab von dem Wahnsinn der Massen- 
gewinne von Erzeugnissen durch Kunstdünger!”” 1 

Stattdessen werden biologisch-dynamische Bewirtschaftung 
und naturgemäße Düngung empfohlen. Am 30.9.33 fordert 
Claus Heim in dem Artikel; “Die verlorene Scholle”'12 , daß 
alle Bauern, die ihren ererbten Besitz verloren haben, und 
“heute noch so gut wie auf sich alleine angewiesen” sind, nicht 
durch irgendeine Siedlung entschädigt werden, sondern ihren 
Besitz zurückerhalten sollen. “Die Stellung der Regierung zu 
dieser. Angelegenheit ist bis jetzt nicht bekannt. Wohl ist aus 
Äußerungen örtlicher Leiter der NSDAP hin und wieder an die 
Öffentlichkeit gedrungen, daß Parteimitglieder, die ihren Be- 
sitz verloren haben, durch Siedlungen entschädigt würden. Wie 
weit sie aus dem Rahmen rein persönlicher Entsprechungen 
und Beruhigungen herausgehen, läßt sich aber nicht beurtei- 
len.’’ Unter dem Artikel steht der Aufruf: “Um an maßgeben- 
der Stelle die Interessen der von ihrer Scholle Vertriebenen zu 
vertreten, ist der Unterzeichnete bereit, an einem zu bildenden 
Ausschuß mitzuarbeiten, der die Angelegenheit in die Hände 
nimmt. Alle vertriebenen Berufsgenossen werden daher aufge- 
fordert, umgehend ihre Zustimmung dazu, ihre Unterschrift 
sowie kurze Angaben über die Größe des verlorenen Besitzes 
an ihn einzureichen.’ 

Daraufhin wird die Zeitung zunächst für ein halbes Jahr ver- 
boten. 


107) G. Kenstler: Einschaltung oder Eingliederung, in: Dusendüwels- 
warf Nr. 15 v. 6.Mai 1933, Hervorhebung i.Original 

108) in Dusendüwelswarf Nr. 5, 25.2.33 

109) C. Heim: Was sagt der deutsche Bauer zum Hugenbergschen Ent- 
wurf des landwirtschaftlichen Entschuldungsgesetzes?, Dusendü- 
welswarf Nr. 16, v. 13.Mai 1933 

110)W. Scharenberg: Warum der Bauer not leidet, in: Dusendüwels- 
warf vom 1.7.33, Nr. 23 

111)W. Rasche: Revolution der Landwirtschaft. Kommt das Ende des 
Kunstdüngers? Bauer, werde nachdenklich!, in: Dusendüwelswarf 
Nr. 35, 23.9.33 

112) Dusendüwelswarf Nr. 36, 30.9.33 


Damit endeten dann auch mehr oder weniger Heims politi- 
sche Aktivitäten. “A/s die Partei später nach und nach die 
Macht im Staate ausgebaut hatte, gebot es der Selbsterhal- 
tungstrieb, sich jeder Auflehnung zu enthalten. Ich habe mich 
damals von jeder öffentlichen Beteiligung fern gehalten und 
DRAN verhindert, daß man mich von Seiten der Nazis belästig- 
te.” 

"Als (aber) kurz vor Ausbruch des zweiten Weltkrieges alle 
der Partei politisch unliebsamen Personen verhaftet wurden, 
sah Lohse eine Handhabe gegen Claus Heim. Am 26. August 
1939 wurde er nachts ins Gestapogefängnis nach Kiel gebracht. 
Doch als sich der damalige Heider Oberbürgermeister Herwig 
persönlich bei dem Kieler Gestapochef Nordmann für ihn ein- 
setzte, wurde Claus Heim sofort entlassen und von Nordmann 
selbst im Wagen nach Österfeld zurückgebracht.”114 

Schon nach dem Röhm-Putsch hat sich. dann der Mythos 
um Claus Heim geradezu sagen-haft verselbständigt. Bodo Uh- 
se, der selbst aktiv an der Landvolkbewegung beteiligt war, 
schreibt in seinem 1935 erschienenen Buch: ”Von Claus Heim 
geht im Lande das Gerücht, auch er sei erschossen worden, 
aber er sei nicht gefallen, sondern stehengeblieben an der Mau- 
er, an die man ihn gestellt hatte, und seine Mörder erst mußten 
den Aufrechten in die Grube werfen, bevor sie auf ihn die Erde 
schütteten, aus der er stammte. ‚11 

Das ist allerdings genauso verkehrt wie kitschig. Claus Heim 
ist am 1.1.68 an einem schweren Herzleiden gestorben — und 
zwar in seinem Bett. 


113) Claus Heim: Lebenswogen, S. 79 
114) Bieger, S. 52 


115) Bodo Uhse, S. 307 
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Vera Kamenko hat aufgeschrieben, | 
was sie erlebt hat: in ihrer Kindheit 
und Jugend in Jugoslawien. In ihrer 
Ehe. Den Transport nach Deutschland, 
nach Berlin. Die Vorstellungen, die sie 
vorher hatte. Schreibt über das Leben 
im Wohnheim, die Arbeit in der Fabrik. 
Ihr Leben mit Hasan und ihrem Sohn 
Milorad, wie er stirbt, nachdem er ge- 
schlagen wurde. Und über ihr Leben 
im Gefängnis. 


m Eu auf der suche nach tugenden 
Ho 
sie bogen 
dem gefangenen 
den mehrfach 
gebrochenen arm 
Rotbuch 178, wollten wissen 
pmg Wer heute noch 
gastfreundschaft gewährt 


Rotbuch Verlag 


1000 Berlin 30 Tel.: (030) 2 61 11 96 


Rotbuch 167, DM 6 Potsdamer Straße 98 


»Ich habe Arbeit beschrieben, die 
Frauen in Fabriken machen. Ich habe 
versucht, nicht nur die Worte Stück- 
zahl und Akkord zu benutzen, son- 
dern zu beschreiben, was das ist 
Wenn wir gegen diese Arbeit — die 


‚Du wirst an zwei Maschinen gleichzeitig ar- 
beiten, was wunderst du dich so ’?ı, sagte M. 
am ersten Arbeitstag. Ich hatte mich nicht nur 
gewundert, weil mir schon der Gedanke an 
sich sonderbar vorkam, daß man von diesen 
offensichtlich für die Methode ‚ein Mann — 
eine Maschine: gedachten, vielhebligen, un- 
selbständigen Wesen zwei aufeinmal bedie- 


nen könnte. Rotbuch 130, DM 7 
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auf Handgriffe reduziert ist —, gegen 
diese Knochenarbeit, gegen das Her- 
stellen von 5-12 Einzelteilen in einer 
Minute und das acht Stunden lang, 
wenn wir dagegen kämpfen, müs- 
sen wir diese Arbeit auch beschrei- 
ben. Besonders jetzt. wo zu diesen 
Arbeitsbedingungen Massenkündi- 
gungen kommen gegen Arbeite- 


Rotbuch 155, DM 7 rinnen. 
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die frauen von 
gennevilliers 
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deutsche erstübersetzung von nadine 
hauer und madeleine pruıdhomme 


180 seiten / 9,- dm 


in gennevilliers, einem vorort im nor- 
den von paris, gründete 1973 eine 
gruppe von frauen eine gesellschaft 
für die freiheit der abtreibung und 
der verhütung, an die sich alle frauen 
des ortes um hilfe wenden können. 
im ersten jahr waren es bereits 500. 
16 frauen haben sich bereit erklärt, 
ihre geschichten auf tonband zu spre- 
chen. alle haben die einsamkeit, ihre 
apathie hinter sich gelassen, alle ha- 
ben ihre schüchternheit überwunden 
und versucht, ihr dasein besser zu 
verkraften, indem sie über ihr leben 
nachdachten. es ist beispielhaft, wie 
diese frauen ihr schicksal in die eige- 
ne hand genommen haben und der 
regierung ihr gesetz aufgezwungen ha- 
ben, die dazu nichts sagen konnte. 
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Deutsche Jusos! 


DOKUMENT: Eine Grußadresse an den Eduard- 
Bernstein-Kongreß vom 25. bis 28. 
September 77 in Freudenberg 


von Egon Bahr 


Deutsche Jusos! 

Ihr seid ins stille Siegerland gereist, um gemeinsam Eduard 
Bernstein wiederzuentdecken. Ich bedaure zutiefst, daß die 
widrigen und doch so wichtigen Details innerparteilicher Ta- 
gespolitik mich in diesen Tagen an die Baracke gefesselt hal- 
ten. Dies um so mehr, als es sich bei Euch um einen begrenz- 
ten Kreis von bewährten jungen Universitätspräsidenten, Histo- 
rikern, Bundestagsabgeordneten und Juso-Führern handelt, auf 
den wir unsere Zukunftshoffnungen setzen. So muß ich mich 
damit bescheiden, Euch meine Überlegungen zur historischen 
Leistung und aktuellen Bedeutung Eduard Bernsteins schrift- 
lich mitzuteilen. 

Euch als den wenigen wirklichen Kennern Bernsteins wird es 
nicht als kongreß- und themafremde Zumutung erscheinen, 
wenn ich mit einigen Bemerkungen über die aktuelle Lage un- 
serer Partei anfange. Denn dies entspricht ganz dem Geist 
Bernsteins, der — welch imposante Leistung auf dem alten 
Kontinent zu Beginn des 20. Jahrhunderts! — es sich zum Ziel 
gesetzt hat, ein dogmatisch erstarrtes sozialdemokratisches 
Denken pragmatisch mit den gesellschaftlichen Realitäten zu 
versöhnen. Einem jeden von uns Parteiarbeitern ist diese An- 
eignung von Reformpolitik als eines dauerhaften Prinzips des 
freiheitlich-demokratischen Sozialismus heilig. Denn sie hat 
uns ein Arsenal von Sozialtechniken an die Hand gegeben, das 
uns gerade wegen unserer Hartnäckigkeit und Genauigkeit in 
den Details der Steuerung und Überwachung gesellschaftlicher 
Konfliktprozesse so wichtig macht. 


| : 
So darf ich mir erlauben, mit einigen offenherzigen Bemerkun- 
jen zur Lage auf dem Weg der Grußadresse einiges zu Euren 
Diskussionen beizusteuern. Ich trete dem offiziellen Veranstal- 
ter Eures Kongresses, der Friedrich-Ebert-Stiftung, sicher nicht 
zu nahe, wenn ich zuallererst feststelle, daß sich die Ära inter- 
nationaler sozialdemokratischer Politik in gewisser Weise ihrem 
Ende zuneigt, zumindest zweitrangig zu werden scheint. 
Sicherlich war unsere zu Beginn der siebziger Jahre gefällte 
Entscheidung, in die europäisch-afrikanischen Gärungsprozes- 
se mit den Mitteln des deutschen demokratischen Sozialismus 
einzugreifen, richtig. Es war richtig, daß wir über die Friedrich- 
Ebert-Stiftung zeitweilig fast das gesamte intellektuelle Poten- 
tial unserer Partei auf die Erforschung der sozialen Revolten 
in Süd- und Südosteuropa, dem Mittelosten und den subsahari- 
schen Konfrontationsstaaten mit Apartheid-Afrika festgelegt 
haben. Genauso wie Genosse Ehmke und Kollege Bloetz im 
Bundesnachrichtendienst stehe ich zu der Entscheidung, daß 
wir zu Zwecken der Informationsbeschaffung über die FEST 
Vertrauensleute in alle wichtigen Organisationen des sozialen 
Protests eingeschleust und den nach und nach sich einstellen- 
den Wissensvorsprung über die sozialen Zusammenhänge orga- 
nisatorischer Fraktionsbildungen zu einer mäßigenden Ein- 
flußnahme im Sinn demokratisch-sozialistischer Blockbildung 
ausgenutzt haben. All denen, die seinerzeit über unsere diver- 
sen afrikanischen, spanischen und portugiesischen Parteigrün- 
dungen in der Eifel, im Sauer- und Siegerland die Nase ge- 
rümpft haben, ist das Lachen inzwischen vergangen. Die Klein- 
arbeit hat sich länast bezahlt nemacht. Unser Freund Kaunda 
hat die sozialdemokratische Seßhaftmachung der rebellieren- 
den Arbeiter des afrikanischen Kupfergürtels inszwischen mit 
einer Politik vergolten, die den wirtschaftspolitisch so wichti- 
gen Ausgleich des schwarzafrikanischen Bewußtwerdungspro- 
zesses mit den sozialpolitischen Errungenschaften der Apart- 
heid fast bis zur Selbstaufgabe treibt. Unser wichtigster portu- 
giesicher Gesprächspartner ist inzwischen Ministerpräsident 
und wie kein anderer geeignet, eine dauerhafte Allianz zwi- 
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schen der populistischen Grundwelle und dem Zeit-Offiziers- 
korps der Armee zu hintertreiben. Unserem Freund Gonzales 
steht die Bewährungsprobe mit den neosyndikalistischen 
Strömungen Nach-Francospaniens erst noch bevor. Aber ich 
bin ganz sicher, daß die demokratisch-sozialistischen Erfahrun- 
gen und Lektionen nichts an Attraktivität einbüssen werden, 
großzügige Kredit- und Finanzspritzen im richtigen Augenblick 
vorausgesetzt. 

Dennoch haben die Zeitläufte diese so erfolgreiche wie ver- 
schwiegene Periode demokratisch-sozialistischen Internationa- 
lismus auf absehbare Zeit von der Spitze unserer Prioritäten- 
liste verdrängt. Das liegt keineswegs, wie manche von Euch 
meinen mögen, an der Guillaume@-Affäre, denn die Verschleie- 
rung der Tatsache, daß Guillaume genau auf diese internationa- 
le Seite demokratisch-sozialistischer Politik angesetzt war, ist 
hundertprozentig gelungen. Schwieriger war schon die Über- 
zeugungsarbeit, die wir gegenüber den teilweise konkurrieren- 
den Diensten und der Justizspitze leisten mußten, um sie da- 
von zu überzeugen, daß die Ausspähung und Veröffentlichung 
unserer internationalistischen Praxis sehr wohl staatsfeindlich 
ist und nach den einschlägigen Paragraphen geahndet werden 
muß. In diesem Kreis brauche ich die von Bernstein so intensiv 
herbeigesehnte und endlich seit 1966 und besonders 1969 
Wirklichkeit gewordene Verschmelzung von deutscher Staat- 
lichkeit und deutschem demokratischen Sozialismus wohl 
nicht noch zu verteidigen. 

Die Ursachen für die Einschränkung der internationalen Di- 
mension unserer Tätigkeit innerhalb der Arbeiterbewegung lie- 
gen weitaus tiefer. Sie liegen, um mit den Worten unseres Par- 
teigenossen Herold zu sprechen, in der Tatsache, daß wir die 
europäisch-afrikanischen Zielsetzungen gesellschaftssanitären 
Handelns nunmehr so gut wie ausschließlich auf die Staats- 
schutzpolizei übertragen haben. 

Zu Beginn der siebziger Jahre ist uns, daran besteht kein Zwei- 
fel, eine gewichtige Einflußnahme auf die Steuerung und Inte- 
gration der in den sozialen Revolten Europas, des Mittelostens 
und Afrikas freigewordenen Potentiale zur Umgestaltung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse gelungen. Genauso unbezweifel- 
bar ist, daß wir nicht unwesentlich zur Radikalisierung jener 
unbelehrbaren Minderheiten beitrugen, die sich um die Chance 
tiefgreifender gesellschaftlicher Umwälzungen betrogen fühlen. 
Die Existenz dieser chaotischen Schar der Gleichheitsträumer, 
die mit einem Schlag die klasseninterne Privilegienkette zwi- 
schen bezahlter und unbezahlter Arbeit, zwischen Ausbeutung 
in Zentren und Peripherie, zwischen Frauen und Männern, zwi- 
schen Jugendlichen und Erwachsenen beseitigen und uns auf 
diese Weise unserer integrierenden und steuernden Ansatz- 
punkte innerhalb der sozialen Bewegungen berauben wollen, 
ist für uns natürlich nichts Neues. 

Neu ist ihre Bitterkeit, ihre Weigerung, zu resignieren, ihre Ent- 
schlossenheit zum Widerstand. Wir stehen vor der Gefahr eines 
europäisch-mittelöstlich-afrikanischen Terrorismus der Ent- 
täuschten. Unsere Aufgabe als demokratische Sozialisten be- 
steht darin, die Belehrbaren unter den Träumern der sozialen 
Gleichheit zurückzugewinnen. Die Absonderung und Vernich- 
tung der unbelelırbaren Minderheiten dagegen ist eine Aufga- 
be, die wir vertrauensvoll in die Hände unserer demokratisch- 
sozialistischen Kollegen in den Planungsstäben der Staats- 
schutzpolizei legen können. 

Hier ist in der jüngsten Zeit eine Menge in Gang gekommen, 
wie ihr wißt. Vor allem ist es uns gelungen, jene technologie- 
feindlichen Konservativen zu neutralisieren, die das angesichts 
der neuen Erfordernisse so vordringliche Bündnis zwischen den 
unverbrauchten Kräften des demokratischen Sozialismus und 


den wertfreien Spezialisten der nationalsozialistischen Macht- 
elite bisher zu blockieren wußten. Ich darf Euch an dieser Stel- 
le darum bitten, in den Untergliederungen der Jungsozialisten 
und an den Hochschulen im vertraulichen Kreis für diese neue 
Dimension zu werben. Was der Staatsschutzpolizei dringend 
Not tut, sind demokratische Sozialisten mit profunden histori- 
schen, massenpsychologischen und politologischen Kenntnis- 
sen, die in der Lage sind, die europäisch-mittelöstlich-afrika- 
nischen Widerstandskerne von den enttäuschten Hottnungen 
der Jugend und der unterprivilegierten Minderheiten abzutren- 
nen und so die analytischen Voraussetzungen für ihre kompro- 
mißlose Vernichtung zu schaffen. 


l 

Damit wende ich mich den eigentlichen innenpolitischen As- 
pekten Eures Kongresses über die historische Leistung und die 
aktuelle Bedeutung Eduard Bernsteins zu. Sie haben insofern 
vorrangige Bedeutung, als wir alles das, was sich auf internatio- 
nalem Parkett im zeitlichen Nacheinander vollzieht, in der 
Bundesrepublik und in Westberlin gleichzeitig in Gang setzen 
müssen. Das Argument, daß wir erst nach zehn Jahren bundes- 
deutscher Massen- und Jugendrevolte in die entscheidende 
Auseinandersetzung eintreten, mag für Euch vielleicht ein we- 
nig überraschend klingen. Ich sehe mich veranlaßt, es in Eurem 
vertraulichen Kreis ein wenig genauer zu begründen. 

Euch gegenüber brauche ich das kompromißlose Bündnis, das 
wir Ende der sechziger Jahre mit den fortschrittlichen Kräften 
in Wirtschaft und Verwaltung gegen die heranrollende Woge 
des sozialen Protests der gleichmacherischen Jugend eingegan- 
gen sind, wohl nicht näher zu erläutern. Es hat sich auf allen 
Ebenen bewährt. Seine Flexibilität war und ist so groß, daß 
wir jahrelang erfolgreich in der Lage waren, das Zuckerbrot 
mit der Peitsche zu verbinden. Ich drücke Euer aller Stolz über 
vollbrachte Leistungen aus, wenn ich feststelle, daß es uns ge- 
lungen ist, gerade die reflektiertesten, will heißen: akademi- 
schen, Sektoren der Massenbewegung unmittelbar oder indi- 
rekt an unsere Perspektiven institutionell kanalisierter sozialer 
Evolution anzubinden. 

Die Umgestaltung der Hochschulen in gutgeölte Fabriken zur 
"Erzeugung arbeitsteilig fremdbestimmter Sozialtechniker mit 
modernstem know how ist eine Leistung, die in der deutschen 
Sozialgeschichte einmalig dasteht. Dank der aufopferungsvol- 
len Arbeit von Euch, den jungen dmokratischen Sozialisten, in 
den neuen Präsidialverwaltungen der Hochschulen und in den 
studentenspezifisch-organisatorischen Grenzträgern an der Ba- 
sis ist uns die Rückgewinnung der intellektuellen Konfliktpo- 
tentiale aus dem breiten Strom des sozialen Aufbegehrens rei- 
bungslos gelungen. Wir betrachten die politischen Auswirkun- 
gen dieses Ansatzes mit großer Genugtuung. Die sozialrevolu- 
tionäre Bewegung gegen die demokratisch-sozialistische Lei- 
stungsgemeinschaft mit ihren hohen Ansprüchen an Leistungs- 
und Selbstaufopferungswillen konnte widerspruchslos in eine 
Studentenrevolte umgedichtet werden, die nostalgisch zur Ver- 
gangenheit verklärt wird, obwohl wir sehr wohl wissen, daß sie 
bis heute ungebrochen weiterschwelt. Wir, die demokratischen 
Sozialisten, haben ihr die Fähigkeit zu strategischem Denken 
weitgehend entzogen und unsere eigenen Inhalte untergescho- 
ben, die zentral auf die Wiederherstellung der Arbeitsmoral ge- 
richtet sind. Hier haben vor allem unsere Genossen Historiker 
ganze Arbeit geleistet. Das Resultat war die Aufsplitterung des 
Massenprotests in viele voneinander getrennte Teilbewegungen. 


Von größerer gesellschaftspolitischer Bedeutung war freilich 
ein anderer, mehr global orientierter Ansatzpunkt. Er resultier- 
te aus einer Summe wirtschafts- und verwaltungspolitischer 
Maßnahmen, die darauf abzielte, die leistungsverweigernden 
und von sonstigen Utopien der Gleichmacherei infizierten Tei- 
le des Gesellschaftskörpers aus dem institutionalisierten sozia- 
len Leben auszuschließen. Ihr wißt, daß in dieser Hinsicht die 
Berufsverbote nur die — leider viel zu sichtbare — Spitze eines 
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riesigen Eisberges sind. Ich kann heute mit Stolz konstatieren: 
die nicht integrierten Teile des Massenprotests stehen heute am 
Rand des gesellschaftlichen Lebens. Sie sind derart mit dem 
nackten Überlebenskampf beschäftigt, daß sie entweder 
schweigen — manchmal braucht es eben auch schweigende 


Minderheiten! — oder aber ihre Randexistenz in typischen 
Theorien ghettoisierter Lebensreform und Bewegungslosigkeit 
ideologisieren. 


Aber leider ist diese, aus unserer Sicht nur zu begrüßende, Ten- 
denz noch nicht vorherrschend. Es gibt immer wieder Aus- 
bruchsversuche, die teilweise vor Gewalttätigkeit nicht zurück- 
schrecken. Wir, die Erben Bernsteins, die Gewaltkriminalität 
immer nur im Bewegungsrahmen des Staats zu akzeptieren 
vermögen, beobachten diese immer wieder aufflammenden An- 
sätze mit großer Beunruhigung. Unser Versuch, in Fortschrei- 
bung der Legende der Studentenbewegung auch den unter- 
gründigen Widerstand zu einer familienspezifischen neuroti- 
schen Verhaltensstörung der großbürgerlich-akademischen Ju- 
gend umzudichten, vermag offensichtlich die Gewaltdiskussio- 
nen im sozialen Protestfeld immer weniger zu beeinflussen. Wir 
müssen offensichtlich den von uns an den Rand gedrängten 
Protestströmungen ein letztes Mal unser gesamtes organisatori- 
sches und intellektuelles Potential entgegenwerfen, um die so 
unsozialistische Brut anarchistisch-terroristischer Gleichmache- 
rei endgültig auszutreten. 

Die Planungen dazu gehen in zwei Richtungen. Zum einen wer- 
den die Kollegen von der geheimen Staatsschutzpolizei das 
Wort haben, und zwar mehr und gewichtiger, als je zuvor. Der 
Rückgriff einiger besonders realitätsentfremdeter Gruppen des 
sozialrevolutionären Untergrunds auf die archaischen Atten- 
tatspraktiken des 19. Jahrhunderts läßt eine maximale Be- 
schleunigung aller Initiativen geboten erscheinen, die eine 
Überwachung des gesamten Untergrunds nach massenstatisti- 
schen Gesichtspunkten möglich machen wird. 

Wir stehen hier unter riesigem Zeitdruck, denn es ist unvor- 
stellbar, was geschehen wird, wenn der sozialrevolutionäre Wi- 
derstand es schafft, die adäquaten Kampfformen des späten 
zwanzigsten Jahrhunderts zu entwickeln. Einige Aspekte dieser 
gnadenlosen Jagd sind alles andere als angenehm. Aber wir 
müssen sie auf uns nehmen. Wir müssen die Gruppen aufspüren 
und in der Abgeschiedenheit der Einzelhaft lautlos und unbe- 
merkt auslöschen, ehe es zu spät ist. 

Gleichzeitig werden wir, die demokratischen Sozialisten, zu 
handeln haben, um die verbliebene unangepaßte Minderheit 
der sechziger und frühen siebziger Jahre noch einmal einem rei- 
nigenden Gewitter der Entsolidarisierung auszusetzen, denn 
unser Ethos verbietet es uns, mehr als ein paar hundert Sozial- 
revolutionäre zu vernichten. Dabei haben wir von den positi- 
ven Seiten ihrer Unangepaßtheit auszugehen. Wir haben an den 
tiefen humanistischen Inhalten anzusetzen, die, so unvereinbar 
sie auch mit der sozialdemokratischen Leistungsbesessenheit 
sein mögen, innerhalb der organisatorischen Ansätze im Feld 
der outlaws umgehen. Unsere Parole ihnen gegenüber heißt: 
wenn Ihr Euch schon nicht im institutionellen Sumpf aus- 
trocknen lassen oder Euch nicht mit abstrakter Theorien- und 
Institutionengeschichte neutralisieren lassen wollt, während 
wir die Gesellschaft nach unseren Intentionen umgestalten, 
dann wollen wir Euch dort unter Kontrolle bringen, wo.Ihr 
Euch außerhalb unserer Normen bewegt. 

Damit ist das breite Feld außerinstitutioneller Sozialarbeit an- 
gesprochen. Wir müssen darauf achten, daß die selbstorganisa- 
torischen Initiativen außerhalb des demokratischen Sozialis- 
mus mittels der so vielfältigen Techniken unterbezahlter Sozi- 
alarbeit allmählich unter unsere Kontrolle kommen. Während 
wir den gefährlichsten Fischen der fortschwelenden sozialen 
Bewegung die Köpfe abschlagen, müssen wir ihnen gleichzeitig 
das Wasser abgraben. Das alles muß sehr schnell geschehen, 
denn solange der demokratische Sozialismus nicht alle Sekto- 
ren der Arbeit — bezahlte wie unbezahlte — lückenlos be- 
herrscht, solange kann auch das großangelegte und im welt- 


wirtschaftlichen Rahmen durchdachte Konzept unseres Kanz- 
lers zur Wiederherstellung des gesamtgesellschaftlichen Zusam- 
menhangs von bedingungsloser Leistungshergabe und atomi- 
sierter Kernfamilie nicht zum Abschluß kommen. 


Ill 

Ich bin mir bewußt, daß Eduard Bernstein, das Objekt Eures 
Kongresses, mit vielen meiner Ausführungen nicht direkt tan- 
giert ist. Dennoch werdet Ihr, Experten in Sachen Bernstein, 
keine Schwierigkeiten bei der Identifizierung der strategischen 
Urheberschaft meiner ganz aus der alltäglichen Praxis kom- 
menden Gedanken haben. Noch mehr gilt dies im Kontext des 
großen strategischen Plans, den der demokratische Sozialismus 
der Deutschen erfolgreich mit der Person unseres Kanzlers ver- 
bunden und somit mit Dauer und gesamtgesellschaftlicher Len- 
kungspotenz ausgestattet hat. 

Unser bescheidener. Beitrag als demokratisch-sozialistische 
Praktiker dazu besteht im wesentlichen darin, die antisozialde- 
mokratischen (wie übrigens auch antibolschewistischen) Basis- 
bewegungen zu absorbieren und ihre authentischen Reste in 
Unpersonen und Ungeschichte umzuwandeln. Ich brauche hier 
nicht zu betonen, daß sich Bernstein immer, sei es anläßlich 
der Revolte der Jungen in den Neunzigern, sei es anläßlich der 
Massenstreikdebatte, sei es anläßlich der sozialen Massenbewe- 
gungen zwischen 1917 und 1923, grundsätzlich dagegen ge- 
wehrt hat, daß die unordentlichen, planlosen und unanständi- 
gen Verhaltens- und Kampfesweisen der unteren Klassen ge- 
staltenden Einfluß auf die hohen Ziele und Inhalte des demo- 
kratischen Sozialismus gewonnen haben. Auch bezüglich der 
europa- und weltpolitischen Vorstellungen Bernsteins darf ich 
mich kurzfassen, da ich höre, daß der Parteigenosse H.C. 
Schröder ausführlich darüber referieren wird. 

Schon 1900 plädierte Bernstein für einen mehr indirekten Ko- 
lonialismus, zu dem die höhere Kultur Europas aufgrund ihrer 
Industrialisierungsgeschichte und ihrer größeren Entwick lungs- 
potenz die ethische Berechtigung erworben habe. Die jeweilige 
Bevölkerungsdichte war dabei für Bernstein der Maßstab für 
die je erreichte Kulturhöhe. Bernstein war also ein demokra- 
tisch-sozialistisch verfeinerter Sozialdarwinist, der in europä- 
ischen Dimensionen dachte und übrigens auch einer gemäßig- 
ten Einwanderung außereuropäischer Arbeiter zum Zweck 
des sozialen Aufstiegs des deutsch-sozialdemokratischen Pro- 
letariats das Wort sprach. ! » 

Dieser Bernstein war und ist Leitstern unseres demokratisch- 
sozialistischen Handelns, auch wenn wir uns diesbezüglich aus 
taktischen Gründen zurückhalten. Immerhin akzeptiere ich 
Eure Intention, auch in diesem Kontext Bernstein zur großen 
aktuellen wie historischen Leitfigur unseres immer europäisch 
orientierten deutschen Sozialismus zu machen. Wir brauchen 
auch in dieser Hinsicht Bernstein als Orientierungspunkt für 
die neuerliche Integrationsinitiative gegenüber der unangepaß- 
ten Jugend, über die ich eben gesprochen habe. Zwar war vie- 
les, was Bernstein sagte, notwendigerweise recht allgemein ge- 
halten. In der Praxis liegt uns die europäische Sozialpolitik des 
deutschen Kapitals zwischen 1940 und 1944 eher nahe, die 
in den Visionen der wertfreien nationalsozialistischen Planer- 
gruppe um Speer, Kehrl und Ohlendorf vieles mit Bernstein ge- 
meinsam hatte. Aber Ihr werdet verstehen, daß es taktisch in- 
opportun ist, aus der Aktualität Bernsteins einen Nachweis lük- 
kenloser Kontinuität zu machen. 

Wichtiger scheint mir, auf den Lohntheoretiker Bernstein auf- 
merksam zu machen. Ihr wißt, daß sich unter der Führung un- 
seres Kanzlers eine neue Sozialpolitik durchzusetzen beginnt, 
die darauf abzielt, alle Aspekte des sozialen Lohns von den fa- 
miliären Lohnanteilen bis zu den Zahlungen für Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zum Ausgangspunkt für eine dauerhafte Re- 
konstruktion des Leistungslohns zu machen. Gerade in diesem 
Zusammenhang hat uns Bernstein eine Menge zu sagen. Auch 
für Euch als Bernstein-Experten dürfte die Information neu 
sein, daß Bernsteins Kritik an Marx deshalb so erfolgreich war, 
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weil er einige in der Tat gravierende Schwächen bei der Ab- 
handlung der Lohntheorie im marxschen Methodensystem auf- 
gedeckt hat. Gerade das aber machte Bernstein, dem es natür- 
lich nicht um eine Revolutionierung von Marx, sondern um 
dessen evolutionistisch-sozialdemokratische Verflachung ging, 
gegenüber den Dogmatikern so unschlagbar. 

Ich werde dies einmal näher ausführen, sobald mir die dringli- 
chen Parteigeschäfte dazu Zeit lassen. 


Hier sei nur ein Hinweis auf die Schlußfolgerungen Bernsteins 
erlaubt, denn es sind Schlußfolgerungen zugunsten der demo- 
kratisch-sozialistischen Leistungsgesellschaft des Spätkapitalis- 
mus par excellence. Nach einer vielfach wie entlegen geäußer- 
ten Methodenkritik an der marxschen Lohntheorie“* setzte 
sich Bernstein mehrfach mit den aktuellen Entwick lungsten- 
denzen des Leistungsiohns gegen Ende des 19. Jahrhinderts 
auseinander. Schon 1902 erkannte er, daß das Differential- 
Stücklohnsystem F.W. Taylors die größten Möglichkeiten ent- 
halte, um auf dem Rücken einer betrieblich wie sozialpolitisch 
atomisierten und integrierten Arbeiterklasse den demokrati- 
schen Sozialismus aufzubauen. Erlaubt, daß ich mit einem 
längeren Zitat des so aktuellen Eduard Bernstein schließe, der 
nach einer Abhandlung über die bis zur Jahrhundertwende in- 
ternational eingeführten Prämienlohnsysteme sagt: 

“Man kann dies Bestreben auch dahin kennzeichnen, ein Lohn- 
system zu finden, das selbsttätig volle Ausnutzung der Arbeits- 
zeit durch die Arbeiter herbeiführt, ohne deshalb in Lohndrük- 
kerei auszuarten. Ein Problem, das unter den heutigen Wirt- 
schaftsverhältnissen sich überall da einzustellen pflegt, wo ei- 
ne wesentliche Verkürzung der Arbeitszeit durchgeführt wer- 
den soll und es entweder nicht möglich ist oder nicht ge- 
wünscht wird, das Einkommen der Arbeiter zu verringern,das 
aber auch für eine sozialistische Wirtschaftsordnung, wie sie 
sich überhaupt vorerst absehen läßt, seine Bedeutung erhält, 
— ja, sie vielleicht gerade in einer solchen erst in vollem Um- 
fang erhalten wird. "3 


Anmerkungen 

1) E. Bernstein: Geburtenrückgang, Nationalität und Kultur, in: Sozia- 
listische Monatshefte, Jg. 1913, S. 1493 ff, bes. S. 1496 ff. 

2) Beispielsweise E. Bernstein: Einige Mängel der marxistischen Behand- 
lung des Lohnproblems, Nachtrag zu: Zur Frage des ehernen Lohnge- 
setzes, in ders., Zur Geschichte und Theorie des Socialismus. Berlin 
und Bern 1901,$S. 91 ff. 

3) E. Bernstein: Einige Reformversuche im Lohnsystem, in: Archiv für 
soziale Gesetzgebung und Statistik, Berlin 1902, S. 315. 


Nachbemerkung der Redaktion 


Der "Wissenschaftliche Kongreß über die historische Leistung 
und aktuelle Bedeutung Eduard Bernsteins’”’ fand vom 25. bis 
28. September 1977 in Freudenberg (Siegerland) statt. Etwa 
60 Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre, Historiker und Poli- 
tologen nahmen teil. Auf der Veranstaltung ergriffen mit Re- 
feraten und Diskussionsbeiträgen das Wort: Gerhard Beier, Ge- 
org Fülberth, Peter Glotz, Christian Gneuss, Helga Grebing, 
Horst Heimann, Gerhard Himmelmann, Helmut Hirsch, Gerd 
Hohorst, Jiri Kosta, Monika Kramme, Detlef Lehnert, Thomas 
Meyer, Susanne Miller, Hans Mommsen, Lothar F, Neumann 
Hans Jörg Sandkühler, Hans-Christoph Schröder, Gesine 
Schwan, Frithjof Spreer, Hans-Josef Steinberg, Johano Stras- 
ser, Fritz Vilmar, Karsten Voigt, Robert S. Wistrich. 

Die Grußadresse Bahrs wurde zu Beginn der Sitzung in durch- 
numerierten Exemplaren verteilt und am Ende des ersten Kon- 
ferenztages wieder eingesammelt. Wie verlautet, soll es sich da- 
bei um eine sicherheitspolizeiliche Maßnahme gehandelt ha- 
ben, die auf eine Absprache zwischen Bahr und dem Staatsse- 
kretär im Bundeskanzleramt, Schüler, zurückzuführen sei. 


Kontroversen um Geburtenkontrolle 


am Vorabend 


des Ersten Weltkriegs 


Eine Dokumentation zur Berliner 'Gebärstreikdebatte' von 1913 


Eingeleitet und zusammengestellt von Karl Heinz Roth 


Die proletarische Frau, äußerte der hellsichtige wie krisen- 
bewußte Alfred Weber einmal anläßlich einer Debatte des 
Vereins für Sozialpolitik am Vorabend des ersten Weltkriegs, 
ist die ‚mater dolorosa’’ der wilhelminischen Industrialisie- 
rungsetappe. Mit dieser Feststellung stand er keineswegs al- 
lein. Die sozialpolitischen Verbände des wilhelminischen 
Deutschlands hatten allesamt ihr feministisches Feigenblatt, 
und sie ließen es emsig nach Fakten und Daten über die große 
schweigende Mehrheit innerhalb der Unterklassen Ausschau 
halten. Die Hilfe, Wochenzeitung des ‚Nationalsozialen 
Vereins’ von Friedrich Naumann, ließ die Exponentinnen der 
‚bürgerlichen Frauenbewegung reichlich zu Wort kommen. 
Unübersehbar ist die Publizistik der weiblichen Gewerbeauf- 
sichtsbeamten, der Enthusiastinnen für Wohn-, Lebens- und 
Ernährungsreform und für Säuglings- und Mütterschutz mit 
ihrem Argwohn über das Verhalten der proletarischen Frauen. 
Am scheinbaren Gegenpol agierte die ‚proletarische’ Frauenbe- 
wegung, die über Klara Zetkins G/eichheit unter genauer 
sozialdemokratischer Kuratel stand. Das Objektverhältnis 
. zur „‚mater dolorosa” war an allen Fronten des organisierten 
Feminismus ungebrochen, die Kluft unüberbrückbar. Hier die 
scheinbar schweigenden, leidenden, als Lückenbüßerinnen der 
Expansion zur ‚Weltgeltung’ sich aufopfernden Frauenmassen, 
dort große Strategien der Frauenintegration in den etablierten 
oder erst noch zu schaffenden ‚Zukunftsstaat’, die alles auf 
einmal wollten, Gleichberechtigung durch Berufsarbeit und 
‚Veredelung des Familienlebens’, nur eines nicht: die Säulen 
des wilhelminischen Patriarchalismus ankratzen. Die Sozial- 
politik aller Fraktionen der damaligen organisierten Frauen- 
bewegung zielte immer nur darauf, eine gerade wegen der 
Doppelbödigkeit ihres Schweigens bedrohliche Mehrheit in 
festgelegte Normen von politischer Macht und Gegenmacht 
einzupassen. 

Mater dolorosa? Der Fall Berlin, um den es hier geht, er- 
scheint auf den ersten Blick wie eine einzige bittere Bestäti- 
gung.Berlin war auch nach der Jahrhundertwende noch eine Ein- 
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wanderungsstadt. ! Dennoch: für die immigrierenden Landar- 
beitertöchter, Dienstbotinnen und Gesindemägde aus Bran- 
denburg, Pommern und Schlesien “ galt die ‚Berliner Luft’ als 
eine Erlösung im Vergleich mit den Demütigungen, Entbeh- 
rungen und Bestialitäten der ostelbischen Provinz, in die ent- 
sprechender Ersatz aus Polen, Galizien und den westrussischen 
Provinzen einströmte ” . Die Anonymität des Schmelztiegels 
Berlin mit seinen Möglichkeiten unkontrollierter Mobilität 
hatte für Frauen etwas Faszinierendes, die in der Provinz noch 
unter der lückenlosen Überwachung der Schnitterkasernen 4 
und der Gesindereglements vegetiert hatten. 

Jedenfalls verstanden es die Berherrscher der Berliner Luft, 
sich dieser Aura zu bedienen. Die Unternehmeragenten aller 
Couleur hatten leichtes Spiel, um die letzten Ritzen des Ar- 
beitsmarkts mit unaufhörlich zuströmender weiblicher Arbeits- 
kraft zu füllen. Offensichtlich haben sich die bürgerlich-aristo- 
kratischen Matronen des Haushalts höchstpersönlich in die 
anrüchigen Bahnhöfe begeben, um Ersatz für ihre allzu oft 


1) Vgl. Hsi-Huey Liang: Lower-Class Immigrants in Wilhelmine Ber- 
lin, in: Central European History, Ill, 1970,S.94 — 111 
2) Zur Rolle der deutschen Großstädte bei den Ost-West-Wanderun- 
gen in der wilhelminischen Ära vgl. Dietär Langewiesche: Wande- 
rungsbewegungen in der Hochindustrialisierungsperiode. 
Regionale, interstädtische und innerstädtische Mobilität in 
Deutschland 1880 — 1914, in: Viertel-Jahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte( im folgenden abgek. VSWG), 64. Bd. 1977, 
H.1,$S. 1 — 40; zur Lage der ostelbischen Landarbeiterinnen Marie 
Wegner: Die Lage der Landarbeiterinnen, Leipzig 1905 
Vgl. Johannes Nichtweiß: Die ausländischen Saisonarbeiter in der 
Landwirtschaft der östlichen und mittleren Gebiete des Deutschen 
Reiches, Berlin 1959 
Schnitterkasernen waren polizeilich überwachte Barackensiediun- 
gen für die Saisonarbeiterfamilien auf den Gütern der Junker. 


3) 


4) 


davongelaufenen Dienstmädchen zu finden.? Das Gaststätten- 
gewerbe hatte seine eigenen Zulieferringe, um je nach Kon- 
junktur Kellnerinnen anzuheuern 6, den Zusammenhang mit 
der Prostitution zu stabilisieren ” und ein Riesenheer von 
unterbezahlten Proletarierinnen unter Kontrolle zu halten. 
Es gab fließende Übergänge zu den berüchtigten Zwischen- 
meistern der Schwitzbuden der Konfektionsgewerbe, die in 
Berlin prosperierten wie nirgendwo im Reich ® und trotz 
sozialpolitischer Intervention von allen Seiten der Männer- 
welt ? innerhalb eines Jahrzehnts ihre Umsätze verdreifachten. 
Das Ausbeutungssystem gegenüber den Konfektionsarbeiterin- 
nen war raffiniert wie einfach: die Zwischenmeister hatten für 
die Konfektionsunternehmer die Funktion, die seit der Einfüh- 
rung der Nähmaschine in kürzester Frist anlernbare Tätigkeit 
des Nähens, Stickens, Kürschnerns und Weißwirkens bis in die 
Arbeiterfamilien hinein zu dezentralisieren 10, Die Nähmaschi- 


5) Zum Schicksal der weiblichen Dienstboten im wilhelminischen 
Deutschland vgl. Statistisches Amt der Stadt München: Die weibli- 
chen Dienstboten in München, München 1912; Rolf Engelsing: 
Einkommen der Dienstboten in Deutschland zwischen dem 16. 
und 20. Jahrhundert, in: Jahrbuch des Instituts für Deutsche 
Geschichte Tel Aviv, 2.Bd., 1973, S. 11 ff., bes. S. 51 ff.; ders.: 
Das Vermögen der Dienstboten in Deutschland zwischen dem 17. 
und 20. Jahrhundert, ebenda, 3.Bd. 1974, S. 227 ff.;K. Schmidt: 
Die Landarbeiter und Dienstboten und die Sozialdemokratie, in: 
Die Neue Zeit, Bd. 31, 2, 1913, S. 761 ff.; zu den Beziehungen 
zwischen bürgerlicher Hausfrau und Dienstmädchen: Magarete 
Freudenthal: Gestaltwandel der städtischen bürgerlichen und 
proletarischen Hauswirtschaft, I: Von 1760 — 1910, Frankfurt/M., 
Diss. 1934. Zum Fall Berlin den anonymen Lebensbericht: Im 
Kampf ums Dasein! Wahrheitsgetreue Lebenserinnerungen eines 
Mädchens aus dem Volke als Fabrikarbeiterin, Dienstmädchen und 
Kellnerin, Stuttgart 1908; sowie Oscar Stillich: Die Lage der 
weiblichen Dienstboten in Berlin, Berlin 1902 

6) Dazu vor allem Karl Schneidt: Das Kellnerinnen-Elend in Berlin, 
Berlin 1893; und M.Ellis: Die Kellnerinnen in Berlin, Eine soziale 
Frage, Berlin o.J.; A.Henning: Denkschrift über das Kellnerinnen- 


7) 


8) 


9) 


10) 


wesen, Im Selbstverlag der deutschen Sittlichkeitsvereine, Berlin 
0.J.; sowie Kommission für Arbeiterstatistik: Erhebungen über die 
Arbeits- und Gehaltsverhältnisse der Kellner und Kellnerinnen, 
Bd. 6/7, Berlin 1894/95; Bd. 16/17, Berlin 1899/1900; und zum 
überregionalen Kontext Camilla Jellinek: Kellnerinnenelend, in: 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik (im folgenden 
abgek. AfSS), Bd. 24, 1907, S. 613ff. 

Eine Geschichte der Prostitution im wilhelminischen Deutschland 
muß noch geschrieben werden. Vgl. die ersten Ansätze dazu bei 
Richard J.Evans: Prostitution, State and Society in Imperial Ger- 
many, in: Past & Present (im folgenden abgek. PP), Jg. 1976,n0.9; 
an zeitgenössischen Darstellungen vor allem Paul Hirsch: 
Verbrechen und Prostitution als soziale Krankheitserscheinungen, 
Berlin, 2.Aufl., 1907; Alfred Blaschko: Prostitution, in: J. Conrad 
(Hrsg.):Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Jena, 3.Aufl., 
1910; sowie zum Zusammenhang mit dem Sexualverhalten der 
Unterklassen R.P. Neuman: Industrialization and Sexual Behavior, 
Some Aspects of Working Class Life in Imperial Germany, in: 
Robert J. Bezucha (ed.): Modern European Social History, 
Lexington 1972,S. 270 ff., insbes. S. 286 ff. 

Dazu die noch immer genaueste Untersuchung: Die Hausindustrie 
der Frauen in Berlin, Zweiter Bd. der Serie: Hausindustrie und 
Heimarbeit in Deutschland und Österreich, Schriften des Vereins 
für Socialpolitik, Bd. 85, Leipzig 1899; und zur Ergänzung aus der 
unübersichtlich breiten Literatur Herbert Cohen: Heimarbeit und 
Heimarbeiterbewegung in der deutschen Herrenkonfektion, Erlan- 
gen, Staatswiss. Diss., 1926; Erhard Schmidt: Fabrikbetrieb und 
Heimarbeit in der deutschen Konfektionsindustrie. Stuttgart 1912; 
Werner Sombart: Hausindustrie (Verlagssystem), in: Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften, 5.Bd., Jena, 4.Aufl., 1923; Alfred 
Weber: Hausindustrielle Gesetzgebung und Sweating-System in der 
Herrenkonfektionsindustrie, Berlin, Diss., 1897, Leipzig 1897 

Vgl. beispielsweise die sozialdemokratische Dokumentation einer 
Reichstagsintervention der Nationalliberalen: Das Arbeiter-Elend in 
der Konfektions-Industrie vor dem Deutschen Reichstage, Berlin: 
Vorwärts, 1896 

Vgl. Käthe Gaebel: Die Lage der Heimarbeiterinnen, Berlin 1912; 
Elise Ichenhäuser: Das Elend der Hausindustrie der Konfektion, 
in: Die Gegenwart, Bd. 49, Berlin 1896; Die Heimarbeit in Berlin, 
Die Antwort der beteiligten freien Gewerkschaften auf die Denk- 
schrift der Berliner Handelskammer vom Oktober 1906, Berlin 
1909; Karl August Eulner: Die deutsche Nähmaschinenindustrie, 
Heidelberg: Ph. Diss. 1913; Johannes Feig: Hausgewerbe und Fa- 
brikbetrieb in der Berliner Wäscheindustrie, Leipzig 1896 


ne eroberte die kinderreichen Arbeiterfrauen in den Mietkaser- 
nenvierteln des inneren Rings — entweder direkt in ihren arm- 
seligen Behausungen oder in der nächsten Schwitzbude des 
Zwischenmeisters um die Ecke —, während die Schreibmaschi- 
nenfirmen beispielsweise die halbwüchsigen Facharbeiter- 
töchter in den Verwaltungszentralen von Siemens, AEG, 
Borsig, Schwartzkopff, Mix und Genest usw. neu zentralisier- 
ten: für jede verkaufte Schreibmaschine wurde eine angelernte 
junge Frau mitgeliefert, für eine neue Sparte ‚spezifischer’ 
Frauenarbeit, weil die männlichen Kontorangestellten den 
Sprung in der Ausbeutungsintensität nicht mithielten. 11 
Aber auch die seriöse Großindustrie wußte sich die wohltuen- 
den Wirkungen unterbezahlter Frauenarbeit zunutze zu ma- 
chen. Aus Studien über die Arbeits- und Entlöhnungsverhält- 
nisse der Berliner Großindustrie vor dem ersten Weltkrieg wis- 
sen wir, daß die Managements der Maschinen-, Metall- und 
Elektroindustrie seit der Jahrhundertwende die Produktion 
immer systematischer auf angelernte Frauenarbeit hinrationa- 
lisierten. 


11) Die Kontorstinnen stammten dabei keineswegs aus ‚besseren 
Kreisen‘, wie heute immer noch vermutet wird. Über ihre Ein- 
führung als Quasi-Anhängsel der Schreibmaschine seit 1895/96 
in die Verwaltungen der Großkonzerne vgl. Ida Kisker: Die Frau- 
enarbeit in den Kontoren einer Großstadt, Tübingen 1911 ; Julius 
Meyer: Die Ausbildung und Stellung der Handlungsgehilfin in 
Berlin, Berlin o.J.; F. Schneider: Die Frauenfrage im Handelsge- 
werbe, Berlin 1904 

Vgl. vor allem Kurt Doogs: Die Berliner Maschinen-Industrie und 
ihre Produktionsbedingungen seit ihrer Entstehung, Berlin: Diss. 
1928; Cl. Heiß: Auslese und Anpassung der Arbeiter in der Berli- 
ner Feinmechanik, Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 

134.Bd. 2, Leipzig 1910, S. 111 ff.; Dora Lande: Arbeits- und 
Lohnverhältnisse in der Berliner Maschinenindustrie zu Beginn 
des 20.Jahrhunderts, ebenda, S. 306 ff.; Fritz Schulte: Die Ent- 
löhnungsmethoden in der Berliner Maschinenindustrie, Berlin 
1906 


12) 
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Leidende Mütter und Töchter? Hinter der auf ihre Ge- 
schlechterrolle zugeschriebenen Fassade von widerspruchs- 
loser, „unkultivierter’ oder gar „sklavisch-dumpfer’’ Überaus- 
beutung enthüllt sich bei genauerem Hinsehen ein bemerkens- 
werter Kontrast. Die Unterklassenfrauen sind in alle Revolten 
des spätwilhelminischen Berlin verwickelt. Der berühmte 
Streik der Konfektionsarbeiterinnen 1896 ‚ der beträchtli- 
che Teilerfolge einbrachte und die Planung konterrevolu- 
tionärer Sozialpolitik zum erstenmal bis an die Schwelle der 
Arbeiterfamilie führte ‚ schwelte jahrelang untergründig 
weiter, nachdem sich die gewerkschaftliche Intervention zu- 
gunsten der strikten Trennung von Hausgewerbeproduktion 
und familiärer Hausarbeit als Bumerang erwiesen hatte. 7 Die 
Streikbewegung bei Siemens 1903 bis 1906 ist durch eine 
geschlossen auftretende Frauenabteilung mit ausgelöst wor- 
den ! ‚ ganz im Gegensatz zur landläufigen Legende, daß die 
Entmachtung der bislang hochbezahlten Schlosser - und Dre- 
hergruppen nur aufgrund des mangelnden Klassenbewußtseins 
der neuen angelernten Massenarbeiterinnen möglich gewesen 
sei. 19 An den Straßenunruhen, zu denen sich 1910 in Moabit 
ein Kohlentransportarbeiterstreik ausweitete 20 nahmen 
neben den Jugendlichen besonders die Frauen aus den Quartie- 
ren teil. Die so ordentliche Arbeiterbewegung der seßhaften 


13) Über den historischen Ablauf der Stereotypisierung der Geschlech- 
terrollen vgl. seit neuestem Karin Hausen: Die Proletarisierung 
der „Geschlechtscharaktere’’ — Eine Spiegelung der Dissoziation 
von Erwerbs- und Familienleben, in: W. Conze (Hrsg.): Sozialge- 
schichte der Familie in der Neuzeit Europas, Neue Forschun- 
gen, Stuttgart 1976, $S. 363 ff. 

Dazu Johannes Timm: Die Arbeiterforderungen in der Berliner 
Konfektion, in: Soziale Praxis, 5.Jg. 1896, Nr. 21; O.Weigert: 
Der Streik in der Berliner Herren- und Damenkonfektion, ebenda, 
Nr. 22; Herbert Cohen: Der Konfektionsarbeiterstreik von 1896 
und seine Folgen, in ders.: Heimarbeit und Heimarbeiterbewe- 
gung in der deutschen Herrenkonfektion, I.c., S. 82 ff.; sowie E. 
Fridrichowicz: Die Lehren der Arbeiterbewegung in der Garde- 
robenkonfektion, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissen- 
schaft, 53. Jg., Tübingen 1897 

Wenn auch nur für kurze Zeit, nämlich eine 12 ,5prozentige 
Lohnerhöhung und die Einführung eines Minimallohns. Vgl. 
Cohen, a.a.0., S. 84; sowie Hans-Joachim Apitz: Entstehung und 
Bedeutung der deutschen Sozialgesetzgebung für Heimarbeiter 
und Angestellte in den Jahren 1896 bis 1914, Berlin: WiSo Diss. 
1967,$. 40 

Vgl. dazu Apitz, aa.O., vor allem S. 41 f. über die Bundesrats- 
verordnungen von 1897 und 1902, S. 43 ff. über das Kinder- 
schutzgesetz von 1903 und S. 48 ff. über das Hausarbeitsgesetz. 
Die Gewerkschaften hatten — teilweise erfolgreich — versucht, 
die Verlagerung der Hausgewerbeproduktion in die Zwischen- 
meisterwerkstätten durchzusetzen, was ihren statischen Organi- 
sationsvorstellungen, nicht aber den Interessen der hausgewer- 
betreibenden Frauen entsprach. Entsprechend traten die Frauen 
kurze Zeit nach ihrem massenhaften Eintritt im 1.Quartal 1896 
in den sozialdemokratisch kontrollierten ‚Verband der Schnei- 
der und Schneiderinnen‘’ wieder aus. Die Mitgliederzahlen sind 
von 1300 Männern und 6500 Frauen im 1.Quartal in Berlin auf 
700 Männer und 2500 Frauen gefallen (Cohen, a.a.O., S. 89). 
In der Folgezeit verringerte sich der sozialdemokratische Einfluß 
bis zur Bedeutungslosigkeit: präventive Sozialpolitik und eine 
mehr an den Zwischenmeistern als den Hausgewerbearbeiterin- 
nen orientierte Arbeiterbewegung machten die Hausgewerbebe- 
wegung zur leichten Beute christlich-nationalliberaler Gewerkver- 
eine. Die organisatorische Klassenspaltung hatte im wilhemini- 
schen Deutschland immer zwei gegeneinander operierende Seiten, 
deren Objekte dadurch oft bis zur Unkenntlichkeit entstellt wurden. 
Vgl. Jürgen Kocka: Unternehmensverwaltung und Angestellten- 
schaft am Beispiel Siemens 1847 — 1914, Stuttgart 1969, S. 347. 
Zur Tatsache, daß das nach dem Streikzusammenbruch eingeführ- 
te betriebspolizeiliche Ordnungsregiment des gelben Siemens- 
-Werkvereines alle Arbeitergruppen des Unternehmens traf und 
dabei bezeichnenderweise mehr und mehr auf einem Arrangement 
männlich-anciennitätsorientierter betrieblicher Sozialpolitik auf- 
baute, vgl. E Brockhaus: Zusammensetzung und Neustrukturie- 
rung der Arbeiterklasse vor dem ersten Weltkrieg, München 1975, 
S.44 ff.;sowie Kocka, l.c.,S. 357 ff. 

Helmut Bleiber: Die Moabiter Unruhen 1910, in: Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft (im folgenden abgek.: ZfG), 3.Jg. 1955, 
S.173 ff., ist noch immer die authentischste Darstellung. 


14) 


15) 


16) 


17) 


18) 
19) 


20) 


Männer-Proletarier 21 ‚ die die Moabiter Revolte kompromiß- 
los bekämpfte 22, beklagte sich bitter über den unzivilisierten 
städtischen Mob, der es bislang versäumt hatte, durch die 
Schule ihrer Organisationen zu gehen. Sie denunzierte ihn 
öffentlich als ‚„Janhagel in der Montagnacht” 23 und erwähn- 
te insbesondere, daß unter ihm „nicht wenige Prostituierte” 
gewesen seien 24 . Indes machte, allen sozialdemokratisch- 
-gewerkschaftlichen Bekundungen zum Trotz, das gesamte 
Proletariat Moabits gemeinsame Sache, auch die männlichen 
Arbeiter aus den Großbetrieben Weddings. Das Argument, 
daß Aktionen, bei denen ‚‚Diebereien” und Angriffe auf 
„Zahlstellenlokale des Sozialdemokratischen Vereins’ vorge- 
kommen seien, bewiesen, ‚daß die anständige Arbeiterschaft 
mit diesen Vorgängen nichts zu tun hatte” “? , vermag die Ur- 
sache, nämlich die maßlose Wut der Revoltierenden vor dem 
Pakt ‚ihrer‘ Partei mit dem Ausnahmezustand, nicht ungesche- 
hen zu machen . Der Fall Moabit wirft ein bemerkenswer- 
tes Licht auf die Beziehungen zwischen Arbeiterbewegung und 
Klasse im allgemeinen und proletarischen Frauen im besonde- 
ren. Wo Klasseneinheit praktisch entsteht, wird sie demago- 
gisch denunziert. Wenn es um die Frauen der Unterklassen 
geht, wird über sie als apathische, unpolitische und leidende 
Geschöpfe räsoniert, solange sie schweigen ‚ werden sie 
aktiv, werden sie als gesellschaftliche outcasts angegriffen. 


Indes wäre es historisch falsch, gegen das Stereotyp der 
leidenden Mutter ein Gegenbild von der rastlos Widerstand 
leistenden Unterklassenmilitantin auszumachen. Die Lebens- 
geschichte der typischen Proletarierin des spätwilhelmini- 
schen Berlins ist vielmehr eine in sich verzahnte Abfolge von 
Unterwerfung, individuellen Ausweichmanövern und kollek- 
tivem Widerstand. In ihrer Jugendzeit beginnt sie mit einer 
‚Stellung‘ als Dienstmädchen, wechselt in die Anonymität 
des ‚Fabrikmädchens’ und landet in seltenen Fällen in einem 
Job als Stenotypistin. Die Kontrolle durch die proletarische 
Übergangsfamilie ist oft überraschend gering ausgeprägt, sie 
eignet sich ihr Leben mit „schamloser Naivität” an, sehr 
zum Leidwesen der männlichen wie weiblichen Mentoren 


der Sozialpolitik und Sozialhygiene. 28 Vor dem 20.Lebens- 
jahr durchlebt sie ihre ersten intensiveren Liebesbeziehungen 
und beginnt unter dem jetzt stärker werdenden familiären 
Druck mit einer vorehelichen Lebensgemeinschaft, dem 
‚Hausen’. Sie lebt mit dem Partner zusammen, weil dies an- 
gesichts ihrer Unterbezahlung die einzige Möglichkeit ist, 
um unbeobachtet von Eltern, Geschwistern und Schlafgän- 


21) Es wirft ein bemerkenswertes Schlaglicht auf die statische Struk- 
tur der Gewerkschaftsbewegung in einer Zeit maximaler proleta- 
rischer Mobilität, daß nur seßhafte Arbeiter mit entsprechend 
‚stabilen‘ Familienverhältnissen Funktionäre werden konnten. 
Hier liegt ein zentraler Schlüssel zum Verständnis des Auseinan- 
derdriftens von Klassenwirklichkeit und politisch-gewerkschaft- 
licher Organisationsstruktur, der endlich einmal systematisch 
erarbeitet werden sollte. Vgl. dazu auch Dieter Langewiesche, 
Wanderungsbewegungen, a.a.0., Fußn. 96, S. 40 

22) Vgl. dazu Bleiber, a.a.O., bes. S. 194 ff.: der Berliner ‚Vorwärts’ 
erklärt sich zunächst für „‚unbeteiligt’, um mit der Verschär- 
fung des Ausnahmezustands von „Exzessen’' auf der Seite der 
Kämpfenden zu schreiben! 

23) Janhagel ist ein diffamierender Ausdruck für vorindustrielle Re- 
volten des städtischen Mobs in Deutschland. 

24) Moabit, Ein Bild polizeilicher Willkürherrschaft, Berlin: Buchhand- 
lung Vorwärts, 1911,S. 16. 

25) ebenda 

26) Immerhin diffamierte die Sozialdemokratische Partei auch die 
streikauslösenden Kohlenarbeiter als ‚„‚minderwertige Elemente’, 
ein bemerkenswerter Ausdruck der Solidarität mit Streikenden. 
Vgl. zum Beleg Bleiber, a.a.0., S. 208. 

27) Vgl. beispielsweise den spaltenlangen Jammerartikel „Aus der 
Frauenbewegung‘, der — vielleicht die List einer Druckereiar- 
beiterin — genau neben den Bericht über die Berliner Gebärstreik- 
versammlung vom 23.8.1913 gesetzt wurde: Leipziger Volkszei- 
tung, 3.Beilage zu Nr. 197 v. 26.August 1913. 

28) Die Wut über die „schamlose Naivität’’ ist wirklich durchgängig 
in der gesamten sozialpolitischen Literatur dieser Jahre zu finden. 
So konnte sich beispielsweise eine Henriette Fürth folgenderma- 
ßen über den Zusammenhang von Sittenlosigkeit‘ und empfäng- 
nisverhütenden Mitteln ereifern: ‚Hier handelt es sich bereits um 
eine sittliche Depravation, die wie ein schleichendes Gift am Mar- 
ke unseres Volkes zehrt und den kernhaften Bau bodenständiger 
Sittlichkeit und Lebenstreue von innen heraus auszuhöhlen 
droht.’ H. Fürth: Der Rückgang der Geburten als soziales Prob- 
lem, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, Ill, F. 
45.Bd., 1913,S. 749 
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gern zu sich selbst zu finden. Hier beginnen auch die ersten 
großen Konflikte: die Furcht vor der Schwangerschaft, die 
unwiderruflich zur Heirat zwingt. Die Empfängnisverhütung 
und mehr und mehr auch die Abtreibung wird zum zentralen 
Lebensproblem der Proletarierin unmittelbar vor der Ehe und 
nach dem dritten Kind. Die immer wieder beschriebene 
Lebensgier der jungen Proletarierin ist aus der an der Mutter 
gewonnenen Erfahrung gespeist, daß vielleicht ‚morgen schon 
alles vorbei ist‘. Das ist der Hauptinhalt ihrer Gespräche, die 
sie auf der Straße, an der Werkbank und im Kontor mit ihren 
Altersgenossinnen führt. So entsteht der erste freundschaftliche 
Kontakt unter den Proletarierinnen, der sich immer mehr ver- 
breitert und nie mehr abbrechen wird. Er kreist um sehr ‚un- 
politische’ Probleme: Empfängnisverhütung, Schwangerschaft, 
Abtreibung, Kommunikation über die Partner — Männer, über 
Krankheii, aber auch die Fragen der zusätzlichen Geldbeschaf- 
fung in der ewig hungernden Übergangsfamilie. — Kurz vor 
der ersten Geburt beginnt die Ehe. Die Proletarierin hat ihren 
bisherigen Job aufgeben müssen, denn allen sozialpolitischen 
Ideologemen zum Trotz gibt es noch keinen effektiven Mutter- 
schutz. Das Geld wird knapp, und es wird mit jedem weite- 
ren Kind knapper, denn die familienspezifischen Zulagen, die 
heute bis zur Hälfte des Tariflohns ausmachen, gibt es noch 
nicht. Zudem verringert sich der Wochenverdienst des Part- 
ners vom 35. Lebensjahr an, Folge der ständigen Schraube 
an den Leistungslöhnen. Zwischen jeder Geburt muß die Pro- 
letarierin wieder einspringen, wenn die Kinder nicht an Unter- 
ernährung zugrundegehen sollen. Sie geht nach dem dritten 
Kind zeitweise wieder zurück in Fabrik oder Kontor. Sie sucht 
die Wohnungsmiete durch die Aufnahme von Schlafgängern 
und Instwohnern (oft Eltern bzw. Schwiegereltern) zu ver- 
ringern. Sie geht in die nächste Schwitzbude des Konfektions- 
-Zwischenmeisters. Oder sie wird zur Hausgewerbeproduzen- 
tin, sobald sie es über sich gebracht hat, sich eine Abzahlungs- 
-Nähmaschine zuzulegen. So wird die Proletarierin zum zen- 
tralen Bezugspunkt der Übergangsfamilie, was keineswegs 
einen Rückfall in die vorindustrielle Drei-Generationen-Fami- 
lie noch eine Vorstufe der Kernfamilie darstellt, wie wir sie 
als Massenphänomen im Proletariat erst in der Erbschaft 
des Nationalsozialismus kennen. Die Produktions- und Lebens- 
einheit Übergangsfamilie verbindet die ‚rückständigen’ Momen- 
te des wilhelminischen Kapitalismus mit seinen ‚modernsten’ 
Sektoren, und sie hat in der Tat die Frauen zum Mittelpunkt. 
Daher kommt die Furcht der damaligen Sozialpolitiker vor der 
schweigenden Mehrheit, und das erklärt die pedantische Ge- 
nauigkeit, mit der allenthalten ihre Lebensumstände unter- 
sucht wurden. Dennoch ist die Geschichte dieser Frauen weit- 
gehend unlesbar geblieben, und damit auch heute kaum hin- 
reichend zu rekonstruieren. Abgesehen von den Frauen, die bei 
ihrer ersten Schwangerschaft von ihren Partnern verlassen wur- 
den, so den minimalen Halt der zu gründenden Übergangsfami- 
lie verloren und als prostituierte ‚Kontrollmädchen’ oder Wohl- 
fahrtempfängerinnen in der Maschinerie der Institutionen 
weitgehend untergingen, wissen wir über die Proletarierinnen 
des wilhelminischen Berlin sehr wenig. Der Zugang zu dem, 
was zwischen Unterwerfung und offener Rebellion lag, ist uns 
weitgehend verschlossen. Erst eine genaue Kombination von 
oral history und massenstatistischer Auswertung von Familien- 
büchern, Krankenakten, staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs- 
unterlagen und Archiven der Entbindungs- und Säuglingshei- 
me wird ein wenig von dem informellen Kommunikations- 
netz entschleiern, das Unterwerfung und Widerstand im Le- 
bensprozeß begleitet hat. Denken wir nur an die überaus 
niedrige Aufklärungsquote der Abtreibungen, die auf ein sehr 
dichtes und stabiles Netz unter den Proletarierinnen hin- 
weist 30: hier befanden sich die Strukturen autonomer Frau- 
enorganisation, die es den Frauen ermöglicht haben, seit 
1915/16 als wahre Friedensfurien die wilhelminische Kriegs- 
politik zu hintertreiben, bevor sie von der sozialdemokrati- 
schen Männer-Linken überlagert wurden. 31 Vergessen wir 
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auch nicht das so banale Phänomen der Geburtenbeschrän- 
kung nunmehr auch im Proletariat, auf das das wilhelmini- 
sche Vorkriegsdeutschland mit unglaublicher Hysterie reagiert 
hat 32, Der Rückgang der Geburtenzahlen hat damals in eini- 
gen großstädtischen Ballungsgebieten N ern angefangen 
und immer größere Regionen erfaßt 33, Ein Schwerpunkt war 
Berlin. Die politische Resonanz in Berlin war am größten, 
denn Berlin war Reichshauptstadt. Dieses Vorkriegsberlin 
hatte auch seinen dazugehörigen Skandal: die ‚Gebärstreik- 
debatte’ von 1913. 


In den Berliner Arbeitervierteln gab es eine kleine Anzahl 
von sozialdemokratischen Ärzten, die im ständigen täglichen 
Umgang mit dem ‚Milieu’ zur Schlußfolgerung kamen, daß es 
an der Zeit sei, die parteibornierte Distanz der politischen 
Strategiedebatten zur Klassenwirklichkeit zu überwinden. Vor 
allem die Proletarierfrauen des Ostens scheinen mit Geduld 
und List an diesem Wandel in den Auffassungen gearbeitet zu 
haben. Es ist anzunehmen, daß Ärzte wie Alfred Bernstein, 
Magnus Hirschfeld und Julius Moses so etwas wie verschwie- 
gene Stützpunkte in jenem Kontaktnetz der Proletarierinnen 
darstellten, mit dessen Hilfe die Frauen gegen die unter dem 
Männer-Proletariat üblichen wie sozialdarwinistisch ausgie- 
big legitimierten Formen von sexistischer Gewalttätigkeit 
sich zur Wehr gesetzt haben . Warum Bernstein, Hirsch- 


29) 
stete Familienangehörige in der traditionellen ‚erweiterten Fami- 
lie’. In der Übergangsfamilie wandelte sich ihr Charakter: es han- 
deite sich jetzt mehr um — teilweise entfernte — Verwandte, die 
sich mit kleinen Zahlungen an der von der proletarischen Ehe- 
frau-Mutter geführten Haushaltskasse beteiligten und dafür mit- 


ernährt wurden. Handelte es sich um die Großeltern, war dies oft 


die letze Rettung vor den Armenhäusern oder den Obdachlo- 


senasyslen (den ‚Pennen’ im Berliner Jargon), die zwar im Ver- 
gleich mit New York, Paris und London dezentralisiert waren und 


somit kaum auffielen, in denen es aber schlimmer zuging als in den 
großen Asylen der anderen Hauptstädte in der industrialisierten 
Welt. 

Über die wilhelminische Sozialgeschichte der Abtreibung gibt es 
meines Wissens bis heute nur eine barbarische kriminologische Li- 
teratur. Eine erste Problematisierung dieses Sachverhalts findet 
sich jetzt bei Erhard Lucas: Zwei Formen von Radikalismus in 
der deutschen Arbeiterbewegung, Frankfurt 1976, S. 74 f. (zum 
Fall Hamborn). Zum allgemeinen sozialhistorischen Stellenwert 
von Kontrazeption und Abort vgl. John T. Nooman: Contra- 
ception, Cambridge, Mass.1965; Lee Rainwater: Arıd the Poor 
Get Children. Sex, Contraception and Family Planning in the 
Working Class, Chicago 1960. Zur deutschen kriminologischen 
Abtreibungsliteratur vgl. Helmuth Jahns: Das Delikt der Abtrei- 
bung im Landgerichtsbezirk Duisburg in der Zeit von 1910 bis 
1935, Bonn: Jur. Diss. 1939; Johann Fischer: Die Abtreibung, 
Hamburg: Kriminalistik, 1966; E. Reich: Geschichte und Gefah- 
ren der Fruchtabtreibung, Leipzig, 2.Aufl., 1893; F. Prinzing: 
Die Ursachen der Totgeburten, in: Allgemeines Statistisches Ar- 
chiv, 7.Bd. 1907. 

Über die zentrale Rolle der Frauen vor und in der Novemberre- 
volution vgl. vor allem Leo Stern (Hrsg.): Die Auswirkungen der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution auf Deutschland, Ar- 
chivalische Forschungen zur Geschichte der deutschen Arbei- 
terbewegung, Bd. 4/ll — IV, Berlin 1959; sowie an neuerer Lite- 
ratur Jürgen Kocka: Klassengesellschaft im Krieg, Göttingen 
1973,S. 40 ff., und Karl-Ludwig Ay: Die Entstehung einer Revo- 
lution. Die Volksstimmung in Bayern während des ersten Welt- 
krieges, Berlin 1964 

Die Literaturflut ist unabsehbar. In jedem sozialwissenschaftli- 
chen Periodikum dieser Zeit, das etwas auf sich hält, erschienen 
Untersuchungen zu diesem Thema. 

Vgl. im einzelnen John E. Knodel: The Decline of Fertility in 
Germany, 1871 — 1939, Princeton N.J. 1974. 

Die vulgärbiologistische und sozialdarwinistische Literartur war 
Lesestoff Nr. Eins in den Bibliotheken der Sozialdemokratie und 
der Gewerkschaften. Vgl. dazu den informativen wie in den Schluß- 
folgerungen apologetischen Aufsatz von Hans-Josef Steinberg: 
Workers’ Libraries in Germany before 1914, in: History Work- 
shop Journal, 1976, H.1,S. 166 ff. 
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Instwohner waren ursprünglich außerverwandtschaftliche bedien- 


feld und Moses sich im Verlauf des Jahres 1912 entschieden, 
mit ihren Erfahrungen in die Öffentlichkeit zu gehen und ins- 
besondere den sozialdemokratischen Parteiapparat zu testen, 
ist nicht bekannt. Jedenfalls starteten sie eine Veranstaltungs- 
kampagne, auf der sie die wichtigsten Methoden der Empfäng- 
nisverhütung vorstellten und den Frauen Mut machten, ihr 
Recht am eigenen Körper durchzusetzen 35, Der Erfolg war 
offensichtlich verblüffend. Das lag zweifellos daran, daß es 
schon seit Jahren unter den Frauen der proletarischen Viertel 
entsprechende informelle Initiativen gegeben hatte; jedenfalls 
waren gerade in den Arbeitervierteln die Geburtenzahlen auf- 
fällig stark zurückgegangen, nachdem noch bis zur Jahrhun- 
dertwende in eben diesen Vierteln die üblichen hohen Gebur- 
tenraten mit einer Säuglingssterblichkeit bis zu 26% (im Wed- 
ding) verbunden gewesen waren 36 , Unter Berücksichtigung 
des Bevölkerungszuswachses war die Geburtenhäufigkeit in 
ganz Berlin von 47,19 Kindern pro Tausend 1876 auf 21,64 
pro Tausend im Jahr 1911 zurückgegangen. Seit den neunzi- 
ger Jahren war dabei gerade die eheliche Geburtenfrequenz 
drastisch gefallen, während die Frequenz der illegitimen Neu- 
geborenen von etwa 16 Prozent in den neunziger Jahren auf 
22,2 Prozent im Jahr 1911 gestiegen war. Im Gesamtkontext 
weiterer Daten sprach dies eindeutig für zunehmende inner- 
familiäre Geburtenbeschränkung bei unveränderter generati- 
ver Potenz. 37 Das wirklich Alarmierende daran lag freilich 
für alle Sozialpolitiker am starken ‚„Nachlassen der Geburten- 
häufigkeit in reinen Arbeiterquartieren. Der östliche, haupt- 
sächlich von Arbeitern bewohnte Teil des Stralauer Viertels 
zeigt eine Abnahme von 25,9, das Königsviertel (NO) eine von 
30 Prozent. Die Rosentaler Vorstadt zeigt in ihrem südlichen 
Teil ein Nachlassen um 20, in ihrem nordwestlichen Teil um 
24, im nordöstlichen Teil um 25,6 Prozent. Auf dem Gesund- 
brunnen beträgt die Abnahme 21,2, auf dem Wedding 24,4, im 
westlichen proletarischen Moabit 22,8 Prozent.’ 38 Diese Zah- 
len beziehen sich auf die Zeitspanne zwischen 1905/06 und 
1910/11 und liegen weit über dem gesamtstädtischen Durch- 
schnitt (18,5 Prozent). Es handelte sich um einen Rückgang, 


der im wesentlichen durch das Ausbleiben der 3., 4. und 5. 
Kinder hervorgerufen worden ist. 

Die Sachlage war also eindeutig. Die Institutionen des wil- 
helminischen Systems hatten längst zu reagieren begonnen, 
war doch der ‚zunehmende Bevölkerungsdruck’ längst unter 
dem Einfluß von Monismus, Sozialdarwinismus 40, und Ras- 
senbiologie 41 zum Hauptargument avanciert, mit dem die 
Propagandisten der ‚Weltpolitik’ in allen politischen Lagern 
hausieren gingen. Sie mußten sich also durch die Kampagne 
der Handvoll Berliner Ärzte im Kern getroffen fühlen. Ihre 
Reaktionen ließen nicht lang auf sich warten, vor allem von 
dem Augenblick an, als einzelne Frauen „eigentlich gefähr- 
licher als ein wildes Tier’ *“, die Kampagne in der Provinz 


35) Die folgende Schilderung des Ablaufs der Ereignisse basiert im we- 
sentlichen auf Kurt Nemitz: Julius Moses und die Gebärstreik-De- 
batte 1913, in: Jahrbuch des Instituts für Deutsche Geschichte, 
Tel Aviv, 2.Jg. 1973, S. 321 — 335. 

36) Vgl. dazu die aufschlußreichen statistischen Angaben bei Heinrich 
Finkelstein: Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, Ärztli- 
cher Bericht, in: Die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit, 
Schriften des deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätig- 
keit, 74.Heft, Leipzig 1905, S. 53. 

37) Angaben aus Henriette Fürth, Der Rückgang der Geburten als so- 
ziales Problem, a.a.O., S. 734. Primärquelle: Statistische Monats- 
berichte Groß-Berlins, Jg. 3, 1912, H.7. 

38) Fürth, a.a.0.,S. 734 f.. 

39) ebenda, S. 735 

40) Vgl. dazu die bahnbrechende Studie von Daniel Gasman: The 
Scientific Origins of National Socialism, Social Darwinism in 
Ernst Haeckel und the German Monist League, London, New 
York 1971. 

41) Hier ist die Arbeit von Hedwig Conrad-Martius: Utopien der Men- 
schenzüchtung, München 1955, noch immer unübertroffen. 

42) So stufte der Trierer Zentrumsabgeordnete von Steinaecker eine 
Frau ein, die in seinem Wahlkreis öffentlich für den Gebrauch von 
Verhütungsmitteln warb: ‚Können Sie es mir übelnehmen, wenn 
ich erkläre, daß diese Frau eigentlich gefährlicher ist als ein wildes 
Tier, das auf die menschliche Gesellschaft losgelassen wird... ” 
Protokoll, Haus der Abgeordneten, 34.Sitzung am 23.Februar 
1914,$S. 2782, zit. nach Nemitz, a.a.0.,S. 323. 


fortsetzten. Zuallererst beeilte sich der Berliner Polizeiprä- 
sident von Jagow, mit Verfügung vom 25.November 1912 die 
Frauen aus den Veranstaltungen der Ärzte auszuschließen. #3 
Ein Jahr später begann das Ärztliche Ehrengericht für die 
Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin offiziell mit 
einem Ermittlungsverfahren gegen Moses 44, Selbst die Ober- 
ste Heeresleitung zeigte sich alarmiert. Oberst Bauer schrieb 
in einer Denkschrift der Obersten Heeresleitung über die deut- 
sche Volks- und Wehrkraft: „Im Jahre 1913 offenbarte sich 
eine tiefgehende kinderunlustige, ja kinderfeindliche Bewe- 
gung in Arbeiterkreisen, die auf die willkürliche Geburtenbe- 


schränkung im System des Klassenstaates aufzubauen gedachte: 


Der ‚Gebärstreik” — dem muß mit allen Mitteln entgegenge- 
wirkt werden.” 4° 

Viel Feind, viel Ehr: damit ist noch keineswegs gesagt, 
daß sich die Initiatoren der Kampagne die authentischen Be- 
dürfnisse der Frauen zueigen gemacht hätten. So sicher sich 
Bernstein, Hirschfeld und Moses in den Ausgangspunkten ih- 
rer Argumentation sein konnten — Befreiung der Frauen vom 
alles andere als ‚natürlichen’ Gebärzwang und damit einer 
Existenz als Anhängsel der Gebärmutter, Überwindung der 
barbarisch hohen Mütter- und Säuglingssterblichkeit — so un- 
klar waren sie bei der Bestimmung des aktuellen Ziels der 
Kampagne. Es geht hier nicht darum, den aus praktischer 
Alltagserfahrung und -solidarität gespeisten Mut einer Hand- 
voll sozialdemokratischer Ärzte, die sich am Vorabend des 
Weltkrieges offen dafür stark machten, die Proletarierinnen 
von der ‚Sklaverei ihrer Gebärmutter” zu befreien, herabzu- 
setzen. Aber es bleibt nüchtern festzuhalten, daß sie keines- 
wegs daran dachten, von einer derart brisanten Alternativ- 
position zum Sozialdarwinismus der wilhelminischen Sozial- 
demokratie aus zu einem Frontalangriff auf die in einem Meer 
von Mobilität und Revolten der Unterklassen untergehenden 
Bewegung von Gewerkschafts- und Parteibeamten überzuge- 
hen. Insbesondere Moses sah in der demonstrativen Geburten- 
beschränkung ein Mittel, um den Staat zum systematischen 
Aufbau sozialpolitischer Institutionen wie Säuglings- und 
Mutterschutz zu zwingen.* Zentralistische Sozialpolitik 
ist aber immer ein Instrument zur Sozialkontrolle von Klas- 
senverhalten, und Moses war weit davon entfernt, Vorstel- 
lungen zu entwickeln, wie die Unterklassenfrauen die durch 
systematische Geburtenbeschränkung eroberte Macht weiter 
gegen den wilhelminischen Klassen- und Männerstaat ausbauen 
konnten, Hier war und blieb Moses immer Sozialdemokrat. 
Genauso ambivalent war es, wenn er „im Interesse der sozia- 
len, gesundheitlichen und kulturellen Hebung der arbeitenden 
Klassen’ für den „Kampf gegen den allzu reichen Kindersegen 
im Arbeiterhause’’ votierte. Es wird erst nach genauen 
Nachlaßstudien zu klären sein, was Moses und mit ihm die 
anderen Ärzte mit der „sozialen... und kulturellen Hebung 
der arbeitenden Klassen’’ gemeint haben. Mag sein, daß sie 
dabei zuallererst an die eigene schichtspezifische Familien- 
konstellation dachten, die längst zur Kernfamilie geworden 
war. Denkbar ist auch, daß sie als Ärzte nur die wahrhaft bit- 
teren Schattenseiten der Übergangsfamilien der Unterklassen 
wahrnahmen und gar nicht begriffen, daß die von den Frauen 
so extensiv betriebene Empfängnisverhütung ein Mittel war, 
um die scheinbar so ‚traditionalistischen’ Rückgriffe der Über- 
gangsfamilie auf vorkapitalistische Lebensformen in modern- 
ste Mikrostrukturen des Widerstands umzuwandeln. #9 Der all- 
tägliche Widerstand entseht immer an den intensivsten Kon- 
stellationspunkten der Ausbeutung. Demgegenüber kamen 
selbst die engagierten Berliner Quartierärzte von außen, sie 
nahmen nur einen Teil der Realität wahr — aber immerhin 
einen Teil. Nichts spricht dafür, daß die sich vom Gebärzwang 
befreienden Unterklassenfrauen eine Nachahmung der längst 
etablierten kleinbürgerlichen Kernfamilien mitsamt ihrer ent- 


mündigenden und isolierenden unbezahlten Hausarbeit an-. 


gestrebt haben, wie sie auch die Sozialdemokratie mit ihrem 
Projekt der „sozialen und kulturellen Hebung der Arbeiter- 
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klasse” propagierte. 
IV E) 


Bernstein, Hirschfeld und Moses waren demzufolge bezüg- 
lich ihrer theoretischen Vorstellungen alles andere als schlech- 
te Sozialdemokraten. Ihr Pech war nur, daß die Sozialdemo- 
kratie am Vorabend des ersten Weltkrieges längst von den 
sozialdarwinistischen und -imperialistischen Strategien der 
Gegenrevolution überrollt worden war. Es ist hier nicht die 
Gelegenheit, darzustellen, inwieweit die Vorkriegssozialdeme- 
kratie und Gewerkschaftsbewegung zur brisanten Verbindung 
der sozialen Ideologie vom ‚survival of the fittest” mit dem 
Taylorismus beigesteuert haben. 0 Hier muß der Hinweis 
darauf genügen, daß hinter der Frauen- und Jugendfeind- 
schaft der sozialdemokratischen Massenbasis die Ideologie 
einer Handwerker- und Arbeiteraristrokratie steckt, die ihren 
Abstieg in den Schmelztiegel der wilhelminischen Massenmo- 
bilität mit Ansprüchen von sexistischer und biologistischer 
Klassenhegemonie konterte, wobei sie sich immer offener 
mit ihrem populärwissenschaftlich begründeten Anspruch auf 
Zucht und Ordnung im Zukunftsstaat in die bestehenden 
Machtverhältnisse einordnete. ?1 In diesem Kontext war die 
Parole von der Selbstbestimmung der proletarischen Frauen 
über ihren Körper eine Herausforderung par excellence, auch 
wenn sie im theoretischen Begründungszusammenhang der 
Ärzte durchaus mit den offiziellen sozialdemokratischen Zu- 
kunftsvisionen übereinstimmte. 

Die sozialdemokratische Parteispitze scheint sich zunächst 
abwartend verhalten zu haben. Erst im Sommer 1913, also 
ein dreiviertel Jahr nach Beginn der Kampagne, entschloß 
sie sich zum Konterschlag. Sie startete vom 31.Juli 1913 an 
im Berliner Vorwärts eine Artikelserie, in der sie die ‚Phrase 
von einem zu inszenierenden Gebärstreik’’ zurückwies und den 
„gegenwärtig beobachtete(n) Geburtenrückgang” als „ein 
Zeichen kapitalistischer Entartung” 2 brandmarkte. Kapita- 


43) 
44) 
45) 


Nach Nemitz, ebenda, S. 322. 
ebenda, S. 323 

Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Bauer, Denkschrift der Ober- 
sten Heeresleitung über die Deutsche Volks- und Wehrkraft, $. 
137, zit. nach Nemitz, S. 324. 

Vgl. seine Ausführungen im Manuskript „Gebärstreik’', Dok. Nr.1. 
Hier ist auch nachzulesen, wie weit er mit seinen taktischen Kon- 
zessionen an einen der sozialdemokratischen Exponenten des Ras- 
sismus, den Reichtagsabgeordneten David, ging. 

Moses, ebenda, S.9 des Originals. 

Dank Kurt Nemitz ist der Inhalt des Nachlasses von Moses inzwi- 
schen bekannt. Vgl. Kurt Nemitz: Julius Moses — Nachlass und 
Bibliographie, in: IWK-Internationale wissenschaftliche Korres- 
pondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 10, 
Jg., 1974, H.2.,5. 219 ff. 

Zu ähnlichen Fragestellungen kommt Gisela Bock bei ihren Stu- 
dien über die proletarischen Unterklassen in den USA der ‚Pro- 
gressive Era’. Vgl. Gisela Bock: Die andere Arbeiterbewegung 
in den USA von 1909 (recte: 1905) — 1922, München 1976; dies. 
zusammen mit Barbara Duden: Arbeit aus Liebe — Liebe als Ar- 
beit: Zur Entstehung der Hausarbeit im Kapitalismus, in: Frauen 
und Wissenschaft, Beiträge zur Berliner Sommeruniversität für 
Frauen, Juli 1976, Berlin 1977,S. 118 ff., insbes. S. 152 ff.. 
Dieses Forschungsthema ist so brisant wie unbearbeitet. Die bis- 
herigen Untersuchungen über den Sozialdarwinismus in der deut- 
schen Sozialdemokratie kranken daran, daß sie dessen ‚progres- 
sive’, lohn- und sozialpolitische Kehrseite unbeachtet gelassen 
haben. 

Es scheint, daß der Fußn.34 zit. Steinberg mit seinem massen- 
statistischen Herangehen an die Lektüre in den spätwilhelmi- 
nischen Arbeiterbildungsvereinen das missing link bei der Erfor- 
schung der Übereinstimmung zwischen der lesenden Parteibasis 
und den Funktionären der Arbeiterintelligenz herausgefunden 
hat. Hier wäre weiterzuarbeiten. Schon in seinem Buch: Sozialis- 
mus und Sozialdemokratie, Zur Ideologie der Partei vor dem 1. 
Weltkrieg, Hannover 1967, hat Steinberg bemerkenswerte Ansätze 
in diese Richtung hervorgebracht. 

Vgl. Vorwärts, 30.Jg., vom 31 .Juli und 7.August 1913 
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ä 
listische Entartung — hier hatten also kapitalistische Gesetz- 
 mäßigkeiten in die biologischen Naturgesetze der Gebärmüt- 
‚ter hineingepfuscht, eine terminologische Wortwahl, die den 
| Herrschaftsanspruch gegenüber den Frauen mittels verdoppel- 
‚ter Verurteilung zur Passivität gar nicht drastischer fassen 
kann. Um die Gegenkampagne perfekt zu machen, berief die 
‚Parteispitze die sozialdemokratischen Wahlvereine Berlins 
‚zum 23.August 1913 zu einer Versammlung in der Neuen 
Welt in der Hasenheide ein. Diese Veranstaltung, die unter 
dem Motto: „Gegen den Gebärstreik” stand, sollte Furore 
machen, war doch von der Parteispitze aus der ‚proletari- 
schen’ Frauenbewegung alles, was Rang und Namen hatte, 
herbeizitiert worden, um der in die Partei hineingetragenen 
Initiative der Proletarierfrauen Berlins den Garaus zu machen. 
Die im dokumentarischen Anhang in Auszügen zitierten Reden 
Klara Zetkins, Luise Zietz’ und Rosa Luxemburgs sind be- 
schämende Beispiele von Fremdheit und Borniertheit gegen- 
über den realen Problemen der Unterklassefrauen. Sie 
zeigen schlaglichtartig die Feigenblatt-Funktion der sozialdemo- 
kratischen Frauenbewegung auf, die sich hinsichtlich ihres 
Objektverhältnisses den Frauen gegenüber in nichts von den 
Exponentinnen der , nationalsozialen ° Frauenbewegung 
unterscheidet, ansonsten aber in ihrem Realitäts- und Kon- 
fliktbewußtsein weit hinter den Gertrud Bäumer, Marie 
Bernays, Henriette Fürth usw. zurücksteht. Von „bürgerlicher 
Quacksalberei”’” , von der unüberbrückbaren Unwissenheit 
der Heimarbeiter hinsichtlich des ‚Präventivverkehrs”, von 
entpolitisierenden Appelen an die „Denkfaulheit der Mas- 
sen” ist die Rede, aber nichts ist zu spüren von einer inhalt- 
lichen Auseinandersetzung mit einem Problem, das den Massen 
so intensiv auf den Nägeln brannte. Selbst die demagogische 
wie absurde Gleichsetzung der Inhalte der Initiative mit dem 
malthus’schen Bevölkerungstheorem mußte herhalten, um die 
Gärung unter den Frauen abzutöten. Aber es half nichts. 
Die ‚linken‘ Exponentinnen der Sozialdemokratie verloren 
an diesem Abend in der Hasenheide den Massenkonsens mit 
‚den Proletarierinnen. ?* Sie mußten bitter dafür bezahlen, 
‚daß sie sich für einen Schachzug der Parteispitze hergege- 
ben hatten, der einzig darauf abzielte, Selbstinitiative und 
-artikulation der proletarischen Frauen zu unterbinden.® 

| So erwies sich der Versuch, die ‚Gebärstreikkampagne’ 
durch einen Beschluß der Berliner Wahlvereine zu verbieten, 
‚als ein Schuß, der nach hinten losging. Die Versammlung 
wurde eine Woche später fortgesetzt, und Klara Zetkin begab 
sich auf einen vorsichtigen Rückzug. 6 Die Ärztegruppe 
‚intensivierte in den folgenden Monaten noch ihre Gebärstreik- 
agitation. Immer häufiger kamen betroffene Frauen selbst 
zu Wort, während die Justiz zur Kriminalisierung der Bewe- 
| gung ansetzte. Zum ersten Mal, schreibt die Berliner Volks- 
zeitung, hatten „die Massen der radikal gerichteten. Berliner 
Sozialdemokraten offen gegen die hier besonders populären 
Führer und Führerinnen rebelliert”, die ja fast alle zum ‚links- 
radikalen’ Flügel gehörten! „Wer den gewaltigen Einfluß 
kennt, den Klara Zetkin und Luise Zietz neben Rosa Luxem- 
burg in der von ihnen geleiteten sozialdemokratischen Frauen- 
bewegung haben, dem muß«es auffallen, daß entgegen der 
Parole dieser Führerinnen gerade die sozialdemokratischen 
Frauen mit größtem Eifer die Gebärstreikpropaganda unter- 
stützen.” 59 Es ist sicher nicht übertrieben, wenn wir anneh- 
men, daß der Verlust der Massenloyalitäten in der von ihm 
zentral erachteten Bevölkerungsfrage einen wesentlichen in- 
nenpolitischen Entscheidungsfaktor des Regimes ausmachte, 
‚als es sich entschied, den Kurs des imperialistischen Va Banque 
zu forcieren. 60 


V 


In der folgenden Dokumentation kommen u.a. einige 
Hauptexponenten sozialdemokratischer Bevölkerungspolitik, 
Eduard Bernstein, Karl Kautsky und Ludwig Quessel, zu 
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Wort. Wenn wir uns entscheiden, die ideologische Reaktion 
auf ein sozialgeschichtliches Phänomen zu rekonstruieren, 
dann aus zwei Gründen. Erstens, weil sie uns den Zugang zu 
der so schwierig anzueignenden historischen Unterklassen- 
wirklichkeit zu ebnen vermag, und uns dabei hilft, den Brei 
neuer spätkapitalistischer ‚Sozialgeschichte’ a la Wehler und 
Co. mittels klarer Fragestellungen auseinanderzurühren. Und 
zweitens, weil wir vor der Aufgabe stehen, von der Konsta- 
tierung der völligen Integration der deutschen Arbeiterbe- 
wegung in den wilhelminischen Machtstaat zur Entschlüsse- 
lung der einzelnen Phänomene dieses Prozesses überzugehen. 
Dabei ist es sehr hilfreich zu lernen, daß nicht nur Kapital 
und Staat, sondern auch die sozialdemokratisch-gewerk- 
schaftliche Arbeiterbewegung des Vorkriegs nur noch aus so- 
zialtechnischen Gegenmanövern gegen den zunehmenden Dis- 
sens in den Unterklassen zu erklären sind. 

Bernstein, Kautsky und Quessel stehen im Kontext dieser 
Dokumentation für drei sozialdarwinistische Reaktionstypen 
der Sozialdemokratie auf die Tendenzen zur außerinstitu- 
tionellen Selbstbestimmung bei den Unterklassefrauen. Ludwig 
Quessel, neben Noske, David und Südekum der härteste 
Exponent imperialistischer Weltpolitik in der Sozialdemokra- 
tie ?', spielt die rassistische Gegenkarte am deutlichsten aus. 
Am Beispiel Australien versucht er nachzuweisen, was der 
europäischen Arbeiteraristokratie passiert, wenn die Unter- 
nehmer bei sinkenden Geburtenraten ‚Slawen’ und ‚Gelbe’ 
importieren: es kommt zum sinkenden Lebensstandard, zur 
Erzeugung neuer „Bastardrassen”, die besonders billig ausge- 
beutet werden können. Quessel operiert offen mit einer dro- 
henden Invasion der ‚Slawen’ über den Umweg der Unterklas- 
sen. Der Gebärstreik ist also eine ‚nationale Gefahr”, der 
„Kampf gegen den Gebärstreik ist in erster Linie ein Kampf 
um die nationale Existenz”, und dieser „Erkenntnis darf 
sich auch die Sozialdemokratie nicht verschließen”. Quessel 
hat somit in aller Offenheit die Ideologien Schallmeyers, des 
Archivs für Rassenbiologie und Gesellschaftsbiologie und an- 
derer Vorläufer des nationalsozialistisch-rassistischen Umgangs 
mit der Arbeitskräfteplanung in die Sozialdemokratie 
hineingetragen. Um übrigens nicht mißverstanden zu werden: 
ein Quessel war kein einsamer ‚Verräter der Arbeiterklasse’, 
er hat nur die populärbiologistischen Hegemonieansprüche der 
lesenden sozialdemokratischen Arbeiteraristokratie 63 in der 
Partei zum Ausdruck gebracht. 
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Vgl.: Gebärstreik? Dok. Nr. 2 im dokumentarischen Anhang. 

Vgl. dazu den Veranstaltungsbericht in der Berliner Volkszeitung, 
61 .Jg., Nr. 394, vom 23.8.1913, 

Dieser Tatbestand spiegelt sich in den Korrespondenzen mehrerer 
sozialdemokratischer Parteiführer, die genaue Rekonstruktion 
steht indes noch aus. 

Dazu im einzelnen Nemitz, Julius Moses, S. 328 f. 

Vgl. beispielsweise: Gebärstreik und Sozialdemokratie, in: Berliner 
Volks-Zeitung, 61.Jg., Nr. 486 v. 16.10.1913, abgedr. als Nr. 4 
im dokumentarischen Anhang. 

Vgl. ebenda 

Zit. nach ebenda 

Jedenfalls ist dieser wichtige Aspekt in den vielfältigen gelehrten 
Debatten über die innenpolitischen Auslöser des ersten Weltkriegs 
noch nicht aufgetaucht. Eine Ausnahme macht Kurt Stenkewitz: 
Gegen Bajonett und Dividende, Die politische Krise in Deutsch- 
land am Vorabend des ersten Weltkriegs, Berlin-DDR 1960, der 
die Gebärstreikdebatte unter dem vielsagenden Titel Verwirrungs- 
erscheinungen’’, S. 252 ff. ausführlich referiert. 

Quessel redigierte u.a. in den „Sozialistischen Monatsheften’ eine 
Rubrik „Kolonialfragen‘'! 

Der Verf. sitzt derzeit an einer Studie über die europäische Ar- 
beitskräfteplanung des Nationalsozialismus zwischen 1937 und 
1944. Erst bei den Vorarbeiten ist ihm klargeworden, wie tief 
die Inhalte nationalsozialistischer Arbeitspolitik in der deutschen 
Klassengeschichte verankert gewesen sind. 

Vgl. Fußn. 34. Zu Quessel überhaupt vgl. Nr. 7 im dokumentari- 
schen Anhang, der dem in Dok. Nr. 9 zitierten Apostel des deut- 
schen Sozialimperialismus par excellence, Friedrich Naumann, 
in der Tragweite seiner Argumentation durchaus gleichkommt. 
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Von großem Interesse ist die Frage, wie sich Eduard Bern- 
stein von dieser rassistischen Hauptströmung innerhalb der 
Sozialdemokratie abgegrenzt hat. Bernstein, Anhänger der 
sozialen Evolutionslehre wie Quessel, vertritt auch in diesem 
Punkt die Linie revisionistischer ‚Realpolitik’. Für Bernstein 
ist die ‚Weltpolitik’ keine Frage der Übereinstimmung zwi- 
schen Nation und Rasse, sondern ein Zivilisierungsproblem. 
Die imperialistische ‚Kulturaufgabe’ ist für ihn aufgrund der 
innereuropäischen Zivilisationsangleichung eine Sache, die 
nur auf europäischer Ebene angegangen werden kann. Er pro- 
jiziert den Geburtenrückgang als ein Massenphänomen, das sich 
sozialpolitisch durchaus integrieren lasse, entsprechend 
genauer auf die gesellschaftlichen Realitäten. Bernstein be- 
grüßt die ‚Slawenimmigration’, weil sie den Lebensstandard 
der innereuropäischen Arbeiteraristokratie zu erhöhen helfe 
und die ‚Assimilation’ der Slawen-Fremdarbeiter zu einer 
lösbaren ‚Kulturaufgabe’ mache. Bernstein repräsentiert 
also eine ‚zivilisatorisch’ veredelte Tendenz des Sozialdarwi- 
nismus, die aufgrund ihrer größeren Flexibilität nach der 
‚rechtsextremen’ Orientierung der Sozialdemokratischen Ar- 
beiterbewegung zwischen 1905 und 1920 sich am deutlichsten 
als Instrument der Geschlechter- und Nationalitätenhierar- 
chisierung innerhalb der Klasse bewährt hat. 

Erwähnen wir zum Abschluß noch Kautsky. Er ist Reprä- 
sentant des alten legalmarxistischen Zentrums, das die ‚Ge- 
setze’ der auf die Gesellschaft übertragenen biologischen Evo- 
lutionstheorien mit besonders dogmatischer Inbrunst mit den 
‚Gesetzen’ des kapitalistischen ‚Fortschritts‘ parallelisiert 
hat 65, Kautsky mokiert sich denn auch vor allem darüber, daß 
das Geschrei vom Gebärstreik allenfalls dazu angetan sei, 
das „Tempo’ einer „gesetzmäßigen Entwicklung” zu beschleu- 


nigen, deren ‚Richtung‘ ohnedies längst festgelegt sei. Irgend- 
wie geartete praktische Initiativen, gar aus dem Unterklassen- 
widerstand gespeiste, sind deshalb grundsätzlich schädlich. 
Die Kampagne für Geburtenkontrolle hingegen sei konkret 
nur dazu angetan, die Sozialdemokratisierung der Armee zu 
behindern, und die „Geburtsstreikler” arbeiteten im Grunde 
nur daran, „daß die Armee ausschließlich aus den reaktionär- 
sten Teilen des Landes, ja der Kolonien zusammengesetzt 
wird.” Hier transformiert Kautsky den ökonomischen 
Rassismus Quessels auf die politische Ebene, und zwar mit ei- 
ner kaum mehr zu überbietenden argumentativen Plattheit. 

Alles in allem erscheint die sozialdarwinistische Argumen- 
tation der Arbeiterbewegung des Vorkriegs gegen den Stör- 
faktor Geburtenbeschränkung in eindeutiger Klarheit. Die bis- 
herigen Historiker der Arbeiterbewegung im allgemeinen und 
der „proletarischen Frauenbewegung” im besonderen wissen, 
warum sie bis heute über die Vorkriegsauseinandersetzungen 
um die Geburtenbeschränkungen schweigen. Es sei den 
Leserinnen und Lesern dieser Dokumentation überlassen, 
über die Aktualität der hier angerissenen Fragestellungen zu 
urteilen. 


64) Vgl. dazu Dok.Nr.8. 

65) Dies arbeitet der schon zitierte Hans-Josef Steinberg (Sozialis- 
mus und deutsche Sozialdemokratie) im Abschnitt III B seines 
Buchs: Der Einfluß des Darwinismus auf die Vorstellungswelt 
der Sozialdemokratie, S. 43 ff., insbes. S. 48 ff., vorzüglich heraus. 

66) Vgl. dazu Nr. 6 im dokumentarischen Anhang. 

67) Kurt Nemitz hat dieses Schweigen meines Wissens als Erster in der 
BRD durchbrochen. Dies fordert Respekt, auch wenn ich mit sei- 
nen Schlußfolgerungen keineswegs übereinstimme. 
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Dr Gebärstreik ' 


von Dr. Julius Moses 


in . . Jetzt stellen falsche Apostel auch den Arbeitern die 
aus drei bis vier Köpfen bestehende Zwergfamilie als den für 
ihn allein wünschenswerten Zustand hin. Aber die Intelligenz 
und der gesunde Sinn unserer Arbeiter wird sie über kurz oder 
lang schon von selbst dahin führen, einzusehen, welche innere 
und nachhaltende Kraft auch für sie eine grosse Familie und 
ein zahlreicher Nachwuchs bedeutet.” So der Anthropologe 
Prof. Dr. Felix von Luschan auf dem letzten deutschen 
Anthropologen-Kongress. 

„Oberflächliche Schwätzer” predigen den Arbeitern den 
Gebär-Streik, so ruft Naumann in der von ihm herausge- 
gebenen Hilfe voller Entrüstung aus: ‚Eine Arbeiterschaft 
ohne Lebenswillen kann keine Siege erfechten. Die Arbeiter- 
schaft lebt davon, dass sie Masse ist und sein will. Sie muss 
die Menge des Volkes sein wollen, sonst ist sie immer nur die- 
nende Minderheit!” Darum fordet Naumann -— natürlich 
im Interesse der Arbeiterschaft — noch ‚‚Mehr Kinder”, 

„Mehr Kinder!” Laut ertönt dieser Ruf auf allen General- 
synoden: ‚Die Ehen werden degradiert und die Frauen ernie- 
drigt durch die modernen Ideen über Ehe und Kinder.” Da- 
rum: „Hohes Kirchenregiment wird gebeten, massgebenden 
Orts dahin vorstellig zu werden, dass der Verkauf von Mitteln 
für unsittliche Zwecke, insbesondere das Hausieren mit den- 
selben, sowie deren sonstige Verbreitung auf dem Wege der 
Gesetzgebung soweit als möglich verhindert werden.” 

Laut ertönt der Ruf nach ‚‚mehr Kindern” auf den Kongres- 
sen unserer deutschen Sittlichkeits-Vereine. 

Unsere Regierung macht die Justizbehörden mobil. 

Den Oberstaatsanwälten ist eine Verfügung des preussi- 
schen Justizministers bekanntgegeben worden, welche die 
strengste Bestrafung derjenigen Personen zur 
Pflicht macht, die sich mit der Herstellung und dem Vertrieb 


Nr. 6 K. Kautsky: Der Gebärstreik, in: Die Neue Zeit, Bd. 31, 
2,1913,S. 904 — 909 

Nr. 7 Ludwig Quessel: Die Ökonomie des Gebärstreiks, in: 
Sozialistische Monatshefte, Jg. 1913, 3.Bd., S. 1319 — 
1325 

Nr. 8 Eduard Bernstein: Geburtenrückgang, Nationalität und 
Kultur, in: Sozialistische Monatshefte, Jg. 1913, 3.Bd., 
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Nr. 9 Friedrich Naumann: Mehr Kinder! in: Die Hilfe, 19.Jg. 
1913, Nr. 40, S. 626 — 628 


Ich danke Kurt Nemitz und Rolf Taubert für ihre Unterstüt- 
zung bei der Beschaffung der Dokumente 


von Mitteln zur Empfängnisverhütung befassen. In der Ver- 

fügung heißt es: „Die Anpreisung, der Vertrieb und die 

Anwendung empfängnisverhütender Mittel hat einen Umfang 

angenommen, der zu ernstesten Bedenken Anlass gibt. Um der 

weiteren Ausbreitung tunlichst zu begegnen, erscheint es er- 
forderlich, dass die Anklagebehörden in allen Fällen mit 
grösstem Nachdruck unter Beachtung der in der Rechtspre- 
chung des Reichsgerichts aufgestellten Rechtsgrundsätze ein- 
schreiten. Auch erscheint es erforderlich, dass die Vertreter 
der Anklagebehörden regelmässig die Unbrauchbarmachung 
etwa in Betracht kommender Druckschriften beantragen. Bei 
der Stellung der Strafanträge wird ausserdem auf die ausser- 
ordentliche Gemeingefährlichkeit und die gewinnsüchtigen 
niedrigen Beweggründe der Angeklagten Rücksicht zu nehmen 
sein. Ferner wird regelmässig der Ausschluss 
der Öffentlichkeit wegen Besorgnis der Gefährdung 
der Sittlichkeit zu beantragen sein, um zu verhüten, dass 
durch die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung die Aufmerk- 
samkeit des Publikums in ungewünschter Weise auf den Ge- 

schäftsbetrieb der Angeklagten gelenkt wird.” 2 
In einem Ministerialerlass an die Aerztekammern Preus- 

sens betr. Fruchtabtreibung und Geburtenrückgang vom 10.Juli 

ds.Js. wird von dem „ständigen Wachsen der Fehlgeburten” 
gesprochen und, ‚dass ein nicht geringer Teil dieser Fehlge- 
burten absichtlich herbeigeführt werde und dass diese be- 
denkliche Erscheinung mit als Ursache für den zunehmenden 

Geburtenrückgang angesehen werden müsse.” „Mit Rücksicht 

auf die Bedeutung dieser Angelegenheit scheint es mir notwen- 

dig, zur Beurteilung der Frage weiteres Material zu gewinnen. 

Ich ersuche daher die Aerztekammern zu veranlassen, den 

Aerzten folgende Fragen vorzulegen: 

1. Haben Sie in Ihrer Praxis eine Zunahme der Fehlgeburten 
beobachtet? 

2. Wie gross war die Anzahl der Fehlgeburten 1910, 11, 12, 
bei denen Ihre aerztliche Hilfe in Anspruch genommen 
wurde? 

3. Haben Sie Grund in der Annahme, dass ein Teil dieser 
Fehlgeburten von den Betroffenen mit Absicht bezw. mit 
Zustimmung der betreffenden weiblichen Person herbei- 
geführt worden ist und in wieviel Fällen haben Sie solche 
Beobachtungen gemacht? 
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4. Ist Ihnen bekannt geworden, dass weibliche Personen in 
zunehmendem Masse an Aerzte mit dem Ansinnen heran- 
treten, eine vorzeitige Unterbrechung der Schwangerschaft 
anzunehmen?” 

Man sieht, unsere Regierung ist auf dem Plan. Sie schläft 
und schlummert nicht als Hüter des deutschen Volkes. 

„Falsche Apostel”, „Törichte Schwätzer”, so sagen es auch 
die Zetkin, Zietz, Luxemburg und Genos- 
sen und warnend erheben sie ihre Stimmen gegen die Lehren 
dieser Ketzer, die der Arbeiterschaft die Einschränkung des 
allzureichen Kindersegens predigen im Interesse der Gesundung 
des Proletariats, der körperlichen und damit der geistigen und 
kulturellen Gesundung der Massen. Irrlehren sind es. Ein 
„Appell an die Rückständigkeit, Oberflächlichkeit, Denkfaul- 
heit und Dummheit der Massen!” (Luxemburg). ‚Ausweichen 
vor dem Kampf mit dem Leben!” „Egoismus”, „Wir wollen 
nicht Feigheit und Kleinmut ein Ruhebett bereiten!” „Ein 
Blick in die Geschichte zeigt, dass die aufstrebenden Massen 
nicht durch ihre Qualität, sondern durch ihre Quantität ge- 
siegt.” (Zetkin). 

„Falsche Apostel”, „Törichte Schwätzer”, so dekretiert 
die Berliner Parteileitung, und gehorsam den Lehren dieser 
„Vorgesetzten Behörde’ summt es und brummt es ein Chorus 
von Parteifunktionären in allen Variationen nach: ‚‚Moses ist 
unter die falschen Apostel gegangen, kreuzigt ihn!” 

Gemach werte Damen und Herren: Wo sind die wahren 
und wo die falschen Apostel? 

Doch bevor wir diese Frage beantworten, noch einiges über 
das Wort ‚‚Gebärstreik.” „Ein grässliches Wort!” ‚Ein hässli- 
ches Wort!” „Ein unmögliches Wort!” ‚Ein Widerspruch mit 
dem, was sein Erfinder zu propagieren vorgibt.” Mit Stumpf 
und Stiel möchte man es am liebsten aus dem Wortschatz 
des Proletariats ausrotten, denn es „verwirrt sein Fühlen und 


Denken, sein Streben und Handeln, es treibt ihn vom rechten 


Ziele fort’ und was dergleichen Reden mehr sind. 
Vergebene Liebesmüh! Das Wort ‚‚Gebärstreik” ist nicht 
mehr totzuschlagen. Es lebt im Proletariat, es hat sich bereits 
Heimatberechtigung erworben. Es ausrotten zu wollen, ist ein 
Kampf gegen Windmühlen. Knapp und präzise, dazu dem spe- 
zifisch proletarischen Wortschatz nachgebildet, will es — das 
habe ich zu dutzenden von Malen betont — natürlich nicht 
dem Proletariat die völlige Einstellung der Kindererzeugung 
empfehlen, sondern ihm das Verantwortlichkeitsgefühl in 
Bezug auf die schrankenlose Kindererzeugung schärfen und 


einprägen, ihm die Lehre Czernys ans Herz legen: Nicht’ 


mehr Kinder indie Welt zu setzen, als man unter den heutigen 
traurigen wirtschaftlichen Verhältnissen, noch dazu in Zeiten 
steigender Arbeitslosigkeit, glaubt einigermassen ernähren und 
erziehen zu können, die Proletarierinnen befreien von der 
„Sklaverei ihrer Gebärmutter”. Wenn man will, soll man es 
sogar eine Notstandsaktion nennen. Aber gleichzeitig auch 
einen Gebärstreik, den man als Waffe, als revolutionierend 
wirkende Waffe den herrschenden Kreisen gegenüber zu brau- 
chen verstehen soll. Unsere Regierung tritt heute dem Proleta- 
riat in der Rolle eines Ausbeuters entgegen. Sie verlangt von 
dem Arbeiter und besonders der Arbeiterin, dass sie, im In- 
teresse der ‚„nationalen” Zukunft unseres Volkes, Leistungen 
vollbringen, die zu leisten weit über deren Kräfte hinausgehen, 
Leistungen, die die Besitzenden zwar zu erfüllen in der Lage 
wären, aber längst schon von sich auf das Proletariat abge- 
wälzt haben, Leistungen ohne Gegenleistungen. Das Prole- 
tariat soll — so will es unsere Regierung, unsere herrschenden 
Klassen, unsere Ritter und Heiligen, unsere: Sittlichkeitshexen 
und Keuschheitsprediger — wie im alten Rom, dem Staate 
den Tribut in Gestalt von allzuvielen Kindern zollen, Kindern, 
deren Ernährung und Erziehung ihm derselbe Staat und 
diesselben herrschenden Klassen nicht nur erschweren, sondern 
geradezu unmöglich machen. Da sage ich: Proletarier! Dieser 
unsittlichen und unmoralischen Forderung des Staates und der 
herrschenden Klassen, dieser Moral mit dem doppelten Boden 
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ist es endlich an der Zeit, ein kräftiges Halt, ein dreifaches 
Nein entgegen zu rufen. Bis hierher und nicht weiter. Entwe- 
der gibt der Staat dem Arbeiter die Möglichkeit, seine Kinder 
einigermassen zu ernähren und erziehen zu können, oder es 
bleibt diesem Ausgebeuteten nichts anderes übrig, als zu strei- 
ken, zu streiken, in dem vorhin angedeuteten Sinne. „Dadurch 
wird gegen unsere Wirtschaftsordnung ein Schlag geführt, 
weit: vernichtender, als der radikalste Sozialismus es je ver- 
mocht hätte.”(Dr. Otto Ehinger, „Über den Gebärstreik” 
B:T; 3) Diesen Schlag zu parieren, ist der Staat ausser Stande, 
denn: derselbe Staat, der durch seine volksausbeutende 
Schutzzollpolitik im Interesse einer kleinen Minderheit von 
Agrariern die Lebenshaltung des Arbeiters fast unmöglich 
macht, die Unterernährung im Volke befördert, derselbe Staat, 
der die Proletarier-Söhne kraft seiner Machtmittel während der 
Militärzeit zum Kampf gegen den inneren Feind drillen lässt, 
eben dieser selbe Staat kann aber dem Proletarier nicht vor- 
schreiben, dass er noch wie in früheren Zeiten im Interesse der 
nationalen Zukunft unseres Vaterlandes Jahr für Jahr ein Kind 
nach dem andern in die Welt setzt. An dem ernsten Willen des 
Proletariers, an seinem geschärften Verantwortlichkeitsgefühl 
der bisherigen schrankenlosen Kindererzeugung gegenüber 
scheitern die Machtmittel des Staates. Hier ist die Regierung, 
hier sind die herrschenden Klassen am Ende ihres Lateins. 
„So wirftsich dieohnmächtigste, verach- 
tetste Klasse zum allmächtigen Herrn 
über die Gesellschaftauf, indemsieihr 
das menschliche Leben verweigert, auf 
dem sie beruht. Noch vor zehn Jahren musste das Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften (Brentano) einen erfolg- 
reichen Gebärstreik als Utopie bezeichnen. Heute weiss man, 
dass in einigen Jahrzehnten die Kulturvölker nur noch aus 
Menschen bestehen werden, deren Dasein gedacht und gewollt 
ist... ” „Die Geburtenverweigerung besitzt alle Eigenschaften, 
um beim * Proletariat nach und nach ebenso beliebt zu werden 
wie in den höchsten Kreisen. Die Massen werden mit ihrem in- 
ternationalen Gebärstreik — zu ihrer eigenen Überraschung — 
die wirtschaftliche Klassenschichtung und damit die noch be- 
stehenden autokratisch-bureaukratischen Staatsformen besei- 
tigen 5, die Menschenware zum seltensten und deshalb kost- 
barsten Gut, die Arbeit zum Mass aller wirtschaftlichen 
Werte machen. Dies ist gewiss; denn erstim Zu- 
standeinerhochgradigen Blutarmutwird. 
die Gesellschafteslernen, den Müttern 
das Geschenk eines Menschengrossgenug 
zu danken.” (Dr. Ehinger, ibidem) 

Und in der Tat, ich bin der festen Überzeugung, dass, wenn 
der Geburtenrückgang im Proletariat noch weiter stärkere 
Fortschritte macht, die Regierung aus bevölkerungs-techni- 
schen und menschen-ökonomischen Gründen dieselben Mass- 
nahmen zum Ausbau des Säuglings- und Mutterschutzes, 
die ins Leben zu rufen sie bisher abgelehnt und grossmütig 
der privaten Fürsorge überlassen, wird ergreifen müssen, um 
den Ausfall in der Bevölkerungszunahme zu decken, der 
durch einen weiteren Geburtenrückgang eintreten würde. 
Durch den Gebärstreik zwingt das Proletariat die Regierung 
und die herrschenden Kreise zunächst einmal, von den Millio- 
nen, die man den unersättlichen Agrariern in den Rachen 
wirft, die man bisher für die Pferdezucht, die Kgl. Gestütsver- 
waltungen u.a. mehr verschwendet, zu einem Teil wenigstens 
für den Ausbau des Säuglings- und Mutterschutzes zu verwer- 
ten, um dem Massenmorden im Säuglingsalter Einhalt zu ge- 
bieten. i 

Denn von einem Massenmorden kann und muss man re- 
den — und die Aufforderung an das Proletariat von hüben und 
drüben, sich keine Einschränkung in der Kinder-Erzeugung 
aufzuerlegen, gleicht einer Aufforderung zum Massenmord —, 
wenn in einem Jahrzehnt (1900-11) insgesamt 4 092 446 Kin- 
der vor Ablauf des ersten Lebensjahres wieder in die Grube 
gesunken sind, in demselben Zeitraum ca. 1 1/2 Millionen 


Frühgeburten stattfanden, ca. 1/2 Million Totgeburten, 1/2 
Million an Lebensschwäche Verstorbene und man in diesem 
Zeitraum von vielleicht 4 — 5 Millionen Aborten reden darf. 
Diese zum allergrössten Teil in den Kreisen des Proletariats. 
Denn: ‚„/n den oberen Schichten des Volkes ist der Präven- 
tiv-Verkehr, in den unteren Schichten, wo Unkenntnis und 
Indolenz herrschen, die Fruchtabtreibung das Mittel zur Be- 
schränkung des Nachwuchses.” (Hirsch) Dazu noch die trau- 
rige Tatsache, dass bei uns alljährlich 4000 Mütter im blü- 
hendsten Lebensalter im Kindbett, d.h. in den ersten 8 Tagen 
nach der Geburt sterben und ebensoviel Frauen an den Folgen 
der Geburt später: ‚‚8000 blühende Menschenleben sinken all- 
jährlich ins Grab, in 8000 Familien wird alljährlich den 
Kindern die Mutter, dem Hausvater die Gattin und Wirt- 
schafterin entrissen. Welche Summe von Jammer und Not 
für das gegenwärtige und heranwachsende Geschlecht zeigt 
uns diese Zahl an. Manche der Todesfälle mögen unvermeid- 
bar sein, aber das Kindbettfieber ist doch vermeidbar; denn es 
kommt ja in Gebäranstalten kaum mehr vor. Endlich sind hier 
die Folgezustände mangelhafter Wochenbettpflege zu verzeich- 
nen. Die Zahl der Mütter, welche infolge mangelhafter Pflege 
und Beratung auf die eine oder andere Weise unfähig werden 
zu gebären, wird mit 20 000 pro Jahr kaum zu hoch einge- 
schätzt sein.” (geh. Rat Dr.Springfeld über den Gebur- 
tenrückgang) 

Weiter sehen wir, dass es in dem gesegneten Kulturlande 
Preussen noch Bezirke gibt, wo über 70% aller Entbindungen 
ohne Anwesenheit einer Hebeamme vor sich gehen, und zwar 
weil die Hebeammen-Hilfe noch zu teuer oder schwer erreich- 
bar ist und der Gutsbesitzer zur Herbeiholung der Hebeamme 
nicht einmal den obligatorischen Kartoffelwagen zur Verfü- 
gung stellen will... . 

Dieser allzureiche Kindersegen im Arbeiterhause mit seinen 
grausigen Folgen für Mutter und Kind, die allzuvielen Gebur- 
ten richten die Proletarierin körperlich und geistig zu Grunde, 
machen sie dumpf und stumpf und gleichgültig gegenüber allen 
sozialen und kulturellen Bestrebungen der Arbeiterklasse. Sie 
loszulösen von dieser Stumpfheit, — Indifferentismus vielfach 
nicht Ursache, sondern Wirkung, — wird auch ein Erfolg der 
Propaganda des Gebärstreiks sein. Diesen Gebärstreik pro- 
pagieren ist, als Kampf gegen den allzureichen Kindersegen 
im Arbeiterhause, im Interesse der sozialen, gesundheitlichen 
und kulturellen Hebung der arbeitenden Klassen. ‚‚Die bewuss- 
te Aufstellung eines organischen Entwicklungsideals kündet 


" die Morgenröte einer höheren Epoche der Menschheitsge- 


schichte an, einer Epoche, in der die Fortpflanzung mehr als 
heute unter den bestimmenden Einfluss der vernünftigen Ein- 
sicht gestellt ist mit dem Ziel: von Generation zu Generation 
gesündere, schönere, körperlich und geistig tüchtigere Men- 
schen hervorzubringen.’” (Abg. David über die Hauptprob- 
leme der Rassenhygiene). 

Inwieweit dieser ganze Komplex von Fragen, die das Be- 
'völkerungsproblem, das Problem der Rassenhygiene, das Prob- 
lem der Menschenökonomie betreffen, keine Privatangele- 
genheit des Einzelnen, sondern im Gegenteil Fragen von emi- 
nenter politischer, sozialer und kultureller Tragweite sind, 
mit denen sich gerade die Arbeiterklasse, als diejenige Schicht 
der Bevölkerung, die am allermeisten unter diesem Problem 
zu leiden hat,beschäftigen muss, soll, wie manches andere, 
noch in einem weiteren Artikel behandelt werden. . 


Das eine zum Schluss: Unsere herrschenden Klassen, unse- 


re Regierung sind durch die Propaganda des Gebärstreiks 
geradezu aufgescheucht aus ihrer Ruhe: ‚Die Situation ist aus- 
serordentlich ernst und gefährlich” und wie die deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung schreibt: „Man nehme die Sache wie man 
will, das Problem behält unter allen Umständen eine bedroh- 
liche Schärfe. Der Anthropologe Professor von Luschan 
hat sich mit anklagenden Worten gegen die Pest des Zwei-Kin- 
der-Systems gewandt und der General-Feldmarschall von der 
Goltz hat den Vorwurf weiter gegeben. Wo bleibt die Kraft 
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dieses Volkes, wenn geistige, sittliche, körperliche Mängel 
zusammenwirken, um die Menschenzahl langsam aber ständig 
dahinschwinden zu lassen. Was nützen Kriegsschiffe und Ka- 
nonen, wenn es an Männern fehlt? Was nützt die vollkommen- 
ste Fabrik, wenn die Hände nicht da sind, die der Maschine 
ihren Nutzen abringen. Das Bevölkerungsproblem, von dem 
unsere Vorfahren nichts wussten, beginnt als furchtbares 
Gespenst die Völker Europas zu ängstigen.” 

Sollten unsere massgebenden Kreise innerhalb der Partei 
aus der Tatsache, dass ‚in jedem Winkel, in dem noch ein Pro- 
vinzblättchen sein von der Parteikorrespondenz‘ gespeistes 
Lichtlein auf den Weg der Menschheit fallen lässt, heute das 
unheimliche Thema des stillsten Streiks diskutiert wird und 
durch die konservativen Schichten aller Länder eine unbe- 
stimmte Angst weht”, noch immer nicht von der ungeheuren 
Bedeutung dieses Problems für die Arbeiterklassen überzeugt 
sein? Immer noch glauben, dieses Problem mit einer nichtach- 
tenden Handbewegung als für die Arbeiterklasse nicht exis- 
tierend von sich abweisen zu können? Immer noch glauben, die- 
se Erörterungen seien Privatangelegenheiten der Einzelnen, 
gehörten ins „Ehegemach’’, ins Vorzimmer des Arztes, gingen 
die Partei als solche nichts an? Diese Auffassung dürfte sich 
bitter rächen. 

Caveant Consules! 6 Mögen unsere Parteiführer zur rechten 
Zeit dafür sorgen, dass an solcher falschen Anschauung die 
Arbeiterbewegung keinen Schaden nimmt. 


Dieser Text von Julius Moses stammt aus dem Jahre 1913; 
er ist zusammenhängend bislang nicht publiziert worden. — 
Bei der Abschrift haben wir offensichtliche orthographische 
Fehler stillschweigend verbessert. Bei den Zitaten macht 
Moses entweder keine oder unvollständige Quellenangaben, 
sie fehlen auch in dieser Abschrift. Die folgenden Anmerkun- 
gen wurden von uns eingefügt. 


ANMERKUNGEN: 


1) Statt des Titels „Der Gebärstreik”” hatte der Aufsatz ursprünglich 
den Titel „Falsche Apostel”; er ist im Originalmanuskript durch- 
gestrichen. 

2) Dieses Zitat ist im Originalmanuskript als Zeitungsausschnitt auf- 
geklebt; die Quellenangabe fehlt. 

3) Berliner Tageblatt; genauere Quellenangabe fehlt. j 

4) Dieses und das direkt voranstehende Zitat sind im Originalmanus- 

kript als Zeitungsausschnitt aufgeklebt; die genaue Quellenangabe 

fehlt. — An der hier bezeichneten Stelle heißt es eigentlich: „.. . 

beim langsameren Proletariat. . . ; Moses hat das Wort „langsame- 

ren” durchgestrichen. 

„beseitigen” ist im Originalmanuskript durchgestrichen und, am 

Rande des Textes, durch ein anderes, unlesbares Wort ersetzt, das 

allerdings auch durchgestrichen ist. 

6) Lateinisch: „Mögen sich die Konsuln vorsehen!” 


6) 


Nr 2 


Gebärstreik ? 
C.B. Berlin, 22.August 


In zahlreichen Volks- und Parteiversammlungen Groß-Ber- 
lins sind in der letzten die Genossen Dr. Alfred Bernstein, 
Dr. Moses u.a.m. dafür eingetreten, daß die Frauen des Prole- 
tariats den Kampf der Arbeiterklasse dadurch unterstützen 
sollen, daß sie dem Staat keine Soldaten, dem Kapital keine 
Arbeiter liefern — also für eine Beschränkung der Geburten- 
zahl im Proletariat. Am Freitag abend sprach Genossin K I a- 
ra Zetkin - Stuttgart hier in der Neuen Welt über diese 
Frage. Die Versammlung war kolossal besucht und mußte po- 
lizeilich abgesperrt werden; der Saal war so dicht gefüllt, daß 
nicht einmal der sonst so streng vorgeschriebene Mittelweg 
freigehalten werden konnte. Den Vorsitz führte Genosse 
Eugen Ernst. 

Die Referentin Genossin Klara Zetkin Stuttgart 
führte aus: Es ist nicht der letzte Ruhmestitel der Sozialde- 
mokratie seit einem halben Jahrhundert, daß sie alle jene bür- 
gerlichen Quacksalbereien abgewiesen hat, die das Massene- 
lend dadurch bemänteln wollen, daß einzelnen Volksschich- 
ten oder Personen das Wohnen auf diesem Planeten erträgli- 
cher gemacht wird. Es ist beschämend, gegen diese Quacksal- 
berei auftreten zu müssen, aber es ist nichts anderes als Quack- 
salberei, wenn man dem Proletariat als dritte revolutionäre 
Waffe neben der politischen und gewerkschaftlichen Bewe- 
gung den Gebärstreik anpreist. (Sehr richtig! und: Oho!). 
Das ist eine bürgerliche, individualisitische, anarchistelnde 
Auffassung, denn sie betrachtet nicht das Proletariat als 
Klasse, sondern die einzelne Familie, und schlägt statt der 
Massenaktion eine bestimmte individuelle Lebensgestaltung 
vor. Die ganze Diskussion ist angeregt worden durch den 
Rückgang der ehelichen Geburten, der fast in allen kapitali- 
stischen Staaten zu konstatieren ist. Er ist soweit er sich in 
der Arbeiterklasse zeigt, zurückzuführen auf die völlige Rück- 
sichtslosigkeit, mit der der Kapitalismus auch die Frauen aus- 
beutet und zu gesundheitsschädlichen Arbeiten zwingt. Weite- 
re Ursachen sind die Geschlechtskrankheiten, an deren Ver- 
breitung das voreheliche und außereheliche Amusement der 
Herren aus dem Bürgertum nicht zum mindesten die Schuld 
trägt, und der Alkoholismus, der von weiten Kreisen der herr- 
schenden Klassen, vom Agrarier bis zum Schnapshändler, 
hervorragend gestützt wird. (Sehr wahr!) Beim Proletariat 
wirkt die Steigerung der Kosten der Lebenshaltung geburten- 
vermindernd. Seit dem Bücherzolltarif von 1906 ist die Zahl 
der Eheschließungen und der Geburten ständig zurückgegan- 
gen. Die bürgerliche Gesellschaft, die gegen die Geburtenver- 
minderung im Bürgertum nichts einzuwenden hat, steht der 
gleichen Erscheinung in der Arbeiterklasse rat- und kopflos 
gegenüber, um so mehr, als es sich um eine Folge der herr- 
schenden Produktionsweise handelt. Da kommt nun eine ge- 
wisse nationalökonomische Richtung des bürgerlichen Libe- 
ralismus und erklärt den Präventivverkehr in der Ehe als eine 
ständige Begleiterscheinung steigender Kultur und steigenden 
Wohlstands. Seit des seligen Dänenprinzen Hamlet Zeiten ist 
der Mensch nie so erfindungsreich gewesen, als wenn er seine 
Handlungen motivieren wollte (Heiterkeit), und es entspricht 
ganz der Wesenart des Liberalismus, wenn er angesichts der 
Tatsache, daß der enorm wachsende Reichtum der Besitzenden 
der Masse des Proletariats nicht einmal die Sicherheit einer 
menschenwürdigen Existenz bieten kann, die Losung ausgibt, 
jeder für sich, die Präventivmittel für uns alle! (Heiterkeit) — 


denn der Liberalismus ist zu aufgeklärt, um wie früher zu sa- 
gen: Gott für uns alle! (Erneut lebh. Heiterkeit) Beschränkung 
der Kinderzahl hat die Weltgeschichte schon oft gesehen, aber 
nie als eine Erscheinung hoher Kultur, sondern stets als ein 
Symptom dafür, daß die herrschende Produktionsweise ihrem 
Untergang entgegengeht. So ist es auch jetzt, und der aus wirt- 
schaftlichen Gründen kommende Geburtenrückgang kündigt 
an, daß die kapitalistische Gesellschaft mit Riesenschritten 
ihrem Untergang entgegengeht. (Lebh. Beifall) 

Nun sagt man, daß die Elternliebe veredelt werde, wenn 
weniger Kinder da sind. Was wäre das für eine Elternliebe, die 
sich bei einer größeren Kinderzahl vermindern würde! (Sehr 
gut! und Widerspruch). Nein; die Elternliebe muß sich umset- 
zen in den gewaltigsten Kampf dafür, daß alle Kinder genug 
Brot haben für den Leib und den Geist (Beifall und Wider- 
spruch). Nun sagen diejenigen, die den Gebärstreik als eine 
revolutionäre Waffe anpreisen, daß er den Kapitalismus an der 
Wurzel seiner wirtschaftlichen und politischen Macht treffen 
würde. (Sehr richtig!) Man sagt, wenn der Kapitalismus weni- 
ger Maschinenfutter, weniger Angebot an Arbeitern haben 
werde, dann würden die Löhne bald steigen. Wer zweifelt da- 
ran, daß der Kapitalismus noch mehr als schon heute bei dem 
geringsten Mangel an Arbeitern die rückständigsten Proletarier 
der Welt, Chinesen und Malayen, in Massen herbeiziehen wür- 
de (Sehr gut!). In Frankreich und England ist die Verminde- 
rung der Geburtenzahl noch viel größer als bei uns, aber den 
Arbeitern dort geht es keineswegs besser als den deutschen, 
und die „Labour unrast’’, die Unruhe des Arbeiterlebens in 
England, ist auf nichts andres zurückzuführen als darauf, daß 
die Steigerung der Kosten der Lebenshaltung die Steigerung 
der Löhne weit überflügelt. Der Gebärstreik kann vielleicht 
für einzelne Familien ein Mittel sein, ihre Sorgen zu vermin- 
dern, aber er kann der Klasse nicht helfen (Sehr wahr!). Nun 
sagt man, der Gebärstreik würde dem Militarismus die Solda- 
ten entziehen. Das würde sich doch erst in zwanzig Jahren 
äußern, aber wer zweifelt auch sonst, daß der Militarismus 
einfach, wie er es in Frankreich schon getan hat, in diesem 
Falle die Dienstzeit verlängern würde (Sehr wahr!). Und wenn 
Sie aufhören, Soldaten zu zeugen, dann hören Sie auch auf, 
Soldaten der Revolution zu zeugen! (Stürmischer Beifall und 
anhaltende Bewegung). Gegen den Militarismus kann nur der 
revolutionäre Kampf des Proletariats helfen, indem er ihn als 
einen Teil der kapitalistischen Ordnung mit beseitigt. 

Diejenigen, die den Gebärstreik nicht als eine revolutionäre 
Waffe anpreisen, sagen wenigstens, daß er für die einzelne Fa- 
milie wesentliche Verbesserungen ihres Lebens bringen würde. 
Aber vergessen wir doch nicht, daß die Proletarierfrau nicht 
dadurch belastet wird, daß sie mehr Kinder hat, sondern da- 
durch, daß der Kapitalismus ihr (für) die von ihr geleistete 
Arbeit nicht genug gibt, damit sie so wie die Bourgeoisfrau 
das nötigste für ihre Kinder tun, nämlich genügend Hilfeskräf- 
te einstellen kann. (Sehr gut!) Hohe Kinderzahl soll die Prole- 
tarierin angeblich von gewerkschaftlichem und politischem 
Kampf zurückhalten. (Sehr richtig!) Ach, sehen Sie sich doch 
unsere Bewegung an, Sie finden nirgendwo einen Beweis für 
diese Behauptung! Gewiß bedeutet die große Kinderzahl eine 
erhöhte Schwierigkeit für die Frau, sich am Kampf zu betei- 
ligen, aber diese Schwierigkeiten müssen überwunden werden 
und die Arbeiterklasse selbst muß der Genossin helfen, sie zu 
überwinden, einmal indem die Arbeiter nicht nach Spießerge- 
wohnheit daran hängen, sich von der Frau bedienen zu las- 
sen (stürmischer Beifall), und zum anderen Teil dadurch, 
daß die Arbeiterklasse selbst sich der Erziehung und Pflege 
der Kinder annimmt. Wir sehen in unsern Kinderschutzkom- 
missionen bereits einen schönen Anfang hierzu. (Lebhafter 
Beifall.) Sie müssen noch weiter ausgebaut werden. 

Die Rednerin führt dann noch weiter aus, daß nicht die 
Vermeidung der Kinderzeugung, sondern nur der organisierte 
Kampf gegen die Zustände, die das Elend kinderreicher Fa- 
milien verschulden,helfen könne, und erklärt, daß die Frage, 


ob etwa eine einzelne Frau keine Kinder haben soll, nur eine 
persönliche Frage sein kann, die mit dem Arzt zu besprechen 
ist, aber niemals ein Klassenprogramm. Gerade mit dem vere- 
delten Liebesleben sei der Kalkulatorstandpunkt des Präventiv- 
verkehrs am wenigsten zu vereinbaren. (Lebh. Beifall) Die Le- 
gitimation für freie Menschlichkeit erbringt die Frau nur durch 
den Nachweis, daß sie gegebenenfalls auch den letzten Hauch 
für ihre Kinder einsetzt und die Verantwortlichkeit für sie ge- 
genüber der Gesellschaft übernimmt. Nicht dadurch wird die 
Härte des Befreiungskampfes gemildert, daß man der Natur 
eine Nase dreht, sondern dadurch, daß man den Kampf auf- 
nimmt. Wir wissen doch noch gar nicht, wie groß unsre Kräfte 
sind! Nicht Feigheit, Weichmütigkeit und Ruhebedürfnis, 
sondern Aufrüttelung jedes einzelnen aus der Trägheit tut dem 
Proletariat not. Das eben ist die unbezwingbare siegreiche 
Kraft der Sozialdemokratie, daß sie nicht an den Egoismus 
der einzelnen appelliert, sondern an den Idealismus aller, und 
wenn es auch manchmal schwer dünken mag, so wollen wir um 
so inbrünstiger für den baldigen Anbruch der sozialistischen 
Ordnung kämpfen und mit den Schmerzen der Gegenwart 
fertig werden unter dem stolzen Wort, das uns einst Bebel zu- 
gerufen hat: ‚„‚Durch!” (Stürmischer Beifall bei einem Teil der 
Versammlung). 

Mit großem Beifall begrüßt, ergreift dann Dr. Moses 
—-Berlin, das Wort. Er erklärt, zu seinem Standpunkt gerade als 
Arzt gekommen zu sein, der das furchtbare Elend kinderrei- 
cher Proletarierfamilien Tag für Tag vor sich sehe. Es falle ihm 
nicht ein, in dem Gebärstreik eine dritte revolutionäre Waffe 
zu erblicken, und schon gar nicht, sie anzupreisen. Dies sei gar 
nicht nötig, denn das Proletariat praktiziere diese Methode in 
steigendem Maße seit vielen Jahren (Lebh. Zustimmung). 
Wenn also hier jemand angeklagt ist, dann sind es die Arbeiter- 
massen selbst! Die Frau muß befreit werden vom Elend des 
allzu reichen Kindersegens. Ein noch stärkerer Rückgang der 
Geburtenzahl wird selbst die preußische Regierung und Kommu- 
nen zwingen, soziale Reformen durchzuführen im Inter- 
esse des Säuglingsschutzes. Bebel selbst hat in seinem Werk: 
Die Frau und der Sozialismus, erklärt, daß mit dem Er- 
wachen des Proletariats eine Einschränkung der Kinderzahl 
Hand in Hand gehe. Wir wollen kämpfen für die Gesundung 
und Gesunderhaltung der Arbeitermassen, wir wollen, daß 
auch die Frauen mitkämpfen, aber die Last des Gebärens 
lastet auf ihnen. Befreit sie von dieser Last und ihr werdet 
ein ungeheures Zuströmen der Frauen haben! Darum kämpft 
derjenige, welcher für die Einschränkung des allzu reichen 
Kinder ‚segens’’ eintritt, am besten für den allgemeinen Auf- 
stieg des Proletariats (Stürmischer, langanhaltender Beifall). 

Genossin Luise Zietz: Ich bin betrübt und beschämt, 
daß die Anschauungen des seligen Malthus hier von einem So- 
zialdemokraten vorgetragen worden sind und ein solches Echo 
im Saale gefunden haben (Beifall und lebhafter Widerspruch). 
Es müßte doch Gemeingut aller Sozialdemokraten sein, daß 
Elend und Not ihre Ursache in der heutigen Eigentumsord- 
nung und in der Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft 
haben. Dr. Moses hat die Sache auf den Kopf gestellt. Gerade 
seine Schilderung des Elends der proletarischen Mütter hat 
aufs neue bewiesen, wie berechtigt unser Kampf und wie not- 
wendig seine uneingeschränkte Fortführung ist. Freilich muß 
ich der Genossin Zetkin gegenüber: sagen, daß ich mir die Ver- 
mehrung der Rekruten für die soziale Propaganda allerdings 
nicht so denke, daß das Proletariat ungeheuer viel Kinder in 
die Welt setzt, sondern daß durch die fortschreitende wirt- 
schaftliche Revolutionierung immer größere Gruppen der 
Bevölkerung in das Proletariat hinausgeschleudert und da- 
durch unser Rekrutierungsgebiet vergrößert wird. Die Vermin- 
derung der Geburtenzahl im Proletariat ist nicht gleich zu be- 
werten mit der im Bürgertum und bei den Bauern. Hier will 
man den Besitz nicht zersplittern, dort aber ist es der lebendi- 
ge Wunsch der Frau, mehr an der Kultur teilzunehmen. Dazu 
ist der Geburtenrückgang nicht das Mittel, aber doch ein 
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Mittel (Beifall). Übrigens sind gerade die elendesten Arbeiter- 
schichten, die Heimarbeiter, gar nicht in der. Lage, den Prä- 
ventivverkehr auszuüben, denn einmal sind sie zu unwissend, 
und selbst für diese geringen Ausgaben zu arm, dann aber 
scheint ihnen jedes neue Kind bei ihrer elenden Lebenshal- 
tung weniger als ein neuer Esser, denn als ein neuer Arbei- 
ter! Also, ich wende mich gegen Dr. Moses als Sozialdemo- 
kratin, die nicht vom Klassenkampf abgelenkt sein will, aber 
man soll die Geburtenverringerung derjenigen, die triftige 
Gründe dafür haben, nicht als Quacksalberei hinstellen (Bei- 
fall). 

Genosin Boom-Schuch —Neukölln, sprach in 
schwungvollen Ausführungen über die Mutterschaft und 
verlangte gerade im Interesse der Mutterschaft, daß die Gebur- 
tenzahl nicht ins Ungemessene steige. 

Genosse Landtagsabgeordneter Adolf Hoffmann 
schließt sich Genossin Zeitkin an und weist darauf hin, daß die 
von Dr. Moses zitierte Bebel-Stelle gerade gegen den Mal- 
thusianismus gerichtet sei (Hört, hört!). Wenn aber Dr. Moses 
erklärt hat, daß er nichts auf Zukunftsvertröstungen gebe, 
sondern mit beiden Beinen in der Gegenwart stehe, so frage 
ich euch, Genossen, ob ihr denn nicht wißt, welche Leute 
sonst das immer erklären! (Sehr richtig!) 

Genossin Dr. Rosa Luxemburg: Ich will weder als 
Arzt, noch als Moralprediger, sondern einfach als Sozialdemo- 
kratin hier sprechen. Am wenigsten habe ich heute hier gehört 
von unserem Endziel, unserm Leitstern. Die heutige Versamm- 
lung ist ein tiefbeschämendes Beispiel dafür, wie sehr die sozia- 
listische Aufklärung in Berlin noch vernachlässigt ist, wenn es 
möglich ist, daß eine derartige Losung, wie die des Dr. Moses, 
hier Beifall finden kann. (Beifall und Widerspruch.) Es ist ein 
trauriger Beweis für die Oberflächlichkeit und Flachheit der 
Auffassung, wenn Dr. Moses hier solchen Beifall gefunden 
hat. Da muß man sich fast denken, daß Marx und: Lassalle 
in Deutschland umsonst gepredigt hätten! Der von Lassalle 
in wenigen Jahren zur Strecke gebrachte Genossenschafts- 
apostel Schulze-Delitzsch war ein Riese im Vergleich zu den 
Aposteln des Gebärstreiks; er appellierte wenigstens noch an 
eine gemeinsame soziale Aktion, während man hier die Mittel 
zur Hilfe — im privaten Schlafzimmer sucht. (Heiterkeit und: 
sehr gut!) Man appelliert an die Denkfaulheit und Kurzsich- 
tigkeit der Massen. (Bravo! und: Oho!) Man will’dem Mili- 
tarismus die Opfer verweigern, die heute aufgefordert werden, 
auf Vater und Mutter zu schießen. Glauben Sie durch den 
Gebärstreik das Los eines einzigen Arbeiters zu verbessern? 
Damit würden Sie nach Ihrer Meinung doch auch nur das Los 
der Nichtgeborenen verbessern, wir aber kämpfen doch für die 
Lebenden und nicht für die, die nicht geboren werden dank 
den Ratschlägen des Dr. Moses! (Große Heiterkeit!) Lassen 
wir uns doch unsre Leidenschaft von dem wirklichen großen 
Kampf nicht ablenken! Wo waren die ungeheuren Massen, die 
heute hier versammelt sind, als es vor wenigen Monaten galt, 
gegen den Militarismus zu kämpfen? (Hört, hört!) „Es gibt 
hienieden Brot genug für alle Menschenkinder!” sagt Heine, 
und dieses Ideal in die Wirklichkeit umzusetzen, dazu helfen 
keine kleinen Mittelchen, sondern nur der klare Weg des poli- 
tischen und wirtschaftlichen Klassenkampfes. Jeder Versuch, 
von diesem Wege abzulenken, muß bekämpft werden mit aller 
Energie als ein reaktionärer Versuch, die Massen zu verdum- 
men (Großer Beifall). 

Es war inzwischen Mitternacht geworden und die Tausende 
hatten in furchtbarem Gedränge bis jetzt ausgeharrt. Die Dis- 
kussion verlief stellenweise unter so großer Unruhe und so hef- 
tigen Auseinandersetzungen im Saale selbst, daß der Vorsitzen- 
de Eugen Ernst wiederholt energisch um Ruhe bitten mußte. 
Es wurde ein Antrag, die Fortsetzung der Diskussion auf acht 
Tage zu vertagen, angenommen, nachdem ein Antrag auf 
Schluß der Debatte abgelehnt worden war. Genossin Zetkin 
erklärte, auch am kommenden Freitag wieder anwesend zu 
sein. 


Nr 3 


Der Zeugungsstreik 


Franz Pfemfert 


Selten hat eine Idee gleichzeitig alle politischen Parteien 
so erregt, wie die Idee des Gebärstreiks. Wir haben das amü- 
sante Lustspiel sehen können, daß ‚Kreuzzeitung’’ und Rosa 
Luxemburg, Kautsky und ‚Post”, Zetkin und „Kölnische 
Volkszeitung’’ gemeinsam gegen einen Feind kämpften: gegen 
den unseligen Doktor Julius Moses. Man zittert um Armeen: 
„Post” und „Kreuzzeitung” sehen bereits das deutsche Mili- 
tär dahinschmelzen; die Sozialdemokraten bangen um den 
dumpfen Massentritt der Arbeiterbataillone. Und die „Köl- 
nische Volkszeitung” versichert (allerdings ohne eine Pfar- 


rersköchin als Zeugin aufzurufen): Die katholische Moral 
verhindere den außerehelichen Geschlechtsverkehr und verbie- 
te auch, Maßnahmen zur Verhütung der Empfängnis zu ergrei- 
fen. 

Es muß zugegeben werden: für die Konservativen ist der 
Kampf gegen die Gebärstreikpropaganda enorm wichtig. Für 
sie geht es um die Existenz. Sie können ihre morsche Position 
nur stützen, solange die Zahl der Beherrschten nicht verklei- 
nert wird. Wenn aber die Sozialdemokratin Klara Zetkin dem 
Doktor Moses entgegenkreischt (ich zitiere wörtlich): „Ein 
Blick in die Geschichte lehrt uns, daß die Kultur nur durch 
die Quantität, nicht durch die Qualität gesichert wird!” so 
ist das einfach grober Unfug. Die Quantität schafft die Kultur 
der Privilegierten, geehrte Dame! Verbürgt das die Kultur des 
Proletariats, wenn Lohnsklaven, durch Arbeit, Arbeitslosig- 
keit, Seuchen entkräftet, vielleicht noch durch Fusel be- 
rauscht, recht rührig Kinderskelette in die Welt setzen? Hören 
Sie, Gnädige, was Ihr englischer Parteigenosse Harold Cox 
in einem Vortrag über „Sozialismus und Bevölkerungsfrage”’ 
sagt: „Elementare Geschichtskenntnis müßte die Sozialisten 
darüber belehren, daß sie aus dem Vorgehen des darbenden 


Proletariats eine bleibende Reform unmöglich erwarten dür- 
fen. Der Individualtypus, den die Not ausbrütet, ist nicht der, 
mit dem man eine Wiedergeburt der Menschheit bewerkstel- 
ligen kann. Er stellt sich im Gegenteil jedwedem Fortschritt 
als größtmögliches Hemmnis entgegen. Kommt es gar zum 
Kampf, wird er zJerst davonlaufen; ist der Kampf vorüber, 
flugs wird er die Genossen verraten. Mit einem Wort: nicht die 
Armut, nein! der geistige und materielle Fortschritt gebiert 
erfolgreiche Revolutionen.” 

Aber Doktor Moses, der vielbeschäftigte Kinderarzt aus 
dem Arbeiterviertel, der wohl oft den ‚‚Segen’”’ der Vielkinderei 
gesehen hat, braucht sich um seine Gegner nicht zu kümmern. 
Soweit seine eigenen Parteigenossen der Propaganda ein Ende 
bereiten wollten, sind sie durch die Massen zur Besinnung ge- 
bracht worden; und die politischen Gegner sind machtlos. 


Was sollen sie tun? Der Staatsanwalt versagt: denn was Doktor 
Moses propagiert, ist ja nicht der Gebärstreik (hier könnte ein 
nervöser Staatsanwalt einhaken); es ist der Zeugungsstreik. 
Und einen Zwang, Kinder zu schaffen, kennt das Gesetz noch 
nicht. 

Übrigens wird dieser Streik von den gutbürgerlichen Schlaf- 
zimmerinhabern längst geführt. Vor dreißig Jahren kamen in 
Deutschland auf 1000 Bewohner 42 Geburten, nach der neu- 
esten offiziellen Statistik nur noch 28. Berlin zählte im Jahre 
1876 mit 800 000 Einwohnern 3000 Geburten mehr als das 
Berlin von 1910 mit 2 1/4 Millionen. Dabei stellt dieselbe Sta- 
tistik fest, daß der Geburtenrückgang in Arbeiterfamilien 
kaum 12% betrage! 

Ob die guten Patrioten nun, zum Widerstand gezwungen, 
ihren Streik einstellen werden? 


Nr 4 


Gebärstreik und Sozialdemo- 
kratie 


Der Streit für und gegen die Gebärstreikpropaganda will 
in der Sozialdemokratie nicht zur Ruhe kommen, obwohl 
die Vertreter und Vertreterinnen der orthodoxen Rich- 
tung in der Sozialdemokratie durch ein Machtwort diese Frage 
aus der Parteidiskussion ausschalten wollten. Ja, es zeigt sich 
die auffallende Erscheinung, daß zum erstenmal die Massen 
der radikal gerichteten Berliner Sozialdemokraten offen gegen 
die hier besonders populären. Führer und Führerinnen rebel- 
lieren. Wer den gewaltigen Einfluß kennt, den Klara Zetkin 
und Luise Zietz neben Rosa Luxemburg in der von ihnen ge- 
leiteten sozialdemokratischen Frauenbewegung haben, dem 
muß es auffallen, daß entgegen der Parole dieser Führerin- 
nen gerade die sozialdemokratischen Frauen mit größtem Eifer 
die Gebärstreikpropaganda unterstützen. 

Das zeigte sich deutlich in einer öffentlichen Volksver- 
sammlung, die gestern abend im Charlottenburger Volkshaus 
zur Frage des Gebärstreiks Stellung nahm. Die Versammlung 
war vom Charlottenburger Hausarztverein einberufen, dem 
meist Sozialdemokraten angehören, und der bekannte Gebär- 
streikpropagandist Dr. Moses sprach über das Thema: „Der 
Geburtenrückgang — ein Kulturfaktor.’’ 

Schon lange vor Beginn des Vortrages war der große Saal 
überfüllt, besonders zahlreich hatten sich Arbeiterfrauen ein- 
gefunden. Dr. Moses ging zunächst auf die Argumente der 
Gegner der Gebärstreikpropaganda ein. Professor Dr. Felix 
v. Luscha auf dem Anthropologenkongreß, Dr. Naumann in 
der „Hilfe’, die Generalsynoden, die Sittlichkeitsvereine, 
das Scharfmacherorgan „Die Post’’, die preußische Regierung 
und Polizei, sie alle hätten sich zusammengefunden in dem 
Kampf gegen die „falschen Apostel’ des Gebärstreiks. Sie 
alle riefen dem deutschen Arbeiter zu, er solle sich nicht 
abhalten lassen, möglichst viele Kinder in die Welt zu setzen. 
In einer ministeriellen Verfügung an die Aerztekammern 
werde den Aerzten zugemutet, sich 

zu Denunzianten und Spitzeln der Polizei zu erniedrigen, 
um die Verhütung der Geburten einzudämmen, der Justiz- 
minister mache die Staatsanwälte gegen den Gebärstreik 
mobil und die katholischen Bischöfe erließen Hirtenbriefe 
an den Klerus, damit durch die Macht des Beichtstuhls der 
Einschränkung der Geburtenzahl entgegengewirkt werde. 
Als falsche Apostel und törichte Schwätzer würden die Pro- 
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pagandisten des Gebärstreiks verdächtigt und fast mit den- 
selben Worten erheben auch in der Sozialdemokratie die 
Zetkin, Zietz, Rosa Luxemburg und Genossen ihre Stimme 
gegen die Ketzer, die eine Einschränkung der allzu großen 
Kinderzahl predigen im Interesse der Gesundheit des Proleta- 
riats. Auch die Berliner Parteileitung hat seinerzeit dekretiert, 
die Propagandisten des Gebärstreiks sind falsche Apostel und 
törichte Schwätzer, und der ganze Chorus der Parteifunktio- 
näre brummt es nach: Moses ist unter die falschen Propheten 
gegangen. (Heiterkeit) Das Wort „Gebärstreik’’ ist aber nicht 
mehr totzuschlagen, es hat sich im Proletariat schon Heimat- 
berechtigung erworben. Es ist dabei nicht die völlige Einstel- 
lung der Kindererzeugung gemeint, sondern die Mahnung 
Czernys, nicht mehr Kinder in die Welt zu setzen, als man 
glaubt, unter den heutigen Verhältnissen ausreichend ernäh- 
ren und erziehen zu können. Wenn Klara Zetkin sagt, nicht die 
Qualität, sondern die Quantität der Massen ist die Gewähr 
für den Sieg des Proletariats, so ist dieser Satz von allen ernst- 
haften Forschern als grundfalsch erkannt. (Sehr richtig!) Nicht 
die Quantität, sondern die Qualität der Massen ist entschei- 
dend für den Erfolg ihrer Kämpfe. Es zeigt sich doch auch, 
daß die Kindererzeugung und zugleich die Kindersterblichkeit 
am größten ist in jenen Gegenden, wo das Proletariat auf der 
tiefsten Kulturstufe steht, vor allem in den Schnapsgegenden 
des Ostens, wo die polnischen Arbeiter nach Bülows Wort 
eine „kaninchenhafte Produktivität’’ zeigen. Wo eine aufge- 
klärte Arbeiterschaft vorhanden ist, da geht die Kinderzahl 
zurück und am meisten bei den bessergestellten qualifizierten 
Arbeitern, den Buchdruckern, Feinmechanikern, gelernten 
Metallarbeitern usw. Es heißt eine sinnlose Vergeudung des 
Nationalvermögens, ja, geradezu 
den Kindermassenmord predigen, 

wenn man den Arbeitern empfiehlt, recht viele Kinder in die 
Welt zu setzen ohne Rücksicht auf die Möglichkeit ihrer Er- 
nährung und Erziehung. Die Statistik zeigt, daß die Kinder- 
sterblichkeit am größten ist in den Familien mit vielen Kin- 
dern. Wenn ein Arbeiter, der sich selbst nur kümmerlich er- 
nähren kann, sechs und mehr Kinder in die Welt setzt, dann 
handelt es sich um lebensschwache Geschöpfe, die in frühem 
Alter sterben oder dauernd dahinsiechen. Die große Kinderzahl 
bedeutet für die Arbeiterfamilie eine Unsumme von Not und 
Elend, für die Gesamtheit der Arbeiterklasse eine unsinnige 
Vergeudung von Kraft und Vermögen. Mit der Propaganda 
des Gebärstreiks wird eine Politik der Ungeborenen betrieben, 
die den Lebenden zum Vorteil gereicht. Die Wut und Angst 
der Gegner zeigt den Arbeitern am besten, daß sie mit dieser 
Politik auf dem richtigen Wege sind. Ganz töricht ist es, wenn 
die Zetkin, Zietz, Luxemburg und Genossen es so hinstellen, 
als sei die Einschränkung der Kinderzahl eine Privatsache des 
einzelnen, die die Gesamtheit der Arbeiterschaft nicht berühre. 
Mit demselben Recht könnte man auch die Forderungen auf 
Säuglings- und Mutterschutz als Privatangelegenheit hinstellen. 


Das Bevölkerungsproblem ist eine der wichtigsten Fragen un- 
serer Zeit, an der die Arbeiterbewegung nicht vorübergehen 
kann. Langsam dämmert es jetzt auch schon in den Köpfen der 
sozialdemokratischen Führer. In der letzten Nummer des of- 
fiziellen wissenschaftlichen Organs der Sozialdemokratie, 
der „Neuen Zeit’, wird 
genau der entgegengesetzte Standpunkt 

von dem eingenommen, was die Zetkin und Genossen mit 
Unterstützung der Berliner Parteileitung noch vor kurzem 
gegen die Gebärstreikpropaganda ausgeführt haben. Die Füh- 
rerinnen, die gegen die Gebärstreikpropaganda Sturm laufen, 
haben nicht am eigenen Leibe die furchtbare Tragödie erfah- 
ren, die eine zu große Kinderzahl für die arme Arbeiterfami- 
lie und vor allem für die Arbeiterfrau bedeutet. (Sehr gut!) 
Mit der Gebärstreikpropaganda wird das Proletariat ein gut 
Stück vorwärts geschoben auf dem Wege zum Kulturauf- 
stieg. 

Der Vortrag fand stürmischen Beifall und die Zustimmung 
aller Diskussionsredner. Von den Gegnern und Gegnerinnen 
der Propaganda war niemand erschienen. 

Frau Wartenberg zeigte aus ihren Erfahrungen bei der 
Hausagitation in den Familien der armen Heimarbeiter in den 


Nr 5 


Polizeipräsidium Berlin 


Abschrift zu 12523 
Abteilung VIII 
Executive Berlin, den 20.November 1913 
BERICHT 

Am Montag, den 17.November 1913, abends 9 Uhr, fand 
in der ‚„‚Urania’’ Wrangelstraße 10/11 ein öffentlicher Vor- 
trag für Männer und Frauen durch den Verband der Hausarzt- 
vereine „Osten’’ statt. 

Redner Dr. Moses sprach über das Thema: 

„Der Gebärstreik”. 

Der Vortrag selbst war mehr politischer als wissenschaft- 
licher Natur. 

Der Kerngedanke des Vortrags war der, daß jeder richtig- 
denkende Proletarier und Arbeiter nicht mehr Kinder in die 
Welt setzen solle, als er ernähren könne, ohne sich selbst an 
Leib und Leben zu schaden. Denn nur dies bedeute Erhaltung 
und Stärkung der Volkskraft. 

Redner führte unter anderem etwa folgendes aus: In den 
besseren Gesellschaftsklassen bestände schon lange das Zwei- 
und Einkindersystem; nur das Proletariat, die Arbeiter seien 
so dumm, denn nur sie allein wären die reinen Gebärmaschi- 
nen. 
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Gebirgsgegenden erschütternde Bilder des Elends, das sich aus 
der allzu reichen Kinderzahl ergibt. Sie habe in den Dörfern 
Frauen armer Arbeiter gefunden, die nicht weniger als 
28mal geboren 
haben. Da die empfängnisverhütenden Mittel in jenen Gegen- 
den unbekannt sind, sei die verbrecherische Abtreibung 
überall im Schwange und werde offen betrieben, ohne daß 
den Frauen die Strafbarkeit ihres Tuns bewußt ist. Von gewis- 
senlosen Hausierern würden den armen Frauen zu teuren 
Preisen unnütze und schädliche Abtreibungsmittel aufge- 
schwatzt, deren Anwendung oft genug den Tod oder dau- 
erndes Siechtum zur Folge habe. Die Sozialdemokratie habe 
ihre Pflicht versäumt, wenn sie bisher die Aufklärung in diesen 
Fragen nicht gefördert oder sogar gehemmt habe. Die Staats- 
anwaltschaft gehe jetzt scharf gegen die Aufklärungsarbeit 
vor. Sie, die Rednerin, sei kürzlich 
zu zwei Monaten Gefängnis 

verurteilt worden wegen eines aufklärenden Lichtbildervor- 
trages in Nordhausen, obwohl derselbe Vortrag seit Jahren 
nicht von den Behörden beanstandet worden sei. 

Auch der Vorsitzende des Verbandes der Hausarztverei- 
ne, Jakob, unterstützte die Gebärstreikpropaganda. 


Allerdings sei der Staat jetzt sehr auf der Hut, Mittel und 
Weg zu finden, um dem enormen Geburtenrückgang entgegen 
zu treten. 

Ja, sogar die Geistlichkeit, das Pfaffentum soll mehr und 
mehr dazu beitragen. 

Auch die Staatsanwälte hätten Anordnungen getroffen, 
höhere Strafen bei Anwendung des 5 218 des Strafgesetzbu- 
ches zu verhängen. Aber dieses nütze alles nichts; denn gerade 
hier bei dem Gebärstreik sei die Regierung am toten Punkt 
angelangt. Trotzdem wir jetzt zwei Jagows hätten, nämlich 
den einen im A.A., Auswärtigen Amt, und den anderen im 
P.P., Polizeipräsidium, unsern Jagow, Traugott nicht Gottlieb, 
können wir nur sagen: „Bis hierher und nicht weiter.” 

Ja, für Gestüte habe wohl die Regierung Geld übrig, aber für 
Säuglingssterblichkeit und Mutterschutz sei keins vorhanden. 
Nur noch in den katholischen Provinzen, sowie überall da auf 
dem Lande, wo viel Schnaps getrunken würde, sei ja wohl 
noch eine Geburtenzunahme zu verzeichnen. Aber auch diese 
Leute würden mit der Zeit dahinterkommen. 

Zum Schluß seines Vortrags, der um 10 3/4 Uhr nachmit- 
tags beendet wurde, sprach Dr. Moses noch kurz über die Vor- 
züge und unbedingte Förderung des Verbandes der Hausarzt- 
-Vereine. 

Nach einer Pause von 10 Minuten fand eine Diskussion 
statt, zu der sich nur ein Herr meldete, dem aber nach kurzer 
Zeit von dem Vorsitzenden das Wort entzogen wurde, da er 
nicht zur Sache sprach. 

Hierauf wurde Dr. Moses das Schlußwort erteilt, in wel- 
chem er hauptsächlich die schmähliche Anwendung des 
5 218 des Strafgesetzbuches an der Hand einiger Beispiele 
erläuterte. Unter anderem führte er folgendes an: Ein Dienst- 
mädchen hatte sich eingebildet, schwanger zu sein und trank 
in dem Glauben, dadurch ihre Liebesfrucht abzutreiben, recht 
viel Glühwein. Sie sei deswegen vom Gericht mit Gefängnis 
verurteilt worden, obgleich sie gar nicht schwanger gewesen 
war, sondern sich dies nur eingebildet hatte. Er selbst sei der 
Ansicht, daß er mit seinem eigenen Leibe machen könne, was 
er wolle. 

Anwesend waren etwa 250 Personen, hauptsächlich Frauen, 
die durchweg dem Arbeiterstandc angehörten. Bei den einzel- 
nen Ausführungen des Redners wurden von den Anwesenden 
öfters Zwischenrufe, wie: Hört! Hört! und Pfui! laut. Ein 
Eintrittsgeld wurde nicht erhoben, jedoch war es jedem Be- 
sucher freigestellt, einen kleinen Betrag auf einen am Eingang 
zum Saal bereitgehaltenen Teller zu legen. 


Nr 6 


Der Gebärstreik 


Von K. Kautsky 


Eine der überraschendsten Erscheinungen der jüngsten Zeit 
ist das enorme Interesse, das in Berliner Versammlungen für 
den Gebärstreik bekundet wurde. Es war erheblich größer als 
das für den Massenstreik. Was vor kurzem noch als sonderbare 
Schrulle verlacht werden mochte, muß jetzt ernst genommen 
werden, denn jede Idee, die die Massen bewegt, verdient Be- 
achtung. Damit ist natürlich noch nichts für die Richtigkeit 
solcher Ideen gesagt. Wie der einzelne, kann auch die Masse ir- 
ren, und es ist ganz unangebracht, wenn ein Massenverehrer 
einmal den Massen schmeichelt und ihnen zuruft, sie seien 
stets gescheiter als ihre Führer, um sich ein andermal der Mas- 
sen zu schämen, wenn sie sich anschicken, andere Wege zu ge- 
hen, als ihrem Verehrer paßt. Weder schämen noch schmei- 
cheln ist der Masse gegenüber am Platze. Was wir zu tun haben, 
ist zu versuchen, sie zu begreifen. 

Und da scheint es mir kein Zufall, daß gleichzeitig mit der 
Idee des Massenstreiks und anscheinend noch mehr als diese 
die des Gebärstreiks das Interesse breiter Schichten des Prole- 
tariats erweckt. Beide bezeugen den mächtigen Drang, der in 
ihnen lebt, neue Methoden des Vorwärtskommens zu entdek- 
ken, da die alten uns anscheinend nicht vorwärts bringen. Die 
ökonomische Situation des Proletariats verschlechtert sich 
seit einigen Jahren immer mehr, was um so unangenehmer em- 
pfunden wird, als es sich über ein Jahrzehnt lang an entschiede- 
nes, ununterbrochenes Fortschreiten gewöhnt hatte und als 
seine gewerkschaftlichen und politischen Organisationen 
immer kraftvoller anwachsen. Wir sind die stärkste Partei im 
Reichstag geworden und den Proletariern geht es immer 
schlechter. Bezeugt das nicht deutlich, daß unsere bisheri- 
gen Methoden unzureichend sind? 

Man kann es den Massen nicht verübeln, wenn sie so argu- 
mentieren. Gibt es sogar geschulte Marxisten, die in gleicher 
Weise schließen, und doch bezeugt die eben geschilderte Situa- 
tion nur die Unwiderstehlichkeit der Gesetze der kapitalisti- 
schen Entwicklung, die sicher keine Gewerkschaft und keine 
parlamentarische Vertretung, aber auch kein Massen- und kein 
Gebärstreik in ihr Gegenteil zu wenden vermag, solange nicht 
das Proletariat mit der politischen Macht die Kraft gewonnen 
hat, den ganzen kapitalistischen Organismus in einen soziali- 
stischen umzuwandeln. 

Die gegenwärtige Situation macht es aber nicht nur begreif- 
lich, daß die Massen nach neuen Mitteln des Vorwärtskom- 
mens suchen, da ihnen die bisherigen nicht auszureichen 
scheinen. Sie macht es auch begreiflich, daß gerade die Idee 
des Gebärstreiks ihre Aufmerksamkeit erregt. 

Der Geburtenrückgang ist eine Erscheinung, die seit einigen 
Jahren in allen industriellen Ländern in auffallender Weise 
auftritt. Zum Teil kann er physiologischen Ursachen zuge- 
schrieben werden, namentlich der Frauenarbeit und den 
Geschlechtskrankheiten, die beide eine wachsende Zahl von 
Frauen zur Unfruchtbarkeit verurteilen. Aber es ist gar 
keine Frage, daß daneben die bewußte Verhütung der 
Empfängnisse eine steigende und wohl die entscheidendste 
Rolle spielt. 
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Bisher waren es vornehmlich die Besitzenden, die ihre Kin- 
derzahl beschränkten, einmal deswegen, weil sie ihr Erbe nicht 
zersplittern wollten, und dann, weil die Damen trachteten, 
alle Arbeit von sich abzuwälzen. Da es nicht anging, die 
Mühen der Schwangerschaft und Geburt Dienstsklavinnen 
zuzuweisen, blieb nichts übrig, als die Zahl der Empfängnis- 
se möglichst einzuschränken. 

Bei den Proletariern dagegen gibt es kein Erbe, das durch 
eine übermäßige Zahl von Kindern für das einzelne geschmä- 
lert werden könnte. Und die Frau des Proletariers war bisher 
das geduldigste Lasttier, so mit Plage überhäuft, so daran 
gewöhnt, für andere zu sorgen und zu denken, daß sie gar nicht 
dazu kam, an sich selbst zu denken und sich zu fragen, ob die 
herkömmlichen Anschauungen vom „Kindersegen’’ auch be- 
rechtigt seien. Ihr fiel der Löwenanteil an allen den Mühen 
und Sorgen zu, die eine zahlreiche Familie mit sich brachte. 
Sie trafen weit weniger den Mann. So empfand auch dieser 
keinen allzu starken Antrieb zur Beschränkung der Familie. 

Dem ist es wohl zuzuschreiben, warum bisher Kinderreich- 
tum als Kennzeichen der Armut, kleine Familien als eines 
der Wohlhabenheit galten. So gibt es auch heute bürgerli- 
che Ökonomen, die in dem Geburtenrückgang das unverkenn- 
bare Zeichen dafür sehen, daß der Wohlstand der Massen in 
raschem Aufstieg begriffen ist. In Wahrheit ist er nur ein 
Zeichen dafür, daß die Armut anfängt, eines ihrer Merkmale 
aufzugeben, die sie bisher kennzeichneten. Das geschieht 
namentlich durch die Änderung in der Stellung der Frau. 

Die industrielle und kommerzielle Erwerbsarbeit der Frau- 
en beschränkt sich immer weniger auf die unverheirateten, und 
sie hört immer mehr auf, ein bloßes Durchgangsstadium zu 
sein. Ein neues Arbeitsgebiet ersteht für die Frau, wodurch 
es ihr immer schwerer gemacht wird, Mutterpflichten zu 
erfüllen und in jenem innigen Verhältnis zu ihren Kindern zu 
bleiben, das allein für die Opfer und Mühen der Mutterschaft 
zu entschädigen vermag. 

Aber aus der neuen Arbeit für die Kapitalisten erwachsen 
der proletarischen Frau auch neue Aufgaben gegenüber der 
Gesellschaft und ihrer eigenen Klasse. Sie fängt an, selbstän- 


dig über ihre Lage nachzudenken, sie wird es müde, bloße 
Koch-, Wasch- und Gebärmaschine zu sein. Wie die wohlha- 
bende Frau beginnt jetzt auch die Proletarierin bewußt die 
Zahl ihrer Kinder einzuschränken, freilich aus ganz anderen 
Motiven als die Dame, nicht aus Faulheit, Genußsucht und 
Egoismus, sondern als Kämpferin für eine bessere Existenz 
und für die allgemeine Sache. 

Aber das Resultat ist dasselbe: Verringerung der Gebur- 
ten. Und diese wird nun recht fühlbar, seit sie in den Massen 
ebenso vor sich geht wie in den oberen Klassen. 

Begünstigt wird diese Entwicklung noch durch die Fort- 
schritte der medizinischen Technik. Schreckten früher viele 
Frauen vor der künstlichen Einschränkung ihrer Familien zu- 
rück, weil nur barbarische, vielfach schädliche Methoden 
dafür bekannt waren, so hat die Technik heute unschädliche 
und unmerkliche Mittel geschaffen, die bisher meist nur den 
wohlhabenden Frauen durch ihre Hausärzte bekannt waren, 
die jetzt aber auch im Proletariat Eingang finden. 

Man sieht, der Geburtenrückgang ist eine notwendige 
Erscheinung. Er geht aus der Revolutionierung der Stellung 
der Frau durch den Kapitalismus und den technischen Fort- 
schritt hervor, und er wird andauern, solange die kapitali- 
stische Ausbeutung der proletarischen Frau das Mutterglück 
verkümmert und ihr die Aufziehung gesunder Kinder zu einem 
freudigen Dasein fast unmöglich macht. 
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Wollten die Verfechter des Gebärstreiks nichts anderes, 
als uns die Ursachen und die Unvermeidbarkeit des Geburten- 
rückgangs im Proletariat darlegen, vielleicht auch noch die 
Aufgabe der im Proletariat wirkenden Ärzte betonen, überall 
dort, wo eine Proletarierfrau aus physiologischen oder ökono- 
mischen Gründen durch einen Familienzuwachs geschädigt 
würde, ihr an Stelle roher, primitiver Mittel verfeinerte der 
neuen Technik zugänglich zu machen, so ließe sich nichts da- 
gegen einwenden. Nur hätte das alles mit Politik und Partei 
nichts zu tun. 

Sie gehen aber weiter. Sie sehen in einer unvermeidlichen 
Erscheinung der kapitalistischen. Gesellschaft eine scharfe 
Waffe gegen diese Gesellschaft. Sie wollen aus der Anwendung 
einer Methode, die bisher Privatsache war, eine Aufgabe des 
proletarischen Klassenkampfes machen, und dabei schießen 
sie weit über ihr Ziel hinaus. 

Derselbe Vorgang gibt, als Massenerscheinung betrachtet, 
ein ganz anderes Bild wie als eine Einzelerscheinung. Wohl kann 
der einzelne Proletarier leichter kämpfen, wenn er keine Fa- 
milie hat, aber wenn alle so dächten, hieße das, die Proletarier- 
klasse zum Aussterben verurteilen. Wie soll sie dann die poli- 
tische Macht erobern, wodurch allein die Möglichkeit geboten 
wird, den Kapitalismus in eine höhere Gesellschaftsform zu 
verwandeln? Man glaubt doch nicht etwa, die Kapitalisten 
würden das freiwillig aus Furcht vor dem Aussterben der 
Proletarier tun? 

Die Geburtsstreikler sagen, man müsse dem Heere die Sol- 
daten, den Ausbeutern die Ausgebeuteten nehmen. Aber der 
Prozeß, durch den das erreicht werden soll, ist ein recht lang- 
wieriger. Nehmen wir an, es gelänge unserer Agitation, zu er- 
reichen, daß im nächsten Jahr 50 000 Proletarierkinder weni- 
ger geboren werden, als sonst geschähe. So ergäbe das vielleicht 
nach zwanzig Jahren ein Minus von etwa 10 000 Rekruten. 
Was bedeutete das für die Armee! Vielleicht könnte sich nach 
dreißig Jahren ein fühlbarer Ausfall von Rekruten einstellen. 
Wir schmieden aber doch Waffen für den Kampf der Gegen- 
wart, nicht für den nach dreißig Jahren. 

Es wäre ja möglich, daß wir bis dahin den Sieg noch nicht 
errungen haben — wir Marxisten haben zwar bisher in der 
Regel recht behalten mit unseren Prophezeiungen über die 
Richtung der Entwicklung, über das Tempo aber haben wir uns 
bisher oft recht empfindlich getäuscht. Das braucht nicht 
immer der Fall zu sein, und die Revolution kann näher ste- 
hen, als wir glauben, Sie kann aber auch noch in weiter Ferne 
liegen — darüber läßt sich gar nichts Bestimmtes sagen. Wenn 
die Geburtsstreikler heute schon für die Kämpfe nach dreißig 
Jahren rüsten wollen, so kann man ihnen sicher nicht mit 
Bestimmtheit die Behauptung entgegenhalten, daß die ent- 
scheidenden Kämpfe bis dahin bereits geschlagen und das 
Heer, soweit ein solches noch notwendig, in ein Milizheer 
verwandelt sei. Aber wenn nach dreißig Jahren noch gekämpft 
werden muß, dann wird es sicher unter ganz anderen Bedin- 
gungen geschehen wie heute, denn die Welt bleibt bis dahin 
auf keinen Fall stehen. Unter Bedingungen, von denen wir zur- 
zeit noch keine Ahnung haben können. Welchen Zweck hätte 
es da, heute die Kräfte unserer Agitation auf das Schmieden 
einer Waffe aufzuwenden, von der wir gar nicht wissen kön- 
nen, ob und wie sie jemals zur Anwendung kommen kann. 

Aber nehmen wir den ganz unmöglichen Fall, nach dreißig 
Jahren herrschten noch die gleichen Zustände wie heute, und 
der Gebärstreik habe bis dahin seine volle Wirkung getan. 
Was hätten wir damit erreicht? Daß aus der Armee die sozial- 
demokratischen Soldaten so gut wie verschwunden wären, 
daß in ihr nur noch Soldaten aus den Schichten, die der Sozial- 
demokratie schwer zugänglich sind, aus Bauern und Kleinbür- 
gern gefunden würden. 

Und noch eins ist möglich: es gibt Kolonien, die ein brauch- 
bares Soldatenmaterial abgeben können. Frankreich beginnt 
bereits, von dort die Folgen des Geburtenrückgangs für seine 
Armee wettzumachen. Sollte er sich einmal bei uns fühlbar 


machen, hindert nichts die deutsche Armeeverwaltung, des- 
gleichen zu tun. Die Kolonien werden dann eine neue Funk- 
tion für den deutschen Kapitalismus erhalten: die, ihm Vertei- 
diger zu liefern. 

Eine unserer Hoffnungen auf den schließlichen Sieg unserer 
Sache beruht darauf, daß die Zahl der Sozialdemokraten 
in der Bevölkerung und damit auch in der Armee immer mehr 
zunimmt, bis diese Zahl so groß geworden ist, daß man nicht 
mehr wagt, das Heer gegen den „inneren Feind’ aufzubieten. 
Die Geburtsstreikler glauben im Gegenteil unsere Sache da- 
durch zum Siege zu führen, daß die Armee ausschließlich aus 
den reaktionärsten Teilen des Landes, ja der Kolonien zusam- 
mengesetzt wird! 


Ähnlich wie mit der Armee verhält sich’s mit der Industrie. 
Auch da wird ein jetzt einsetzender Gebärstreik erst nach län- 
gerer Zeit, wenn auch etwas früher als im Heere, etwa nach 
zwanzig Jahren, seine Wirkungen geltend machen können. 
Nehmen wir abermals den Fall an, daß dann noch die gleichen 
ökonomischen und technischen Bedingungen herrschen wie 
heute, ein ganz unwahrscheinlicher Fall, aber der einzige, 
den wir untersuchen können, so wird das Versiegen der Quelle 
einheimischer Proletarier keineswegs den industriellen Kapita- 
lismus zum Stillstand bringen. Soweit ihn nicht äußere Gewalt 
des Proletariats fällt, kann er sich stets weiterentwickeln, so- 
lange. neben ihm Agrarländer bestehen, die ihm seine Industrie- 
produkte abnehmen und dafür Rohprodukte ünd Arbeitskräfte 
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- liefern. Je mehr die Zufuhr einheimischer Arbeitskräfte ver- 
sagt, desto mehr wird er auswärtige Arbeitskräfte heranzie- 
hen. 

Das industrielle Proletariat hört damit nicht auf, aber seine 
Zusammensetzung ändert sich. An Stelle „‚begehrlicher”’ Ar- 
beiter treten bedürfnislose Kulis, unterwürfig und kampfun- 
fähig, da fremd, ohne Rückhalt und ohne Rechte. National 
gespalten, verfügen diese ausländischen Arbeiter über keine 
Presse oder wenigstens über keine freie, da sie ganz von der 
Gnade der Verwaltungsbehörden abhängen; über kein Koali- 
tionsrecht und unter allen Umständen über kein Wahlrecht. 

Da hätten wir dann den richtigen Zukunftsstaat der Kapi- 
talisten: ein Heer, aus dem alle Sozialdemokraten verschwun- 
den sind, und ein Proletariat, dem alle Rechte fehlen, das ihrer 
Willkür völlig ausgeliefert ist. 

Das ist das Ziel, dem die Geburtsstreikler zusteuerten, 
wenn ihre Agitation das ganze deutsche Proletariat erfaßte. 
Könnte es wirklich unsere Aufgabe sein, eine solche Agitation 
zu betreiben? Sicher nicht. 

Birgt aber nicht auch schon der Geburtenrückgang, wie er 
sich bisher spontan eingestellt hat, eine große Gefahr für den 
proletarischen Klassenkampf? 

Zunächst keineswegs. Seine schädlichen Wirkungen könnte 
er erst nach Jahrzehnten äußern. Die erste Wirkung der 
Verkleinerung der proletarischen Familien dürfte nur eine 
günstige sein, die Vermehrung der Kampffähigkeit und Energie 
der einzelnen Proletarier, namentlich der proletarischen Frau- 
en, also ihrer Qualität. Und die Qualität der kämpfenden 
Proletarier ist nicht minder wichtig als ihre Masse. 

Aber freilich, die schönsten Qualitäten nützen dem Prole- 
tariat nichts, wenn ihm die nötige Massenhaftigkeit fehlt. 
Eine Erhöhung der Qualität auf Kosten der Quantität wäre 
noch schädlicher als das Umgekehrte. 

Ob der Rückgang der Geburten schließlich so weit kommt, 
daß seine schädlichen Wirkungen auf die Quantität der Masse 
größer sind, als seine vorteilhaften Wirkungen auf die Quali- 
tät der einzelnen überwiegen, was am Ende, wie wir gesehen 
haben, auch zu einer Verschlechterung der Qualität der 


Nr 7 


Die Okonomie des Gebärstreiks 


Ludwig Quessel 


Ein Gespenst geht um in Europa: das Gespenst des Gebär- 
streiks. Alle Mächte des alten Europa haben sich zu einer hei- 
ligen Hetzjagd gegen das Gespenst verbündet, der Papst und 
der Kaiser, Herr von Bethmann Hollweg und Poincare, fran- 
zösische Imperialisten und deutsche Fortschrittler. Mit diesen 
Worten könnte ein Neumalthusianer, der eine Programmschrift 
für den Gebärstreik verfassen wollte, seine Darlegungen einlei- 
ten, ohne daß man ihn einer Übertreibung zu beschuldigen 
brauchte. Das Gespenst des Sozialismus, von dem das Kom- 
munistische Manifest berichtet, ist heute in der Tat durch das 
Gespenst des Gebärstreiks in den Hintergrund gedrängt wor- 
den. 

Im Grunde sagt man aber noch zu wenig, wenn man von 
einem Gespenst des Gebärstreiks spricht. Versteht man unter 
Gebärstreik eine so weitgehende Einschränkung der Geburten 
bei den besitzlosen und wenig besitzenden Klassen, daß man 
für die folgenden Jahrzehnte mit einer ständig aubnehmenden 
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Gesamtmasse führt, da an Stelle hochstehender rückständige 
Arbeiterschichten treten — darüber läßt sich natürlich heute 
gar nichts sagen. Doch braucht man nicht pessimistisch zu 
sein. Der Drang nach Mutterschaft ist im gesunden Weibe so 
stark und die Annahme neuer Sitten geht so langsam vor sich, 
daß es noch einige Zeit dauern dürfte, bis der Geburtenrück- 
gang eine bedrohliche Höhe annimmt. Bisher macht er noch 
keine Miene, wenigstens nicht in Deutschland, eine Verminde- 
rung der Bevölkerung herbeizuführen, denn dem Geburten- 
rückgang steht ein starker Rückgang der Sterblichkeit gegen- 
über, der nicht zum wenigsten durch den ersteren bedingt 
wird. Aber auch ein absoluter Rückgang der proletarischen Be- 
völkerung braucht noch lange nicht ein Rückgang der arbeiten- 
den Bevölkerung zu sein. Er könnte zunächst nur einer der ar- 
beitsunfähigen Teiles, der Kinder, sein. 

Ob dann schließlich der Geburtenrückgang das einheimi- 
sche Proletariat nicht bloß quantitativ, sondern auch qualitativ 
schädigt und damit seinen Emanzipationskampf verzögert, 
hängt von den Erfolgen ab, die es bis dahin erzielt hat. Gelingt 
es dem Proletariat, innerhalb der nächsten Jahrzehnte eine 
Machtposition zu erringen, die es ihm ermöglicht, den Kapita- 
lisimus umzuwandeln, dann verschwinden die Ursachen des 
jetzigen Geburtenrückgangs und damit auch seine Gefahren. 

Die Frage nach den Wirkungen dieses Rückgangs auf die 
soziale Entwicklung löst sich also auf in die Frage, welche der 
beiden Bewegungen rascher vor sich geht: die Verminderung 
der Masse des einheimischen Proletariats durch den Geburten- 
rückgang oder die Vermehrung seiner Macht. Je schneller die 
letzte Bewegung, desto weniger gefährlich die erstere, desto 
mehr kann diese für den Klassenkampf nur ihre anfänglichen 
günstigen und nicht ihre späteren ungünstigen Seiten entwik- 
keln. 

Zunächst liegt kein Grund für uns vor, dem Geburten- 
rückgang besorgt gegenüberzustehen, aber noch weniger einer, 
ihn durch unsere Agitation zu fördern. Wir müssen solcher 
Agitation vielmehr auf das entschiedenste entgegentreten. 
Sie bedeutet nicht bloß unnütze Kraftverschwendung, sondern 
direkten Kraftaufwand für eine schädliche Sache. 


Zahl der Lohnarbeiter zu rechnen hat, so ist die bewußte Ge- 
burtenverweigerung schon lange keine bloße Theorie mehr, 
sondern eine greifbare Realität unseres sozialen Lebens. 


(Im Folgenden führt Quessel aus, daß in Frankreich, einem 
Land mit niedriger Geburtenziffer, im wachsenden Maße aus- 
ländische Arbeitskräfte beschäftigt würden; "besonders gilt 
dies für Gewerbe, denen sich der französische Arbeiter nicht 
gerne zuwendet.’’ So seien in der Bauindustrie und im Bergbau 
großenteils Ausländer — meist Italiener, aber auch Luxembur- 
ger, Polen und Deutsche — beschäftigt, in den Eisenerzlagern 
der Normandie auch Griechen und Nordafrikaner. 

Frankreich sei auf dem Wege, ein "'proletarierleeres’” Land zu 
werden. Das gleiche gelte aueh für die amerikanischen Arbei- 
ter — "Roosevelt hat ja bekanntlich den Gebärstreik der ame- 
rikanischen Arbeiter als Rassenselbstmord stigmatisiert’' — und 
auch Deutschland stehe nun in dieser Gefahr. 

Quessel referiert dann die Gedanken der Neumalthusianer 
und argumentiert, daß der Mehrwert in einem proletarierleeren 
Land nicht erzeugt werden könne, der Kapitalismus also auch 
aus der Sicht eines Marxisten zum Untergang verurteilt sei.) 


So sehr man sich auch sträuben mag der sozialökonomi- 
schen Begründung des Gebärstreiks irgendwelche Zugeständnis- 
se zu machen, so wird man doch nicht umhin können die 
Möglichkeit zuzugeben, daß ein allgemein durchgeführter 
Gebärstreik des Proletariats Europa schließlich proletarierleer 
machen müßte. Denn es ist nicht einzusehen, woher die Prole- 


tarier kommen sollten, wenn das Proletariat durch das Ein- 
kindsystem der proletarischen Ehen in jeder Generation um 
die Hälfte reduziert würde. Beim proletarischen Einkindsys- 
tem ist die Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise nur durch ein Wunder oder durch die Einwande- 
rung asiatischer Arbeiter möglich. Soweit unsere Erfahrung 
reicht, ruft diese aber in allen Ländern des weißen Mannes 
eine so energische Gegenwehr der Arbeiter und kleineren 
Unternehmer wach, daß sie nicht dauernd aufrechterhalten 
werden kann. Typisch dafür sind die Vorgänge in Australien. 
Dort waren in manche Gewerbe, sowohl als Arbeiter als auch 
als Unternehmer, Asiaten aller Art eingedrungen, die mit ihrer 
niedrigen Lebenshaltung dem Europäer eine ordentliche Le- 
bensführung unmöglich machten. Wo asiatische Unternehmer 
vorherrschend wurden, standen sie nicht an durch Uhnterbie- 
tungen die besser lohnenden europäischen Arbeitgeber zu er- 
drücken. Diese aber konnten mit den fremdsprachigen Asiaten 
bei allem Egoismus nicht viel anfangen. Der Ruin der europäi- 
schen Gewerbetreibenden führte dazu, daß die weißen Arbei- 
ter bei gelben Unternehmern, die mit weißen Mädchen eine 
Bastardrasse zeugten, mit den schlimmsten Hungerlöhnen 
vorliebnehmen mußten. Alles das führte schließlich zu einer 
europäischen Rassensolidarität, die das gesetzliche Verbot der 
Einfuhr gelber Menschenware durchsetzte. Man darf wohl an- 
nehmen, daß ein größerer Import von Asiaten nach Europa 
ähnliche Erscheinungen zeitigen würde, und zwar auch dann, 
wenn Europa so dünn bevölkert wie Australien wäre. Da somit 
die asiatische Einwanderung zur Beseitigung eines durch den 
Gebärstreik herbeigeführten europäischen Proletariermangels 
kaum in Frage käme, die kapitalistische Produktionsweise bei 
einer ständig sinkenden Proletariermenge aber kaum aufrecht- 
zuerhalten wäre, so bliebe auf allen Gebieten, wo der Groß- 
betrieb große technische Überlegenheit verleiht, nur die ge- 
nossenschaftliche Organisation der Arbeit übrig. Sobald man 
also die Möglichkeit zugibt, daß das europäische Proletariat 
sich einst durch den Gebärstreik selbst beseitigen könnte, so 
muß man zugeben, daß damit auch das kapitalistische System 
beseitigt wäre, weil dieses ohne den Mehrwert, den es aus dem 
Proletariat extrahiert, nicht existieren kann. 

Die Frage des Schicksals, die sich der deutschen Nation 
aufdrängt, ist nun die: Welche Wirkungen kann ein deutscher 
Gebärstreik zeitigen? Denn wer die unheimlich hohe Geburten- 
ziffer der osteuropäischen Völker und ihren niedrigen Kultur- 
zustand kennt, kann sich nur mit dieser Frage beschäftigen, 
da die Frage eines allgemeinen europäischen Gebärstreiks für 
dieses Jahrhundert wohl noch eine Utopie bleiben wird. Sehr 
lehrreiches Material zur Beantwortung dieser Frage bieten uns 
die Zustände im deutschen Osten. Aus den Gebieten des ost- 
elbischen Großgrundbesitzes wandern alljährlich viele Tausen- 
de Proletarier nach dem Westen, um in Fabriken und Bergwer- 
ken ihren Lebensunterhalt zu gewinnen. Diese Massenabwan- 
derung des proletarischen Nachwuchses wirkt für den Osten 
ähnlich wie ein Gebärstreik. Der proletarische Nachwuchs 
wird zwar im Osten reichlicher als irgendwo erzeugt; kaum 
aber ist er reif zur Erzeugung von Mehrwert geworden, so führt 
ihn die Bahn nach dem Westen. Die proletarische Massenwan- 
derung, deren Schauplatz das Deutsche Reich ist, hat den 
agrarischen Osten allerdings relativ menschenleer gemacht. 


Von einer eigentlichen Proletarierleere kann man im Osten 
aber doch nicht sprechen. Alljährlich, wenn der letzte Schnee 
von den Feldern verschwindet, bringen die Bahnen viele Hun- 
derttausende von Proletariern, Männer und Frauen, aus Gali- 
zien, Polen und Rußland nach dem deutschen Osten. Der 
größere Teil strebt im Spätherbst wieder der slawischen 
Heimat zu, der kleinere bleibt im Land zurück. Schon zählt 
man in Deutschland 1 236 000 ausländische Proletarier, zu- 
meist slawischer Herkunft. Kein Gesetz hindert die Einfuhr 
dieser Arbeitermassen. Die Menschenware bleibt zollfrei. 
So wenig wie die proletarische Abwanderung den Osten pro- 
letarierleer gemacht hat, so wenig könnte aber ein Gebärstreik 
im deutschen Westen das Angebot von Menschen dauernd ge- 
ringer machen als die Nachfrage, und zwar deshalb, weil die 
Einwanderung aus dem slawischen Osten alle Lücken, die ein 
Gebärstreik in die Bevölkerung reißen würde, sehr schnell 
wieder füllen müßte. Die ohnehin schon bestehende Gefahr 
der Zurückdrängung der Deutschen durch die Slawen würde 
durch einen Gebärstreik eine außerordentliche Verschärfung 
erfahren. Solange die slawische Einwanderung besteht, ist 
selbst die Aussicht die Lebenslage der deutschen Arbeiter 
durch die Geburteneinschränkung zu heben kaum vorhanden. 
Im Gegenteil. Alle Erfahrung spricht dafür, daß das massenhaf- 
te Eindringen ausländischer Arbeiter mit geringen Lebensan- 
sprüchen die Löhne erniedrigt. Das Ein- oder Zweikindsystem 
mag das materielle Behagen der Familien, die es zur Ausfüh- 
rung bringen, vergrößern, den proletarischen Klassen selbst 


“ bringt es keinen sozialen Gewinn. Die Nation aber wäre dem 


Untergang geweiht, wenn die Apostel des Gebärstreiks die 
deutsche Arbeiterklasse für ihre Lehre gewinnen würden. Das 
sind, glaube ich, Gründe genug die neumalthusianische Theorie 
auch in ihrer neuesten Gewandung zurückzuweisen, so geist- 
reich und bestechend sie sich uns auch präsentieren mag. 

Das Ergebnis für uns ist also dies: Wenn auch eine Aus- 
sicht durch den Gebärstreik die soziale Lage der deutschen 
Arbeiter zu heben nicht vorhanden ist, so wird man doch 
nicht verkennen können, daß der Kampf gegen die Idee der 
Geburtenverweigerung allein von sozialen Gesichtspunkten 
aus nicht geführt werden kann. Wem es völlig gleichgültig ist, 
ob das Deutsche Reich von deutschen oder von slawischen 
Arbeitern bewohnt wird, wird gegen die systematische Ge- 
burtenverweigerung nicht sehr viel einwenden können. Vom 
Standpunkt einer mißverstandenen Internationalität aus 
könnte man sogar sagen, daß es im Grunde doch gleichgültig 
sei, ob deutsche oder slawische Arbeiter dem deutschen Kapi- 
tal den proletarischen Nachwuchs liefern. Gleichwohl denke 
ich, daß, obwohl die Idee des Gebärstreiks von Männern aus- 
gegangen ist, die als Marxisten gelten wollen, wohl kaum ein 
Sozialdemokrat geneigt sein wird die nationale Seite der Frage 
zu leugnen. Die nationale Gefahr des Gebärstreiks kann auch 
nicht dadurch abgewandt werden, daß man die deutschen 
Grenzen für die Einfuhr slawischer Menschenware sperrt. 
Ein starker Rückgang der Geburten bedeutet in jedem Fall 
eine so gefährliche Minderung der Wehrhaftigkeit des deut- 
schen Volkes, daß wohl niemand sie als eine Friedensbürg- 
schaft ansehen wird. Der Kampf gegen den Gebärstreik ist in 
erster Linie ein Kampf um die nationale Existenz. Dieser Er- 
kenntnis darf sich auch die Sozialdemokratie nicht verschlie- 
Ren. 


Nr8 


Geburtenrückgang , Nationali - 
tat und Kultur 


Eduard Bernstein 


Wie sehr das heutige Überwuchern der Sensationshascherei 
das Gefühl für eine den Maßverhältnissen gerecht werdende 
Ausdrucksweise zu ertöten droht, zeigt die Wahl des Wortes 
Gebärstreik für die Aufwärmung der so gar nicht neuen Pro- 
paganda zugunsten freiwilliger Einschränkung der Geburten. 
Auf Handlungen bezogen hat das Wort Streik den Sinn de- 
monstrativen völligen Einstellens von solchen. Was aber die 
so geräuschvoll ins Werk gesetzte Propaganda will, die jetzt 
mit jenem Schlagwort betrieben wird, ist tatsächlich nur die 
Praktizierung des alten Rezepts der Neomalthusianer: Ein- 


schränkung der Geburten bei der Arbeiterschaft als Mittel 
deren ökonomische Position zu verbessern. Und mit aller 
Anerkennung der wohlmeinenden Absichten der neuen Pro- 
pagandisten kann man nicht einmal sagen, daß die für das ge- 
nannte Rezept von ihnen vorgebrachten Argumente sich son- 
derlich vorteilhaft von den Begründungen unterscheiden, 
die seinerzeit John Stuart Mill und später Ch. Drysdale und 
andere zugunsten der Einschränkung der Geburten im Prole- 
tariat vorbrachten. Ja, selbst vom Standpunkt ihrer eigenen 
Prämissen aus ist ihre Propaganda heute viel weniger zeitge- 
mäß als es seinerzeit die Propaganda Mills und seiner Schule 
von den Gesichtspunkten aus war, die diese Leute bestimm- 
ten. 


(Bernstein argumentiert, daß Mill in einem Land hoher Ge- 
burtenziffern und mit fest bibelgläubiger Bevölkerung geschrie- 
ben habe, seine Argumentation demgemäß eher ethischen Cha- 
rakter gehabt habe. Auch sei Mill, befangen in der Lohnfonds- 
theorie, davon ausgegangen, daß ein Lohnfonds gegebener 
Größe unter vielen oder wenigen Proletariern aufzuteilen gewe- 
sen sei. Die Grundlagen der Mill’schen Theorie seien aber 
schon zu dessen Lebzeiten explodiert.) 


Es war für mich eine interessan- 
te Beobachtung, wie sehr in den berühmten Debatten über den 
Gebärstreik die Redner auf beiden Seiten sich in Allgemein- 
heiten ergingen oder auf Nebenfragen abschweiften, anstatt 
einigermaßen systematisch die wirtschaftlichen und allgemein- 
sozialen Faktoren zu betrachten, die auf das Familienleben 
des Arbeiters bestimmend einwirken und damit auch zuletzt 
seinen Kindersegen vorschreiben. Hätte man dies getan, so 
würde man sehr bald gefunden haben, daß es das moderne 
Leben selbst ist, das mit seinen wachsenden Ansprüchen an 
die Lebensführung und seinen sich mehrenden Ablenkungen 
vom Vegetieren in den vier Pfählen des Privatquartiers gerade- 
zu automatisch auf die Beschränkung der Kinderzahl hinar- 
beitet. Ich habe es einmal im Scherz so ausgedrückt: „Viele 
Kinder zu haben paßt nicht zu den modernen Möbeln.” 
In der Tat ist schon der Zuschnitt der Häuser, in denen die 
Arbeiter zu wohnen haben, und was damit zusammenhängt, 
das Zusammenschrumpfen der Höfe und das Leben auf der 
Straße, heute so beschaffen, daß man mit Fug und Recht 
von einer wahren Abschreckung vor dem Kindersegen sprechen 
kann. Die nicht mehr nur auf die Großstadt beschränkte Zu- 
nahme des Lebens außer dem Haus, der wachsende Sinn für 
geistige und künstlerische Genüsse wirken gleichfalls auf Ein- 
schränkung der Kinderezeugung hin. Das alte Sprichwort 
Kindermachen ist dem armen Mann sein Kuchen verliert 
für einen wachsenden Teil der Arbeiterschaft seine Wahrheit, 
und zwar wesentlich, wenn auch nicht ausschließlich, unter 
dem Einfluß der Arbeiterbewegung. Überhaupt erwirkt die Ar- 
beiterbewegung rein durch sich selbst, ohne jede alt- oder neu- 
malthusianische Zugabe, eine Beschränkung in der Größe der 
Arbeiterfamilie. Durch ihre unablässige Agitation für den Aus- 
bau der Volksschule und die Heraufsetzung des schulpflich- 
tigen Alters, durch die Bekämpfung der Kinderarbeit und die 
Einschränkung der gewerblichen Arbeit jugendlicher Personen 
schiebt sie den Eintritt der Zeit hinaus, wo Kinder zum Ein- 
kommen der Familie beitragen und Miternährer werden 
können, was mit Notwendigkeit dem schrankenlosen Indie- 
weltsetzen von Kindern entgegenwirkt. Zugleich ist sie es, die 
den Arbeiter dazu erzieht den Leber.“genuß nicht in grobsinn- 
lichem Rausch zu suchen, sie veranlaßt ihn über den Tag hin- 
aus zu denken, sie wirkt auf ihn dahin ein seinen Kindern 
eine möglichst gute Pflege angedeihen zu lassen, und wo sie 
damit Erfolg hat, ist Beschränkung der Zahl der Kinder die 
natürliche Folge. Wer einigermaßen mit Arbeitern verkehrt und 
sich um ihr Familienleben kümmert, kommt bald dahinter, 
wie stark diese Tendenz vorhanden ist, und wie sehr durch 
sie sich eine ganz veränderte öffentliche Meinung in der Ar- 
beiterschaft Bahn gebrochen hat. 


> 


100 


Ze 


So weit betrachtet, \ 
für den Gebärstreik faktisch nur offene Türen ein, sie recht: 
fertigt mit zum Teil hinfälligen Argumenten etwas, was schon 
ist. Es kommen natürlich für die Frage der Beschränkung der 
Geburten noch andere Momente in Betracht, Rücksichten der 
persönlichen und sozialen Hygiene, doch bestehen wohl Mei- 
nungsunterschiede über das Wie und Wieweit der Anwendung, | 
aber nicht über das Prinzip. Es wird kein vernünftiger Mensch | 
gutheißen, daß rücksichtslos Kinder unter Umständen in die 
Welt gesetzt werden, wo deren Verkrüppelung mit Sicherheit N 


zu gewärtigen ist, und Belehrung über die Vorbedingungen 


der Erzeugung gesunder Kinder wird niemand verwerfen. 

Mit der Feststellung, daß tatsächlich schon in der Arbei- 
terschaft Beschränkung der Geburten zur Regel wird, ist die 
Sache jedoch nicht abgetan. Sie hat, wie man weiß, ihre Kehr- 


seite oder sogar Kehrseiten. In den Versammlungen, die sich 
ist zum Beispiel‘ 
von dessen Gegnern als ausschlaggebender Einwand betont 


mit dem Thema Gebärstreik beschäftigen, 


worden, daß die soziale Revolution, wie die Sozialdemokratie 
sie erstrebt, 


eine Vermehrung der Arbeiterzahl erfordere, 
eine Dezimierung des Proletariats, die der allgemein durch- | 


geführte Gebärstreik zur Folge haben müßte, daher Vertchie- 
bung der sozialistischen Umwälzung auf den Nimmerleins- 


tag bedeuten würde; die soziale Frage werde ‚nicht im Ehebett | 


gelöst werden.” Den Nachsatz kann man unterschreiben, 


da die Verwirklichung des Sozialismus überhaupt nicht das 


Ergebnis einer einzigen Art von Maßnahmen sein wird. Aber 
die andere Argumentierung beruht auf einem ähnlichen öko- 
nomischen Fehlschluß wie die Lohnfondstheorie, als deren 
Gegenstück man sie bezeichnen kann: die eine übersieht, daß 
der Bedarf an Menschen, die andere, daß der Bedarf der 
Menschen im Zeitalter des Verkehrs und der Umwälzungen 
der Produktion keine unveränderlichen Größen sind. 
Ernsthafter und auf Tatsachen gestützt, die eine Prüfung 
zulassen, sind die Einwände, die Ludwig Quessel an dieser 
Stelle gegen die Idee ins Feld geführt hat die Lage der Arbei- 


ter als Klasse durch den Gebärstreik heben zu wollen. Treffend 


weist Quessel darauf hin, daß fast überall dort, wo in der Tat 
die relativ gutgestellte eingesessene Arbeiterbevölkerung sich 
nicht im Verhältnis zum Menschenbedarf der Volkswirtschaft 
vermehrt, massenhafte Einwanderung von Arbeitern aus wirt- 
schaftlich rückständigen Ländern stattfinde, und von dieser 
führt er aus, daß sie das Lohnniveau herabdrücke oder minde- 
stens am Steigen hindere. Jenseits des Ozeans lieferten die 
Vereinigten Staaten, in Europa Frankreich und in neuerer 
Zeit auch Deutschland Beispiele dafür. In wie hohem Grad 
in den letzten Jahrzehnten die Zahl der in Deutschland be- 
schäftigten ausländischen Arbeiter gestiegen ist, ist bekannt. 
In der Berufszählung des Jahres 1907 wurden nicht weniger 
als 799 863 ausländische Lohnarbeiter gezählt, von denen 
mehr als die Hälfte, nämlich 440 800, auf die Industrie ent- 
fielen. Da die Gesamtzahl der 1907 in Industrie und Bergbau 
beschäftigten Arbeiter sich auf 8 593 000 belief, waren danach 
etwas über 5% davon Ausländer; ein sicherlich nicht unerheb- 
licher Prozentsatz. 

Haben nun aber diese 5% Ausländer wirklich lohndrük- 
kend auf den deutschen Arbeitsmarkt eingewirkt? Die Ver- 
suchung die Frage mit Ja zu beantworten liegt sehr nahe, und 
an Einzelfällen, die sich als Beispiele dafür anführen ließen, 
wird es kaum fehlen. Prüft man aber die Frage vom großen 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt aus, so kommt man zu 
etwas anderen Schlüssen als Freund Quessel. 

Nach den Angaben der deutschen Berufsstatistik hat sich 
in der Zeit zwischen der Zählung von 1895 und der Zählung 
von 1907 die Zahl der gelernten Arbeiter in Industrie und 
Bergbau von 3 851 929 auf 4 944 009 vermehrt. Das ist eine 
Zunahme um 1 092 080 oder 28,35% in einem Zeitraum, 
während dessen die Gesamtbevölkerung Deutschlands sich nur 
um 19,22% vermehrte. Die Zahl der gelernten Arbeiter ist 
schneller gewachsen als die der Bevölkerung überhaupt. Nun ist 


' dessen natürliche Heilkraft verloren 


die Unterscheidung von ge/ernten und ungelernten Arbeitern, 


wie unsere Statistik sie vornimmt, unter technologischen 


_ Gesichtspunkten ungemein anfechtbar. Die mit der Zählung 


beauftragten Organe wie auch die Unternehmer und Arbeiter 


: nehmen da meist die Unterschiede in der Bezahlung zum Maß- 
' stab: der Arbeiter, der nach höherm Lohnsatz bezahlt wird, 


gilt als gelernter Arbeiter. So viel sich aber unter dem Gesichts- 


- punkt der technologischen Betrachtung gegen diese Methode 


der Ableitung einwenden läßt, so günstig ist sie gerade für die 
soziale Betrachtung, auf die es uns hier ankommt. 

Zunächst sehen wir danach, daß in der bezeichneten 
Periode trotz Zunahme der ausländischen Arbeiter die Zu- 
wachsrate der höher entlohnten Arbeiterschaft die der Ge- 
samtbevölkerung übersteigt. Es ist aber nicht nur möglich 
sondern sogar sehr wahrscheinlich, daß es statt trotz hier 
dank heißen muß. Erheblich stärker als die Zahl der gelern- 


ten Arbeiter ist in dieser Periode die Zahl der ungelernten 
| Arbeiter gewachsen, und der weitaus größere Teil der auslän- 


dischen Arbeiter half ie Reihen dieser ausfüllen. Nun besteht 


aber in den meisten Industrien jedesmal ein bestimmter Zu- 


sammenhang zwischen den unterzubringenden gelernten und 
den vorhandenen ungelernten Arbeitern. Ohne entsprechende 
Zahl dieser kann eine bestimmte Zahl jener nicht beschäftigt 
werden. Es würde eine sehr viel eingehendere Untersuchung 
voraussetzen als ich sie an der Hand der Zahlen der Berufs- 
statistik anzustellen vermag, um über den konkreten Fall 
mit absoluter Sicherheit sprechen zu können. Soweit sich aber 
aus den Angaben der Berufszählung überhaupt Schlüsse ziehen 
lassen, leiten sie zu der Folgerung, daß im großen und ganzen 
in der Industrie der Zustrom ausländischer Arbeiter das Lohn- 
niveau der heimischen Arbeiter nicht gedrückt sondern im 
Gegenteil geholfen hat es zu erhöhen. Das mag demjenigen 
paradox erscheinen, der sich daran gewöhnt hat ökonomische 
Vorgänge nach der ersten, äußeren Erscheinungsform zu beur- 
teilen. Die erste Erscheinungsform und die endgültige volkswirt- 
schaftliche Wirkung eines Vorgangs sind aber grundverschie- 
dene Dinge. Es kann mir nicht einfallen die großen Unannehm- 
lichkeiten wegleugnen zu wollen, die eine starke Einwanderung 
von Arbeitern aus wirtschaftlich rückständigen Ländern zeit- 
weilig für. die heimische Arbeiterschaft haben kann und oft 
auch hat. Diese üble Seite der Sache darf uns aber nicht gegen 
den Umstand blind machen, daß auf die Dauer die Einwande- 
rung arbeitskräftiger Leute die Volkswirtschaft des Landes 
hebt, dem sie zuteil wird, und damit auch der heimischen Ar- 
beiterschaft Vorteil bringt. Das läßt sich an der Hand vieler 
Länder statistisch nachweisen. Es wird dagegen sehr schwer 


' halten ein Land aufzuzeigen, für dessen Wirtschaft als Ganzes 


die Einwanderung entgegengesetzte Resultate gehabt hat. 

So viel über die ökonomische Seite der Frage. Was ihre 
nationale Seite betrifft, so bin ich sogar im Gegensatz zu 
Quessel sehr geneigt diese rundweg zu leugnen. Gewiß, wenn 


die Enthaltung von den Geburten allgemein so weit getrieben 
würde, daß auf sie das Wort Gebärstreik wirklich zuträfe, daß 
sie wirklich zum Selbstmord der Nation sich auswächst, dann 
könnte man natürlich auch den Kampf gegen sie in der Tat 
als einen Kampf um die nationale Existenz bezeichnen. Aber 
von dieser Möglichkeit sind wir doch so weit entfernt, daß 
wahrhaftig kein Anlaß vorliegt im Hinblick auf sie überhaupt 
von einer Frage oder gar Gefahr zu sprechen. Um was es sich 
für die absehbare Zukunft bei uns handeln kann, ist nur die 
Frage eines größern oder geringern Einschlags eingewanderter 
Arbeiter. Und wir haben uns darüber klar zu werden, ob wir 
die Nationalität als Kulturfrage oder als Rassen- und Stammes- 
frage auffassen und behandeln wollen. Ich bin als Sozialdemo- 
krat orthodox genug nur die erste Auffassung gelten zu lassen 
und glaube das gleiche von Quessel annehmen zu dürfen. Aber 
die Stelle, die bei ihm mit dem Satz beginnt „Vom Standpunkt 
einer mißverstandenen Internationalität aus könnte man sogar 
sagen, daß es im Grunde doch gleichgültig sei, ob deutsche 
oder slawische Arbeiter dem deutschen Kapital den proleta- 
rischen Nachwuchs liefern’ ‚läßt auch eine andere Auslegung 
zu, gegen die ich Einspruch erheben mı®%te. Die Frage, auf d'.; 
es uns im Hinblick auf die Einwanderung nur ankommen kann, 
ist die der kulturellen Assimilation, die Hineinziehung der 
Eingewanderten in die Kultur unseres Volkes als eines inte- 
grierenden Teils der großen internationalen Völkergemein- 
schaft. Von diesem Gedanken ablassen heißt sich auf die schie- 
fe Ebene begeben, auf der man zum platten Nativismus herab- _ 


gleitet. 


(Bernstein wendet sich im Folgenden dagegen, dem Nationa- 
lismus "irgendwelche Opfer des Intellekts’’ zu bringen. Die 
"großen geschichtlichen Aufgaben der Sozialdemokratie’’ /ä- 
gen darin, in der Nation "nur ein Glied eines größeren Organis- 
mus’ zu sehen; Wenn man sagen kann, daß das, was wir 
schlechthin Menschheit nennen, noch zu formlos ist, so kann 
dies nicht von der europäischen Menschheit sagen.’ 

Das Nationale sei kein rassistisches, sondern ein "geistiges 
Produkt von Geschichte und Umgebung’. Menschenrassen sei- 
en ohnehin Mischrassen, es sei schon deshalb müßig, Rasse und 
Nationalität gleichzusetzen. Bernstein schließt: ''Daß sie (die 
Geburtenibeschränkung) keine sozialistische Lösung der Frage 
ist, daß sie im Gegenteil geeignet ist, den wirtschaftlichen Fort- 
schritt zu schädigen, wenn nicht durch Einwanderung für den 
Ausfall an Nachwuchs Ersatz geliefert wird, steht außer Zwei- 
fel. Aber es müßte sehr arg kommen, bis man dabei ernsthaft 
als von einer Frage der nationalen Existenz zu sprechen Anlaß 
hätte. Aufgabe der Sozialdemokratie ist es vielmehr für eine 
Politik und Sozialpolitik zu kämpfen, die den eingewanderten 
Arbeiter zum Mitbürger im nationalen und kulturellen Sinn 
macht.) 


Nr 9 


Mehr Kinder! 


Friedrich Naumann 


Ein Volk ohne starken Kinderzuwachs ist wie ein Tier, 
ist. Kinderbringende 
Völker können Niederlagen aushalten, ohne an ihnen zugrun- 


de zu gehen, weil sie Wachstumskräfte in sich haben. So war 
es bei den Buren in Südafrika: schießt nur weg, es wächst 


wieder! So ist es jetzt noch bei Bulgaren und Serben. So stand 
es 1812 und 1813 bei den Deutschen. Damals war noch nicht 


' jedes zweite Kind ein letztes oder gar ein einziges. Das gab 


jenem großen Kampfe seine herrliche Unbefangenheit: sterben 


wir, so leben wir! Ohne dieses Gefühl des Wiederherstellenkön- 
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nens hätten die damaligen Deutschen nicht gesiegt. 

Im Jahre 1800 lebten im heutigen Frankreich 27 Millionen 
Menschen, im heutigen Deutschland aber nur 21 Millionen. 
Wer das nicht beachtet, versteht gar nicht, woher das franzö- 
sische Uebergewicht kam, denn auch ein weltüberwindender 
Geist wie Napoleon mußte von einer Menge umkleidet sein, 
um wirken zu können. Das heutige Oesterreich-Ungarn hatte 
damals 23 Millionen Menschen, Italien 18 Millionen und Ruß- 
land vermutlich 38 Millionen. Diese letzteren traten zuletzt 
auf die Bühne. Er 

Die Reihenfolge der europäischen Staaten in der Napoleons- 
zeit war: ‚Rußland, Frankreich, Oesterreich, Deutschland, 
Italien, England. Die jetzige Reihenfolge ist: Rußland, 
Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Großbritannien, Frankreich, 
Italien. Das haben die Mütter gemacht, und die Soldaten und 
Staatsmänner haben daraus nur die Folgerungen gezogen. 
Bismarck hatte nur zu vollziehen, was schon fertig war; daß 
er es aber konnte, war seine Größe. 


Zwischen 1850 und 1900 wuchs das europäische Rußland 
um etwa 50 Millionen Menschen, Deutschland um 21 Millio- 
nen, Oesterreich-Ungarn um 15 Millionen, Großbritannien um 
14, Italien um 9, Frankreich um 3,7 Millionen. Deshalb wurde 
Frankreich der Trabant Rußlands; die russischen Mütter 
sollen die Soldaten zur Welt bringen, für die es in Frankreich 
keine Wiege mehr gibt. Völker ohne Kinder werden abhängig. 
Es gilt auch hier: una setzt ihr nicht das Leben ein, so wird 
nicht das Leben gewonnen sein! 

Wie denken wir uns die deutsche Zukunft? 

Es gibt eine Klugheit zum Tode. Vor lauter Klugheit, 
Schonung, Berechnung stirbt das Leben. Man sagt, daß man 
gescheit sei — ! Sicher ist es wahr; aber wenn deine Voreltern 
gerade so gescheit gewesen wären, wo in aller Welt würdest 


gerade du jetzt sein? Sei froh, daß deine braven Alten nicht 
so dumm gescheit gewesen sind! 

Und was ist es für eine kurzsichtige, blöde Gescheitheit! 
Solange ihr selber Jung seid, seid ihr euch selber genug, später 
aber, wenn ihr älter werdet, wird es leer um euch herum sein, 
Was der Mensch in seiner Jugend wünscht, hat er im Alter in 
Fülle, auch in der Kinderfrage. 

Wem die Natur versagte, vielfach weiterzuleben, der trägt es, 
weil es so sein muß: Gott will es! Wer es sich aber selber 
versagte, nach dem Tode auf Erden weiterzuleben, der ist sein 
eigener Totschläger. Ehe er stirbt, verklagt er sich selber. Er 
stirbt für immer, weil er keinen Willen zum Leben hatte. 

Im alten Testament ist viel über Kinder und Kindeskinder 
zu lesen, so viel Gutes, daß es Juden und Christen nur auf das 
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innigste empfohlen werden kann, sich in das unvergängliche 
heilige Buch zu vertiefen. Da lesen wir, daß Kinder eine Gabe 
Gottes sind. Das ist der kürzeste und beste Ausdruck für die 
Wertschätzung des weiterblühenden Lebens. Zu Abraham aber 
spricht der Ewige: ich will dich zum großen Volke machen! 
Das ist die grundlegende Weissagung. An diese aber wollen 
heute die Leute nicht mehr glauben. Indem nämlich die jetzi- 
gen Menschen so weise wurden, daß sie nicht mehr alles glaub- 
ten, was in den alten heiligen Büchern stand, warfen sie aus 
Unverstand vom alten Glauben oft gerade das fort, was an ihm 
das Beste war, und wurden so kleingläubig im Leben und Den- 
ken, daß sie nun vor lauter Kleinglauben halb zugrunde gehen. 
Aus armem verschüchterten Kleinglauben heraus verkriechen 
sie sich in sich selbst und getrauen sich nicht, auf Erden ewig 
sein zu wollen. 

Der Unterschied der Konfessionen ist in dieser Frage gerin- 
ger, als man glaubt. Es gibt bei Katholiken, Protestanten und 
Israeliten die alte und neue Familie noch nebeneinander. 
In Frankreich sind viele streng katholische Landgebiete ganz 
kinderarm, ärmer selbst als Paris. Nicht der Unterschied der 
Katechismen und der Altäre ist das Wesentliche, sondern der 
Unterschied, ob die Menschen in allen Konfessionen noch Ver- 
trauen zur Zukunft haben oder nicht, ob sie der Natur noch 
nahe stehen oder nicht, ob sie noch leben wollen oder nicht. 
Nicht das Bekenntnis der Lippen unterscheidet die Geschlech- 
ter der sterblichen Menschen, sondern ihre innere Haltung zur 
Grundfrage des menschlichen Daseins, ob sie ihre eigene Gat- 
tung bejahen oder verneinen. Gesund ist, was leben will. Ob 
man leben kann, ist eine andere Frage, hängt vielfach gar nicht 
von uns ab, aber im Wollen liegt der Kern des Wesens. Man 
muß die Menschheit wollen. Wer sie nicht will, ist nur durch 
Irrtum in sie hineingeraten. 

Daß Beamte und Angestellte so wenige Kinder haben, ist 
keine Folge ihrer Armut, denn sie sind wohlhabender als viele 
arme Leute und behäbiger als die Beamten vom Jahre 1840. 
Was sich geändert hat, ist etwas im Willen der Menschen von 
heute und besonders der Festbesoldeten. Um es richtig zu 
sagen: ihre Kinderlosigkeit ist die Kehrseite ihrer Tugenden. 
Sie sind peinlich genau, ordentlich, rechnerisch, ängstlich, 
kleine gute Maschinen, die ihren regelmäßigen Gang gehen 
und Störungen und Belastungen vermeiden. Früher wurde 
alles nicht so genau genommen, das Leben wurde etwas der- 
ber angesehen und — die Versuchung der Technik war noch 
nicht da. Man wußte weniger, wie man die Natur betrügen 
kann, und man wollte sie nicht betrügen, denn man achtete 
sie noch. Inzwischen aber wurden die Städte größer, die 
Dienstvorschriften strenger, die Gesellschaftsansprüche pein- 
licher, die Ausblicke in Wald, Wasser , Wetter und Wolken sel- 
tener. Was blieb da vom wirklichen Mensch noch übrig? Eine 
Arbeitskraft, nicht eine Lebenskraft! 

Auch der Landmann hat unter dem Zwang der neuen Zeit 
das Rechnen gelernt. Er berechnet den Stall, den Obstgarten, 
den Acker und schließlich auch die Familie. In einigen Gegen- 
den hat gerade er das schon immer getan. Obwohl er mitten 
im Wachstum lebt, wird auch er stellenweise kleingäubig und 
trocken. Das ist das allerbedenklichste, denn an wem soll sich 
die Volkshoffnung aufrichten, wenn nicht an dem Bauern und 
seiner Frau? Daß die Städte Gefahren in sich bergen, haben 
auch ihre wärmsten Verteidiger immer gewußt. Oft hörten sie, 
daß das Land die Rettung der Nationen sei. Ist es das?Bleibt 
es das? Noch steht es viel besser als die Städte, aber die alte 
Sicherheit bricht. Trotz aller Landpolitik! 

Aus Berlin aber hat man gelesen, daß hier oberflächliche 
Schwätzer und Schwätzerinnen den Arbeitern vorgetragen ha- 
ben, sie könnten durch den Gebärstreik der Mütter die bürger- 
liche Gesellschaft zwingen, sozialistisch zu werden. Unsinn! 
Niemals kommt der Sozialismus durch die unsozialste Hand- 
lungsweise, die es geben kann. Wenn weniger Arbeiterkinder 
geboren werden, gibt es einfach weniger deutsche Arbeiter. 
Das hat zur Folge entweder Betriebseinschränkung oder Aus- 
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ländereinfuhr, beides aber ist keine Förderung der Arbeiter- 
bewegung. Die Arbeiterschaft lebt davon, daß sie Masse ist 
und sein will. Sie muß die Menge des Volkes sein wollen, sonst 
ist sie immer nur dienende Minderheit. Eine Arbeiterschaft 
ohne Lebensw illen kann keine Siege erringen. 

Wenn ein junges Ehepaar nur von heute bis auf morgen 
rechnet, wenn es weder sozial noch national denkt, wenn es 
von der Elternfreude an Kindern wegen innerer Unfähigkeit 
nur wenig begreift, dann kann dieses geistig arme Paar sich 
vorreden, daß sie beide weniger Sorgen haben werden, wenn 
sie ihrem ersten Kinde kein weiteres hinzufügen. Sie kann dann 
noch verdienen und er kann noch trinken und beide können 
ins Kino gehen. Gegen diese Rechnung läßt sich nichts ein- 
wenden. Sie ist richtig! Nur die Menschen, die solche Rech- 
nungen machen, taugen nichts. Solche Leute aber gibt es 
jetzt viele, und man muß sich fragen, was wir im ganzen in 
unserer Erziehung falsch gemacht haben. Statt derartiger 
blutarmer, hoffnungsloser Zivilisation wollen wir lieber wie- 
der etwas vom derben alten Geiste haben, der noch Pflichten 
und Opfer kannte. An diesem Punkte entscheiden sich die 
deutschen Geschicke: entweder wir bringen es fertig, ein 
menschenschaffendes Volk zu bleiben, oder unser deutscher 
Weltgeschichtstag ist vorbei. Jetzt sollte der Philosoph Fichte 
nochmals an die deutsche Nation sich wenden: Die Zeit der 
moralischen Entscheidung ist vorhanden! 

Vor einer Art von Beratern aber hütet euch: vor den /auen 
Tröstern, die zu euch sagen, daß das alles jetzt noch nicht 
schlimm und dringend sei! Scheinbar haben sie recht, denn 
wir haben noch reichlichen Zuwachs, noch ist der französi- 
sche Zustand nicht da. Aber wenn wir warten,bis wir in dieser 
Sache Franzosen geworden sind, dann ist es zu spät.. Die 
Ueberwindung der schleichenden Krankheit kann, wenn 
überhaupt, nur in den Anfängen erfolgen, solange noch 
eine lebendige Erinnerung an gute Elternhäuser vorhanden 
ist. Später helfen alle Klagelieder, Aufforderungen und Prä- 
mien nichts mehr. Die Franzosen mögen machen, was sie wol- 
len, es wird zu spät sein, sie werden keinen neuen Aufschwung 
erleben. Ihr Beispiel soll uns warnen. Auch bei ihnen hieß 
es immer, die Sache sei gar nicht so schlimm, man solle nicht 
übertreiben, man solle Ruhe halten. So tröstete man sich in 
die Kraftlosigkeit hinein. 

Und es sagen die faulen Tröster und falschen Berater, daß 
im französischen Falle zwar die Menge der Menschen gerin- 
ger, ihre Beschaffenheit aber desto besser sei. Sie reden so 
schön von den größeren Portionen, die für die wenigeren 
Kinder übrigbleiben, von der sorgfältigeren Erziehung, der 
größeren Säuglingsschonung und vielem Aehnlichen. Klingt 
alles ganz annehmbar und läßt sich mit Worten nicht wider- 
legen, aber die Praxis spricht eine andere Sprache. Ich frage 
jeden Menschen, der Frankreich wirklich kennt, ob er an diese 
viel gerühmte Qualitätsverbesserung glaubt. Wo sind denn da 
die starken Helden, die höheren Qualitäten? Die Nation ist 
fein, elegant, geistreich, aber schwach aus angeborener 
Aengstlichkeit. Ihr fehlt das Naturhafte, der Kampf, die 
Lust am Wetter und am Gewoge. Es fehlt die erziehende 
Kraft der Geschwister. Viele Einzelseelen! 

Und wie bleibt ein Volk ohne Kinder stehen! Jeder Auf- 
enthalt in einer französischen Provinzialstadt ist eine Schul- 
stunde über dieses Thema. Es wird fast nichts Neues gebaut. 
Wozu auch? Wenn die Menschenzahl riicht wächst, genügt es, 
wenn die bisherigen Räume in gutem Bestand gehalten wer- 
den. Kinderarme Völker können keinen neuen Stil haben, 
da sie aus dem Reparieren und Vervollständigen vorhandener 
Bestände nicht herauskommen. Sie müssen ihre alten Formen 
behalten und — wollen sie behalten. Das ist das Altwerden von 
Völkern, 

Irgendwann wird wohl jedes Volk alt. Es scheint uns aber, 
als ob die Deutschen zu schnell und zu zeitig damit anfangen 
wollten. Viel zu zeitig, denn noch ist längst nicht ausgeschöpft, 
was für Begabungen in der deutschen Natur liegen! 


»AUF KEINEN FALL DARF DIE 
AUFMERKSAMKEIT 


Auszüge aus einem internen Unternehmerorgan 


Im folgenden drucken wir Auszüge aus dem „‚Sicherheits- 
-Berater. Informationsdienst zu Problemen der Sicherheit in 
Betrieb, Unternehmen und Verwaltung”; das im Buchhandel 
nicht erhältliche Blatt erscheint seit 1974 zweimal monatlich 
im Verlag Handelsblatt GmbH, Postfach 1102, 4000 Düssel- 
dorf 1. Regelmäßige Rubriken im Sicherheits-Berater sind: 
Hinweise auf Seminare und Ausbildungsveranstaltungen 
(„„Werkschutz-Ermittlungslehrgang”, „Soziologische Erkennt- 
nisse für den praktischen Polizeidienst”, „Notwendigkeit und 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit der Industriebetriebe mit 
den Organen der öffentlichen Sicherheit”, „Aufbau elektri- 
scher Felder für die Raum- und Freigeländesicherung sowie 
den Objektschutz”, „Die unheimliche Waffe: Psychologische 
Beeinflussung”, in letzter Zeit vermehrt Lehrgänge zum Thema 
„Datenschutz — Datensicherung”), Hinweise auf Bücher 
( „Fahndung und Observation”, „Wie schütze ich meinen Be- 
trieb?” „Werkschutz-Handbüch”, „Sicherheit gegen Einbruch, 
Diebstahl, Überfall”, „Computer-Kriminalität und Strafrecht”, 
usw.), Informationen über technologische Innovationen auf 
dem Gebiet der Kontrolle und Überwachung, Informationen 
über den Stand der Antiterror-Kampagne mit Hinweisen, was 
dabei für die Industrie abfällt. Den größten Raum aber nehmen 
Problemschilderungen ein: ein konkreter Schadensfalls wird 
(freilich ohne Nennung des Betriebs) beschrieben (,‚Problem- 
fall”), dem schließen sich dann- die Vorschläge zur zukünfti- 
gen Vermeidung von Diebstahl, Brand, Sabotage usw. an 
(„Maßnahmen”). Die behandelten Themen dabei sind vor 
allem: Diebstahl (in Betrieben, Kaufhäusern, Supermärkten), 
Brand und Brandstiftung, Sabotage (vor allem Maschinen- 
bau, Autoindustrie, chemische und Elektroindustrie — in 
letzter Zeit allerdings immer häufiger EDV-Anlagen und Re- 
chenzentren), Industriespionage. Die empfohlenen Gegen- 
maßnahmen gehen fast immer in zwei Richtungen: Verbes- 
serung der Technologie und Verbesserung der Kontrolle 
durch Werkschutz und andere Organe. Diese Vorschläge sind 
selbst in diesem unöffentlichen Blatt noch recht allgemein 
gehalten; wer Genaueres wissen will, kann sich an die Redak- 
tion wenden, Es ist anzunehmen, daß erst dieser kleine Kreis 
ausgewählter Informationsempfänger die wirklich heißen 
Tips erhält. Auch wenn es in den folgenden Auszügen nur am 
Rande auftaucht und ohnehin in seinen Konsequenzen und 
seinem aktuellen Stand selbst in diesem Blatt nicht annähernd 
in Klartext dargestellt wird: einen beträchtlichen Raum neh- 
men im „Sicherheits-Berater’”’ Hinweise auf die Zusammen- 
arbeit mit den Organen des Staatsschutzes ein; oft klingt es 
so, als handele es sich heute schon um ein und dasselbe Ge- 
samtunternehmen. 

Wir drucken diese Texte weder, um den Widerstand von 
Diebstahl bis Sabotage hochzujubeln, noch um Schrecken 
über die Technologie von Kontrolle, Erfassung, Niederhal- 
tung und Zerschlagung zu verbreiten. Es geht um etwas an- 
deres und ganz Einfaches: während in der Linken heute über 
Widerstand und Arbeiterkampf weithin nur noch ideologische 


ERLAHMEN....« 


Debatten geführt werden, die das Abgetrenntsein von sozialem 
Widerstand ausdrücken oder gar propagieren, haben Aufmerk- 
samkeit und Betroffenheit der Unternehmer nicht nachgelas- 
sen. Die Dokumente zeigen sehr deutlich, daß betriebliche 
Aufrüstung und das Heranwachsen einer neuen Gestapo nicht 
Wesenheiten eines ‚‚restaurativen Prozesses” auf den Höhen 
von Politik und Bonn sind, sondern daß sie sehr genaue Ant- 
worten auf einen Zersetzungsprozeß von unten sind. Die 
polizeiliche Liebe zum Detail produziert Dokumente, die eine 
Menge zur Beschreibung der aktuellen Frontlinien und der 
Größe des Kampffeldes beitragen; traurig, daß uns die Liebe 
zum Konkreten und Kleinen, die in der Neuen Linken ent- 
standen ist, solche Einblicke nicht verschafft hat, daß wir da- 
von nur noch aus den Gazetten des erweiterten Staatsschutzes 
erfahren. Ein paar Einsichten sollen die Dokumente daher ver- 
mitteln: daß sozialer Widerstand heute nicht die wahnhafte 
Erfindung sogenannter Operaisten ist, sondern daß es ihn 
gibt: bei der Polizei nachlesbar;. daß die andere Seite sich 
voll bewußt ist, daß sie Krieg führt .(nicht ohne Grund ist die 
Sprache der Dokumente nazistisch: filmische Überwachungs- 


anlagen heißen ‚„Bewegungsmelder”; das Sicherheitspersonal . 


darf nicht ‚ausgedünnt’ werden ; die nächtliche Tätigkeit 
von Werkschützern wird beschrieben, als handele es sich um 
ein KZ; wo in einem Rechenzentrum mehrmals ein Computer 
zerstört oder sein Programm gelöscht wurde, da muß die 
Abteilung ‚‚eingekreist”’ werden); daß der Widerstand längst 
über die alte Fabrik hinausreicht, also breiter geworden ist, 
daß er der andern Seite vom Kaufhaus (wo Arbeiter und Kun- 
den gleichermaßen klauen) bis-zur EDV Kopfzerbrechen be- 
reitet; daß die Technologie nicht nur lückenlos und dicht 
ist, daß sie auch neue Angriffsmöglichkeiten schafft: sicht- 
barstes Beispiel sind heute die EDV-Anlagen, die äußerst ver- 
letzbar, blockierbar, zerstörbar und mit sinnlosen Arbeits- 
gängen zu versorgen sind; daß die Unternehmer ihre Öffent- 
lichkeit geschaffen haben, in der sie sich gegenseitig die Front- 
berichte zuschieben, um zu lernen und eine kleine Niederlage 
das nächste Mal zu vermeiden (umgekehrt wird die Presse vom 
„Sicherheits-Berater’’ mehrmals aufgefordert, über spektaku- 
läre neue Einbruchs- und Raubtechniken nichts zu berichten!); 
daß — vom Ausbau der Betriebe zu’ radargesicherten Festungen 
bis zu den Techniken des Schutzes der Daten vor den Men- 


schen — ein ungeheuer bedrohliches Netz der Kontrolle ver- 

vollkommnet wird, das einen wirklichen Sprung in der Repres- 
sion darstellt, von dem wir uns so schnell nicht erholen wer- 
den; daß der tagtägliche Widerstand dagegen ein zäher Klein- 


krieg aus der Defensive ist, der tagtäglich auch wieder gebro- ° 


chen wird, der viel weniger als die andere Seite seine Erfah- 
rungen austauscht, der stumm bleibt (und seine Sprache wäre, 
wenn auch nicht umstandslos, so viel schöner als die lehr- 
reiche nazistische Sprache der Kontrolle). Es geht nicht um 
pädagogisches Zusammenfassen; einen ‚‚Unsicherheits-Bera- 
ter’’ könnten wir aber gebrauchen. 
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1 SABOTAGE 


SABOTAGE AM FLIESSBAiND FÜHRTE ZU VIER TAGEN 
PRODUKTIONSAUSFALL 


Problemfall: 


In einem kleineren Montagebetrieb für elektrische Haus- 
haltsgeräte hatte ein Mitarbeiter vor Schichtbeginn 2 Öl- 
schläuche am Antriebsaggregat des Fließbandes vertauscht 
und dadurch den Stillstand des Bandes für vier Tage bewirkt, 
denn es mußten wichtige Teile des Aggregates ausgetauscht 
und repariert werden. 

Der Täter war ca. eine Stunde vor Schichtbeginn bereits 
im Werk erschienen und zufällig vom Werkschutz beim Verlas- 
sen der Halle beobachtet worden. Da während der Nacht 
Wartungsarbeiten an dem Band erfolgten, die durch den Mei- 
ster abgenommen worden waren, fiel der Verdacht sofort 
auf den beobachteten Mitarbeiter, der auch ein Geständnis 
ablegte. 


Maßnahmen: 


1. Der Schichtbeginn ist pünktlich einzuhalten. Mitar- 
beiter dürfen nicht erhebliche Zeit vorher schon an ihren 
Arbeitsplatz gelassen werden. 

2. Die Hallen sind zu verschließen. Der Zugang außerhalb der 
Schichten ist zu kontrollieren. 

3. Schlüssel zu den Werkshallen sind stets beim Pförtner zu 
Hinterlegen. Sie dürfen sich auf keinem Fall im Besitz ein- 
zelner Arbeitnehmer befinden, 


4. Sabotagegefährdete Aggregate sind so abzudecken, daß . 


Unbefugte sie nicht in der erforderlichen Schnelligkeit 
erreichen können. Häufig genügt bereits ein verschraubtes 
Abdeckblech. Veranlassen Sie daher die Mitarbeiter Ihres 
Werkschutzes, gemeinsam mit den. Betriebsmeistern fest- 
zustellen, wo sich Eingriffsrisiken gegenüber Unbefugten 
befinden. 

5. Stellen Sie einen schnellen Austäusch und schnelle Repa:- 
ratur von ausgefallenen Aggregaten sicher. Halten Sie eine 
ausreichende Zahl von Ersatzteilen bereit. 

6. Bewegungsmelder können in gefährdeten Bereichen eine 
sehr wertvolle Hilfe gegen Sabotage sein. Sie können u.U. 
in der Hallendecke montiert werden und glockenförmig ei- 
nen weiten Bereich absichern. 

(Nr. 8/ 15.4.75) 


ABEITERINNEN SABOTIEREN FLIESSBAND 


Problemfall: 


In einem mittleren Industriebetrieb legten Arbeiterinnen, 


die im Zuge der Tarifauseinandersetzungen sich für die Ab- ° 


schaffung. der Lohngruppe Il engagierten, schweres Werkzeug 
so an einem Fließband ab, daß bei Schichtbeginn und Ein- 


“ schaltung des Bandes das Werkzeug herabfiel und einen Öl-. 


schlauch abriß. Die Arbeiterinnen erreichten dadurch einen 
Stillstand des Bandes von mehreren Stunden. Der Werker- 


mittlungsdienst konnte an Hand von Fingerabdrücken die, 


Schuldfrage klären. 


Maßnahmen: 


—_ 


. Vor Inbetriebnahme der Maschinen ist ihre Betriebsbereit- 

schaft zu überprüfen. 

2. Die Einschaltung der Maschinen darf nur durch einen 
Schichtleiter erfolgen, welcher die Prüfungen vorzunehmen 
hat. 

3. Schwere Werkzeuge sollten auf keinen Fall,wie in dem ge- 

schädigten Unternehmen üblich, in den verschiedenen Mon- 

tagebereichen herumliegen. Jeder Mitarbeiter ist für sein 

Werkzeug verantwortlich. 

(Nr. 10/ 15.5.75) 


 SABOTAGEVERSUCH IN WALZWERK DURCH ZUFALL 
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VEREITELT 


Problemfall: 


In einem Walzwerk wurde durch Zufall der Versuch einer 
Sabotagehandlung in letzter Sekunde vereitelt. Der Täter hatte 
in eine große Rollenrichtmaschine ein Eisenstück gelegt. 
Bei Ingangsetzung der Maschine wäre ein Sachschaden von 
ca. 45 000DM entstanden, die Betriebsunterbrechungskosten 
nicht gerechnet. 

Entdeckt wurde der Anschlag als einer Gruppe von Maschi- 
nenbaulehrlingen die Funktionsweise der Anlage am Ort er- 
klärt werden sollte. Der Täter konnte bislang nicht ermittelt 
werden. Ein Zufall ist jedoch nach Lage der Dinge auszu- 
schließen. 


Maßnahmen: 


1. Die Betriebsleitung- hat dafür Sorge zu tragen, daß vor 
Ingangsetzung wertvoller Maschinen im Rahmen der Mög- 
"lichkeit eine Revision derselben erfolgt. 

2. Zumindest sind diejenigen Bereiche der Maschinen in Au- 
genschein zu nehmen, die für Dritte leicht zugänglich sind 
und im Falle der Beeinträchtigung einen größeren Schaden 
bewirken. 

3. Vor allem freiliegende bewegliche Teile sind zu kontrollie- - 
ren. 

4. Prüfen Sie, ob Möglichkeiten bestehen, 

a. den Zugang für den gefährdeten Betriebsteil auf eine 
möglichst geringe Anzahl von Mitarbeitern zu beschrän- 
ken, 

b. durch Abdeckvorrichten etc. das Eindringen von Eisen- 
stücken oder ähnlichem in bewegliche Teile zu erschwe- 
ren. 

(Nr. 2/ 15.1.76) 


ANGESÄGTE SCHWERLASTKETTE FÜHRTE ZU BE- 
TRIEBSSTILLEGUNG 


Problemfall: 


Eine angesägte Schwerlastkette führte in einem Unterneh- 
men der Maschinenbauindustrie zu erheblichem Sachschaden 
und einer längeren Stillegung eines Betriebsteiles, da ein wich-. 
tiges Aggregat wesentliche Beschädigungen davongetragen hat- 
te. Ein Täter hatte offensichtlich mit einer Trennscheibe eine 
Schwerlastkette so angesägt, daß sie an der „Sollbruchstelle” 
barst , während ein wertvolles, größeres Aggregat angehoben 
wurde. 


Die noch andauernden Ermittlungen sind nach Aussage 
des Werkschutzleiters schwierig, weil die Transportanlage 
im Freien steht und sich auf einem leicht zugänglichen Teil 
einer Werkshafenanlage befindet. Darüber hinaus wird die be- 
treffende Kette nur relativ selten benutzt. Die letzte Benut- 
zung lag mehrere Wochen zurück. Der Rostfraß an der Sabo- 
tagestelle zeigt auch, daß die Tathandlung gleichfalls schon 
einige Wochen zurückgelegen haben muß. Eine Analyse des 
Trennscheibenstaubs ergab jedoch, daß ein Werkzeug benutzt 
worden sein muß, daß in dem betroffenen Unternehmen nicht 
verwendet wird. Auch andere Indizien sprechen dafür, daß Au- 
Renstehende wahrscheinlich die Schädigung herbeiführten. 
Motive sind jedoch nicht bekannt. 


Maßnahmen: 


1. Wenn immer es möglich ist, sollte der Zugang zum Werks- 
gelände sorgfältig überwacht werden. Im vorliegenden Fall 
war eine hinreichende Umzäunung des Geländes vorhanden, 
jedoch wurden die Tore nicht geschlossen gehalten. Selbst 
zur Nacht blieben sie offen! 

2. Der Werkschutz ist dafür verantwortlich, daß die Einfrie- 
dung des Geländes intakt ist und die Tore stets geschlos- 
sen, nur bei Bedarf geöffnet werden. 

3. Wenn aus finanziellen oder sonstigen Gründen eine Bewa- 
chung des Tores durch Pförtner nicht möglich erscheint, 
sollte bei Toren, die häufiger benutzt werden, eine Kame- 
raüberwachung ins Auge gefaßt werden. Fernsehkamera- 
-Überwachungssysteme sind heute hinreichend ausgereift 
und auch für einen Einsatz im Freien geeignet. 

4. Mit der Kameraüberwachung sollte dann eine Fernbedie- 
nung der Tore einhergehen. Die Zaunindustrie bietet sol- 
che Möglichkeiten an (der SICHERHEITS-BERATER 
berichtete wiederholt über Zäune und Torkonstruktionen). 

5. Immer wieder wies der SICHERHEITS-BERATER darauf- 
hin, daß die Stromzufuhr zu elektrischen Anschlüssen, die 
im Freien erreichbar sind, abzusperren ist, wenn die Strom- 
quelle nicht benötigt wird. Die Absperrung sollte durch 
Schlüsselschalter oder durch Schalter, die im geschützten 
Bereich der Gebäude montiert sind, erfolgen. Der offene 
Zugang zu intakten Stromquellen ist ein erheblicher Unsi- 
cherheitsfaktor, der in der Praxis sehr oft anzutreffen ist 
und das Schädigungsrisiko stark erhöht. 

6. Sorgen Sie — auch das ist immer zu wiederholen — für gute 
Beleuchtung Ihres zu schützenden Betriebes oder Betriebs- 
teils! Licht schreckt potentielle Täter stärker ab, als man- 
che Alarmanlage!! : 

7. Transporteinrichtungen sind oft besonders sabotagean- 
fällig. Sie sind auch häufig Ziel von Sabotageanschlägen. 
Sie sind nach Möglichkeit nicht in allgemein oder leicht 
zugänglichen Bereichen aufzubewahren. Vor allem dann 
nicht, wenn das Gelände schlecht gesichert ist. 

8. Im vorliegenden Fall hätte die Kette durchaus in einer 
Halle aufbewahrt werden können. 

9. Die Lagerung im Freien zieht meist auch eine erhöhte 
Verschmutzung des Gerätes nach sich. Dadurch werden 
Schäden schwerer erkennbar. 

10.Sorgen Sie für die Prüfung von gefährdeten Einrichtungen 
in Ihrem Unternehmen. In diesem Falle hätte eine Sicht- 
prüfung bei Inbetriebnahme des Gerätes wahrscheinlich 
den Schaden erkennen lassen. 

11.Veranlassen Sie Ihre Werkschutzmitarbeiter aber auch 
ggf. das Revisionspersonal, bei Betriebsrundgängen stets 
zu überlegen, was alles gefährdet sein könnte und wie es 
ggf. zu sichern ist. 

12.Schon das Wissen um einzelne Risiken hilft, sie zu bekäm- 
pfen — durch Aufmerksamkeit! 


13.Bei den Risikoüberlegungen empfiehlt es sich, die krimi- 
naltaktische Denkweise ‚Wie würde der Schädiger wohl 

vorgehen?‘’ anzuwenden. 
(Nr. 4/ 15.2.76) 


ZERSTÖRUNGSWUT EINES BETRUNKENEN MITAR- 
BEITERS FÜHRT ZU HOHEM SCHADEN 


Problemfall: 


In einem mittleren Industriebetrieb richteten zwei betrun- 
kene Täter (ein Mitarbeiter und sein Freund) einen erhebli- 
chen Schaden an. Sie drangen während der Nacht durch ein 
Loch im Zaun, welches unter den Mitarbeitern als der „Bier- 
weg’' bekannt war, in das Werksgelände ein. In ihrer Zer- 
störungswut machten sie sich zunächst über das Verpackungs- 
material her, welches in einem unverschlossenen Holzschuppen 
gelagert wurde. Auf einer im Freien nur durch ein Schuppen- 
dach geschützten Kreissäge zerschnitten sie das Kistenholz 
und fuhren auch mit zur Abholung bereitgestellten vollen 
Kisten über die Säge und zerstörten dadurch auch wertvolles 
Fertigmaterial. Als sie mit dieser Arbeit fertig waren, zünde- 
ten sie den Lagerschuppen an und machten sich aus dem 
Staube. Erst eine Stunde später etwa wurde der Brand von ei- 
nem Autofahrer bemerkt. Der Sachschaden durch die Zerstö- 
rungen betrug DM 86.000. Die Höhe des Betriebsunterbre- 
chungsschadens war bis Redaktionsschluß noch nicht bekannt. 


[Maßnahmen: 


2. Sägen und anderes Werkzeug dürfen nicht betriebsbereit 


herumstehen, d.h. es ist unzulässig, daß ein elektrischer 
Anschluß der Geräte im Freien durch Unbefugte unge- 
hindert möglich ist. Da stationär betriebene Sägen wie 
hier nicht immer weggeräumt werden können, ist ihre 
Stromzufuhr zu unterbrechen, indem ein Schalter für 
die Stromzufuhr nur im gesicherten Innenbereich eines 
Gebäudes angebracht wird. Andernfalls sollte man einen 
Schalter verwenden, der nur mit Hilfe eines Schlüssels 
zu betätigen ist, also gegen den Zugriff Unbefugter 
schützt. 


3. Maschendrahtzäune bieten nur einen begrenzten Schutz. 


Sie sollten in der Qualität Mindesterfordernisse erfüllen 
(vgl. die Rubrik „Sicherheit durch Technik’ auf S. 12 
dieser Ausgabe des SICHERHEITS-BERATERS). 

#35 (Nr. 1/ 1.1.76) 


SICHERN SIE STROMVERTEILERKÄSTEN 


Problem: 


Sicherungs- und Stromverteilerkästen sind immer wieder 
Angriffsziele für Saboteure. Nicht selten kommt es vor, daß 
ein Unbefugter einzelne Sicherungen herausschraubt oder 
durch Metallbrücken Kurzschlüsse verursacht. In einem Fall 
z.B. hatte ein Täter in einem Wasserglas einen Schwimmer 
montiert, der beim Verdunsten der Flüssigkeit absank und 
wegen der darauf angebrachten Metallbrücke einen Kurzschluß 
auslöste, wobei er die wichtige Energiezufuhr für einen Labor- 
versuch während des Wochenendes unterbrach. Fälle dieser 
Art lassen sich nicht selten vermeiden. 


(Nr. 1/ 1.1.76) 
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GUTACHTEN ÜBER BETRIEBSSABOTAGE 


Wie der SICHERHEITS-BERATER in Heft 20/1975 berich- 
tete, hatte der Bundesminister der Justiz bei Prof.Dr. Ernst- 
-Joachim Lampe, Mainz, ein Gutachten zur Problematik der 
Betriebssabotage in Auftrag gegeben. Lampe, dessen Gutach- 
ten kurz vor der Vollendung steht, kommt nach Information 
des SICHERHEITS-BERATERS darin zum Schluß, daß es 
sehr wohl erforderlich ist, eine entsprechende Strafrechtsnorm 
in das Gesetz aufzunehmen. 

Seiner Auffassung nach — schreibt er in dem Gutachten — 
sollte mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstra- 
fe bestraft werden, wer die Erstellung von Leistungen in einem 
Wirtschaftsunternehmen empfindlich stört, indem er 
1. Sachmittel ihrer bestimmungsgemäßen Nutzung entzieht 

oder sonst vorenthält (Sachmitttelsabotage), 

2. die Ausführung von Arbeiten mittels einer gegen Betriebs- 
angehörige gerichteten rechtswidrigen Tat behindert (Ar- 
beitssabotage) oder 

3. den organisatorischen Ablauf der Arbeiten beeinträchtigt 
(Ablaufssabotage) 

und dadurch dem Unternehmen einen erheblichen Vermögens- 

schaden zufügt. 

Wer durch solche Sabotagehandlungen vorsätzlich oder 
fahrlässig gar die Versorgung größerer Bevölkerungsteile mit 
lebenswichtigen Gütern oder Leistungen oder die Arbeit in 
Betrieben oder Betriebszweigen von gesamtwirtschaftlicher 
Bedeutung schwer gefährdet, soll nach dem Vorschlag mit 

‚ Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft 
werden. 

Wichtig ist, daß auch der Versuch der Betriebssabotage 
unter Strafe gestellt werden soll. 

(Nr. 4/ 15.2.76) 


BESSERER SCHUTZ GEGEN BETRIEBSSABOTAGE 
FÜRALLE BETRIEBE ANGESTREBT 


In Bonn trafen kürzlich die Spitzenverbände der Wirtschaft, 
Vertreter des DGB und der DAG sowie Angehörige der Innen- 
ministerien des Bundes und der Länder zu einem Gespräch zu- 
sammen, um Fragen des vorbeugenden materiellen Sabotage- 
schutzes zu besprechen. Dabei wurde die grundsätzliche Eini- 
gung erzielt, daß nicht nur lebens- und verteidigungswichtige 
Betriebe des besonderen Schutzes vor Sabotage bedürfen, 
sondern auch alle anderen Unternehmen ein besonderes In- 
teresse haben, vor Sabotagehandlungen geschützt zu werden. 
Zu den vorbeugenden Schutzmaßnahmen sollte — dies wurde 
auf der Tagung betont — auch eine verstärkte Beratungstä- 
tigkeit der Staatsschutzbehörden gegenüber den bisher nicht 
geschützten Betrieben gehören. Es ist zu hoffen, daß der ein- 
gesetzte Arbeitsausschuß möglichst bald umfassende Konzep- 
tionen zur Abwehr von Schäden entwickelt und Sabotage- 
aktivitäten, wie sie im westlichen Ausland (speziell in Frank- 
reich) aber auch in Deutschland beobachtet werden, frühzeitig 
erfolgreich bekämpft werden können. 


(Nr. 20/ 15.10.75) 
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2 EDV -SABOTAGE 


BRANDSTIFTER ZERSTÖRT 3,5-MILLIONEN-DM— 
-COMMPUTERANLAGE 


Problemfall: 


Ein Brandstifter legte am 8.10.1977 das Rechenzentrum 
eines norddeutschen Versicherungsunternehmens mit einem 
gezielten Anschlag still. Die EDV-Anlage im Wert von 3,5 
Mio. DM muß als Totalschaden abgeschrieben werden, Daten- 
träger und der Maschinenraum sind stark in Mitleidenschaft 
gezogen. Der unbedingt notwendige TP-Betrieb konnte inzwi- 
schen über ein Rechenzentrum des Herstellers wieder aufge- 
nommen werden. 

In der Nacht vom Freitag zum Samstag entdeckte ein 
Wachmann Feuer im Rechenzentrum. Die sofort herbeigeru- 
fene Feuerwehr konnte nur mit schwerem Atemschutz in den 
schwarz verqualmten Raum vordringen und das Feuer löschen. 

Es stellte sich heraus, daß ein Brandstifter an drei Stellen 
Feuer gelegt hatte: in einem Papierwagen mit Abfallpapier, 
in einem Papierstapel und auf dem Operatorstuhl. An einer 
vierten Stelle war über sechs Bandgeräte Petroleum geschüttet 
worden, das sich jedoch nicht entzündet hatte; zwei leere 
Flaschen mit Petrouleumresten wurden gefunden. Untersu- 
chungen der Kriminalpolizei ergaben, daß weder Türen noch 
Fenster gewaltsam aufgebrochen waren. 

Die gesamte Datenverarbeitungsanlage war durch Brand, 
Hitze oder Rauchniederschlag so stark beschädigt, daß — wie 
sich nach eingehender Prüfung herausstellte — keins der Geräte 
zu retten ist. Die meisten Datenträger sind wegen der starken 
Verschmutzung unbrauchbar, ein Teil der Daten kann durch 
Duplizierung wiedergewonnen, anderen müssen rekonstru- 
iert- werden. Der Maschinenraum und die Klimaanlage sind 
besonders durch Salzsäureniederschlag aus den verbrannten 
Kunststoffen geschädigt; der Zeitaufwand für deren Sanierung 
und Wiederherstellung dürfte bei 4 bis 6 Wochen liegen. 

Alle Schäden sind durch Sachversicherungen bzw. Haftungs- 
freistellung, Datenträger- und Mehrkostenversicherung für die 
Benutzung einer Ersatzanlage gedeckt. Wegen der Online- 
Verarbeitung mit Bildschirmterminals bei den verschiedenen 
Sachbearbeitern hängt der Geschäftsbetrieb in großem Maß 
von einer funktionierenden Datenverarbeitungsanlage ab. 
In einem sofort gebildeten Krisenmanagement zwischen Be- 
treiber, Hersteller und DV-Sachverständigen der TELA konn- 
ten die dringenden Probleme gelöst werden: Die Post schal- 
tete Standleitungen in ein Rechenzentrum des Herstellers, 
nötige Datenübertragungseinrichtungen wurden kurzzeitig 
beschafft und notwendige Umprogrammierungen zügig er- 
ledigt. Die Jobs aus dem Batch-Betrieb wurden nach der An- 
passung an die jeweiligen Betriebssysteme auf verschiedene 
Rechenzentren vom Hersteller und von anderen Firmen ver- 
legt. Die vielen Organisations- und Koordinierungsprobleme 
ließen sich nur deswegen in relativ kurzer Zeit lösen, weil 
der EDV-Versicherer über erfahrene DV-Spezialisten verfügt, 
die sofort an Ort und Stelle fachlich kompetente Entschei- 
dungen treffen konnten. 

Wie aus der Fallschilderung ersichtlich ist, kommt als Täter 
sowohl ein Insider als auch ein Externer in Frage, der sich 
ggf. in den Besitz eines Schlüssels zum Rechenzentrum ge- 
bracht hat. 

Der nachfolgende Maßnahmenkatalog, der geeignet ist, 
solche oder ähnliche Fälle zu verhindern, bezieht sich nicht 
ausschließlich auf den geschilderten Fall einer Sabotagehand- 
lung, sondern hat im wesentlichen selbstverständlich auch 


Gültigkeit gegenüber anderen Risiken. Wir haben darüber 
hinaus die Maßnahmenliste noch etwas umfassender gestaltet, 
als die gegebene Fallkonstellation erforderlich gemacht hätte. 
Wir möchten deshalb betonen, daß nicht alle Hinweise, die 
wir jetzt zur Verbesserung der Sicherheitssituation geben, 
Rückschlüsse auf Unterlassungen in dem geschädigten Unter- 
nehmen zulassen. Sie zielen vielmehr darauf ab, Unterlas- 
sungen, die in zahlreichen Betrieben erkennbar sind, aufzu- 
zeigen und Abhilfe vorzuschlagen. 


Maßnahmen: 


1. Bei den meisten Rechenzentren in der Bundesrepublik ist 
der Schlüssel, in aller Regel ein sogenannter: Sicherheits- 
schlüssel, das einzige Mittel der Zugangskontrolle zum Re- 
chenzentrum. Schlüssel aber können nur allzu leicht nach- 
gemacht oder an Unbefugte weitergegeben werden. Daher 
ist für die Sicherung von Objekten in Höhe von Millionen- 
werten der übliche Schlüssel nur eine Zusatzmaßnahme, 
aber sicherlich kein geeignetes Sicherungsinstrument. 


2. Prüfen Sie in Ihrem Unternehmen, wer im Hause alles 


einen Schlüssel zum Rechenzentrum oder sonstigen 
gefährdeten Einrichtungen besitzt oder wer einmal einen 
solchen besessen hat. Es ist sehr wichtig festzustellen, ob 
bei Änderung von Zugangsberechtigten auch die Schließ- 
zylinder ausgetauscht worden sind oder nicht. 

Ein Beispiel: Der SICHERHEITS-BERATER hatte im Rah- 
men eines größeren Gutachtens zur Sicherheit eines Re- 
chenzentrums festgestellt, daß von 56 zugangsberechtigten 
Mitarbeitern insgesamt 38 (!) Mitarbeiter über einen Schlüs- 
sel zum Maschinensaal verfügten. Davon waren 32 (!) über- 
geordnete Schlüssel, die einen Zugang über Hintereingänge 
des Gebäudes zu jeder Tages- und Nachtzeit ermöglichten. 


. Im vorliegenden Fall ist nach dem gegenwärtigen Stand der 


Ermittlungen nicht bekannt, ob der Täter ein Insider oder 
ein Externer mit einem Nachschlüssel gewesen ist. Es sieht 
auch so aus, als ob man den Täter nicht wird fassen können, 
Die Konsequenz ist, daß das Unternhmen auf Jahre mit der 
Furcht leben muß, daß der Täter, welcher einen Sachscha- 
den von mindestens 3,5 Millionen DM verursacht hat und 
möglicherweise einen Folgeschaden, der ebenfalls in die Mil- 
lionen geht, weiterhin als Beschäftigter im Unternehmen ist, 
möglicherweise an verantwortlicher Stelle im Rechenzen- 
trum! Die Konsequenzen sind nicht auszudenken. 


. Sorgen Sie in Ihrem Unternehmen dafür, dßniemand 


einen Schlüssel zum Rechenzentrum mit nach Hause neh- 
men darf! Auch patentierte Profile, von denen man allge- 
mein der Meinung ist, daß man sie nicht nachahmen könne, 
sind in diesem Sinne den hohen Sicherungsanforderungen 
nicht gewachsen. Es gibt Mittel und Wege, sich auch in den 
Besitz eines solchen Profils zu setzen, um einen Nachschlüs- 
sel anzufertigen. 


. Auch leitende Mitarbeiter sollten keine Schlüssel zum Re- 


chenzentrum mit nach Hause nehmen. Die Gefahr, daß 
ihnen dieser Schlüssel aöhanden kommt und Unberechtig- 


“ te damit Schaden anrichten, ist zu groß, als daß man einem 


leitenden Mitarbeiter diese Verantwortung zumuten kann. 


. Schlüssel zum Rechenzentrum sollten ausschließlich im 


Besitz der Hausverwaltung in einem sicheren Schlüsselend- 
behältnis aufbewahrt werden. 


. Das Öffnen von Türen zum gesicherten Bereich eines Re- 


chenzentrums sollte protokolliert werden. Es empfiehlt 
sich daher die Ausstattung der Zugänge mit sogenannten 
Zugangskontrollsystemen, die auf der Basis von Schlüs- 
selkarten arbeiten und eine Protokollierung der Zugangs- 
bewegungen gestatten. Dabei wird jedes Betätigen des 
Schlosses mit Angabe der Schlüsselkartennummer, Uhr- 
zeit und Status aufgezeichnet. Versuche Unberechtigter 
werden abgewiesen und gleichzeitig in Rot protokolliert, 
wobei darüber hinaus eine Koppelung mit Alarmeinrich- 
tungen etc. möglich ist. 

Zumindest die Art der Brandstiftung des vorgenannten 
Falles wäre durch eine solche Protokollierungseinrich- 
tung vermutlich unmöglich geworden. Der Täter hätte 
damit rechnen müssen, daß aufgrund des Protokolls und 
einer Lokalisierung des Tatzeitraumes ein Nachweis der 
Tat keine Schwierigkeiten gegeben hätte. Die Investition 
in.ein wirksames Zugangskontrollsystem hätte sich damit 
bezahlt gemacht. 


. Besser. noch ist es, da die Ausweiskarten zu einem großen 


Teil gefälscht oder aber auch entwendet oder weitergege- 
ben werden können, als zusätzliche Sicherheitsmaßnahme 
den Ausweisleser mit einer Zahlenkombination zu verbin- 
den, welche sicherstellt, daß zu dem gültigen Ausweis auch 
noch der geistige Verschluß, nämlich die Zahlenkombina- 
tion erforderlich ist, um Zugang zum Rechenzentrum zu 
erhalten. Zufälliges Auffinden oder auch Duplizieren 
einer gültigen Ausweiskarte reicht dann für die Begehung 
einer Tat nicht aus. 
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9. Es gibt Unternehmen in der Bundesrepublik und auch im 
Ausland, die darüber hinaus ein weiteres tun: Sie geben 
auch an die Zutrittsberechtigten keinen automatisch les- 
baren Ausweis auf Dauer aus, sondern händigen diesem rela- 
tiv kleinen Kreis einen Ausweis, der sie zum Zutritt ermäch- 
tigt, erst bei Arbeitsbeginn aus und nehmen ihn nach 
Dienstschluß wieder in Empfang. 

10.Eine zusätzliche Sicherungsmöglichkeit ist die sogenannte 
Zeitzonensteuerung. Bei komfortablen Zugangskontrollsys- 
temen bestehen bestimmte Möglichkeiten der freien Pro- 
grammierbarkeit einzelner Zugangsberechtigungen und -be- 
dingungen. So ist es möglich, für die im voraus geplanten 
Schichtbesetzungen für die Dauer eines Planungszeitraums 
die zeitlichen Zugangsberechtigungen einzuprogrammie- 
ren, so daß der Mitarbeiter nur während der vorprogram- 
mierten Zeit seiner Schicht das Rechenzentrum betreten 
kann, versuchte er es außerhalb der Zeit, so wird er vom 
System abgewiesen. (Selbstverständlich ist es möglich, 
in Notsituationen, wie z.B. der Vertretung im Krankheits- 
fall auch kurzfristig eine entsprechende Änderung in das 
System einzugeben und es dadurch flexibel zu halten.) 

11. Einige größere Unternehmen, die die Gefährdung der Re- 

chenzentren besonders erkannt haben, stellen über ein 
programmierbares Zugangskontrollsystem auch das Vier- 
augenprinzip sicher. Sofern der Zugangsrechner feststellt, 
daß sich niemand im Rechenzentrum befindet und ein 
Zutrittsuchender der erste ist, der hineinwill, so läßt sich 
die Schleuse nur passieren, wenn unmittelbar hinter ihm ein 
weiterer Zugangsberechtigter innerhalb einer vorgeschrie- 
benen Zeit ebenfalls den Ausweisleser betätigt. Erst dann 
kann die zweite Tür des Schleusensystems geöffnet werden. 
Folgt dann nicht in einer vorgeschriebenen Zeit der zweite 
Berechtigte, so wird in der Sicherheitszentrale eine Mel- 
dung ausgegeben. 
Ähnlich wird es in solchen Unternehmen auch beim Ver- 
lassen gehandhabt. Wird das Vieraugenprinzip durchbro- 
chen, so stellt dies der Rechner anhand der Zählung der 
Zugangs- und Ausgangsbewegungen fest und löst ggf. eine 
Meldung aus. 

12.Auch heute noch gibt es Rechenzentren, in denen Millio- 
nenwerte als Anlagen stehen, weitere Millionen in Daten 
und Software investiert sind und die nicht durch eine wirk- 
same Feuerfrüherkennungsanlage geschützt sind. Ein sol- 
ches Brandmeldesystem sollte sich jeder leisten, denn es 
kann sich jeder leisten! Der SICHERHEITS-BERATER 
druckt nachstehend Preisbeispiele einzelner Elemente 
von Brandmeldesystemen sowie ein Anwendungsbeispiel 
für die Installation einer Feuerfrüherkennungseinrichtung 
in einem Rechenzentrum mit einer Maschinensaalgrund- 
fläche von 150 qm ab, 

(Nr. 21/ 15.11.77) 


SABOTAGEHANDLUNG MIT WASSER — WASSER BE- 

WIRKTE SCHMORSCHADEN AN ZENTRALEINHEIT 

DES COMPUTERS — ZWÖLF TAGE BETRIEBSUNTER- 
BRECHUNG 


Problemfall: 


In einem Büroraum oberhalb eines Rechenzentrums waren 
ursprünglich vorhandene Waschbecken entfernt worden. Um 
eine Wiederherstellung des alten Zustandes zu ermöglichen 
(die Räume waren angemietet), waren die Eckhähnchen 
nicht entfernt worden. Ein offensichtlich im Zorn wegen einer 
abgelehnten Gehaltserhöhung betrunkener Mitarbeiter hatte 
den Heißwasser-Eckhahn bei Dienstschluß geöffnet, um in 
dem Raum befindliches Kunststoffmaterial (Mikro-Filme 
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etc.) durch Hitzeverformung unbrauchbar zu machen. Dies 
gelang ihm nur teilweise, dafür jedoch sickerte das Wasser 
im Laufe mehrerer Stunden langsam durch Undichtigkeiten 
der Geschoßdecken in die abgehängte Decke eines im Erd- 
geschoß befindlichen Rechenzentrums eines anderen Un- 
ternehmens. Ein Teil des Wassers floß dort in den Doppel- 
boden, ohne größeren Schaden anzurichten. Ein weiterer 
geringer Teil tropfte auf eine Zentraleinheit des Computers 
und führte dort zu einem Schmorschaden auf Grund eines 
Kurzschlusses, der durch die Leitfähigkeit des Wassers ent- 
standen war. Die Folge war eine vollständige Betriebsun- 
terbrechung von zwölf Tagen und eine wesentliche Behin- 
derung der Arbeiten an weiteren 31 Arbeitstagen. 

Vor allem in angemieteten Räumen hat das Unternehmen 
nicht immer alle Möglichkeiten, Einfluß auf die Sicherheit 
des eigenen Unternehmens zu nehmen. Dennoch ist eine 
Reihe von Maßnahmen möglich oder sollte beim Vermieter 
durchgesetzt werden. 


Maßnahmen: 


1. Die Revision sollte eine Bestandsaufnahme aller wasser- 
führenden Installationen des Hauses veranlassen. Diese 
Bestandsaufnahme muß auch die Geschosse umfassen, 
welche fremd vermietet sind. 


(Nr. 18/ 15.9.75) 


ABLAUFSABOTAGE DURCH DIEBSTAHL VON 
LOCHSTREIFEN 


Problemfall: 


Ein metallverarbeitender Mittelbetrieb erlitt in der letzten 
Zeit wiederholt erhebliche Schäden aufgrund von Produktions- 
ausfällen. Ein Saboteur entwendete innerhalb eines dreiviertel 
Jahres 16mal Lochstreifen, die für die Steuerung automati- 
scher Werkzeugmaschinen benötigt wurden. 

Die Betriebsleitung ging bei den ersten Vorfällen davon 
aus, daß das Fehlen auf Unordnung und Schlamperei zurück- 
zuführen sei. Als jedoch wiederholt Steuerstreifen fehlten, 
die für die Produktion des Gesamtbetriebes von ausschlagge- 
bender Bedeutung waren, vermutete man Sabotage. Die Be- 
triebsausfälle — zeitweilig kam ca. 40% des Betriebes für 
bis zu 4 Tagen zum Stillstand — beliefen sich auf mindestens 
DM 80.000,- 


Die Untersuchungen ergaben, daß die 6 zuständigen Mitar- 
beiter als Täter nicht infrage kamen. Wegen des Zugangsprob- 
lems entschloß man sich daher, mit einer versteckt ange- 
brachten lichtstarken Kamera, gekoppelt an ein Video-Auf- 
zeichnungsgerät den Aufbewahrungsplatz der Lochstreifen 
zu überwachen. Kurz nach der Installierung hatte man bereits 
Erfolg: ein wegen Trunkenheit aus der Abteilung versetzter 
Arbeiter verschaffte sich während der Mittagspause durch 
einen ihm nicht abgenommenen Schlüssel Zutritt zu dem ent- 
sprechenden Raum und entfernte abermals einen — inzwischen 
duplizierten — Lochstreifen, 


Maßnahmen: 


1. Steuerungsdaten dieser Art müssen problemlos kurzfristig 
rekonstruierbar sein. 

2. Es empfiehlt sich hier vor allem die Anfertigung von Dupli- 
katen. 


10. Wie in diesem Falle empfehlen sich aus gegebenem Anlaß 


Diebesfallen. Dabei kann je nach Art des Problems mit 
Film oder TV-Kameras gearbeitet werden. Im vorgenannten 
Fall hat sich die Kamera-Überwachung mit der Fernseh- 
kamera, gekoppelt an ein Aufzeichnungsgerät bestens be- 
währt. 

(Nr. 22/ 15.11.75) 


? Rechen maJuune 


COMPUTER-KRIMINALITÄT IN DEUTSCHEM VERSI- 
CHERUNGSBETRIEB — 
LEITER DES RECHENZENTRUMS WAR DER TÄTER 


Problemfall: 


Der Leiter des Rechenzentrums eines deutschen Versiche- 
rungsunternehmens nutzte sein Wissen und seine Zugriffs- 
möglichkeiten zu Datenverarbeitungsprogrammen und Daten- 
trägern, um sich und seinen im gleichen Unternehmen als 
Vertreter arbeitenden Schwager zu bereichern. 

In dem Computer-Programm für die Abrechnung der Ver- 
treterprovision nahm er eine Manipulation vor, deren Ziel 
es war, eine bestimmte Gruppe von Versicherungsverträgen, 
für die die zuständigen Bezirksvertreter keine Provisionsan- 
sprüche hatten, in die Provisionierung einzubeziehen. Die 
Manipulation sah vor, daß diese Provision dann seinem Schwa- 
ger ausgezahlt wurde. Sein Vertreterkonto wurde durch die 
verfälschte Programmroutine erkannt. 

Die nachfolgend aufgeführten Fehler in der Organisation 
a) Der Rechenzentrumsleiter hatte ungehinderten Zutritt 

zum Rechenzentrum zu jeder Zeit. 

b) Die Programmierung unterstand dem Leiter des Rechen- 
zentrums und sie war auch räumlich im Rechenzentrum 
angesiedelt. 

c) Das Programmarchiv war in das Schließsystem des Rechen- 
zentrums einbezogen. Dadurch hatte der Rechenzentrums- 
leiter auch unkontrollierten Zugang zu den Programmun- 
terlagen (Umwandlungslisten, Kartendecks etc.). 
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Durch die zufällige Aufmerksamkeit eines untergeordneten 
Mitarbeiters im EDV-Bereich wurde der Schwindel bekannt. 
Durch einen zufälligen Blick auf eine ausgedruckte Liste sah 
der Mitarbeiter einen Vertrag provisioniert, den er selbst zu- 
gunsten seiner Frau abgeschlossen hatte. Nach Aussage des 
Revisionsleiters dieses Unternehmens wäre der Schaden in 
wenigen Monaten bereits auf einige 100.000 DM angestiegen. 


Maßnahmen: 


1. Die Funktionstrennung im EDV-Bereich darf nicht durch 
die „Allmacht” einzelner (z.B. des Rechenzentrumsleiters) 
umgangen werden können. 

2. D.h., daß die Funktionstrennung nur dann sichergestellt 
ist, wenn die Zugangsberechtigungen sich ausschließlich 
auf die eigenen Funktionsräume erstrecken. 

3. Folglich dürfen im Rechenzentrum Schließsysteme nicht 
hierarchisch, sondern — wenn man auf Schließsysteme 
nicht verzichten will — , ausschließlich funktional aufge- 
baut sein, 

4. Das schließt ein, daß der Leiter eines Rechenzentrums 
nur über einen Schlüssel zu seinem Funktionsbereich 
verfügen darf. Er darf z.B. keinen Schlüssel haben zur 
— Programmierung 
— Datenerfassung 
— Datenträgerarchiv 
— Programmdokumentationsarchiv 
— Maschinensaal 

5. Wenn der Rechenzentrumsleiter diese Bereiche aufsuchen 
will, so gilt für ihn das Vieraugenprinzip genauso, wie für 
jeden anderen Mitarbeiter. 

6. Die Programmierung sollte aus dem Rechenzentrumsbe- 
reich ausgegliedert und dem Bereich Organisation unter- 
stellt werden. 

7. Zum Programmdokumentationsarchiv, welches gleichfalls 
aus dem Rechenzentrum ausgegliedert werden sollte, darf 
nur die Archivverwaltung Zutritt haben. 

8. Unterlagen dürfen von der Archivverwaltung nur auf 
schriftliche Anweisung (Entnahmeschein mit Programmier- 
-Auftragsnummer und Unterschrift des Gruppenleiters 
oder Abteilungsleiters) aufgegeben werden. 

9. Durch geeignete weitere organisatorische Maßnahmen 
muß sichergestellt werden, daß unbefugte Änderungen 
nicht katalogisiert werden können. 

10. Die Revision sollte prüfen, ob die Anfertigung von Pro- 
grammkopien und deren Auslagerung in die Zuständigkeit 
der Revision eine geeignete Hilfe ist, um Identitätsprü- 
fungen durch Vergleichsläufe durchzuführen. 

11. Maschinenprotokolle sind vom Maschinensaal-Leiter 
und der Abteilungsleitung ggf. auch der Revision einzu- 
sehen. 

12. Die Revision sollte sich zumindest stichprobenweise 

die Protokolle vorlegen lassen. Die Stichproben sollten nicht 

in zu großen Abständen erfolgen, damit eine weitgehende 

Prävention erreicht werden kann. 

(Nr. 20/ 15.10.75) 


BEARBEITER VERUNTREUT 146.000 DM DURCH EIN- 
GABE FALSCHER DATEN 


Problemfall: 


Ein nicht unterschriftberechtigter Bearbeiter eines Arbeits- 
amtes, tätig in der Leistungsabteilung und dort zuständig für 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenunterstützung und Uhnterhalts- 
gelder, veruntreute durch die Ausstellung falscher Lochkar- 
ten in insgesamt 39 Fällen 146.000 DM. Bei den Manipulatio- 
nen, die sich insgesamt über ein Jahr hinzogen, versah er die 
von ihm erstellten Lochkarten mit der Paraphe des für die 
Kontrollen zuständigen Markierers sowie mit der Unterschrift 
des verfügungsberechtigten Sachbearbeiters. Bei den Zahlungen 
handelte es sich um fiktive Nachzahlungen auf Konten, die er 
bei Kreditinstituten mit gefälschten Personalpapieren eröffnet 
hatte. 

Der Fall kam ans Licht durch in den Computer-Program- 
men vorgesehene Stichprobenprüfungshinweise. Der Rechner 
des Zentralamts der Bundesanstalt für Arbeitslosenversiche- 
rung sieht bei diesen Zahlungen vor, nach mathematischen 
Grundsätzen Vorgänge mit einem „P’’ zu kennzeichnen, die 
durch die Revision zu verifizieren sind. Zwei der manipulier- 
ten Fälle erhielten ein ‚P’’ und wurden dadurch aufgedeckt. 

Nach Ansicht des Arbeitsamtsleiters wäre bei dem früher 
üblichen konventionellen Abrechnungsverfahren durch die 
Vielzahl der manuellen Vorgänge und Abstimmungen ein 
solcher Fall zumindest in dem Ausmaße nicht möglich gewor- 
den. 


Maßnahmen: 


1. Die Tatsache, daß die Revision den Fall auf Grund 
systematischer Stichprobenprüfung nach mathematischen 
Grundsätzen entdeckte, macht den Wert der Revision 
deutlich. Unternehmen sollten daher in den geldnahen 
Fachabteilungen die Revision möglichst häufig auftreten 
lassen, um von vornherein hinreichend präventiv zu wirken. 
Die Stichprobendichte darf nicht zu locker gestaltet wer- 
den. 

2. Großes Gewicht ist auf die Funktionstrennung zu legen. 
Bearbeiter einzelner Vorgänge sollten nach Unterschrifts- 
leistung durch Verfügungsberechtigte nicht mehr in den 
Besitz der unterschriebenen Belege, Karten etc. gelangen 
können. 

3. Das heißt auch, daß von ihnen keine Belege in den Ablauf 
gegeben werden können, außer über den vorbestimmten 
Weg, nämlich den Unterschriftsberechtigten, Vorgesetzten 
etc. 

4. Daher sind freigezeichnete Belege in verschlossenem Um- 
schlag bei der nächsten Verarbeitungsstufe zu übergeben. 


... (Nr. 21 / 1.11.75) 


3 BEREICHERUNG 


DIEBESRING IN EINER SUPERMARKT-KETTE 


Problemfall: 


In einem Einzelhandels-Kettenbetrieb zeigten die Inventur- 
differenzen bei bestimmten Warengruppen eine so drohende 
Entwicklung an, daß die Geschäftsleitung sich gezwungen sah, 
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dringend für Abhilfe zu sorgen. Dabei gab es erhebliche 
Schwierigkeiten. Einmal mußte es sich um eine größere Täter- 
gruppe handeln, zum zweiten waren die Täter ausschließlich 
unter den Angestellten zu suchen und drittens war der haupt- 
verdächtige Mitarbeiter der Betriebsratsvorsitzende. 

Bei den gestohlenen Produkten handelte es sich in erster 
Linie um Spirituosen und Tabakwaren sowie sonst leicht ver- 
käufliche Konsumgüter. Der Verdacht fiel auf den Betriebs- 
ratsvorsitzenden, als man zufällig feststellte, daß seine Ehefrau 
einen Kiosk betrieb und darin bestimmte Spirituosen als Son- 
derangebote besonders günstig feilbot. Die Ehefrauen zweier 
weiterer Mitarbeiter hatten ebenfalls ‚‚Trinkhallen’’ eröffnet. 

Wegen der Präsenz des Falles war die Geschäftsleitung nicht 
bereit, die Polizei einzuschalten. Sie wandte sich daher an eine 
Detektei mit der Bitte, die Täter zu überführen. Eine Über- 
wachung der Lager führte dabei zu keinem Erfolg, zumal sie 
mit Schwierigkeiten verbunden war, weil man Aufsehen 
vermeiden wollte. Die Lieferungen waren ordnungsgemäß 
angekommen und registriert. Auf Anraten der Detektei wurde 
mit einem der Spirituosen-Lieferanten vereinbart, gegen Er- 
stattung der Mehrkosten die Etiketten der nächsten Lieferun- 
gen unauffällig zu kennzeichnen. Die Detektei organisierte 
daraufhin Testkäufe an den Verkaufsständen der Mitarbeiter- 
frauen und wurde fündig. 

Wie man dann feststellte, gingen die Waren den folgenden 
Weg: Die Lieferung der Waren erfolgte ordnungsgemäß, wurde 
gezählt, mit Lieferschein abgestimmt und der Empfang quit- 
tiert. Im Lager befanden sich jedoch Container für den Ab- 
transport des Verpackungsmaterials. In die Container wurden 
die Pressballen des Altmaterials gepackt. Auf dem Weg zu den 
Verkaufsräumen packten nun die Täter (insgesamt fünf Be- 
teiligte von sieben Mitarbeitern im Lagerbereich) unter die 
Altpapierballen die Spirituosen, Tabakwaren und sonstigen 
gängigen Artikel und stellten sie den ‚„Abnehmern’’ zu. 


Maßnahmen: 


1. Statten Sie auch die Lagerräume genau wie die Verkaufs- 
räume mit Spiegelüberwachungsanlagen aus. 

2. Prüfen Sie, ob Fernsehüberwachungsanlagen nicht auch auf 
die Lager ausgedehnt werden sollten. 

3. Prüfen Sie nicht nur die Wareneingänge, sondern auch ab- 
gehendes Altmaterial zumindest stichprobenweise. 

4. Wenn sich Diebstähle in bestimmten Warengruppen häufen, 
stellen Sie fest, ob im näheren Umkreis der Mitarbeiter 
geeignete Abnehmer zu vermuten sind. 

5. Führen Sie kurz nach Anlieferung der Waren Stichproben- 
inventuren durch. Die Zeiträume sollten dabei zwischen 


wenigen Stunden und einigen Tagen (in Abhängigkeit 
der Warengruppe und der Umschlaggewohnheiten)statt- 
finden, 

. Machen Sie großen Ärger, wenn schon wieder Differenzen 
festgestellt werden. Weisen Sie in Betriebsversammlungen 
auf die ernsten Konsequenzen hin; machen Sie ggf. auch 
schriftliche Anschläge am Schwarzen Brett. 

7. Wenn das nicht fruchtet, reagieren Sie auf innerbetriebli- 
che Diebstähle hart. 

. Schalten Sie auch die Polizei ein! 

Diebstähle dieser Größenordnung sind nicht mehr mit dem 
Mantel der Rücksichtsnahme zu decken. 

. Die Einschaltung einer Detektei kann sehr nützlich sein. 
Dabei empfiehlt es sich u.U. einen Mann als „‚Lagerarbeiter” 
0.ä. einzustellen, um den Weg des Diebesguts zu ermitteln. 

10. Auch Diebesfallen der hier praktizierten Art (Kennzeich- 

nung) sind sehr nützliche Hilfsmittel. (Der SICHERHEITS- 
-BERATER wird in einer der nächsten Ausgaben ausführ- 
licher auf Möglichkeiten von Diebesfallen eingehen). 

(Nr. 21/1.11.75) 


KAUFHAUSDIEBSTAHL © 
EINE SÄUEREI, WENN SIE 
MICH FRAGEN! DAS HAT ES 
FRÜHER NICHT 


WOHLSTANDSKRIMINALITÄT NIMMT WEITER ZU 


Das ‚Kuratorium zur Bekämpfung der Wohlstandskrimi- 
nalität’’, dem Länderminister und Abgeordnete und hohe 
Polizeibeamte angehören, schlägt wegen der Zunahme der 
Eigentumsverletzungen Alarm. Auf einer Pressekonferenz 
am 31.10.1977 in Düsseldorf wurde darauf hingewiesen, 
daß der Einzelhandel 1977 allein aus Inventurschäden mit 
Verlusten in Höhe von 2,5 Milliarden DM rechnen müsse. 
Die Täter kämen überwiegend aus gesicherten wirtschaftli- 
chen Verhältnissen. Das ergibt sich schon daraus, daß von 
100 Ladendieben 99 wesentlich mehr Geld bei sich führen, 
als der Wert der gestohlenen Ware ausmacht. Wie weit die 
„Wohlstandsverwahrlosung” reiche, zeige schon der Täter- 
kreis, der bis in die Geistlichkeit reiche. So seien in einem 
Münchener Kaufhaus im Laufe eines Jahres 117 Nonnen beim 
Ladendiebstahl gefaßt worden. 

Den Alarmruf des Kuratoriums unterstreicht die Krimi- 
nalstatistik 1976, nach der von '75 auf ’76 die Zahl der ein- 
fachen Diebstähle in/aus Warenhäusern und anderen Ver- 
kaufsstellen um 15,7% angestiegen ist. Von den '76 erfaßten 
230.371 Fällen konnten 91,7% aufgeklärt werden. Diese 
Aufklärungsquote vermag die Sorge aber nicht zu mindern, 
weil die Anzeigen in der Regel bei einem konkreten Tatver- 
dacht erstattet werden. Das Dunkelfeld ist daher hier beson- 
ders groß. 

(Nr. 21/15.11.77) 


VERTRAUENSSELIGKEIT ALS SICHERHEITSRISIKO 


Problemfall: 


Ende November dieses Jahres rief in einer süddeutschen 
Stadt am späten Nachmittag kurz vor Schalterschluß in einer 
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Zweigstelle eines örtlichen Kreditinstituts eine Frau an, die 
deren Leiter zu sprechen verlangte. Sie gab diesem gegenüber 
an, daß sie Kriminalbeamtin sei und ihm mitzuteilen habe, 
daß es Terroristen gelungen sei, in der Stadt mehrere Geiseln 
in ihre Gewalt zu bringen. Es werde alles schnell verfügbare 

Geld benötigt, um die Geiseln freizukaufen. Da es der Kripo 

endlich gelungen sei, eine Frau in die Bande einzuschleusen, 

könne mit einem glücklichen Ausgang der Geiselnahme ge- 
rechnet werden. Neben den anderen Kreditinstituten habe 
auch diese Sparkassenfiliale einen Beitrag zu leisten. Der 

Zweigstellenleiter brauche sich keine Sorgen zu machen, 

seine Geschäftsstelle werde schon von der Kripo überwacht. 

Da Eile geboten sei, werde er gebeten, das Geld schon be- 

reitzustellen. Es werde in Kürze von einer Beamtin abge- 

holt werden. 

Wenige Minuten nach dem Telefongespräch erschien 
eine Frau, nahm wie selbstverständlich das vorbereitete Geld 
in Empfang, bedankte sich höflich und verschwand auf Nim- 
merwiedersehen im Verkehr. Ihre Beute betrug DM 34.460. 

Die vom Zweigstellenleiter gezeigte Vertrauensseligkeit 
darf sicher nicht verallgemeinert werden. Sie zeigt aber doch, 
a) daß man sich selbst bei Mitarbeitern in derartiger Position 

nicht unbedingt auf deren Sicherheitsbewußtsein verlassen 

kann — und das nicht nur im Kreditgewerbe; 

b) daß das an sich begrüßenswerte Vertrauen zu unserer Poli- 
zei nicht das kritische Verhalten des einzelnen in Sicher- 
heitsfragen ersetzen kann und darf; . 

c) daß dieses Vertrauen zu unseren Sicherheitsorganen von 
kühl rechnenden Verbrechern zu ihren Gunsten ausgenutzt 
werden kann. 

Es ist nicht auszuschließen, daß dieser Erfolg einer „Banklady’’ 

zu Anschlußtaten führt, zumal der Fall auch von überregio- 

nalen Blättern gemeldet worden ist. Hierbei besteht durchaus 
die Möglichkeit, daß die Methode von findigen Ganovenhirnen 
variiert wird. Es erscheint daher angebracht, nachstehende 

Maßnahmen bald einzuleiten: 


EIN BANKÜBERFALL? 
ACH WAS! NEM ;WwIR 

HABEN NICHTS GE- 
SEHEN. 


> 
. 


Maßnahmen: 


1. Der geschilderte Fall ist allen Mitarbeitern, die im Kassen- 
wesen tätig sind, zur Kenntnis zu bringen, um deren Sicher- 
heitsbewußtsein präventiv zu schärfen. Das erreicht man am 
besten durch Beispiele aus der Praxis! 

. Durch Hausanweisung der Geschäftsleitung sind alle Mitar- 
beiter zu verpflichten, bei Anrufen der Sicherheitsbehörden 
stets den Namen und die Dienststelle des Anrufers und des- 
sen Telefonanschluß zu erfragen und zu notieren. 

. Werden vom Anrufer irgendwelche Wünsche vorgebracht, ist 
diesem zu bedeuten, daß grundsätzlich aus Sicherheitsgrün- 
den zurückgerufen werde. „‚Echte’’ Anrufer haben dafür 
Verständnis, „‚falsche’’ geben ihr Vorhaben auf. 

. Vor dem Rückruf feststellen — ggf.im Telefonbuch —, ob 
die Nummer des Anschlusses der Dienststelle mit der vom 


Anrufer angegebenen übereinstimmt. 

5. Gibt der Anrufer an, von „außerhalb’’ anrufen zu müssen, 
ist vor dem Rückruf grundsätzlich bei der von ihm angege- 
benen Dienststelle — Kripo, Polizeirevier etc. — Rückfrage 
zu halten. 

6. Gibt der Anrufer eine Alarmmeldung durch, ist nach dem 
Alarmplan zu verfahren bzw. der nächste Vorgesetzte zu 
unterrichten, 

7. In der Hausanweisung ist darauf hinzuweisen, daß man sich 
von unbekannten Angehörigen der Sicherheitsorgane stets 
den Dienstausweis zeigen lassen soll. 

8. Ergeben sich irgendwelche Unklarheiten, ist umgehend die 
Polizei zu verständigen — wenn nicht anders über die Not- 
rufnummer 110. 

(Nr. 23/ 15.12.76) 


4 WERKSCHUTZ, 
TECHNOLOGIE 
DER KONTROLLE, 
BEWAFFNUNG 


GRUNDSÄTZE DES WERKSCHUTZEINSATZES 


Problem: 


Seit dem Aufkommen unternehmenseigener Werkschutz- 
einheiten will die großenteils rein polemische Diskussion über 
Sinn und Zweck des Werkschutzes, der Zielsetzung seines 
Einsatzes (wobei von Werkschutzgegnern immer wieder an- 
geblich vorhandene Doppelstrategie mit offener und verdeck- 
ter Zielsetzung behauptet wird) und nicht zuletzt der Aus- 
wirkung des Werkschutzeinsatzes auf das Arbeitgeber/Arbeit- 
nehmer-Verhältnis, nicht abreißen. Von Zeit zu Zeit schlagen 
z.T. künstliche Wellen der Entrüstung über tatsächliche oder 
vermeintliche Anmaßungen im Werkschutzeinsatz hoch und 
auf dem Boden durchaus kritikherausfordernder Einzelerschei- 
nungen treiben sogar hin und wieder üppige literarische Blüten. 
Das hat Gründe, die u.a. darin zu suchen sind, daß z.T. recht 
uneinheitliche Auffassungen über Grundsätze und Wesen einer 
anerkannt notwendigen Einrichtung, wie dem Werkschutz, 
herrschen. Noch immer wird das innere Gefüge einer Werk- 
schutzeinheit oft allein von der Auffassung des jeweiligen 
Werkschutzleiters — und damit des „Lagers’’, aus dem er 
kommt — geprägt. 

Sehr häufig werden mit Aufbau und Führung des Werk- 
schutzes z.B. ehemalige Polizeibeamte betraut, aber nicht je- 
dem Kandidaten gelingt dabei der Absprung vom polizeimäßi- 
gen zum werkschutzmäßigen Denken. Das war sehr deutlich 
im Falle eines Unternehmens im westdeutschen Raum zu er- 
kennen, das als Werkschutzleiter einen Mann eingestellt hat- 
te, der seine Ausbildung in bezug auf Gefahrenabwehr bei ei- 
ner politischen Polizei (14.K) genossen hatte und offenbar — 


mangels anderslautender Anweisung — in seiner Stellung als 
Werkschutzleiter eine Fortsetzung seiner bisherigen polizeili- 
chen Tätigkeit sah. Es kam zu einer spektakulären Reaktion 
der Arbeitnehmerschaft gegen den Werkschutzleiter, die in 
einem mehrtägigen wilden Streik endete. Das Unternehmen 
entließ den Werkschutzleiter, mußte sich aber vom Arbeitsge- 
richt belehren lassen, daß der Werkschutzleiter im allgemeinen 
weisungsgemäß gehandelt, im speziellen Falle aber nicht gegen 
Anweisungen verstoßen habe, weil außer der Übereinkunft, 
daß der Betroffene einen Werkschutz aufbauen und leiten 
sollte, ihm keine näheren Weisungen gegeben worden waren. 


Maßnahmen: 


1. Dem Werkschutz muß — wie jedem anderen Unternehmens- 
teil — eine klare Aufgabenstellung vorgegeben werden. Zu 
empfehlen ist: 

„Der Werkschutz dient der Sicherung des Unternehmens 
und dem Schutz aller Personen, die sich im Unternehmens- 
bereich aufhalten, sowie deren in den Unternehmensbereich 
eingebrachten Eigentums (Gefahrenabwehr).” 

Dem Werkschutz werden damit — als eigentliche Werk- 
schutzaufgabe — vorrangig Sicherheitsaufgaben zugewiesen. 
Die Zuweisung reiner Ordnungsaufgaben gehört bereits in 
den Bereich der Nebentätigkeiten und ist u.U. mitbestim- 
mungspflichtig. 

2. Die Aufgabenstellung muß den Ansiedlungsbereich der 
Werkschutz-Gefahrenabwehr erkennen lassen. Zu empfeh- 
len ist z.B.: 

„Der Werkschutz findet seine Aufgabe vorrangig in der Vor- 
beugung (Präventionsprinzip).’ 

Schon an dieser Stelle scheiden sich die Gefahrenabwehr- 
vorstellungen des Werkschutzes von denen der Polizei, 
deren Aufgabe z.Z. vorrangig in der Repression besteht. 

3. Es muß aber auch der Grundcharakter des Werkschutzein- 
satzes festgelegt werden. Zu empfehlen ist z.B. 

„Der Werkschutz handelt ausschließlich nach dem Grund- 
satz der Zweckmäßigkeit (Opportunitätsprinzip).’ 

Die Einhaltung dieses Grundsatzes bewirkt, daß die Zweck- 
mäßigkeit — im Sinne des Unternehmensziels — der Forma- 
lität vorgeht und sinnlose Handlungen aus formalistischen 
Gründen unterbleiben. 

4. Des weiteren muß das Werkschutzeinsatzziel festgelegt wer- . 
den. Zu empfehlen ist z.B. 

„Werkschutzziel ist vorrangig die Erhaltung des ordnungs- 
gemäßen Zustandes.” 

Auch hier ist wieder die Abweichung vom polizeilichen Ziel 
klar zu erkennen: Ziel des Polizeieinsatzes ist vorrangig die 
Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes. 

5. Schließlich muß aber auch die Arbeitsweise des Werkschut- 
zes im Grundsatz festgelegt wrden. Zu empfehlen ist: 

„Die Arbeitsweise des Werkschutzes besteht vorrangig in 
der Gefahrenermittlung. 

Schon allein die Aufgabenstellung für den Werkschutz be- 
dingt, daß die Gefahrenabwehr zu einem sehr frühen Zeit- 
punkt einsetzen muß. Im Rahmen der Gefahrenermittlung 
ist das Hauptziel, die Umstände zu erkennen, die zu Schä- 
den führen können (Schwachstellen), um dadurch schon die 
Gefahrenquellen verstopfen können. 

Gefahrenabwehr auf diesen Grundsatz gestellt, braucht im 
Ernstfall nur geringe Schadenshöhe in Kauf zu nehmen. 

6. Es müssen ferner die Grenzen des Werkschutzeinsatzes 
gezogen werden. Zu empfehlen ist: 

„Der Werkschutz findet seine Grenzen in der Verhältnis- 
mäßigkeit.’ 

Die Verhältnismäßigkeit bezieht sich sowohl auf den 
Aufwand als solchen als auch auf die Wirksamkeit der an- 
gewandten Mittel, welche beide im angemessenen Verhält- 
nis zum Einsatzziel stehen müssen. 
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Geheimkamera der Krimminalpolizei: 
der Auslöser kann von der Tasche aus 
unauffällig abgedrückt werden 


Die Anwendung dieses Grundsatzes vermeidet insbesondere 
reine Prestigehandlungen, die nicht selten die Ursache 
schwerwiegender personeller Schäden sind. 

7. Als letztes darf auch der personelle Umfang des Werk- 
schutzeinsatzes nicht ungeregelt bleiben. Zu empfehlen ist: 
„Der Werkschutz ist in der Regel Dienst nach dem Prinzip 
der Delegation von Verantwortung.’ 

Dies stärkt die Eigenverantwortlichkeit des einzelnen Werk- 
schutzmannes und beinhaltet einen hohen Anspruch an 
die Denkbereitschaft und Denkfähigkeit des Werkschutz- 
mannes. Sind Bereitschaft und Fähigkeit zum selbständi- 
gen und eigenverantwortlichen Handeln gegeben, so werden 
auch provokatorische Handlungen der Werksicherungskräf- 
te — und damit die Kritik am Werkschutz selbst — weitge- 
hend vermieden. 

(Nr. 8/ 15.4.75) 


Sicherheitsproblem Hausreinigung 


Problem: 


Viele Betriebe haben inzwischen die Hausreinigung an 
fremde Unternehmen abgegeben oder tragen sich mit dem 
Gedanken, dieses demnächst zu tun. Als Grund werden regel- 
mäßig die niedrigeren Kosten angegeben und daraus wird 
höhere Wirtschaftlichkeit abgeleitet. Ob aber indes dieses 
Hausreinigungsverfahren in der Tat wirtschaftlicher ist, 
darf nicht ohne weiteres angenommen werden. 

Doch zunächst die Kostenfrage. Es kann einfach nicht 
stimmen, daß fremde Unternehmen zu günstigeren Preisen 
reinigen können als ein betriebseigener Regiebetrieb, denn das 
fremde Unternehmen muß Gewinne erwirtschaften. 

Die Leistungsfähigkeit der fremden Unternehmen erklärt 
sich hauptsächlich daraus, daß diese vorwiegend Teilzeit- 
kräfte beschäftigen, meist für ca. 10 Wochenstunden, diesen 
nicht zu versteuernde Aushilfslöhne (gegen Lohnsteuerpau- 
schale von 10%) zahlen und nicht sozialversichern. Sie sparen 
auf diese Weise nicht nur den Arbeitgeberanteil zur Sozial- 
versicherung, sondern können — da Bruttolohn = Nettolohn 
ist — noch direkt am Lohn sparen. Von den wegfallenden 
Vergünstigungen gar nicht zu reden. Rationalisierungseffekte 
spielen selten eine entscheidende Rolle. 

Wo Aushilfslöhne gezahlt werden, ist in der Regel Personal 
zu erwarten, das Aushilfsqualität besitzt. In vielen Betrieben 
ist Reinigungspersonal festgestellt worden, das Stunden zuvor 
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am Bahnhof in Asylen oder ähnlichen Orten zusammengesucht 
worden war. Daß anstelle der eigentlichen Reinigungskraft, | 
deren Verwandte oder Bekannte zum Reinigungsdienst erschei- | 
nen, ist ohnehin gang und gäbe. | 

Kürzlich wurde in einem metallverarbeitenden Betrieb im 
Revier eine Reinigungskraft in der EDV festgestellt, die dip- 
lomierte Volkswirtin war. Man konnte oder wollte ihr nichts 
nachweisen, aber sie hatte auch keine plausible Erklärung 
für ihre Tätigkeit, die sie sofort nach der Entdeckung auf- 
gab. 

In einem süddeutschen Betrieb war — ebenfalls kürzlich — 
von 24 zum Reinigungsdienst erschienen Angehörigen des 
fremden Unternehmens nur eine Kraft identifizierbar. 

Die fremden Reinigungskräfte, die praktisch niemand 
kennt, kommen - in der betriebsfreien Zeit — an alle Schalt- 
stellen des Unternehmens. Eigentumsdelikte, Betriebsspiona- 
ge, Sabotage, aber auch Ausforschungsaufträge zur Vorberei- 
tung schwerster Verbrechen, können von niemandem gefahr- 
loser und unauffälliger ausgeführt werden als von solchen 
Kräften. 

Von Wirtschaftlichkeit kann, angesichts des hohen Sicher- 
heitsrisikos bei geringeren Reinigungskosten, hier nicht die 
Rede sein. Aber nicht einmal die Kosten brauchen bei frem- 
den Reinigungspersonal geringer zu sein. Der Betrieb muß 
sich nur einmal -die Mühe machen, den Reinigungsdienst zu 
modernisieren und zu rationalisieren und muß dann — weil er 
auf die Dauer einen motivierten Stamm hat und keine Gewin- 
ne zu machen braucht — sogar kostengünstiger liegen als das 
fremde Unternehmen. Das könnte bei den Millionenbeträgen, 
die heute in größeren Betrieben für Hausreinigung in Frage 
stehen, durchaus noch ein Erfolg sein. Die Betriebssicherheit 
aber würde man wieder in den Griff bekommen. 


Maßnahmen: 


1. Behalten Sie Ihre Hausreinigung in eigener Regie. Ist sie zu 
teuer, modernisieren und rationalisieren Sie sie. Haben Sie 
die Hausreinigung bereits aus dem Haus gegeben, versuchen 
Sie, sie wieder zurückzubekommen. Ein erfahrener Berater 
kann hier behilflich sein. 

2. Sind Sie auf fremde Reinigungsunternehmen angewiesen, 
nehmen Sie auf Auswahl und Einstellung des Personals 
denselben Einfluß, als wenn es Ihr eigenes Personal wäre. 

3. Lassen Sie keine Aushilfskräfte bei sich arbeiten, die nicht 
ein ordentliches Bewerbungsverfahren durchlaufen haben. 
Bestehen Sie darauf, daß das fremde Personal lohnsteuer- 
und sozialversicherungspflichtig ist. 

4. Fremdes Reinigungspersonal muß sich in alle Haus-Gege- 
benheiten einpassen. Ordnungs- und Sicherheitsvorschrif- 
ten, die im Haus eingeführt sind, gelten auch für das frem- 
de Personal. 

5. Aufsicht durch Führungspersonal des fremden Unterneh- 
mens genügt auf keinen Fall. Sie müssen diese Aufsicht 
durch unternehmenseigenes Personal ausüben lassen. 

6. Lassen Sie — falls Sie eigenes Wachpersonal haben — die 
fremden Kräfte immer wieder durch Ihr Sicherheitspersonal 
kontrollieren. 

(Nr. 8/ 15.4.75) 


PERSONAL-AUSLOSUNGSAPPARATE 


Das Problem der Taschenkontrolle an den Werkstoren ist 
sicherlich noch nicht ausdiskutiert. Zu hart prallen die Auffas- 
sungen der Befürworter (zumeist die für Sicherheit Verant- 
wortlichen) und der Gegner (vor allem die Arbeitnehmerver- 
treter) aufeinander. Einigkeit herrscht jedoch darüber, daß Ta- 
schenkontrollen, wenn sie durchgeführt werden, nicht der 


Willkür einzelner Kontrolleure unterworfen sein sollten. Dies 
um den Anschein zu vermeiden, der Werkschutz hätte einen 
Mitarbeiter in möglicherweise falschem Verdacht, sich am 
Betriebs- oder Kollegeneigentum vergriffen zu haben. Um 
das Vertrauen in die Objektivität der Werkschutzkräfte zu 
fördern, verwenden die meisten Unternehmen daher Automa- 
ten zur unparteiischen Auslosung der zu kontrollierenden 
Mitarbeiter. 

Die häufigste Ausführung dieser Personal-Auslosungsappa- 
rate ist die Auslosung nach Handauslösung. Der Mitarbeiter, 
der das Werk verlassen will, drückt im Vorbeigehen auf einen 
Knopf und kann — wenn grünes Licht aufleuchtet — passie- 
ren. Werin jedoch ein rotes Licht erscheint oder die Auf- 
schrift „‚Kontrolle’’ aufleuchtet, was gegebenenfalls auch mit 
einem Klingelzeichen gekoppelt sein kann, so ist der Mitarbei- 
ter gehalten, dem Werkschutz Einblick in seine Tasche zu ge- 
währen. Die Auswahl der Person erfolgt zufällig durch die 
Mechanik des Gerätes, unregelmäßig in nicht berechenbarer 
Reihenfolge. Der Prozentsatz der Auslosungen kann je nach 
Sicherheitsbedürfnis selbst gewählt werden. In der Regel 
liegt er zwischen 1 und 10 %. 

Je nach Ausführung des Personal-Auslosungsapparates kann 
die Auslösung aber auch mit einem Zeiterfassungsgerät (z.B. 
Stechkartenuhr), einer Lichtschranke, einem Drehkreuz o.ä. 
gekoppelt sein, 

(Nr. 4/ 15.2.76) 


LASERSTRAHL ERKENNT AUSWEISE 


Das Verfälschen, Kopieren und Mißbrauchen von Identitäts- 
karten und Kundenausweisen zur Erlangung von Bargeld bei 
der Bank oder Waren und Dienstleistungen ist ein beliebtes 
Feld der Betrüger. In der letzten Zeit haben Aktivitäten auf 
diesem Gebiet stark zugenommen. Um solchen Aktivitäten 
entgegenzuwirken, entwickelte ein großer Elektronikherstel- 
ler gemeinsam mit dem Institut für Wertpapierdruck ein neu- 
artiges analoges Erkennungs- und Sicherungssystem, das sich 
eines optischen Speicherverfahrens, nämlich der Holografie, 
bedient. 

Die jeweilige Identitätskarte wird untrennbar mit einer 
holografisch erzeugten Aufnahme ihrer selbst verbunden. 
Zu diesem Zweck wird zunächst von der mit allen wichtigen 
Daten fertig beschrifteten Karte mit dem Rotlicht eines He- 
lium-Neon-Lesers ein Hologramm erzeugt. Diese mit den Au- 
gen nicht erkennbare Abbildung wird unmittelbar darauf 
unlösbar in der Karte eingebettet. Da das Hologramm auf 
jedem Punkt seiner Speicherfläche (anders als bei der Foto- 
grafie) den gesamten Informationsinhalt trägt, genügt ein 
kleines Loch in der Karte, um bei einer Überprüfung mittels 
Laserlicht das Bild der gesamten Karte in allen Details für 
den Menschen sichtbar zu machen. Auch teilweise Beschädi- 
gungen des Hologramms verschlechtern allenfalls die Quali- 
tät des reproduzierten Bildes, tangieren aber dessen Inhalt 
nicht. 

Zur Echtheitsprüfung derart präparierter Karten bedarf 
es eines ebenfalls mit einem solchen Laser ausgestatteten 
Lesegerätes, in dem ein Führungsschlitz für die richtige Posi- 
tionierung des Prüflings sorgt. Auf einer Flüssigkristallmatt- 
scheibe an der Vorderseite des Lesegerätes erscheinen beim 
Prüfvorgang zwei Bilder: eine auf übliche Weise zustande ge- 
kommene Abbildung der Karte, daneben eine gleichgroße, 
vom Hologramm wiedergegebene Rekonstruktion derselben. 
Eine Verfälschung fällt daher sofort auf, denn die einzelnen 
Merkmale der direkten und der rekonstruierten Wiedergabe 
sind exakt miteinander vergleichbar. Die sehr häufige Prü- 
fung von Karten, z.B. durch das Schalterpersonal von Kredit- 
instituten, läßt sich durch eine vergrößerte Darstellung der zu 
vergleichenden Bilder auf Monitoren vereinfachen. Ein solches 


Gerät befindet sıch zur Zeit in Entwicklung. 

Ein solches System könnte vor allen Dingen für die Siche- 
rung von Scheck- und Kreditkarten, aber auch von Werks- 
ausweisen eingesetzt werden, sofern für letztere ein hohes 
Sicherheitsbedürfnis anzunehmen ist. 

(N. 2/ 15.1.76) 


NACHTSICHTGERÄTE KÖNNEN BEI OBSERVATION 
UND BEWACHUNG HELFEN 


Handliche Restlichtverstärker auf Ferngläser oder Fotoap- 
parate montiert, können die Arbeit des Werkschutzes u.U. 
erheblich erleichtern bzw. effektiver gestalten. Vor allem 
Großbetriebe mit größeren Freilagern können solche Gesäte 
u.U. sehr sinnvoll einsetzen. 

Im Gegensatz zum Infrarotnachtsichtgerät, welches in- 
frarotes Licht aktiv abstrahlt, arbeitet der Restlichtverstärker 
als passives System. Selbst extrem schwache Beleuchtung 
in größerer Entfernung reicht aus, um ein Objekt taghell 
erscheinen zu lassen und fotografische Momentaufnahmen 
zu gestatten. 

Das von dem Objekt reflektierte Licht wird über das Auf- 
nahmeobjektiv auf die Fotokathode einer Bildverstärkerröhre 
projiziert, d.h. auf die lichtempfindliche Schicht einer Foto- 
zelle, die als elektrischer Strahlungsempfänger die einfallende 
Strahlungsenergie in elektrischen Strom umwandelt. Dieser 
Vorgang kann durch Zuführung elektrischer Energie verstärkt 
werden, wodurch dann ein einwandfreies Bild des aufzuneh- 
menden oder zu betrachtenden Objektes erzielt wird. 

Für die Stromversorgung der Nachtsichtgeräte reichen 
zumeist zwei 1,5 Volt-Batterien aus. Die Betriebsbereitschaft 
beträgt dann je nach Gerät bis zu 100 Stunden. 

(Nr. 10/ 15.5.75) 
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GELÄNDEÜBERWACHUNG MIT RADARSONDEN 


Empfindliche Anlagen, wie z.B. Kernkraftwerke, wichtige 
Versorgungsbetriebe, Flughäfen und andere gefährdete Objek- 
te bedürfen — vor allem in der letzten Zeit — eines besonde- 
ren Schutzes gegen mögliche Terroranschläge. Die Überwa- 
chung großen Geländes ist jedoch außerordentlich personal- 
intensiv, es empfiehlt sich daher, wenn immer möglich, auf 
technische Überwachungsmittel, zumindest in Ergänzung 
der personellen Maßnahmen zurückzugreifen. Mit Hilfe einer 
neu entwickelten Radarsonde für Freilandüberwachung kann 
ein relativ wirkungsvoller Schutz erreicht werden. Die Radar- 
sonde besteht aus einem voll transistorisierten und nahezu 
wartungsfreien Sende- und Empfangsteil. Über zwei schwenk- 
bare engbündelnde Antennen wird mit einer Sendeleistung 
von etwa 20 mW je Antenne ein Hochfrequenzfeld erzeugt. 
Eindringlinge in dieses Feld werden mit drei verschiedenen 
Ortungsverfahren festgestellt: 

1. Bei der Ortung nach dem monustatischen Radarprinzip 
wird bei der Reflexion der Radarstrahlung eine Dopplerver- 
schiebung der Frequenz registriert. Diese Verschiebung wird 
durch die Bewegung des Eindringlings verursacht, wobei 
dieses Verfahren vor allem die Bewegungen in Richtungen 
zur oder von der Sonde besonders empfindlich erfaßt. 

2. Beim bistatischen Radarprinzip bewirkt der Eindringling 
eine Dopplermodulation der von einer Radarsonde in die 
gegenüberliegende Sonde eingestrahlten Leistung. Vor allem 
Störbewegungen, die quer zur Verbindungslinie zwischen 
den gegenüberliegenden Sonden verlaufen, werden hier zu- 
verlässig erkannt. 

3. Bei der Mikrowellenschranke wird die Verminderung der 
von der einen in die gegenüberliegende Sonde eingestrahlten 
Leistung registriert. Hierdurch wird es möglich, auch ste- 
hende oder sich extrem langsam durch das Hochfrequenz- 
feld bewegende Angreifer zu erfassen. 

Störelemente, wie Einflüsse von Wild oder Vögeln werden 

durch entsprechende mechanische oder elektrische Maßnah- 

men im Rahmen der Möglichkeiten ausgeschlossen. Dieses 

Radarsystem ist mit anderen Überwachungseinrichtungen, wie 

z.B. Erdgeophonen aber auch mit Kameras kombinierbar. Mit 

Hilfe von Umlenkspiegeln können z.B. Toreinfahrten und an- 

dere überwachte Geländestreifen eingegrenzt werden, damit 

durch zulässige Bewegungen in diesem Bereich kein Alarm 
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ausgelöst wird. Das System ist sowohl stationär wie auch 
mobil einsetzbar. 


(Nr. 21/ 1.11.75) 


BEREITS VIER FAHRLEHRGÄNGE FÜR CHEFFAHRER 
DURCHGEFÜHRT 


Vom 5. — 9.12.1977 führte der Bayerische Verband für 
Sicherheit in der Wirtschaft bereits den 4.Fahrlehrgang für 
Personenschutz durch. Diese Lehrgänge dienen der Sicherheits- 
ausbildung von Fahrern gefährdeter Personen. Sie sollen da- 
durch in die Lage versetzt werden, gefährlichen Situationen 
aufgrund krimineller Angriffe möglichst auszuweichen und die 
Realisierung eines Angriffs auf die Person zu vereiteln. 

Diese Spezialausbildung beruht auf der Erkenntnis, daß 
etwa 60% aller Entführungen und Attentate das Opfer im 
Fahrzeug oder zumindest beim Ein- oder Aussteigen treffen. 
Es bietet sich deshalb geradezu an, hier mit den Sicherheits- 
maßnahmen anzusetzen. Normalen Verkehrssituationen adä- 
quates Verhalten reicht zur Bewältigung von Gefahrensituatio- 
nen nicht aus. Ein Beispiel soll das veranschaulichen: reicht es 
im normalen Verkehrsgeschehen sehr wohl aus, vor einem 
Hindernis rechtzeitig anzuhalten, so ist es in einer Gefahren- 
sitaution im Sinne des Personenschutzes darüber hinaus aber 
dringend erforderlich,. sich möglichst schnell von diesem Hin- 
dernis wieder zu entfernen. Um dies ausreichend schnell be- 
werkstelligen zu könen, bedarf es spezieller Fahrtechniken. 

Franz Xaver Königseder, Jurist und Personenschutz-Exper- 
te, hat für die Fahrausbildung im Personenschutz ein umfas- 
sendes Sicherheitskonzept’ erstellt, das sowohl die Vorfälle 
der letzten Jahre als auch bisher zwar noch nicht erfolgte, 
aber durchaus mögliche Geschehensabläufe berücksichtigt. 

Die Ausbildung erfolgt durch Personenschutzunterricht - 
und praktische Fahrübungen. Der Unterricht reicht von der 
Motivation der Teilnehmer über ein System zu verwendender 
Verhaltensregeln, das Durchspielen von taktischen Situations- 
übungen am Reisbrett bis zur Vermittlung der wichtigsten not- 
wendigen Rechtskenntnisse (Schwerpunkt ‚„Notwehrrecht”): 
Dieser Unterricht wird von Königseder, der diese Ausbildungs- 
veranstaltungen auch leitet, durchgeführt. Die praktischen 
Fahrübüungen werden den Teilnehmern durch den bekannten 
Kraftfahrzeug-Ingenieur und Sicherheitstrainer Asmund An- 
dreas Gahl vermittelt. Hier ist besonders hervorzuheben, 
daß es nicht nur darum geht, die Fahrtechniken, wie z.B. 
die 1800-Wendung vorwärts, nur einige Male zu probieren, 
sondern daß diese Übungen von den Teilnehmern intensivst 
trainiert werden, so daß am Ende des Lehrgangs eine gute und 
sichere Beherrschung möglich ist. Nur unter diesen Vorausset- 
zungen ist es zu verantworten und zumutbar, daß diese beson- 
deren Fahrtechniken im Ernstfall praktiziert werden. Die Fahr- 
ausbildung gipfelt in den sogenannten Crash-Übungen, wozu 
den Teilnehmern spezielle Fahrzeuge zur Verfügung gestellt 
werden. Hier kommt es vor allem darauf an, bestehende 
psychologische Barrieren für den Ernstfall abzubauen und das 
Zutrauen zum eigenen Fahrzeug zu stärken. 

Die Lehrgänge dauern 5 Tage und umfassen 50 Unterrichts- 
stunden. An die Teilnehmer werden dabei harte Anforderun- 
gen gestellt. Aus pädagogischen Gründen ist die Zahl der Teil- 
nehmer pro Kurs auf 15 beschränkt. Die Kosten für eine solche 
Ausbildung betragen für Mitglieder des BVSW z.Z. DM 975.-, 
für Nichtmitglieder DM 1.250,-. Die Veranstaltungstermine 
für das Jahr 1978 können frühestens Ende Januar 78 beim 
Bayerischen Verband für Sicherheit in der Wirtschaft, Nym- 
phenburger Str. 147/lll, 8000 München 19, erfragt werden. 
Es ist beabsichtigt, Kurse dieser Art auch für selbstfahrende 
gefährdete Personen durchzuführen. 

(Nr. 23/ 15.12.77) 


5 AUF DEM WEG 
ZUR GESTAPO. 


WORAUF ES VOR ALLEM ANKOMMT 


Buback, Ponto, Schleyer und Mogadischu sind Namen, die 
in weitesten Kreisen unseres Volkes und über dieses hinaus 
ein Sicherheitsbewußtsein geweckt haben, das zu einer zusätz- 
lichen Waffe gegen die vom Terrorismus drohenden Gefahren 
werden kann. Die viel berufene ‚Solidarität der Demokraten’ 
wurde im Volk sichtbar und ließ die Hoffnung aufkeimen, 
daß sie im parteipolitischen Bereich zumindest solange halten 
werde, bis die notwendigen neuen Bausteine in die Abwehr- 
mauer eingefügt sein würden, damit diese auch allen drohenden 
Gefahren gewachsen sei. 

Der Terrorismus ist die Gefahr, die im Vordergrund des 
allgemeinen Interesses steht. Ihr gilt es derzeit vor allem zu 
begegnen. Sie darf uns aber nicht den Blick verstellen, verges- 
sen lassen, daß sie nicht die einzige ist, die unsere Gemein- 
schaft zunehmend bedroht. Während aller Augen auf das 
Schicksal Hanns-Martin Schleyers gerichtet waren, wurde am 
Ort seiner Entführung auch die andere Gefahr sichtbar, deren 
man sich bei der Konzipierung aller Abwehrmaßnahmen 
gleichfalls bewußt sein sollte. Gemeint ist die eskalierende 
Gewaltkriminalität. Im Angesicht der größten Polizeifahndung 
in der Geschichte Deutschlands wurde dort Tag für Tag eine 
Bankfiliale nach der anderen überfallen, machten Ganoven 
reiche Beute. 


Wie der Terrorismus zur grenzüberschreitenden Gefahr 
geworden ist, hat auch die Gewaltkriminalität an Mobilität 
gewonnen. Beide zeigen deutliche Anzeichen dafür, daß mit 
einer Steigerung ihrer Aktivität gerechnet werden muß. Beider 
Bekämpfung erfolgt im wesentlichen nach den gleichen polizei- 
lichen Grundsätzen. Die Mauer der Abwehr, deren Vervoll- 
ständigung und Ausbesserung dort, wo sich Risse gezeigt ha- 
ben, sollte daher aus einem Guß sein, damit sie Schutz vor den 
Terroristen ebenso wie vor dem Gewaltverbrecher zu bieten 
vermag. 

Dazu ist vor allem unabdingbar, daß die Schlagkraft der 
deutschen Polizei insgesamt erhöht wird. So wichtig die Frage 
der Verteidigerüberwachung sein mag, die die Diskussion der 
Politiker und in den Medien beherrscht, wichtiger erscheint 
hier die Vereinheitlichung unserer Kriminalpolizei — ein 
Problem, das allenfalls am Rande erwähnt wird. Der begrüßens- 
werte Ausbau des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden, der 
personell und technisch vom Bundesminister des Inneren vor- 
angetrieben wird, muß Stückwerk bleiben, solange man mit 
Ingo Herrmann, dem Vorsitzenden des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamten, von elf Arbeitsinseln sprechen muß, auf 
denen die Kriminalisten der Länder angesiedelt sind. 

Im Zeitalter der grenzüberschreitenden Verbrechensbe- 
kämpfung, das mit Macht heraufzieht, sollte in der Bundes- 
republik Deutschland kein Platz mehr für einen Polizeiför- 
deralismus sein, der zwangsläufig die Arbeit der Kriminalpoli- 
zei hemmt und dadurch nur den Ganoven aller Spielarten 
zugutekommt. Die Hemmnisse in der Arbeit entstehen vor 
allem : 
durch unterschiedliche Organisationsstrukturen der Krimi- 
nalpolizeien der Länder, 
durch uneinheitliche Kommunikationssysteme, die die 
Zusammenarbeit Bund/Land, aber auch zwischen Nachbar- 
ländern erschweren, 
durch die verschiedenartige Ausrüstung und 
durch die unterschiedliche Ausbildung. . 
Welche Reibungsverluste sich ergeben, wenn z.B. das Bundes- 
kriminalamt ein System der Datenverarbeitung verwendet, und 
das Land, in dem Terroristen gerade am Werk sind, ein 
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anderes, läßt sich unschwer errechnen. Das Beispiel ist nicht 
aus der Luft gegriffen, Im Fall Ponto hat sich das in aller Deut- 
lichkeit gezeigt. 

So wichtig die Vereinheitlichung des Polizeirechts ist, hier 
gilt es vor allem anzusetzen, denn die Zeit drängt, daß Nägel 
mit Köpfen gemacht werden. Das besagt nicht, daß aus dem 
Bundeskriminalamt ein FBI entwickelt oder die Polizeihoheit 
der Länder wegradiert werden soll. Vorstellungen dieser Art 
können die Länder wirkungsvoll dadurch begegnen, daß sie 
schnell und ohne die Kosten zu scheuen zur Vereinheitlichung 
der Kriminalpolizeien in der Bundesrepublik Deutschland 
beitragen, denn die erwähnten Hemmnisse zu beseitigen, ist 
Ländersache. Sind die Reibungsverluste in der Kooperation 
Bund/Länder und/oder Land/Land eliminiert oder zumindest 
bis zur Bedeutungslosigkeit verringert, dürften auch die Dis- 
kussionen über Umstrukturierungen der Kriminalpolizei 
mit verfassungsänderndem Charakter sich von selbst erledi- 
gen. 

Der Beobachter der Szene kann sich oft des Eindrucks 
nicht erwehren, daß über den zweiten Schritt beraten wird, 
bevor der erste getan ist. Der erste Schritt aber heißt „Ver- 
einheitlichung der Kriminalpolizei”. Am Zuge sind demnach 
die Innenminister der Länder, denen die Kripo untersteht. 

(Nr. 2/ 15.1.78) 


KRIMINALPOLIZEILICHE BERATUNGSSTELLE ESSEN 
VERANSTALTET INFORMATIONSGESPRÄCH 


Die Essener Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle führte 
am 19.Dezember erstmals ein ausführliches Informationsge- 
spräch für Sicherheitsverantwortliche von in der Region 
Essen ansässigen Großunternehmen, deren Vorstände gefähr- 
det sind, durch. Thema der Veranstaltung war „Sicherheit 
der Kraftfahrzeuge gegen Beschuß oder anderen Angriff’'. 
Nach einem kurzen Einführungsvortrag, welcher interessan- 
tes, bislang unveröffentlichtes Material über terroristische 
Anschläge aus Kreisen der Terroristen zur Grundlage hatte, 
stellte ein Vertreter der KfZ-Sicherungsindustrie die Probleme 
und Prinzipien der Sicherung von Kraftfahrzeugen gegen Be- 
schuß und andere Angriffe vor. 

Erfreuliches Nebenprodukt dieser Veranstaltung: Mehrere 
Sicherheitsverantwortliche verschiedener Betriebe schlossen 
sich spontan zu einem Gesprächskreis zusammen und verein- 
barten weitere Zusammentreffen. Auch die Kriminalpolizei- 
liche Beratungsstelle nahm die Anregung aus dem Teilnehmer- 
kreis auf, in unregelmäßigen Zeitabständen erneut solche 
Informationsveranstaltungen durchzuführen. 

(Nr. 1/ 1.1.78) 


GDD-MITGLIEDERVERSAMMLUNG 


Am 2.März findet in der Kölner Messe die Jahresmitglie- 
derversammlung der Gesellschaft für Datenschutz und Daten- 
sicherung e.V. (GDD), Bonn, Alfred-Bucherer-Str. 18 (02221/ 
624060) statt. Den Festvortrag wird Ministerialdirigent 
Schweinoch vom Bayerischen Staatsministerium des Innern 


über die „Aufsichtsbehörde als Partner der Wirtschaft” halten. 
Schweinoch nimmt im Rahmen des sogenannten Beraterkrei- 
ses eine führende Stellung bei der Koordination der einzelnen 
Landesaufsichtsbehörden ein. Ein weiterer Vortrag dieser Ver- 
anstaltung wird sich mit Fragen des Verhältnisses der Gewerk- 
schaften zum Problemkreis des betrieblichen Datenschutzes 
befassen. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz, Prof. 
Dr. Bull, hat seine Teilnahme an der Mitgliederversammlung 
zugesagt. 

(Nr. 4/15.2.78) 


“„.ENTSCHEIDEND WICHTIG IST EINE KAMPAGNE ZUR DISSOLIDARISIERUNG DIESER SZENE...” 


Das Folgende sind Auszüge aus einer Rede, die der damalige 
Bundesinnenminister Maihofer am 14. April 1977, also kurz 
nach Bubacks Tod, vor dem Innen- und Rechtsausschuß des 
Bundestages gehalten hat. In den von uns gestrichenen Passa- 
gen berichtet er über Fahndungsmaßnahmen und ihre Koordi- 
nation. 


... Was ist nun die Strategie dieser Art von Rote-Armee-Frak- 
tion usw.? Nur eine Auswahl aus einem Strategiepapier: Auch 
da kleine Gruppen von ein bis zwei Personen als Aktionsgrup- 
pen und nicht mehr; zum anderen nun eingerichtete Fälscher- 
werkstätten, Druckerei, Labor usw. So ist etwa bei Kröcher ein 
an technischer Perfektion kaum mehr zu überbietendes Arsenal 
in Stockholm gefunden worden, das nur über Monate zusam- 
mengetragen worden sein kann; hier gibt es nichts, wofür nicht 
vorgesorgt worden ist. Dazu kommen drittens Kraftfahrzeuge 
und Garagen, und zwar jeweils mehrere. Viertens gibt es dann 
Funkgeräte, aber nicht nur Empfänger, sondern genauso auch 
Sender, und zwar in einer höchsten technischen Perfektion, 
ungefähr auf dem letzten Stand der jeweiligen Technik. Wei- 
ter: 

Zwei bis drei Fluchtwohnungen! Nicht zu unterschätzen ist 
dann die gezielte Arbeit mit den sogenannten ""Sympis’’, wie 
sie in den Haag-Papieren heißen, den Sympathisanten, nämlich 
den Personen, die nur darauf angesetzt sind, diese Kontaktar- 
beit — "Informationskontakte’”’ in diesen Papieren genannt — 
zu betreiben, um also diese in der Legalität operierende Szene 
mit entsprechenden Informationen — oder, wenn Sie es genau 
wollen, mit Desinformationen — zu versehen und natürlich 
auch die Massenmedien einzuspannen, die für solche Gewalt- 
propaganda oder jedenfalls Verharmlosungspropaganda aufzu- 
schließen sind. 


Das ist ein viel gefährlicheres Konzept als das der Revolutio- 
nären Zellen. Man muß sich klar sein: die Gegenstrategie heißt 


Werner Maihofer 


nicht nur Polizei und Fahndung, sondern heißt genauso auch 
Politik und Aufklärung, und das bedeutet ganz konkret — und 
das ist meine letzte Vorbemerkung, die ich machen möchte —: 
Genauso stark, wie wir jetzt die Öffentlichkeitsfahndung und 
die gezielte Einzelfahndungsaktion vorantreiben müssen, müs- 
sen wir eine DISSOLIDARISIERUNGSKAMPAGNE gegen die 
ganz erhebliche Unterstützer- oder jedenfalls Sympathisanten- 
szene der RAF und der anderen in Gang bringen. 

Ich möchte Ihnen mal ganz vorsichtig ungefähr einen Begriff 
davon geben, mit was für einen Hintergrund— noch nicht ein- 
mal geistigen, sondern tätigen Hintergrund — wir hier zu rech- 
nen haben. Sie wissen, daß ungefähr 30 Personen — ich sage 
jetzt aus wohlerwogenenen Gründen immer "ungefähr’”’ — mit 
Haftbefehl gesucht werden, 14 davon in der Vorrangfahndung. 
Zum anderen haben wir gegenwärtig etwas über 100 Personen 
aus der Terroristenszene nach den Verfahren, die bisher gelau- 
fen sind, in Haft. In weiteren 240 Fällen sind Ermittlungsver- 
fahren im Gange und in 265 Fällen Anklageerhebung. 

Vor allem aber — und das ist hier das Wichtige — müssen wir 
ungefähr mit einem Potential von 400 bis 500 Personen rech- 
nen, die als aktive Sympathisanten — andere sagen auch: als 
Unterstützer — der terroristischen Szene angesehen werden 
müssen. Dazu kommen mindestens noch einmal 4 - 5000 Per- 
sonen, die als potentielle Sympathisanten — also gelegentliche 
Ausweisüberlasser oder ähnliches — mit in Betracht gezogen 
werden müssen; das sind also sogenannte Kontaktpersonen der 
vielfältigsten Art. Das ist das Wasser, in dem diese Fische 
schwimmen; weithin schwimmen sie auch im Wasser einer 
Schickeria, die in der Tat die Grenzen nicht so ganz klar zieht. 

Ich glaube, daß es entscheidend wichtig ist, — und zwar nicht 
als ein Profilierungsthema der Parteipolitik, sondern als eine 
gemeinsame Anstrengung aller politischen Parteien —, geradezu 
eine Kampagne zur Dissolidarisierung dieser Szene in den näch- 
sten Wochen — jeder auf seine Weise und auf seiner Ebene — 
vorzutragen. Dies gilt es meiner Meinung nach neben den poli- 
zeilichen Aktionen jetzt und in der nächsten Zeit vor allem zu 
tun, und zwar immer wieder neu... 
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Zwei honette Kaufleute 


Zwei Besenbinder hatten nebeneinander feil in Hamburg. 
Als der eine schon fast alles verkauft hatte, der andere noch 
nichts, sagte der andere zu dem einen: „Ich begreife nicht, 
Kamerad, wie du deine Besen so wohlfeil geben kannst. Ich 
stehle doch das Reis zu den meinigen auch und verdiene 
gleichwohl den Taglohn kaum mit dem Binden.” „Das will 
ich dir wohl glauben, Kamerad”, sagte der erste; „ich stehle 
die meinigen, wenn sie schon gebunden sind.” 


Johann Peter Hebel 


